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Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei

31 Da sprach nun Jesus zu den Juden, die an ihn glaubten: Wenn ihr
bleiben werdet an meiner Rede, so seid ihr in Wahrheit meine
Jünger

32 und werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird euch
frei machen.

33 Da antworteten sie ihm: Wir sind Abrahams Kinder und sind
niemals jemandes Knecht gewesen. Wie sprichst du denn: Ihr sollt frei
werden?

34 Jesus antwortete ihnen: Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer
Sünde tut, der ist der Sünde Knecht.

35 Der Knecht aber bleibt nicht ewiglich im Hause; der Sohn bleibt
ewiglich.

36 Wenn euch nun der Sohn frei macht, so seid ihr recht
frei.

(Neues Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 8, Vers 31-36,
Die Wahrheit macht frei)



Der Nazarener erweckte durch seine Reden und sein Auftreten das
Interesse des Volkes, und als sie sich ihm zuwandten und lauschten,
sprach er und sagte:

"Wenn ich nun sage, stellt euch gegen die Furcht und die Unterdrücker
und unterwerft euch nicht im Allerkleinsten, und ihr erinnert und
haltet euch fortan an mein Wort, so werdet ihr nicht mehr zu täuschen
und zu beherrschen sein, und das wird euch frei machen."

Da wunderten sich die Leute und fragten ihn:

"Wir alle sind Kinder Abrahams, sein Volk und keine Knechte. Wie
sollten wir noch freier werden?"

Der Nazarener aber antwortete und sprach:

"Wer der Furcht vor den Mächtigen aus dem Wege geht, dient ihrer
Vorherrschaft. Er bleibt nichts als ein Diener, Nutznießer und Knecht
und ist der Furcht, ihren Drohungen und ihren Versprechungen erlegen.
Hinweggeschwemmt und ohne jeden Bestand wird er für immer ihrem
flüchtigen und wechselhaften Wesen verbunden und unterworfen bleiben.
Er wird keinen Anfang und kein Ende finden.

Ich aber stelle mich den Mächtigsten und Stärksten gleich und fürchte
sie nicht. Niemals können sie mich aus unserem gemeinsamen Hause
verjagen. Wenn ihr nun meine Brüder und Schwestern seid, so werdet ihr
so frei und daheim sein wie ich."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich
aber vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 19)

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. August 2018
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ATOM/172: Strahlende Wege - geblendet von Normalität ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 3. September 2018

BBU fordert sofortiges Verbot aller Urantransporte



(Bonn, Koblenz) Anlässlich der Blockade eines Urantransportes in
Rheinland-Pfalz am Samstag (1. September 2018) hat der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erneut ein sofortiges Verbot aller
Urantransporte gefordert. Der BBU kritisiert, dass trotz aller Risiken nach
wie vor zahlreiche Urantransporte mit der Bahn und mit Lastwagen quer durch
das Bundesgebiet rollen. So erfolgen zum Beispiel häufig Urantransporte von
Hamburg, nachdem das Nuklearmaterial mit Schiffen den Hamburger Hafen
erreicht hat, nach Frankreich und zwischen der Urananreicherungsanlage in
Gronau (NRW) und Frankreich. Auch die Brennelementefabrik in Lingen
(Niedersachsen) ist immer wieder Ziel und Abfahrtsort hochgefährlicher Uran-
 und sonstiger Atomtransporte. "Brennelemente aus Lingen ermöglichen den
Weiterbetrieb der gefährlichen Atomkraftwerke in Belgien, in der Schweiz
und in anderen Ländern. Das Land Niedersachsen und die
Bundesumweltministerin Svenja Schulze sind in der Pflicht, derartige
Transporte zu unterbinden", so Udo Buchholz vom Vorstand des BBU.

In einer Pressemitteilung der "Aktionsgruppe von der Urantransportblockade
Moseltalbrücke" heißt es zur Aktion vom Samstag: "Am Samstag um 5.30 Uhr
wurde die Bahnstrecke zwischen Koblenz und Trier unterhalb der A61
gesperrt, da sich zwei Aktivistinnen mehr als 100m von der darüber
liegenden Moseltalbrücke abgeseilt hatten. Unten waren Menschen mit
Transparenten wie "Atomtransporte stoppen - Urananreicherung stilllegen"
auf den Schienen. Damit wurde ein Urantransport, der sich zu dem Zeitpunkt
im Güterbahnhof in Koblenz befand und innerhalb der nächsten Stunde über
Trier nach Narbonne in Frankreich weiter fahren sollte, um etwa 7 Stunden
verzögert. Mit direkten Aktionen wie dieser wird in den reibungslosen
Ablauf der kritisierten Atomtransporte eingegriffen, um auf sie aufmerksam
zu machen."


Vollständiger Text der Pressemitteilung der Aktionsgruppe unter

http://urantransport.de/2018/09/zusammenfassende-pressemitteilung-zur-anti-atom-abseil-blockade-an-der-moseltalbruecke/#more-2182

Weitere Informationen über die Gefahren der zahlreichen Urantransporte
unter: 

http://urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/294: Hambacher Forst - Rodung ein paar Wochen aufgeschoben ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 6. September 2018

Atempause für den Hambacher Wald

RWE muss Rodungen verschieben



RWE muss die ab dem 1. Oktober geplanten Rodungen im Hambacher Wald
verschieben. Im Klage-Verfahren des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) gegen das Land NRW wegen der Zulassung des
aktuellen Hauptbetriebsplans für den Braunkohlentagebau Hambach hat
der Kohlekonzern gestern nach Aufforderung durch das
Oberverwaltungsgericht in Münster eine Stillhaltezusage abgegeben.
Danach sicherte RWE zu, nicht vor dem 14. Oktober mit Rodungen
beginnen zu wollen. Die seit gestern im Wald laufenden Maßnahmen
stünden in keinem Zusammenhang mit den geplanten Rodungen.

Für den BUND ist das ein erster wichtiger Schritt: Der Hambacher Wald
bekomme damit eine Atempause. Allerdings rechnet der Umweltverband
nach eigener Aussage damit, dass in diesem Winter keine Rodungen
stattfinden. Der BUND erwartet, dass RWE die Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts über die anhängige BUND-Klage abwartet. Sollte
RWE hierzu nicht bereit sein, hofft der BUND darauf, dass das OVG es
nicht zulässt, dass RWE vor dem Abschluss der richterlichen Prüfung im
Eilverfahren Fakten schafft. Im Übrigen könne RWE nicht belegen, dass
die Durchführung von Rodungsarbeiten bereits diesen Winter -
geschweige denn bereits im Oktober - beginnen müssen, um einen
Tagebaustillstand zu vermeiden.

Der BUND fordert ferner das Land NRW, RWE und die Waldbesetzer auf,
alles zu unterlassen, was zu einer weiteren Eskalation und Gewalt im
Hambacher Wald führt. Dieser Konflikt müsse gewaltfrei gelöst werden.

Mehr Infos: 

www.bund-nrw.de/hambach-klage

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. September 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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WALD/293: Hambacher Forst - der Tag X ist heute ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 6. September 2018

Tag X ist da! Wie werde ich aktiv?



Donnerstag, 6. September 2018

• Um 11:50 Uhr wurde Tag X ausgerufen, da die Bodenstrukturen der
Waldbesetzung bereits geräumt wurden, die ersten Baumhäuser geräumt
werden und der ERSTE BAUM GEFALLEN ist.

• Um 12:40 wurde der Polizeieinsatz für heute beendet. Durch eine
Klage des BUND ist ein Rodungsstopp bis zum 14. Oktober erwirkt
worden.

12.40 Uhr

Jetzt ist die Polizei wieder aus dem Wald raus, es ist noch nicht
abzusehen, wann wieviel geräumt und gerodet wird. Trotzdem sind die
Barrikaden und Bodenstrukturen weg und wir wissen nicht, wann die
Polizei und RWE wieder in den Wald kommen werden, um zu räumen. Die
Rodungsarbeiten jedoch sind auf den 14.10. nach hinten verschoben
wurden. DAS HEISST NICHT, DASS NICHT TROTZDEM GERÄUMT WIRD! Kommt also
alle und bringt Baumaterial, haltbares Räumungsessen und radikale gute
Laune mit.

11.50 Uhr

Tag X ist gekommen! Die Bodenstrukturen der Waldbesetzung wurden
bereits geräumt, die ersten Baumhäuser werden geräumt und der ERSTE
BAUM IST GEFALLEN. Räumung bedeutet immer auch gleich Rodung, das
heißt, spätestens jetzt müssen wir aktiv werden und versuchen, die
Räumung und Rodung auf verschiedensten Wegen zu verhindern und zu
stören.

Kommt in den Wald, ob alleine oder mit eurer Bezugsgruppe, macht
Soliaktionen (Kletteraktionen, Banner malen, Plakatieren, Sabotage,
Demos, Vorträge... egal was, alles geht!) und verbreitet die Kunde von
der Zerstörung des Hambacher Forsts - ein 12.000 Jahre alter Wald und
Ort des Widerstands gegen Braunkohle und das kapitalistische System,
der dem deutschen Rechtsstaat ein Dorn im geldgierigen Auge ist.

Aus dem Ticker:

12:46 Rodungsstopp bis zum 14. Oktober. Durch die Klage des BUND muss
RWE mit der Rodung warten.

12:40 Polizeieinsatz ist für heute beendet. Polzei und RWE ziehen aus
dem Forst ab.

12:01 Polizei hat Gallien und vermutlich auch Oaktown verlassen,
wahrscheinlich auf Grund von Regen.

11:56 Für Infos zum "KIM NEULAND" Prozess den ABC Twitter @xABC_rlx
besuchen.

11:50 Tag X ist ausgerufen.

11:18 In Oaktown wird gerade eine bewohnte Barrikade geräumt. Mit
einem Abräumbagger. Obwohl da noch Menschen drin sind.

11:17 1. Prozesstag "KIM NEULAND": wieder Polizei - wieder
Ausweiskopien am Eingang. Ca. 15 solidarische Prozessbegleiter*innen .

10:45 Baumfällungen in Oaktown.

10:29 Ein Journalist, der u.A. für die @tazgezwitscher schreibt, wurde
von der Polizei anderthalb Stunden lang auf dem Weg zur Waldbesetzung
festgehalten. Ihm wurde sein Handy weggenommen.

10:11 Oaktown: Hütte Simona wird scheinbar begonnen zu räumen.

10:00 Gallien: Kleine Bäume werden derzeit mit der Kettensäge
entastet.

09:50 RWE klaut Oaktown die Solarpanele.

09:00 Gallien: Kettensägen zerstören jetzt den Rest der abgesägten
Plattform neben dem Tower.

08:50 Gallien: Hängebrücke und Plattform neben dem Tower sind
abgerissen.

08:30 Eine Hundertschaft in Oaktown. Traversen werden gekappt und
Plattformen angegriffen.

08:18 Secus und Polizisten kappen die Brücke zwischen dem Gallientower
und der Plattform daneben.

08:15 Polizisten betreten Oaktown und Sekus in Gallien.

07:40 Ein paar Wannen auch am Waldeingang Lorien. Hubsteiger und
Bagger dabei.

07:10 Die Wiesenbesetzung ist umstellt.



Schaut auch auf die Twitter Accounts: @Oaktown1312 @HambiBleibt

Weitere Informationen:

http://hambacherforst.blogsport.de/

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/292: Hambacher Forst - Waldbewohner bis zuletzt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 5. September 2018

Räumung von Bodenstrukturen im Hambacher Forst, Vorbereitung auf die zeitnahe zu erwartende Baumhausräumung



Seit heute [Mittwoch, 5. September] morgen um 7:30 war die Polizei in
Kooperation mit Mitarbeiter_innen von RWE im Hambacher Forst, um dort
sämtliche Bodenstrukturen und Barrikaden zu räumen.

Es wurden Hütten, Unterstände sowie lebensnotwendige Infrastruktur wie
Komposttoiletten und Küchen restlos zerstört.

Um die Wege durch den Wald tauglich für ihre Maschinen zu machen,
mussten sie drei besetzte Barrikaden räumen (zwei Tripods und ein
Monopod). Um diese Strukturen zu schützen, kettete sich eine Person in
einem 2.5 Meter tiefem Tunnel unter einem der Tripods an.

Obwohl die Polizei mit einer Hebebühne und mehreren
Kletterpolizist_innen anrückte, gelang es ihr bis 17:20 nicht,
sämtliche Barrikaden zu räumen.

Die aus den Barrikaden geräumten Personen wurden so wie weitere
Aktivist_innen festgenommen und bis auf eine Person in die
Gefangenensammelstelle in Aachen verbracht. Die eine andere Person
wurde in ein Krankenhaus in Bergheim gebracht, da ihr während der
Polizeimaßnahme der Arm gebrochen wurde.

Außerhalb des Aachener Polizeireviers hatten sich mehrere
Unterstützer_innen versammelt, um die Aktivist_innen in Empfang zu
nehmen, doch selbst diese friedliche Unterstützung wurde von der
Polizei schikaniert.

Dieser Angriff auf die Klimagerechtigkeitsbewegung im Rheinland war
eine der grössten Eskalationen seitens der Polizei im gesamten Kampf
um den Hambacher Forst.

Während die Polizei aggressiv die Besetzung angriff, gab es im
naheliegenden Ort Buir eine Demonstration, welche sich gegen die
Verletzung von Menschenrechten und die Rodung eines 12.000 Jahre alten
Waldes durch den Energieriesen RWE aussprach.

Die Demonstration, welche von Buir bis in den Wald hinein ging und aus
unzähligen bunten Menschen aus allen Alters- und
Gesellschaftsschichten bestand, wurde von einer Großzahl an Polizei zu
Fuß und zu Pferd eskortiert. Die Demonstration endete am Waldrand, und
die Leute konnten ungehindert den Wald betreten.

Die Fronten haben sich verhärtet und es ist nun klar erkenntlich, dass
der Staat mit all seinen Mitteln auf seiten RWEs handelt, während sich
die Aktivist_innen dazu entschieden haben, für den Erhalt der Natur
und Klimagerechtigkeit zu kämpfen.

Dieser ist der erste von vielen Tagen, die folgen, und es fühlt sich
an, als rücke Tag X jede Stunde näher.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/291: Hambacher Forst - ein Friedensappell ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald - die Ereignisse überschlagen sich - wir kommen wieder
und lassen nicht nach

von Michael Zobel, 4. September 2018



Guten Tag zusammen,

die Ereignisse überschlagen sich, es ist schwer, noch den Überblick zu
behalten. Ich versuche es trotzdem.

Zu allererst: Wir machen weiter. Wir machen weiter mit unserer
Unterstützung der Menschen, die sich auf vielfältige Weise für den Erhalt
des Hambacher Waldes einsetzen. Sei es auf der Straße, bei
Waldspaziergängen, vor Gericht, mit Kunst und Musik, in der Presse, im Wald
und auf den Bäumen. Und wir wollen zeigen, dass am Ende dieser Widerstand
so groß und wirkungsvoll sein wird, dass dem IrRWEg der Zerstörung unserer
Lebensgrundlagen ein baldiges Ende gemacht wird.

Von diesem Ziel lassen wir uns nicht abbringen. Und ich appelliere an Alle,
die mit uns zusammen das gleiche Ziel verfolgen, sehr genau zu überlegen,
was uns dem Erfolg näher bringt. Es gibt gerade eine überwältigende Welle
der Solidarität und Unterstützung, eine wachsende Zahl von Menschen, die
nicht tatenlos zusehen wollen, wie mit dem Hambacher Wald ein ganz
wichtiges Symbol für das Leben im Einklang mit der Natur unwiederbringlich
vernichtet werden soll.

Alle Menschen im und um den Wald herum sollen wissen, dass diese
beispiellose Unterstützung eine ganz große Chance ist. Wir müssen dringend
heraus aus einer scheinbar unaufhaltsamen Spirale der Eskalation, wir
brauchen Zeit zum Atemholen und Nachdenken, wir brauchen hoffnungsvolle
Bilder, keine brennenden Autos, wir brauchen Deeskalation auf allen Seiten,
keine Märtyrer, keine verletzten Menschen. Danke.

September 2018, der Monat vor der kommenden Rodungs-Saison. Lasst uns wie
im vergangenen Jahr eine Rodungs-Verhinderungs-Saison daraus machen. Zum
Beispiel mit gleich fünf Sonntags-Spaziergängen. Vorgestern, 2. September,
kurzfristig in den Kalender gekommen, trotz massiver Polizeikontrollen 420
(!) große und kleine TeilnehmerInnen.

Ein paar Fotos, ein Film... (Links siehe unter [1])

Wir kommen wieder, wir machen weiter, Waldspaziergänge am 9. September, 16.
September zusammen mit der Aktion AufBäumen und Waldfest,
https://aufbaeumengegenkohle.de , 23. September mit dem Aachener
Friedenskreuz, 30. September ROTE LINIE.

Fünf September-Sonntagsspaziergänge im Hambacher Wald

Es gibt eine wachsende Zahl von Anmeldungen für die kommenden
Waldspaziergänge, im September bekanntlich an jedem Sonntag. Immer 11.30
Uhr, immer Treffpunkt am Kieswerk Collas. Unter Vorbehalt, denn der
Treffpunkt kann sich durch die aktuelle Situation jederzeit ändern.

Wegen der Erklärung des Gebietes rund um den Hambacher Wald zum
"Gefährlichen Gebiet" können Identitäts- und Gepäck- bzw.
Fahrzeugkontrollen durchgeführt werden. Lasst Euch nicht abschrecken.
Lebensmittel und Wasser werden übrigens bisher durchgelassen...

Anmeldungen unter info@zobel-natur.de

Weitere Termine, noch mehr nachzulesen und zu sehen auf facebook HambiSoli
Terminkalender ...

Großartige Kunst - Helge und Saxana sind ein Geschenk für den Wald und
seine Bewohner

Das phänomenale Künstlerpaar Helge Hommes und seine Frau Saxana ist jetzt
schon zwei Wochen im Wald und malt. Gerade entsteht das Abschlussbild
"Himmelskinder", drei mal vier Meter groß. Die beiden laden ein:

HELGE HOMMES ...
 +++ EINLADUNG +++
 Hallo liebe Menschen ... Saxana und ich möchten euch einladen, am
 kommenden Mittwoch ( 5. Sept. 2018 ) ab Mittag alle in den Hambacher
 Wald zu kommen ( ... und dort am Ort Rotbuchingen bzw. Beechtown ) um
 mit uns zusammen das 11. Gemälde, das wir nun in 14 Tagen hier im Wald
 gemalt haben, im Anlass einer Betrachtung mit gemeinsamen Energietanken
 zu feiern. Wir fahren dann zurück nach Leipzig und hoffen jede Menge
 positive Energie im Wald zu lassen, die die Menschen dort, die in den
 Baumkronen wohnen und die Bäume brauchen, um der drohenden Gefahr der
 Folgen der irrsinnigen Gedanken von RWE zu widerstehen. Ich hoffe Ihr
 kommt alle. Polizisten, die sich gedanklich mit dem Thema
 auseinandersetzen und zu einer Befriedung beitragen möchten, sind
 herzlich willkommen. Die Gemälde müssen wir leider aus diversen Gründen
 erstmal mit nach Leipzig nehmen. Falls das Ludwigforum oder der neue
 Aachener Kunstverein sich spontan entschließen würden, die 11 Gemälde in
 einer Sonderschau in Solidarität zu dem Hambacher Wald auszustellen, wäre
 dies der angemessene Rahmen, den die Bilder und die ganze Sache verdient
 hätten ... darüber könnte man nachdenken ... herzlichen Gruss Helge &
 Saxana +++ Danke an WOLFGANG BECKER ( ohne ihm wären wir nicht hier ), an
 Todde ( grossartige Filmdokumente !!! ), an Michael Zobel & Eva (
 souveräne Unterstützung in so vielen Ebenen / grossartig ) , an alle
 Menschen, die hier Haltung zeigen und leben ... ganz besonders an die
 vielen jungen Menschen in den Baumkronen > stellvertretend genannt: Ton -
 Delft - Jasper ... und nun wünsche ich mir, das Mittwoch Mittag 1000
 Leute oder mehr in den Wald kommen ...

 https://www.facebook.com/profile.php?id=100013095848103




Demonstration am Mittwoch, 5. September, Grundrechte verteidigen -
Hambacher Forst erhalten [2]

Donnerstag, 6. September. Der Wald wird mehr und mehr abgesperrt, die
Waldschützer können kaum mehr herauskommen. Und genau zu diesem Zeitpunkt
beginnt der Prozess gegen eine Person, die für viele zu einem der prägenden
Gesichter der letzten Jahre geworden ist, Kim Neuland.

Im Dezember 2016 wurde sie für 17 Tage ihrer Freiheit durch
Untersuchungshaft beraubt. Es wird der erste Prozesstag von dreien vor
einem Schöffengericht am Amtsgericht Düren, Saal 1.07, August-Klotz-Str.
14, 52349 Düren sein. An diesem Tag sind sechs Zeug_innen geladen. Der
nächste Prozesstag ist für den 14.09.18, der dritte zum 16.10.18 anberaumt.

Breite Öffentlichkeit gewünscht!

Samstag, 8. September, eine private Initiative zum Familienausflug, danke
für Euer Engagement...

"Ich habe deinen Impuls nun direkt aufgenommen und für Samstag mit
befreundeten Familien einen Ausflug in den Hambacher Forst zu einem
Fototermin ausgemacht."

https://www.facebook.com/events/665631230503085/

Nochmal Samstag, 8. September, Historischer Spaziergang in Keyenberg

Sonntag, 9. September, ganztägig, Ehrenwert - Aktionstag der Aachener
Vereine in der Innenstadt. Am Stand der Anti-AtomInitiative 3Rosen wird
auch der Hambacher Wald vertreten sein, danke für die Unterstützung...

Die campact online-Petition ist gerade bei mehr als 248.000 Unterschriften
angekommen, bitte weiterleiten, unterschreiben, teilen...

https://aktion.campact.de/kohleaus/hambach-appell/teilnehmen

und der Kinotrailer zur Rodungs-Verhinderungs-Saison ist fertig...

https://vimeo.com/286849197

Noch eine ganz tolle Info-Quelle mit Terminen, Archiv u. ä. hier, DANKE
Barbara

www.verheizte-heimat.de

So viel Stoff, das soll erst einmal reichen, nochmals danke für die
vielfältige Unterstützung,

mit verhalten optimistischen Grüßen,

Michael Zobel


[1] Fotos und Film vom Waldspaziergang am 2. September 2018

https://www.facebook.com/photo.php?fbid=10213863112666615&set=pcb.10213863137587238&type=3&theater

https://vimeo.com/287950964

[2] https://hambacherforst.org/blog/2018/09/02/aufruf-zur-demonstration-am-5-9-18-grundrechte-verteidigen-hambacher-forst-erhalten/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 4. September 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/468: Klimakampf und Kohlefront - fortleben und erhalten ... (Keyenberger Histories)


"Historischer Spaziergang durch Keyenberg"

Von Keyenbergern erarbeitet und organisiert

am Samstag, 8. September 2018



In den kommenden Jahren soll einer der ältesten Orte im Erkelenzer Land
endgültig von der Landkarte verschwinden. Zusammen mit vier weiteren
Dörfern soll Keyenberg vom nahenden RWE-Braunkohletagebau geschluckt
werden.

Um aufzuzeigen, welche Geschichte für immer verloren geht, bieten einige
Keyenberger allen Interessenten einen "Historischen Spaziergang". Die
Organisatoren versprechen spannende Einblicke in die Geschichte des Dorfes
von der Römer- bis in die Jetztzeit. "Schließlich war Keyenberg schon 400
Jahre vor Berlin urkundlich erwähnt. Die Anfänge liegen aber vermutlich
einige 1000 Jahre zurück", so der Keyenberger Ingo Bajerke, der die Tour
mit vorbereitet hat.

Am kommenden Samstag um 14.30 Uhr geht es in einer gemütlichen, ca.
2-stündigen Runde durch den Ort. Die Wegstrecke ist durchweg befestigt und
bewusst kurz gewählt, so dass auch bewegungseingeschränkte Menschen gut
mithalten können. An einigen Stationen werden zu historischen Gebäuden und
Orten Informationen gegeben und Fragen beantwortet.

Bereits im Juni hatten die "Keyenberger Histories", wie sich die Gruppe um
Bajerke nennt, mit einem kurzweiligen Vortrag mit alten Fotos rund um den
Ort viel Zuspruch erhalten. Jetzt geht es in die nächste Runde.

Besondere Ehre für die Keyenberger: Für den Spaziergang hat sich mit Antje
Grothus auch ein Mitglied der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung (Kohlekommission) der Bundesregierung angekündigt. Die
Kommission soll bis zum Jahresende das Szenario für den bundesdeutschen
Kohleausstieg erarbeiten. Frau Grothus wird im Anschluss an die Führung
interessierten Menschen aus der Region Rede und Antwort stehen.

Termin: Sa, 08.09.2018, 14.30- ca. 16.30 Uhr

Ort: Start und Ziel am Pfarrheim, Keyenberg, An St. Kreuz

Anschließend: Frage- und Informationsrunde mit Frau Antje Grothus, Mitglied
der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung
(Kohlekommission) bei der Bundesregierung

 * 

Quelle:

Keyenberger Histories
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KOHLEALARM/467: Klimakampf und Kohlefront - das Gegenteil ist richtig ... (Fossil Free Aachen )


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Globaler Aktionstag "Rise for Climate": Kohle stoppen in Aachen und der
Region!



Am 07.09.18, dem globalen Aktionstag "Rise for Climate", wird auch in
Aachen demonstriert. Die Initiative Fossil Free Aachen veranstaltet am
Freitag ab 10 Uhr am Geldbrunnen in der Aachener Innenstadt einen Info-
und Proteststand. Die Gruppe will über die regionalen und globalen
Auswirkungen des Braunkohleabbaus informieren und die Bevölkerung für
die sich sowohl weltweit als auch vor Ort immer mehr zuspitzende
Situation sensibilisieren.

In den Flyern der Gruppe heißt es: "In Deutschland - und vor allem in
unserer Aachener Region - ist die Verbrennung von Braunkohle das
drückendste Problem. Der größte Emittent des Treibhausgases CO2 in
Europa ist das rheinische Braunkohlerevier, direkt vor unserer Haustür.
Hier verdient der Energiekonzern RWE viel Geld mit der Verbrennung des
schmutzigsten fossilen Brennstoffs, den es weltweit überhaupt gibt.
Zusätzlich zur Klimaschädigung ist die Braunkohlewirtschaft mit der
Zerstörung riesiger Landschaftsflächen, der Zwangsumsiedlung und
Zerstörung ganzer Dörfer und dem Ausstoß von Giftstoffen wie
Quecksilber, Uran, Feinstaub behaftet - ein Irrsinn, dem keinerlei
Notwendigkeit gegenübersteht. Die Stromversorgung Deutschlands würde
heute sehr gut ohne Braunkohle funktionieren und es droht auch keine
Massenentlassung von RWE-Beschäftigten. Allein durch die Ausbremsung der
Energiewende ist seit 2010 übrigens ein vielfaches der Arbeitsplätze
zerstört worden, welche die Braunkohle insgesamt noch bietet."

Fossil Free Aachen Sprecherin Lea Heuser erklärt: "RWE versucht gerade,
mit Unterstützung der Landesregierung und der Polizei im Tagebau Hambach
Tatsachen zu schaffen". Die Besetzung des Hambacher Waldes werde durch
Razzien und Polizeiaktionen ihrer Infrastruktur beraubt und die
Waldschützer*innen seien zunehmender Repression und Kriminalisierung
ausgesetzt. Derweil führe der menschengemachte Treibhauseffekt zu immer
mehr Katastrophen und der Deutsche Kohleausstieg rücke durch die
Verhandlungen der Kohlekommission endlich in greifbare Nähe. "Niemand
versteht, wieso RWE ausgerechnet jetzt weiter den Rest des absolut
schützenswerten Waldes roden will, wenn vielleicht in den nächsten
Wochen aus Berlin das Signal kommt, dass bald gar keine Kohle mehr
gefördert werden darf".

Die Initiative hat aber nicht nur Flyer und klare Botschaften im Gepäck:
Blickfang und prominentester Unterstützer der Aktion ist der
verschwINDEMANN, ein knapp zwei Meter hoher Nachbau des Aussichtsturms
Indemann am Tagebau Inden. Der originale Indemann ist ein 36 Meter hoher
 Stahlgitterturm in Form eines stilisierten Menschen auf einer
Abraumhalde in der Gemeinde Inden, Kreis Düren. Der verschwINDEMANN ist
jedoch nur auf den ersten Blick eine originalgetreue Miniversion des
Stahlkolosses. Mit abwehrend erhobener Hand bedeutet er dem
Braunkohletagebau von RWE, sofort von hier zu verschwinden. "Das über
Jahrmillionen im Boden gespeicherte CO2 in kürzester Zeit durch die
Verbrennung fossiler Energieträger in die Atmosphäre zu blasen, ist eine
der Hauptursachen des Klimawandels" erläutert Heuser. "Ein Konzern, der
mit der Zerstörung unserer Lebensgrundlage Profit macht, hat weder hier
noch sonst irgendwo etwas zu suchen - deshalb sagen wir 'Verschwinde,
RWE!'".

Der Aktionstag "Rise for Climate" wurdeweltweit von der
Klimaschutzorganisation 350.org ausgerufen. Tausende Menschen auf fünf
Kontinenten machen mit kreativen Aktionen im Rahmen der Kampagne Rise
for Climate auf die wachsenden Auswirkungen des Klimawandels aufmerksam
und fordern ein Ende des fossilen Zeitalters. "Gerade erst haben wir
durch die Hitzewelle einen Vorgeschmack von dem bekommen, was uns in den
nächsten Jahren zunehmend erwarten wird. Wir müssen sofort aufhören,
Treibhausgase zu emittieren, und selbst dann kann sich die Erderwärmung
erst in Jahrzehnten wirklich abbremsen", schildert Heuser den
alarmierenden Stand der Dinge.

In ganz Deutschland gibt es dezentrale Aktionen, die ein Ende von Kohle,
Öl und Gas fordern. Die Essener Bevölkerung gibt dem Kohlekonzern RWE
symbolisch die Aktien der Stadt zurück und verleiht so ihrer Forderung
nach dem Verkauf der städtischen RWE-Anteile Nachdruck. Der
Bürgermeister Thomas Kufen und RWE Vorstandschef Schmitz sind zu der
Aktion eingeladen und können dort Stellung beziehen. In Berlin rückt ein
NGO-Bündnis mit einer Großprojektion und weiteren Aktionen "brennende
Landschaften" wie den jüngsten Waldbrand in Fichtenwalde/Brandenburg in
den Fokus. Die Aktiven fordern von der Bundespolitik u.a. einen
Subventionsstopp für fossile Brennstoffe, Divestment von 600.000
Bundespensionen und ein Klimaschutzgesetz für eine Bürger-Energiewende
mit 100% Erneuerbaren. In Stade gehen Hunderte Menschen gegen das
örtliche Kohlekraftwerk auf die Straße und fordern den schnellen
landesweiten Kohleausstieg ein. Weitere Aktionen finden in Köln,
Münster, Paderborn, Mainz, Eisenach, Karlsruhe, Frankfurt und Erlangen
statt.

Auch viele unmittelbar vom Klimawandel und den Machenschaften der
Kohle-, Öl- und Gasindustrie betroffene Menschen nehmen am Aktionstag
teil: Pazifische Inselbewohner*innen fordern ihre lokalen Institutionen
auf, auf 100% erneuerbare Energien umzusteigen; in Thailand sind
Demonstrationen um den UN-Klimagipfel in Bangkok geplant; in Afrika
treffen sich lokale Entscheidungsträger*innen, um den Übergang zu einer
sozial gerechten und fairen Energieversorgung zu beschleunigen.

Die Gruppe Fossil Free Aachen war bis vor Kurzem unter dem Namen Divest
Aachen aktiv. Der Schwerpunkt lag darauf, die Städteregion Aachen und
andere lokale Akteur*innen vom Divestment, also einem Abzug aller
Investitionen aus den fossilen Energien zu überzeugen. In Bezug auf die
städteregion ist dies teilweise gelungen: Der Städteregionstag beschloss
auf Antrag der Grünen im Haushalt 2018, ca. ein Drittel ihrer RWE-Aktien
abzustoßen.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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MELDUNG/178: Kulturelles Erbe neu aufbereitet (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 05.09.2018

Kulturelles Erbe neu aufbereitet



Das Holzhandwerk gilt als eines der ältesten Handwerke und wurde über
lange Zeit größtenteils mündlich weitergegeben. Im Projekt "Holzhandwerk
Revisited" entwickelten Holz- und BewegtbildforscherInnen der FH St.
Pölten und der Universität für Bodenkultur Wien (BOKU) gemeinsam mit
Schülerinnen und Schülern und dem Österreichischen Freilichtmuseum Stübing
neue Dokumentations-Formate, um ausgewählte Holzhandwerkstechniken mittels
Bewegtbild für nachfolgende Generationen zu erhalten.

Über die Jahrhunderte hat sich eine lange Tradition der Holzverarbeitung
entwickelt. Gerade in Zeiten von Ressourcenverknappung und Klimawandel
erlebt Holz einen Aufschwung und gilt nach wie vor als einer der
wichtigsten Roh- und Werkstoffe. Das Wissen rund um die Verarbeitung von
Holz wurde bisher größtenteils mündlich von Generation zu Generation
weitergegeben.

"Es existieren zwar historische Filmaufnahmen und Dokumentationen, diese
werden allerdings oftmals den wissenschaftlichen Ansprüchen einer
umfassenden Dokumentation des Handwerks nicht gerecht", erklärt Rosa von
Suess, FH-Dozentin und Leiterin des Projekts an der FH St. Pölten. "Ziel
unseres Projekts ist es, traditionelles Holzhandwerk mit neuen,
innovativen Vermittlungs- und Darstellungsformen zu vereinen und so dieses
alte Wissen auch für nachfolgende Generationen nutzbar zu machen" so
Michael Grabner, Projektleiter vom Institut für Holztechnologie und
nachwachsende Rohstoffe der Universität für Bodenkultur Wien.

Altes Handwerk, neue filmische Formate

Die ForscherInnen der FH St. Pölten und der BOKU Wien arbeiteten dabei mit
Schülerinnen und Schülern der Waldorfschule Wien West zusammen. In einem
partizipatorischen Ansatz wurden Handwerkstechniken definiert, die
dokumentiert werden sollten, Film- und Medienarchive durchsucht und
gefundenes Material analysiert. In einem Kameraworkshop erprobte das Team
Aufnahmetechniken auf ihre Anwendbarkeit und entwickelte schließlich in
Workshops gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern Konzepte für das
Dokumentar-Format. Ein Format wurde auf Basis von 360-Grad-Video
entwickelt, ein weiteres baut auf die Dramaturgie von State-of-the-art
Educational Content und Tutorials auf.

"Alle Arbeitsprozesse sollen in all ihren Schritten detailgetreu
dokumentiert werden, gleichzeitig liegt der Fokus auf einer den
Nutzungsgewohnheiten einer jungen Zielgruppe entsprechenden Gestaltung.
Daher ist die Zusammenarbeit mit den Schülerinnen und Schülern sehr
wertvoll für uns", so Rosa von Suess über den Prozess der
Formatentwicklung.

Von der Herstellung eines Holznagels bis zum Behauen von Rundholz

In Testdrehs wurden die beiden entwickelten Formate auf die ersten vier
Holzhandwerksprozesse angewandt: die Herstellung eines Holznagels und
eines Birkenreisigbesens mittels Mehrkamera-Produktion, sowie die
Herstellung von Zaunringen und das Behauen von Rundholz, die mit
360-Grad-Kamera umgesetzt wurden, um die räumliche Dimension des Handwerks
einzubeziehen. Die so entstandenen "Edutorials" vereinen die instruktiven
Elemente von Online-Tutorials mit den Eigenschaften von Lernvideos:
strukturiert, einfach zu verstehen und zusammenfassend.

Die Filme sollen später unter anderem im Freilichtmuseum Stübing und auf
einem entsprechenden Holzhandwerk-Channel auf Youtube platziert und
präsentiert werden.

Zwei der Filme können hier angesehen werden:

Herstellung eines Holznagel:

https://youtu.be/d8DmEKV8z78

Herstellung von Zaunringen (360 Grad):

https://youtu.be/uHe_2QJ6qig


Sparkling Science - Schule und Wissenschaft bereichern sich
gegenseitig

Im Projekt Holzhandwerk Revisited arbeiten WissenschafterInnen
verschiedenster Disziplinen mit Schülerinnen und Schülern zusammen. Das
Projekt wird im Rahmen der Förderschiene "Sparkling Science" des
Bundesministeriums für Bildung, Wirtschaft und Forschung gefördert - einem
Programm, das wissenschaftliche Nachwuchsförderung betreibt und Projekte
unterstützt, in denen WissenschafterInnen Seite an Seite mit Jugendlichen
an aktuellen Forschungsfragen arbeiten.

Projekt Kulturelles Erbe - Holzhandwerk Revisited

Das Projekt Holzhandwerk Revisited vereint traditionelles Handwerk und
neue Vermittlungsformen, wissenschaftliche Auseinandersetzung und
innovative Darstellung von Wissen. Es wird vom Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Forschung im Rahmen des Programms "Sparkling
Science" gefördert. PartnerInnen sind die BOKU Wien, das Universitäts- und
Forschungszentrum Tulln und die Waldorfschule Wien West.

https://www.fhstp.ac.at/de/forschung/projekte/holzhandwerk-revisited

Über die Fachhochschule St. Pölten

Die Fachhochschule St. Pölten ist Anbieterin praxisbezogener und
leistungsorientierter Hochschulausbildung in den sechs Themengebieten
Medien & Wirtschaft, Medien & Digitale Technologien, Informatik &
Security, Bahntechnologie & Mobilität, Gesundheit und Soziales. In
mittlerweile 22 Studiengängen werden mehr als 3.000 Studierende betreut.
Neben der Lehre widmet sich die FH St. Pölten intensiv der Forschung. Die
wissenschaftliche Arbeit erfolgt zu den oben genannten Themen sowie
institutsübergreifend und interdisziplinär. Die Studiengänge stehen in
stetigem Austausch mit den Instituten, die laufend praxisnahe und
anwendungsorientierte Forschungsprojekte entwickeln und umsetzen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule St. Pölten, 05.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4992: Bielefeld - Französisch für Wiedereinsteiger, 15 Termine ab 13.9.2018


Französisch für Wiedereinsteiger



Bielefeld (bi). In der Volkshochschule startet am Donnerstag, 13.
September, ein Französisch-Kurs für Wiedereinsteiger. Der Kurs findet
an 15 Terminen jeweils donnerstags von 20 bis 21.30 Uhr statt.
Interessierte mit Vorkenntnissen frischen in dem Kurs ihre
Grammatikkenntnisse auf und üben alltägliche Gesprächssituationen.
Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521-51 68
11

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/4991: Bielefeld - Italienisch für Anfänger, 15 Termine ab 12.9.


Italienisch für Anfänger



Bielefeld (bi). Am Mittwoch, 12. September, startet im Gymnasium
Heepen wieder ein Italienischkurs für Anfänger. Der Kurs findet an 15
Terminen, jeweils mittwochs von 18.15 bis 19.45 Uhr statt.
Kursleiterin Franka Kastrup vermittelt einen Einstieg in die
italienische Sprache, Kultur und Lebensart als Vorbereitung für die
nächste Italien-Reise. Infos und Anmeldungen unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521-51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 30. August 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TAGUNG/2381: Vechta - Interdisziplinäre Perspektiven auf das "Anthropozän"-Konzept, 11.-13.09.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Vechta

Tagung an der Uni Vechta wirft interdisziplinäre Perspektiven auf
das "Anthropozän"-Konzept



Seit der Jahrtausendwende spricht man in der Wissenschaft vermehrt vom
Anthropozän, dem Zeitalter des Menschen, das das Zeitalter des
Holozäns abgelöst hat. Das Konzept des 'Anthropozän' weist der
menschlichen Spezies eine zentrale Rolle in der Erdgeschichte zu. Die
Aktivitäten der Menschheit im Anthropozän haben zu irreversiblen
Veränderungen in der Beschaffenheit des Erdsystems geführt. Menschheit
und Erdsystem sind aus wissenschaftlicher Sicht nicht mehr getrennt
voneinander zu beobachten.

Auf der Tagung "'Anthropocenic Turn' - Interdisziplinäre Perspektiven
auf das 'Anthropozän'-Konzept" vom 11. bis 13. September 2018
diskutieren rund 20 Wissenschaftler_innen aus Literatur- und
Kulturwissenschaften, Geschichte und Philosophie, Medienwissenschaften
und Journalismus die Frage, ob man angesichts des Anthropozäns von
einem 'Turn', d.h. von einer grundlegenden Neuausrichtung der
Parameter des Erkennens und Produzierens von (wissenschaftlicher)
Realität, sprechen kann Die Wissenschaftler_innen werden diskutieren,
was dieses neue Konzept für ihre jeweilige Disziplin, aber auch die
inter- und transdisziplinäre Forschung bedeutet.

Gastgeberin der Tagung ist Professorin Dr. Gabriele Dürbeck (Literatur- und Kulturwissenschaft).

Die Tagung ist öffentlich, Interessierte sind herzlich eingeladen.

Details und Programm: www.uni-vechta.de/tagungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1217: Bocholt - Kunst, Tanz, Action & Musik beim 4. "Kulturrucksack"-Festival am 15.9.2018


Kunst, Tanz, Action & Musik beim 4. "Kulturrucksack"-Festival

Samstag, 15. September, 14-18 Uhr an der Städtischen Gesamtschule
Bocholt



Bocholt (PID). Am 15. September ist es soweit: Dann findet das 4.
"Kulturrucksack"-Festival statt, diesmal auf dem Campus der
Städtischen Gesamtschule Bocholt. Die Workshopergebnisse der einzelnen
"Kulturrucksack"-Projekte werden dort präsentiert. Von 14-18 Uhr wird
es weitere tolle Mitmachaktionen und Live-Musik mit Bands der
Musikschule Bocholt-Isselburg geben, so die Organisatoren.

Um 14 Uhr wird das Festival eröffnet. Gleich zu Beginn präsentieren
sich die Jugendlichen des Projektes "Tanzsommer" gemeinsam mit
Tanzprofis der Bocholter Showfactory. Parcour-Trainer Pascal Lipinski
zeigt gemeinsam mit Jugendlichen des DRK Barlo, was sie in den 
Parcour-Workshops erarbeitet haben.

Auf der Bühne gibt es den gesamten Nachmittag Livemusik mit der neu
gegründeten "Kulturrucksackband" und den drei Bands der Bocholter
Musikschule: Six?n one beats, Quiet fox noise und die
JozzStickFunktion. Aber auch Beatboxer Lino Albrecht und Showeinlagen
der Bocholter Showfactory sind wieder mit dabei und zeigen ihr Können.

An verschiedenen Aktionsständen können Jugendliche sich kreativ und
kulturell ausprobieren. So werden am Aktionsstand des Vereins "Jusina"
Nadelkissen genäht und die Bilder aus dem Mangaworkshop gezeigt. Mit
Marco Büning können die Jugendlichen sich nochmal im Action Painting
ausprobieren. Der Verein "Jusa" bringt sein Spielmobil mit und macht
neugierig auf den geplanten Fotomarathon. Die Bocholter Showfactory
lädt mit Zoé Rathai (Hiphop), Janis Lappe (Hiphop) und Breakdancer
Yahaya Ali Alhassan zum Mittanzen und zeigt auch eigene
Choreographien.

Bestaunen kann man aber auch die Werke aus dem diesjährigen Action
Painting Workshop. Die Jugendlichen und auch Besucher dürfen sich
sogar einen Ausschnitt aus den Bildern als Erinnerung mitnehmen.

Parcour Trainer Pascal Lipinski wird mit den Jugendlichen das 
Campus-Gelände auf ganz andere Art erkunden und Einblicke in die
Trendsportart "Parcour" geben.

Das Café Karton wird mit Künstlerin Joliene unter dem Motto "Horror im
Karton" einen Schminkworkshop der besonderen Art anbieten. Hier haben
die Jugendlichen die Möglichkeit, sich in eine Gruselfigur zu
verwandeln und fotografieren zu lassen.

Mit dabei sind auch wieder die Museumspädagogen des LWL Textilwerkes
Bocholt. Im Gepäck haben sie ihre überdimensionale "Strickliesel", an
der die Kinder und Jugendlichen die Technik selbst ausprobieren und
der Rundstrickmaschine aus dem Museum beim Stricken zuschauen können.

Auch in diesem Jahr gibt es wieder etwas zu gewinnen. Fünf mit Kunst
und Kultur prall gefüllte Kulturrucksäcke können die Jugendlichen an
dem Tag ergattern.

Für Getränke und einen kleinen Imbiss sorgen diesmal die Mensa und die
Schülerinnen und Schüler der Bocholter Gesamtschule.

Hintergrund

Die Aktion "Kulturrucksack NRW" ist ein Programm des Landes NRW.
Bocholt ist zum vierten Mal dabei und hat sich speziell für 10 bis
14-Jährige Kulturangebote ausgedacht. Infos unter
www.kulturrucksack.nrw.de .

Folgende Projekte wurden über den Kulturrucksack 2018 bereits
durchgeführt:

Fotoprojekt: Selbstportrait mal anders! (Café Karton)

Bandworkshop in der städt. Gesamtschule (Musikschule
Bocholt-Isselburg)

Verflixt und Zugenäht - die etwas andere Nähwerkstatt (Jusina
e.V.)

Action Painting (Jusina e.V. und Marco Büning)

Manga Kurs (Jusina e.V. mit Manga Künstlerin Alexandra Völker)

Schauspielworkshop "Girls Power (Stadt Bocholt und Schauspielerin
Simone Silberzahn)

Parkour - in und durch Barlo (DRK Barlo und Trace Supreme)

Tanzsommer (Showfactory Bocholt)

Folgende Projekte sind noch geplant:

Feine Strümpfe - coole Socken (LWL Industriemuseum)

Dialog, analog oder mit dem Smartphone - 2. Bocholter
Fotomarathon 
 (Jugend uns soziale Arbeit e.V. - Kindertreff Haus
Feldmark)

Filmprojekt: Horror im Karton (Café Karton und Filmexperte Theo
Meinen)

Erzähl- und Erlebnisübernachtung "Eine Reise durch die Zeit" (Café
Karton mit Geschichtenerzähler Rainer Kreutz und Schauspielerin Simone
Silberzahn)

Partner Kulturrucksack 2018

Folgende Partner beteiligen sich am "Kulturrucksack 2018" in Bocholt:

Jusina e.V.; Café Karton; LWL-Industriemuseum TextilWerk
Bocholt; Jugendfreizeiteinrichtung Haus Feldmark; Musikschule
Bocholt-Isselburg, DJK Barlo; Showfactory Bocholt; Städt. Gesamtschule
Bocholt; Trace Supreme; Entwicklungs- und Betriebsgesellschaft der
Stadt Bocholt (EWIBO)

Ansprechpartner

Auskünfte erteilen die "Kulturrucksack"-Beauftragten der Stadt
Bocholt, Claudia Borgers unter Tel. 02871 23917-11, Nicole van Baal
und Ina Bühs (Tel. 02871 953-525). E-Mails bitte an
kulturrucksack@mail.bocholt.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. September 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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VORTRAG/8371: Oldenburg - Zur Rettung der Kritik, Schlaues Haus 12.09.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Mi., 12.09.2018, 19:00 -21:00 Uhr

Zur Rettung der Kritik bei gleichzeitiger Zurückweisung ihrer
dominanten Interpretationen

Prof. Dr. Ruth Sonderegger, Institut für Kunst- und

Kulturwissenschaften, Universität Wien



Der Vortrag fragt nach der Notwendigkeit von Kritik unter den
gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen. Dafür setzt er sich
mit aktuellen Einwänden gegenüber der vorerst unbestimmt bleibenden
Praxis 'Kritik' auseinander, um dabei unterschiedliche Formen
'kritischer' Praxis zu modellieren und zu diskutieren. Dabei tritt
insbesondere die Umkämpftheit von 'Kritik' zum Vorschein und eröffnet
einen Blick auf marginalisierte Formen kritischer Praxis. Ausgehend
davon unternimmt Ruth Sonderegger schließlich eine Verteidigung einer
bestimmten Praxis der Kritik in und jenseits der Universität.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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TREFF/627: Norden - Kaffeeklatsch und Buchvorstellungen in der Stadtbibliothek am 12.9.


Kaffeeklatsch und Buchvorstellungen in der Stadtbibliothek

Mittwoch, 12. September um 16 Uhr



Was gibt es an Neuerscheinungen in der Norder Stadtbibliothek? Um das
herauszufinden gab es bisher mehrere Möglichkeiten: Man schaute im
Internetkatalog der Bibliothek oder stöberte direkt in den Regalen.
Wer es aber persönlicher möchte, schaut zukünftig einfach beim
"Kaffeeklatsch" vorbei.

Mittwoch, der 12. September um 16 Uhr ist der erste Termin in der
Reihe "Mittwochs um Vier", an dem Bibliotheksmitarbeiterin Vera
Wienkämper berichten wird, welche neuen Romane sie in den letzten
Wochen eingearbeitet hat. Natürlich kann auch über persönliche
Lesevorlieben gesprochen werden oder was sonst noch aktuell ist. Um
dem Titel gerecht zu werden, runden Kaffee und Kuchen die
Veranstaltung ab.

Um Anmeldung unter 04931/ 923 353 wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. September 2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel.: 04931/923-0, Fax: 04931/923-456

Internet: www.norden.de
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AFRIKA/709: Kamerun - "Gewalt gegen Schulen sofort einstellen!"


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. September 2018

Kamerun: Zu Beginn des Schuljahres Schüler und Lehrer entführt -
"Die Zukunft Kameruns steht auf dem Spiel" - Gewalt gegen Schulen
sofort einstellen!



Göttingen, den 5. September 2018 - Nach der gewaltsamen Entführung
von sieben Schülerinnen und Schülern sowie drei Lehrern im
englischsprachigen Teil Kameruns hat die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) ein Ende der Gewalt gegen Schulen in dem eskalierenden
Bürgerkrieg gefordert. "Der zunehmende Sprachenstreit zwischen der
anglophonen Minderheit und der französischsprachigen
Mehrheitsbevölkerung darf nicht zu Angst und Schrecken an Kameruns
Schulen führen. Wer Gewalt gegen minderjährige Zivilisten ausübt,
schürt Traumatisierungen und spielt mit der Zukunft des Landes",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen.

Bewaffnete Kämpfer der anglophonen Minderheit hatten die Schülerinnen
und Schüler sowie Lehrer eines kirchlichen Gymnasiums der Stadt Bafut
im Nordwesten Kameruns zu Beginn des neuen Schuljahres am vergangenen
Montag auf dem Nachhauseweg überfallen und entführt. Damit wollten
die Kämpfer ihrer Forderung nach einem Unterrichtsboykott Nachdruck
verleihen. Sie werfen dem Schulsystem vor, Angehörige ihrer
Sprachminderheit gezielt zu diskriminieren. Da der Boykott-Aufruf mit
Gewalt durchgesetzt werden soll, zögern Hunderttausende Eltern in den
von der englischsprachigen Minderheit bewohnten Gebieten, ihre Kinder
in die Schule zu schicken.

Der Rektor der Presbyterianischen Wissenschaftlichen Schule in Bafut
wurde bei dem Überfall schwer verletzt. Am Dienstag wurden zwar die
Lehrer und zwei gekidnappte Schüler freigelassen. Doch das Schicksal
der fünf anderen entführten Schülerinnen und Schülern ist noch
ungeklärt.

Viele Schulen in Kamerun haben seit Ausbruch des Bürgerkrieges im
Jahr 2016 geschlossen, weil die Sicherheit von Kindern und
Lehrpersonal nicht garantiert werden kann oder weil die Eltern ihre
Kinder nicht mehr zum Unterricht schicken. Viele Lehrerinnen und
Lehrer stehen vor leeren Klassenräumen.

Zwar hatten die Kämpfer der anglophonen Minderheit im August 2018
zugesichert, dass die Schulen wieder öffnen könnten, doch waren sie
nicht dazu bereit, eine Sicherheitsgarantie für sie abzugeben. "Der
Streit um die Marginalisierung der anglophonen Minderheit darf nicht
auf dem Rücken von unschuldigen Schülerinnen und Schülern ausgetragen
werden", betonte Delius. "Der Schutz der Zivilbevölkerung vor
schlimmsten Menschenrechtsverletzungen muss im Vordergrund stehen und
auch von bewaffneten Kämpfern der anglophonen Minderheit garantiert
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de
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NAHOST/326: Jemen - Waffenstillstand gefordert, Verbrechen gegen die Menschlichkeit stoppen!


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. September 2018

Friedensverhandlungen in Genf (6.9.) - Menschenrechtler fordern
Waffenstillstand im Jemen - Alle zehn Minuten stirbt dort ein Kind an
den Folgen des Krieges - Waffenembargo durchsetzen!



Göttingen, den 6. September 2018 - Zu Beginn der Friedensgespräche
für den Jemen in Genf hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
am Donnerstag einen Waffenstillstand für das seit 2015 im Krieg
versinkende Land gefordert. "Der Weltsicherheitsrat und die
internationale Staatengemeinschaft müssen ihren Druck auf alle direkt
und indirekt am Bürgerkrieg beteiligten Parteien verstärken, damit es
endlich eine Perspektive für einen glaubwürdigen und nachhaltigen
Frieden im Jemen gibt", sagte der GfbV-Direktor Ulrich Delius in
Göttingen. Er warf den Konfliktparteien Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor. "Der blutige
Stellvertreterkrieg zwischen dem Iran und Saudi-Arabien auf dem Boden
des Jemen muss endlich gestoppt werden. Das Morden ohne Rücksicht auf
die Zivilbevölkerung hat unendliches Leid über das Land gebracht.
Alle zehn Minuten stirbt dort ein Kind an den Folgen des Krieges."

Während offiziell von rund 6.000 Opfern des Krieges ausgegangen wird,
schätzen Menschenrechtler und Hilfsorganisationen ihre Zahl auf mehr
als 60.000. Mehr als 22 Millionen Zivilisten sind dringend auf
humanitäre Hilfe angewiesen. Ihre Versorgung wird immer schwieriger
aufgrund der eskalierenden Kämpfe. Allein seit Juni 2018 hätten mehr
als 350.000 Menschen fliehen müssen.

Ein Waffenembargo gegen alle Beteiligten an dem Krieg sei das
Mindeste, was die internationale Staatengemeinschaft durchsetzen
müsse, um das Morden zu stoppen, forderte Delius. "Allen voran müssen
die USA endlich ihre Rüstungslieferungen an Saudi-Arabien einstellen,
denn sie schüren damit Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit saudi-arabischer und verbündeter Soldaten." Delius
begrüßte die Entscheidung Spaniens, angesichts des Leids der
Zivilbevölkerung die Lieferung von Laser-gesteuerten Bomben an
Saudi-Arabien zu stornieren.

Die GfbV dankte dem UN-Beauftragten für den Jemen, Martin Griffiths,
für sein unermüdliches Engagement, die jemenitischen Konfliktparteien
und ihre mächtigen Unterstützer an einen Tisch zu bekommen. Die heute
unter Vermittlung der Vereinten Nationen beginnenden Gespräche sollen
Vertrauen schaffen zwischen den Konfliktparteien, um später
detailliertere Verhandlungen aufnehmen zu können. Der Jemen gilt als
eine der größten menschenrechtlichen und humanitären Katastrophen der
Welt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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NAHOST/325: Türkei - Maas soll sich für Freilassung aller politischen Gefangenen einsetzen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. September 2018

Außenminister Maas in der Türkei erwartet - Maas soll sich auch
für die Freilassung inhaftierter Menschenrechtler, Politiker,
Journalisten und Kurden einsetzen



Göttingen, 05. September 2018 - Bundesaußenminister Heiko Maas soll
sich in der Türkei nicht nur für die Freilassung der inhaftierten
deutschen Staatsbürger, sondern auch für die Freilassung der vielen
tausend inhaftierten Menschenrechtler, gewählten Bürgermeister und
Journalisten des Landes sowie insbesondere für die verfolgten
Angehörigen der kurdischen Volksgruppe einsetzen. Diese Erwartung
knüpft die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) an den zweitägigen
Antrittsbesuch des deutschen Außenministers in der Türkei, der am
heutigen Mittwoch beginnt.

"Grundsätzlich begrüßen wir es, dass Maas sich für die inhaftierten
Deutschen engagieren will", erklärte der GfbV-Nahostreferent Kamal
Sido in Göttingen. "Doch gerade auch die vielen politisch verfolgten
Staatsbürger der Türkei brauchen dringend unsere Unterstützung." Laut
Reporter ohne Grenzen sitzen dort 28 Journalisten im Gefängnis, bei
denen sich ein direkter Zusammenhang zwischen der Haft und ihrer
journalistischen Tätigkeit nachweisen lässt. Bei etwa 150 anderen
Redakteuren sei ein direkter Zusammenhang der Inhaftierung mit der
journalistischen Tätigkeit wahrscheinlich, ließe sich aber derzeit
nicht nachweisen, weil die türkische Justiz die Betroffenen und ihre
Anwälte oft für längere Zeit nicht über die genauen Anschuldigungen
informiert.

In Türkisch-Kurdistan herrsche nach der Aufhebung des
Ausnahmezustandes noch immer Willkür und Gewalt. Beinahe täglich
gingen Polizei und Militär dort brutal gegen friedliche Proteste der
Kurden und der türkischen Demokratiebewegung etwa für die Freilassung
von politischen Gefangenen vor.

"Auch das gewaltsame Vorgehen gegen die friedlichen Demonstrationen
der "Samstagsmütter" in Istanbul und im kurdischen Diyarbakir Ende
Augst haben gezeigt, dass es die türkische Regierung nicht ernst
meint mit ihren Versicherungen, die Lage verbessern zu wollen", sagte
Sido. "Das muss auch von der deutschen Bundesregierung verurteilt
werden." Die kurdischen und türkischen Mütter gehen seit 1995 jeden
Samstag auf die Straße und fordern Aufklärung über das Schicksal
ihrer vor Jahrzehnten verschwundenen Angehörigen. Verschiedenen
Angaben zufolge handelt es um mindestens 7000 Menschen, überwiegend
Kurden, die als verschwunden betrachtet werden. Es muss davon
ausgegangen werden, dass die meisten von Polizei und Militär
gefoltert und ermordet wurden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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ATTAC/1934: Scholz' Ablehnung einer Digitalsteuer ist unbegreiflich


Netzwerk Steuergerechtigkeit

Pressemitteilung - Berlin, 6.9.2018

Finanzminister Scholz' Ablehnung einer Digitalsteuer für große
Digitalunternehmen ist unbegreiflich



Die "Dämonisierung der großen Digitalunternehmen" sei
"nicht zielführend", heißt es in einem internen Papier des
Bundesfinanzministeriums. Dabei liegt die Steuerquote von Apple und Co.
laut aktuellen Schätzungen weiterhin unter drei Prozent der Gewinne,
während einheimische Kleinunternehmen fast 30 Prozent Steuern zahlen
müssen [1]. Deshalb ist die Ablehnung einer Digitalsteuer durch
Finanzminister Olaf Scholz unbegreiflich. Der Vorstoß Frankreichs für eine
Digitalsteuer muss unbedingt unterstützt werden, um zu einer gerechten
Besteuerung der Gewinne zu kommen.

"Es ist kein Zufall, dass Apple und Amazon bereits die
Billionen-Dollar-Aktienwert-Grenze gerissen haben. Das Geschäftsmodell
dieser Digitalunternehmen beruht auf der kostenlosen Aneignung und
Vermarktung der Daten ihrer Nutzer und Kunden, Big-Data genannt. Da die
Qualität ihrer Angebote mit der Menge der Daten wächst, haben sie neben
dem üblichen Skalenvorteil von Großunternehmen auch noch den
'Big-Data-Vorteil'. Daher rührt die inhärente Tendenz zur Bildung von
weltweiten Monopolen", so Lisa Großmann, Koordinatorin des Netzwerks
Steuergerechtigkeit.

"Solange es in Europa keine Gesamtkonzernsteuer und keine
Mindestbesteuerung von Unternehmen gibt, ist eine progressive
Digitalsteuer für die Umsätze von Digitalunternehmen mit mehr als 100
Millionen Euro Umsatz in der EU mehr als gerechtfertigt. Nachdem das
bisherige Steuervermeidungs-Modell 'Double-Irish-with-Dutch-Sandwich'
durch Intervention der EU-Kommission untersagt wurde, arbeitet Apple nun
mit dem 'Green Jersey', ein Modell, das von der irischen Regierung
bewusst als Ablösung des Double Irish auf Empfehlung der
US-Außenhandelskammer in Irland gestaltet wurde. Microsoft arbeitet
statt dessen mit dem 'Single Malt' mit einer Tochter in Malta.
Anwaltskanzleien werben offen mit einem Steuersatz von unter 2,5
Prozent", sagt Karl-Martin Hentschel von Attac.

Es ist unbegreiflich, dass es Scholz ablehnt, dagegen etwas zu
unternehmen, während einheimische Kleinunternehmen fast 30 Prozent
Steuern zahlen müssen.


Anmerkung:

[1] www.blog-steuergerechtigkeit.de/2018/07/studie-legt-apples-steuervermeidung-innerhalb-der-eu-offen

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AKTION/162: Berlin - Feministische Sommeruni 2018 an der HU am 16. September 2018


idw - Pressemitteilung: Humboldt-Universität zu Berlin

Feministische Sommeruni 2018 an der HU

Mit einer Ausstellung zur Geschichte der Frauen an der Universität



In über 60 Vorträgen, Workshops, Lesungen und Diskussionen geht es bei
der Feministischen Sommeruni an der Humboldt-Universität zu Berlin
(HU) am 15. September um Frauen- und Lesbengeschichte. Auch 100 Jahre
nach der Einführung des Frauenwahlrechts bleiben feministische
Positionen unverzichtbar. Was sind aktuelle politische Forderungen der
Frauen- und Lesbenbewegungen? Wo liegen Verbindungen, aber auch
Unterschiede? Hochkarätige frauenpolitische Vertreterinnen und
Vertreter aus Politik, Wissenschaft, Kunst und Kultur kommen ins
Gespräch unter anderem mit Bundesfamilienministerin Franziska Giffey,
Bundestagspräsidentin a. D. Rita Süssmuth, Schauspielerin Maren
Kroymann, Rapmusikerin Sookee, Autorin und Aktivistin Sarah Diehl, der
Netzaktivistin Anke Domscheit-Berg (MdB) und dem Netzaktivisten Tarik
Tesfu sowie Luise Pusch, Mitbegründerin der feministischen
Sprachkritik.

Frauen an der Universität Unter den Linden

Im Foyer der HU wird ganztägig eine Ausstellung zu sehen sein. Sie
zeigt die Geschichte des Frauenstudiums von den ersten Gasthörerinnen
an der Friedrich-Wilhelms-Universität bis zur Einrichtung des
republikweit ersten Magisterstudiengangs Geschlechterstudien/Gender
Studies an der HU im Wintersemester 1997/1998 sowie akademische
Lebensläufe von Wissenschaftlerinnen im Zeitraum von 1895 bis zur
Jahrtausendwende.

Hintergrund

Organisiert wird die Veranstaltung von der Geschäftsstelle des
Deutschen Digitalen Frauenarchivs (DDF), dem Dachverband
deutschsprachiger Lesben-/Frauenarchive, -bibliotheken und -
dokumentationsstellen und seinen Einrichtungen (i.d.a.-Dachverband).
Unter dem Motto #frauenmachengeschichte ist die Feministische
Sommeruni 2018 Teil der Feierlichkeiten zur Eröffnung des Digitalen
Deutschen Frauenarchivs. Das DDF ist das neue Online-Portal zu
Frauengeschichte im Netz. Bislang sorgten der i.d.a.-Dachverband und
seine Einrichtungen für die analoge Bewahrung und Aufarbeitung
spannender und teils unbekannter Geschichten der Frauen- und
Lesbenbewegung. Heute gehört auch die digitale Sicherung und
Präsentation von Dokumenten zu ihrer Aufgabe. Deshalb hat
Frauengeschichte ab dem 13. September 2018 online eine neue Adresse: 

www.digitales-deutsches-frauenarchiv.de.

Termine

Feministische Sommeruni 2018

Samstag, 15.09.2018, ganztägig

Humboldt-Universität zu Berlin

Hauptgebäude

Unter den Linden 6

und Dorotheenstraße 24

10117 Berlin

Ausstellung "Von der Ausnahme zur Alltäglichkeit. Frauen an der Universität Unter den Linden"

Samstag, 15.09.2018, ganztägig

Humboldt-Universität zu Berlin

Foyer des Hauptgebäudes

Unter den Linden 6

10117 Berlin

Feierlichkeiten zum Onlinegang des Deutschen Digitalen Frauenarchivs

Donnerstag, 13. September 2018 um 18 Uhr

Senatssaal

Humboldt-Universität zu Berlin

Unter den Linden 6

10117 Berlin

Das gesamte Programm steht ab sofort online und wird stetig
aktualisiert. Die Teilnahme ist kostenfrei und die Anmeldung online
möglich: https://www.feministische-sommeruni.de/programm

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.feministische-sommeruni.de

https://digitales-deutsches-frauenarchiv.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/161: Kieler Forschungsstelle Toleranz wird am 14. September eröffnet


idw - Pressemitteilung: Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Toleranz ist durch Respekt gezähmte Ablehnung

Kieler Forschungsstelle Toleranz wird am 14. September an der Kieler
Universität eröffnet



Ein faires, produktives Miteinander erfordert Toleranz, darin ist sich
die Öffentlichkeit im Allgemeinen einig. Was aber bedeutet Toleranz?
Oft genug wird der Toleranzbegriff mehrdeutig oder unscharf verwendet.
Dies erschwert die Diskussion darüber, wie Toleranz erreicht und
gewährleistet werden kann. Die Kieler Forschungsstelle Toleranz (KFT),
die am Freitag, den 14. September an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) eröffnet wird, will in
den kommenden Jahren das Thema Toleranz intensiv beforschen.

Ausgangspunkt für die Arbeit der Kieler Forschungsstelle Toleranz
(KFT) ist die Gleichung: Ablehnung + Respekt = Toleranz. Dabei ist
Ablehnung als definitorische Voraussetzung zu verstehen, erklärt
Professor Bernd Simon: "Ablehnung macht Toleranz erst notwendig.
Respekt wiederum übernimmt die Rolle der Zähmung. Respekt bedeutet,
dass man das Gegenüber als gleichwertig anerkennt." Toleranz als
Kombination von Ablehnung und Respekt stellt unvermeidlich für alle
eine Zumutung dar. "Sie ist eine Zumutung für diejenigen, welche die
Ablehnung trifft. Denn sie müssen diese Ablehnung zunächst einmal
aushalten. Gleichzeitig wird aber denjenigen, von denen Ablehnung
ausgeht, zugemutet, denen, die sie ablehnen, mit Respekt zu begegnen",
so der Sozialpsychologe. Aus Toleranz als gezähmter Ablehnung ergibt
sich demnach für alle Beteiligten eine wechselseitige Zumutung. Im
Zuge der Forschungsarbeit der KFT soll diese Toleranzauffassung
künftig verfeinert und weiter ausgearbeitet werden. Darüber hinaus
sollen die Forschungserkenntnisse in die universitäre Lehre
eingebracht und Einrichtungen und Initiativen der Zivilgesellschaft
zur Verfügung gestellt werden, um so zu Aufklärung und mehr Toleranz
in der Gesellschaft beizutragen.

Die interessierte Öffentlichkeit ist herzlich zur Eröffnung der
Forschungsstelle eingeladen. Nach Grußworten von
Wissenschaftsministerin Karin Prien und CAU-Vizepräsidentin
Professorin Anja Pistor-Hatam stellt der Sozialpsychologe und Leiter
der Forschungsstelle, Professor Bernd Simon, die Ziele der KFT vor. Im
Anschluss referiert Bernd Ulrich, Leiter des Politikressorts der
Wochenzeitung DIE ZEIT, zum Thema "Alle Menschen werden Brüder! Aber
wie sollen wir das ertragen?".

Das Wichtigste in Kürze:

Datum: 14.9.2018

Zeit: 18:00 Uhr

Ort: Leibnizstraße 1, Klaus-Murmann-Hörsaal

Das ausführliche Programm der Eröffnung der Kieler Forschungsstelle
Toleranz (KFT):

www.uni-kiel.de/fileadmin/user_upload/pressemitteilungen/2018/287-kft.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUFRUF/091: Wien - Demo gegen die EU-Flüchtlingskonferenz, 13.9.2018 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Aufruf! Demo gegen die EU-Flüchtlingskonferenz in Wien

Von Plattform für eine menschliche Asylpolitik [1], 5. September 2018



Demo am Donnerstag, 13. September, 18:00 Uhr

U1/U2 Praterstern, Wien

Marsch über die Reichsbrücke zum Austria Center Vienna, Tagungsort der
EU-Flüchtlingskonferenz

Unter dem EU-Ratsvorsitz treiben ÖVP und FPÖ die rassistische
EU-Abschottungspolitik auf die Spitze. Salvini, Seehofer, Kurz und
Kickl bilden die "Achse der Unmenschlichkeit" in Europa. Seit Kickls
Verbündeter Salvini Rettungsschiffe am Auslaufen in Italien hindert,
ist die Todesrate im Mittelmeer im Juni im Vergleich zum Jahr 2015
acht Mal so hoch! Mindestens 629 Menschen sind alleine im Juni
ertrunken! Das geschieht, obwohl die Zahl der Überfahrten gesunken
ist. Viele schaffen es gar nicht erst bis ans Meer.

Längst haben die EU-Regierungschefs die Positionen von US-Präsident
Trump übernommen und rücken mit ihrer rassistischen Politik immer
weiter nach rechts. NGOs und Fluchthelfer_innen werden kriminalisiert.
FPÖ-Innenminister Kickl will sogar verhindern, dass Asylanträge für
Europa in den Internierungslagern in Afrika gestellt werden.
Gleichzeitig werden Abschiebungen auch von Familien forciert und
bestens integrierte junge Menschen aus ihren Lehrberufen gerissen.

Auf der EU-Flüchtlingskonferenz am Donnerstag, 13. September, im
Austria Center in Wien sollen die Pläne für Massenlager, mehr Mittel
für Frontex und militärische Interventionen in Afrika, konkretisiert
werden. Das bedeutet weitere Grenzkontrollen und -truppen,
Stationierung von EU-Soldaten in Afrika, den Bau von "Ankerzentren"
innerhalb und "Anlandeplattformen" außerhalb der "Festung Europa". Das
soll insbesondere in Libyen passieren. Einem Land, wo der Umgang mit
Geflüchteten zu Menschenhandel, Vergewaltigung und sexueller Gewalt,
Folter und Organhandel geführt hat. Genau dorthin will Europa die
Menschen schicken und damit die dramatische Situation noch weiter
befeuern.

Wir sehen dem Massenmord im Mittelmeer nicht länger zu! Die Plattform
für eine menschliche Asylpolitik lädt alle Menschen am Donnerstag, den
13. September, um 18:00 Uhr zum Praterstern (U1/U2) zur Demonstration
gegen die, in Wien stattfindende, EU-Flüchtlingskonferenz.

Verteidigen wir gemeinsam Demokratie und Menschenrechte! Wir bleiben
dabei: Flucht ist kein Verbrechen! Fluchthilfe ist kein Verbrechen!
Refugees welcome!


Anmerkung:

[1] http://menschliche-asylpolitik.at/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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VORTRAG/185: Bonn - Friedensgutachten 2018, "Kriege ohne Ende", 19.09.2018


idw - Pressemitteilung: Bonn International Center for Conversion (BICC)

Vortrag zum Friedensgutachten 2018 "Kriege ohne Ende"

In seinem Vortrag am 19. September 2018 um 18 Uhr im BICC analysiert
Mitherausgeber des Friedensgutachtens Professor Conrad Schetter
aktuelle Krisen und bewaffnete Konflikte weltweit.



In seinem Vortrag mit anschließender Diskussion stellt Professor
Conrad Schetter, Mitherausgeber des Friedensgutachtens und
wissenschaftlicher Direktor des Friedens- und
Konfliktforschungsinstituts BICC, die Forderungen des
Friedensgutachtens 2018 für eine präventiv und nachhaltig angelegte
Friedenssicherung vor.

Hierzu sollte ebenso ein restriktives Rüstungsexportkontrollgesetz
gehören, das z. B. Exporte an Kriegsparteien im Jemen ausschließt, wie
die Einhaltung des diplomatischen Grundprinzips "pacta sunt servanda"
(Verträge sind einzuhalten). Das Friedensgutachten plädiert für eine
selbstbewusste EU-Diplomatie, bei der Deutschland in erster Reihe
steht. Weitere Empfehlungen betreffen darüber hinaus die
Interventionen in Afghanistan, die Beteiligung an
UN-Friedensoperationen oder die Gestaltung von Flüchtlings- und
Migrationspolitik.

Im Anschluss an die Diskussion können die Gespräche bei einem kleinen
Umtrunk fortgesetzt werden.

Termin: 19. September 2018, 18.00 Uhr

Ort: BICC, Pfarrer-Byns-Str. 1, 53121 Bonn

Die Veranstaltung ist Bestandteil der Bonner Friedenstage, die unter
der Schirmherrschaft von Oberbürgermeister Ashok Sridharan vom 4. bis
29. September 2018 stattfinden. Das vollständige Programm finden Sie
unter

https://www.bicc.de/fileadmin/Dateien/pdf/events/2018/Friedenstag_2018/BFTage18_16aug18_einzeln.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC), 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/104: Linke Buchtage Berlin - unterdrückte Überkommenheit ...    Judith Goetz im Gespräch (SB)


Gespräch am 3. Juni 2018 in Berlin-Kreuzberg

Die Wiener Literatur- und Politikwissenschaftlerin Judith Goetz war auf den
Linken Buchtagen Berlin auf zwei Podien vertreten. Als Mitherausgeberin des
Sammelbandes "Untergangster des Abendlandes. Ideologie und Rezeption der
rechtsextremen 'Identitären'" referierte sie an der Seite von Micha Brumlik über
die Adaption linker Mobilisierungs- und Aktionsformen durch die Identitären [1].
Als eine von 18 AutorInnen war sie bei der Buchvorstellung des von Ulrich Peters
und Juliane Lang herausgegebenen Sammelbandes "Antifeminismus in Bewegung.
Aktuelle Debatten um Geschlecht und sexuelle Vielfalt" präsent [2]. Dabei ging
die in Wien lebende Wissenschaftlerin ausführlich auf den Einfluß
deutschnationaler Burschenschaften auf Politik und Gesellschaft Österreichs ein.
Anschließend beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen zum Versuch der
Neuen Rechten, das Rad der Liberalisierung der Geschlechterverhältnisse
zurückzudrehen.






[image: Mit Mikro und aufgestelltem Buchtitel - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Judith Goetz auf dem Podium zu "Untergangster des Abendlandes"

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Es heißt, nach dem Ende des Realsozialismus sei die linke
Idee irrelevant geworden. Eigentlich gebe es nur noch die eine herrschende,
scheinbar naturwüchsige Gesellschaftsform. Könnte der Antifeminismus als eine
Art zweite Welle in diesem Weltanschauungsprimat aufgefaßt werden, die das Ziel
verfolgt, das Patriarchat als die einzige natürliche Ordnung der Gesellschaft
aufscheinen zu lassen, was zwar nicht explizit ausgesprochen wird, den Angriff
auf die Selbstbestimmungsrechte von Frauen jedoch ins rechte Bild rücken würde?

Judith Goetz (JG): Ich würde schon sagen, daß sich gerade durch feministische
Kämpfe in den letzten Jahren und Jahrzehnten vieles zum Besseren verändert hat,
zumindest auf einer gleichstellungspolitischen und rechtlichen Ebene. Aber
gleichzeitig werden dadurch viele Gegner und Gegnerinnen auf die Tagesordnung
gerufen, die genau diese Verbesserungen wieder rückgängig zu machen versuchen.
Dabei berufen sie sich abwechselnd auf natürliche Ordnungen, auf vermeintliche
Wissenschaft oder wieder auf den lieben Gott. Ich verwende in diesem
Zusammenhang den Begriff der Renaturalisierung, um aufzuzeigen, daß versucht
wird, diese vermeintlich natürlichen Ordnungen wieder stärker zu machen. 

Das Betonen biologistischer und naturalistische Merkmale stellt im Grunde ein
Wiederaufgreifen eines Gedankenguts dar, das zwar niemals, also zu keinem Zeitpunkt
überwunden war - so hat es immer politische Gruppierungen gegeben, die
sich in ihren Gesellschaftsvorstellungen eben auf diese vermeintlich natürlichen
Ordnungen berufen haben. Nun bekommen sie jedoch wieder mehr Öffentlichkeit und ein
politisches Podium, um genau diese Vorstellungen zu verbreiten. 

Dabei werden biologistische Konzepte an den Tag gelegt, die ausschließlich von
einer Zweigeschlechtlichkeit ausgehen, also daß es eben nur Männer und Frauen
gibt und nichts anderes. Daß diese Zweigeschlechtsentwürfe eben auch
komplementär und hierarchisch gedacht werden, daß also Männer und Frauen sich
gegenseitig ergänzen. Aktuell steht gar nicht mehr so
stark im Vordergrund, daß Frauen weniger wert seien oder nicht alles
könnten. Die Gleichwertigkeit von Frauen wird durchaus anerkannt, und sie sollen auch
gleichberechtigt sein, aber auf Basis von Unterschieden, die ihnen angeblich von Natur aus
mitgegeben sind. Dabei bedienen sie sich biologistischer Argumente, daß Frauen so
und Männer so wären. Weil dies von Natur aus so sei, ist es
eben nicht veränderbar und in Stein gemeißelt. Auf diese Weise wird die
gesellschaftliche Dynamik komplett negiert.

SB: Inwieweit spielt dabei der Gedanke der Ausbeutbarkeit von Frauen
in Form schlechterer Arbeit, niedriger Löhne und vor allem
Reproduktionsarbeit eine Rolle?

JG: Natürlich profitieren Männer unglaublich von dieser
gesellschaftlichen Arbeitsteilung und versuchen daher, genau diese
Verbesserungen wieder abzuschaffen, sofern man überhaupt von
Verbesserungen sprechen kann. Daß dieser Zwang zur Lohnarbeit auf
alle gesellschaftlichen Gruppen ausgeweitet wird, bringt, wie ich
finde, Vor- und Nachteile mit sich. Frauen haben natürlich ein Recht
darauf, arbeiten zu gehen und selbst erwerbstätig und damit auch
unabhängig von Partnern und Ehemännern zu sein. Daß sie dadurch mehr
Eigenständigkeit bekommen, ist auf jeden Fall ein Fortschritt.
Gleichzeitig besteht natürlich ein kapitalistischer Zwang in dieser
Gesellschaft, sich auf diese Art und Weise reproduzieren zu müssen.

Nun werden diese Veränderungen, daß Frauen eben dadurch mehr Unabhängigkeit
erlangen, daß sie auch arbeiten gehen, insofern antifeministisch umgedeutet, als
gesagt wird, daß dadurch die Kindererziehung vernachlässigt wird, Frauen sich
vielleicht leichter scheiden lassen und Ehen zerrüttet werden. Natürlich
profitieren bestimmte gesellschaftliche Gruppen davon, daß Frauen auf andere Art
und Weise gesellschaftlich ausgebeutet werden, als dies bei Männern der Fall
ist. Das betrifft nicht nur die Doppelt- oder noch mehr Belastung, sich neben
der Lohnarbeit auch um reproduktive Arbeiten zu Hause zu kümmern. Es betrifft
auch die unterschiedliche Entlohnung von Männern und Frauen bei gleicher
Qualifikation und die unterschiedlichen Verläufe von Bildungsbiographien, die
nach wie vor Männer sehr stark bevorteilen. In bezug auf Geschlechterpolitiken
ist es in der Regel so, daß Männer die Profiteure davon sind, daß Frauen in
dieser Gesellschaft nach wie vor benachteiligt werden.

SB: Heute fiel die Aussage, daß ein Genderentwurf ein Vorteil für alle wäre und
eigentlich auch eine Befreiung aller sein müßte. In einer Gesellschaft, in der
Männer aufgrund ihrer dominanten Stellung von Frauen profitieren, gibt es aber
auch ein starkes Interesse an der Aufrechterhaltung dieser Dominanz. Wie läßt
sich dieser Widerspruch überwinden?

JG: Man muß dabei immer im Blick behalten, daß auch Männer unter dem Patriarchat
leiden. Ich mag das jetzt nicht überbetonen, aber bestimmte Männlichkeitskonstruktionen
grenzen sich ja nicht nur gegenüber Frauen ab, sondern auch gegen andere
Männlichkeitsentwürfe, die hegemonialen Männlichkeitsvorstellungen nicht
entsprechen. Dementsprechend kann man schon sagen, daß das Patriarchat eine
gesellschaftliche Struktur ist, die nicht nur Frauen in Mitleidenschaft zieht,
sondern durchaus auch Männer. Vor allem hat es maßgeblichen Einfluß auf die
Entwicklung von jungen Burschen, ob sie zum tapferen Krieger erzogen werden oder
auch andere Identitätsentwicklungsmöglichkeiten haben. Ich denke, letzteres
ist durch patriarchale Strukturen stark beeinträchtigt.

Insofern finde ich es sehr wichtig zu betonen, daß Gendertheorien darauf
hinweisen, daß es sich bei der Frage des Geschlechts um gesellschaftliche
Konstruktionen handelt und daraus folgt, daß es hier Veränderungsmöglichkeiten
gibt. Letztendlich ist das dahinterstehende Ziel ja eine Gesellschaft, die
unterschiedliche Identitätsentwürfe zuläßt, was jetzt nicht bedeutet, daß die
bestehenden notwendigerweise abgeschafft werden, vielmehr soll es eine
Pluralisierung geben, die allen Menschen ein möglichst diskriminierungsfreies
Leben ermöglicht. Dieser Punkt wird aber in der Kritik bzw. in den Angriffen auf
Geschlechtertheorien überhaupt nicht berücksichtigt. Statt dessen wird stetig
behauptet, daß diese Theorien Geschlecht abschaffen würden, daß sie Frauen nicht
mehr richtige Frauen und Männer nicht mehr richtige Männer sein lassen wollen,
daß sie nur umerziehen und abtrainieren wollen. Die Möglichkeit zur Ausweitung
auf zusätzliche Identitäts- und auch Begehrensformen wird in diesen Angriffen
komplett negiert.

SB: Die Rechte arbeitet teilweise mit absurden Behauptungen, Verdrehungen und
Verfälschungen. Könnte man dennoch sagen, daß sie im Grunde auf bestimmte
gesellschaftliche Tendenzen aufsattelt und sich so zum Sprachrohr von Interessen
macht, die an anderer Stelle, vielleicht aus Opportunitätsgründen, nicht zur
Sprache kommen?

JG: Die extreme Rechte greift natürlich auf, daß die kapitalistische
Gesellschaft stark auf Konkurrenz aufgebaut ist. Aber anstatt zu kritisieren,
daß sich alle diesem Zwang zur Lohnarbeit unterwerfen müssen - wobei es hier
durchaus Individualisierungen und Alleingelassenheitsgefühle aufgrund des
Problems gibt - und sich am kapitalistischen Arbeitsmarkt behaupten zu müssen, wird
der grundlegende Zwang rassistisch umgedeutet und es werden
Privilegienstrukturen überbetont, die dafür sorgen, daß die einen mehr Recht
haben sollen als die anderen. So gesehen erfolgt eine Umdeutung, aber ich würde
auch sagen, daß zumindest jene Linken, die eine fundamentale Kapitalismuskritik
haben, durchaus versuchen, auf diese Zwänge aufmerksam zu machen. Allerdings
haben sie nicht die gleichen Möglichkeiten, hier Konzepte anzubieten, wie es die
extreme Rechte tut, wenn sie die völkische Gemeinschaft sozusagen als Ersatz und
Ausgleich für alles sowie als Privilegienstruktur geltend macht. Die linke
Antwort ist viel komplexer, weil unterschiedliche Diskriminierungsebenen
berücksichtigt werden und eine herrschaftsfreie Gesellschaft angestrebt wird,
die im Kapitalismus nicht leicht umzusetzen ist. 

Insofern können Linke nicht diese vereinfachten, verkürzten Antworten geben auf
sehr komplexe Phänomene, und das ist auch gut so, würde ich sagen. Hinzu kommt,
daß Werte und Begriffe wie zum Beispiel Solidarität, die meines Erachtens sehr
wichtig sind, ein Stück weit überstrapaziert und dadurch zu leeren Phrasen
verkommen sind. Ganz viele Menschen müssen sich ums alltägliche Leben und
Überleben kümmern, so daß nicht viel Platz bleibt, um sich dem zuwenden zu
können.

SB: Ende der 1960er und in die 1970er Jahre hinein wurde die
Frauenbewegung in der Bundesrepublik sehr stark. Gleichwohl gab es
in der Linken die Debatte um Haupt- und Nebenwiderspruch. So
stellte sich die Männerfraktion auf den Standpunkt, der
Hauptwiderspruch müsse erst einmal gelöst werden, wohingegen die
Initiativen von Frauen nur ein Nebenwiderspruch seien. Dieses
Argument wird zwar heute nicht mehr verwendet, spukt aber vielleicht
immer noch latent in den Köpfen herum. Was ließe sich aus deiner
Sicht darauf erwidern?

JG: Ich würde auf jeden Fall unterstreichen, daß dieser Haupt- und
Nebenwiderspruch tatsächlich in bestimmten kommunistischen, maoistischen oder
stalinistischen Gruppen nach wie vor verhandelt wird, wenn auch vielleicht nicht
so explizit unter dieser Formulierung. Ich glaube, nur weil man sich in einer
linken Gruppierung engagiert, bedeutet das nicht automatisch, daß es dort keinen
Sexismus und Antifeminismus oder keine männerbündischen Strukturen gibt, zumal
Biographien im Kapitalismus mit hineinwirken. Es macht einfach einen
Unterschied, ob man von klein auf hört, wir trauen dir alles zu und du wirst
einmal Großes bewegen, oder ob man dazu erzogen wird, zurückhaltend zu sein,
Bedürfnisse hintenanzustellen und dadurch im späteren Leben auch anders mit
Bedürfnisartikulation und Durchsetzungsfähigkeit umgegangen wird bzw. sich
dieses anders weiterentwickelt. Natürlich müssen linke Gruppen sich diesem
Umstand in Selbstreflektion und stetiger Auseinandersetzung widmen, damit
gesellschaftliche Ideologien, die man durch Sozialisation verinnerlicht hat,
nicht reproduziert werden und man lernt, wie man dem etwas entgegensetzen kann. 

Insofern ist dieser Diskurs nach wie vor vorhanden, schon
deshalb, weil Feministinnen seit geraumer Zeit aufzeigen, daß das Private
politisch ist und auch linke Männer nicht frei von gesellschaftlichen
Widersprüchen sind. Es ist utopisch zu glauben, daß mit der Abschaffung des
Kapitalismus automatisch alle gesellschaftlich diskriminierenden Ideologien von
heut auf morgen ausgemerzt werden. Weil es nicht von heut auf morgen geschehen
kann, braucht es eine starke Selbstreflexion und auch Bereitschaft, die eigenen
Privilegien zu überdenken: Wo bin ich bevorteilt und wo haben andere Menschen
weniger Vorteile und wie kann es hier zu Transfer- und Ausgleichssituationen
kommen?

SB: Du hast heute auch über Fälle grausamer Gewalt gegen Frauen bis hin zu
Morden vor Frauenhäusern gesprochen. Hat dich im Zuge deiner Forschungen die
Konfrontation mit der Gewalt, die man vorher in dieser Form wahrscheinlich nicht
so realisiert hat, vielleicht auch ein bißchen verändert?

JG: Ja, ich merke auf der einen Seite schon, daß man ein bißchen abstumpft,
gerade, wenn man sich viel mit Rechtsextremismus auseinandersetzt, daß einen so
schnell nichts mehr vom Hocker haut. Wenn es jedoch zu Morden kommt und der
Frauenhaß so tief reicht, daß man nicht davor zurückschreckt, einer anderen
Person aus Eifersucht, aus Rache oder Dominanz- und Machtbedürfnissen heraus
das Leben zu nehmen, wird man natürlich immer wieder aufs neue erschüttert, und
das würde ich auch ambivalent deuten. Das führt auf der einen Seite zu gewissen
Ohnmachtsgefühlen, weil man dagegen so schwer ankommt. Auf der anderen Seite
ziehe ich daraus aber auch Energie, weil ich erkenne, wie wichtig diese Kämpfe
sind, die wir führen, und wie wichtig es ist, an diesen Themen dranzubleiben,
weil eine bessere Gesellschaft mit möglichst wenig
Diskriminierung das richtige Ziel und nur so zu erreichen ist.

SB: Was den Rechtsextremismus angeht, ist die Entwicklung in
Österreich sehr viel weiter fortgeschritten als in Deutschland. Wie
ist das zu erklären?

JG: Vieles, was in Deutschland gerade aktuell erlebt wird, hat man in Österreich
tatsächlich schon vor Jahrzehnten erlebt, darunter fällt auch die Beihilfe der
Medien zum Aufstieg einer rechtsextremen Partei wie der FPÖ. Jörg Haider war
eine politische Figur, die das Spiel mit den Medien perfektioniert hat und es
verstand, mit Negativschlagzeilen permanent in den Medien und dadurch stetig
Gesprächsthema zu bleiben. Er hat es verstanden, die Grenzen des Sagbaren
auszutesten und immer wieder zu erweitern. Daran, welcher Politiker wegen
welchem Skandal zurücktreten muß, merkt man schon die Unterschiede zwischen
Österreich und Deutschland. In Österreich ist de facto alles möglich. Wir haben
einen Innenminister, der sagt, wir werden Geflüchtete am Stadtrand konzentrieren
- wenn auch nicht explizit, so entwirft er doch ein Assoziationsbild zu
Konzentrationslagern. Klar gibt es einen medialen Aufschrei, aber zu einem
Rücktritt führt so etwas in Österreich schon lange nicht mehr. Dies zeigt, daß
Dinge nicht mehr in vergleichbarer Art und Weise skandalisierungsfähig sind und
gleichzeitig diese Skandalisierung schon seit geraumer Zeit nichts mehr bringt,
weil WählerInnen in der Regel nicht aus Trotz, sondern gezielt rechtsextreme
Parteien wählen. 

Für viele Menschen ist dies einfach kein Hindernis oder Widerspruch mehr. Wir
haben es mit einer Normalität und Selbstverständlichkeiten zu tun, mit sinkenden
Hürden und Barrieren, so etwas laut aussprechen und denken zu können. Deshalb
ist Deutschland glücklicherweise tatsächlich noch an einem anderen Punkt. Hier
gibt es noch Gestaltungsraum und, was wichtig ist, eine Sensibilisierung in den
Medien, ob sie wirklich skandalisieren wollen oder ob sie nicht so etwas wie
einen journalistischen Ethos haben, der eben nicht dazu beiträgt, dieses
menschenfeindliche Gedankengut noch weiter zu verbreiten. Das heißt jetzt nicht,
daß über Rechtsextremismus nicht berichtet werden soll, sondern im
Gegenteil, aber man muß darauf achten, wie darüber berichtet wird, daß also eine
Berichterstattung über und nicht eine Berichterstattung mit Rechtsextremen
stattfindet. 

Man muß versuchen aufzuzeigen, wohin dieses Gedankengut langfristig führt und
was die politischen Konsequenzen davon sind. Man darf es nicht dabei belassen,
zu schreiben, daß Person XY die hundertste krasse Aussage getätigt hat, sondern
man muß das auch kritisch einbetten und den LeserInnen die wichtigen Argumente
geben, damit die Meinungsbilder auch wirklich wirken. In bezug auf Widerstands-
und Protestformen ist hier mehr möglich. Das hat sich auch letzte Woche in
Berlin gezeigt, als sich viele Menschen für die Proteste gegen die AfD
mobilisieren ließen. Nur glaube ich, daß es nicht ausschließlich bei Protesten
auf der Straße bleiben darf, sondern man braucht auch Widerstandsstrategien auf
ganz vielen Ebenen. Die Straße ist ein wichtiger Ort, aber nicht der einzige.

SB: Judith, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0076.html

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0078.html
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BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)

BERICHT/070: Linke Buchtage Berlin - der digitalen Verwertbarkeit entgegen ... (SB)

BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)

BERICHT/073: Linke Buchtage Berlin - polizeistrategisch nachgeladen ... (SB)

BERICHT/074: Linke Buchtage Berlin - Ökonomie nicht ausschlaggebend ... (SB)

BERICHT/075: Linke Buchtage Berlin - schadensbegrenzte Beteiligung ... (SB)

BERICHT/076: Linke Buchtage Berlin - rechtsseitig durchdrungen ... (SB)

BERICHT/077: Linke Buchtage Berlin - Arbeitskämpfe bodenlos ... (SB)

BERICHT/078: Linke Buchtage Berlin - der gleiche Kampf noch immer ... (SB)

BERICHT/079: Linke Buchtage Berlin - Rechtsschwenk der Aufmerksamkeit ... (SB)

INTERVIEW/091: Linke Buchtage Berlin - es antwortet die Straße ...    Andreas Blechschmidt im Gespräch (SB)

INTERVIEW/092: Linke Buchtage Berlin - Befangenheit und Selbstbetrug ...    Andreas Hechler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/093: Linke Buchtage Berlin - Anstoß nach rechts ...    Gerd Wiegel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/094: Linke Buchtage Berlin - Wirtschaftlichkeitsprämisse ...  &nbsp Michael Skambraks im Gespräch (SB)

INTERVIEW/095: Linke Buchtage Berlin - der rassistisch nationale Geist ...    Claus Kristen im Gespräch (SB)

INTERVIEW/096: Linke Buchtage Berlin - Frankreichs Autonome erwachen ...    Sebastian Lotzer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/097: Linke Buchtage Berlin - Rüstungsfamilie, Gewerkschaft und Kapital ...    Malte Meyer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/098: Linke Buchtage Berlin - regulierte Freiheit, freier Streik ...    Ralf Ruckus im Gespräch (SB)

INTERVIEW/104: Linke Buchtage Berlin - unterdrückte Überkommenheit ...    Judith Goetz im Gespräch (SB)
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AUSSICHTEN/8389: Und morgen, den 7. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.09.2018 bis zum 08.09.2018 +++
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Es blinzelt die Sonne

und Regen dazwischen

füllt Pfützen und Tonne,

um Jean zu erwischen.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/750: Lippstadt - "Die 68er in Westfalen" am 19. September 2018


Die 68er in Westfalen

Vortrag mit Prof. Dr. Thomas Großbölting in der VHS



Lippstadt. 1968 - dass sich in diesem Jahr die Welt veränderte, wird
angesichts der 50. Wiederkehr dieses Datums in vielen Zusammenhängen
aufgegriffen. Die VHS Lippstadt hat am Mittwoch, 19. September 2018,
Prof. Dr. Thomas Großbölting zu einem Vortrag "Die 68er in Westfalen"
in die VHS eingeladen, denn auch vor Lippstadt machte die Veränderung
nicht halt. Insbesondere in den Schulen und Jugendzentren der Stadt
und der Umgebung protestierte die junge Generation. Dabei fand die
erste Demonstration in Lippstadt nicht wegen des Vietnam-Kriegs statt,
sondern wegen des Einmarsches von Warschauer-Pakt-Truppen in Prag.
Dagegen protestierten Lippstädter Bürgerinnen und Bürger.

Nicht die großen Highlights charakterisierten das "lange 1968" in
Lippstadt, wohl aber die vielen kleinen Veränderungen: Das Verhältnis
zwischen den Generationen, aber auch zwischen Autoritäten und
denjenigen, die unter diesen standen - in der Schule, in der
Pfarrgemeinde, im Kontakt zur Verwaltung und anderen staatlichen
Stellen. Nimmt man all diese großen und kleinen Wandlungsprozesse
zusammen, dann war Lippstadt nach dem "langen 1968" anders als zuvor.

Was passierte 1968 in Westfalen? Demonstrationen auf dem
Prinzipalmarkt in Münster, "Teach-Ins" in den neu gegründeten
Universitäten von Bielefeld und Bochum, besetzte Häuser, die Gründung
von Landkommunen - der 68er-Bewegung waren auch in der Provinz kaum
Grenzen gesetzt. Bis heute - 50 Jahre später - sind die Folgen des
politischen und kulturellen Aufbruchs sichtbar. Wie und in welchem
Maße ergründet das Buch "1968 in Westfalen. Akteure, Formen und
Nachwirkungen einer Protestbewegung", herausgegeben vom Institut für
westfälische Regionalgeschichte des Landschaftsverbandes
Westfalen-Lippe (LWL).

"1968 hat die Gesellschaft, Politik und Kultur in der Region Westfalen
verändert - und das intensiver und tiefgreifender als andere
Zeitabschnitte", betont Prof. Dr. Thomas Großbölting, Autor des Bandes
und Historiker an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
(WWU). Kaum eine Jahreszahl in der Geschichte der Bundesrepublik ist
mit einer solchen Bedeutung aufgeladen wie 1968. Die Ereignisse stehen
nicht nur für eine politische Bewegung, für die der Widerstand gegen
den Vietnamkrieg (1955-1975) nur eines von vielen Protestmotiven war.
Das Ende der 1960er-Jahre steht auch für einen Aufbruch in
Alltagskultur und Lebensstil. "Der Abstand zwischen den Generationen
verringerte sich. Dem Klischee nach wurde die Jugend lauter, die Haare
länger und die Röcke kürzer", beschreibt Großbölting die
Entwicklungen.

In Westfalen machten zahlreiche kleine Konflikte die Bedeutung von
1968 aus. Es gab keinen westfälischen Rudi Dutschke und keine
RAF-Terroristen wie Andreas Baader oder Gudrun Ensslin. Aber Aktionen
wie die Proteste gegen die Notstandsgesetze im Mai 1968 in Bochum oder
der Sturm von Studierenden auf das Fürstenberghaus der Universität
Münster im Juni 1969 entfalteten ihre Wirkung in der Region. "Prägend
war nicht der große politische Knall oder der Skandal. Dazu waren die
Bewegungen und Orte zu zersplittert, zu weitläufig und zu
verschieden", sagt Großbölting. "Auch wenn es in Westfalen - wie in
vielen anderen Teilen der Bundesrepublik - nie zu einer radikalen
Protestbewegung kam, bewirkten die unterschiedlichen Einzelgruppen und
-aktivitäten einen anhaltenden Wandel." Der Zugewinn an
Demokratiefähigkeit und Liberalität, das ökologische Bewusstsein, die
Gleichstellung von Mann und Frau, die sexuelle Befreiung und eine
grundsätzliche Friedensorientierung seien als Leitwerte und Praktiken
noch heute spürbar.

Der Vortrag findet am Mittwoch, 19. September, um 19 Uhr in den
Räumlichkeiten der VHS Lippstadt statt. Weitere Informationen und
Anmeldung unter www.vhs-lippstadt.de. Zur besseren Planung wird um
Anmeldung bis spätestens Mittwoch, 12.9.2018, gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AKTION/507: Köln - Der WDR öffnet in Köln die Türen für rund 500 Kinder, 3.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2018

Zutritt erlaubt

Der WDR öffnet in Köln die Türen für rund 500 Kinder



Oft heißt es: Für Kinder kein Zutritt. Doch nicht bei der "Die Sendung
mit der Maus" und dem Westdeutsche Rundfunk. Noch nie hat der WDR beim
Maus-Türöffner-Tag so viele Türen für Kinder geöffnet wie in diesem
Jahr. Rund 500 Maus-Fans können am 3. Oktober 2018 erleben, wie es
ist, wenn Journalisten und Moderatoren auf Sendung gehen. Im
WDR-2-Übungsstudio planen sie ihre eigene Radiosendung, vor den
TV-Studios geht es auf den Regiestuhl eines Ü-Wagens, KiRaKa zeigt,
wie man Radio für Kinder macht, und WDR 4 lädt zur Sendung ins
Funkhaus ein. Auch das Kinderfernsehstudio des WDR macht am 3. Oktober
seine Türen auf. Hier lernen Kinder ab acht Jahren, wie eine Greenbox
funktioniert - und wie es sich anfühlt, einmal selbst die Nachrichten
zu sprechen.

In ganz Deutschland laufen die Vorbereitungen für den Türöffner-Tag
auf Hochtouren. Bereits zum achten Mal haben "Die Sendung mit der
Maus" und der WDR bundesweit dazu aufgerufen, Kindern und Familien
dort Einblicke zu ermöglichen, wo sie normalerweise nicht hinkommen.
Weit mehr als 500 Veranstaltungen sind bereits angekündigt. Am 3.
Oktober mit dabei sind neben dem WDR unter anderem das
Weltraumforschungszentrum bei München, das Fußball-Bundesligastadion
in Dresden, das Schauspielhaus in Düsseldorf, das Planetarium in
Herzburg und die Weihnachtspostfiliale in Himmelstadt.

Bis zum 7. September 2018 können sich Veranstalter unter
www.maus-tueren-auf.de noch anmelden. Auch Kinder können über die
Website vorschlagen, welche Tür sich für sie am 3. Oktober noch öffnen
soll. Zahlreiche Veranstaltungen sind bereits ausgebucht.

Der Türöffner-Tag auf maus-tueren-auf.de

http://www.maus-tueren-auf.de/

"Die Sendung mit der Maus" im Netz

http://www.die-maus.de/

Der erste Türöffner-Tag fand 2011 anlässlich des 40. Geburtstags der
"Sendung mit der Maus" statt. Seitdem ist der Türöffner-Tag am 3.
Oktober zum festen Termin für Familien geworden. Mehr als 70.000
Kinder nahmen allein im vergangenen Jahr an den rund 700
Veranstaltungen in gut 450 Städten und Gemeinden teil.


Sendehinweis:

Mittwoch, 3. Oktober, 9:30 Uhr im Ersten: Sonderausgabe der "Sendung
mit der Maus"

Mittwoch, 3. Oktober, 18:15 Uhr im WDR Fernsehen: "Lokalzeit extra:
Türen auf mit der Maus!"

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSEUM/833: Hanau - Familienfrühstück und Führung mit dem Rotkäppchen im Schloss am 23.9.


Stadt Hanau

Familienfrühstück und Führung mit dem Rotkäppchen im Schloss

Schloss Philippsruhe lädt am Sonntag, 23. September, zum märchenhaften
Vormittag ein



Das Museumscafé von Schloss Philippsruhe serviert am Sonntag, 23.
September von 10 bis 12 Uhr ein schmackhaftes Frühstücksbuffet in die
herrschaftliche Beletage. Anschließend empfängt Rotkäppchen
höchstpersönlich alle kleinen und großen Besucher um 12 Uhr im Foyer,
um sie auf eine einstündige Entdeckertour durch das Schloss
mitzunehmen. Bei der Führung für die ganze Familie, können die kleinen
Schlossbesucher ab vier Jahren märchenhafte Kostüme anprobieren und
ihr Wissen beim Märchen-Fühl-Quiz unter Beweis stellen.

Das Familien-Märchen-Frühstück (inkl. Eintritt, Führungsgebühr und
Frühstücksbuffet - zzgl. Getränke) kostet für Kinder 10 Euro und für
Erwachsene 21,90 Euro. Familien (zwei Erwachsene und zwei Kinder)
zahlen 59,90 Euro. Insgesamt 25 Gäste können teilnehmen. Die Anmeldung
zum Familien-Märchen-Frühstück erfolgt direkt über das Museumscafé
unter 06181 - 20029 oder per E-Mail an kontakt@museumscafe-hanau.de

Die Hanauer Museumspädagogik bietet die Märchenführung sowie viele
weitere Veranstaltungen auch als zweistündigen Kindergeburtstag oder
auch für Kitas und Schulklassen an. Alle Informationen und weitere
Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter
www.museen-hanau.de.

Historisches Museum Hanau Schloss Philippruhe Philippsruher Allee 45,
63454 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MUSEUM/832: Herten - "Alarm im Kinderzimmer" am 22. September 2018


Stadt Herten

Alarm im Kinderzimmer

Mit der KinderUni on Tour im Museum Strom und Leben



Herten. Wie Elektrizität das Leben leichter macht, können Kinder von
acht bis zwölf Jahren mit der CreativWerkstatt - Jugendkunstschule
Herten lernen. Im Rahmen der KinderUni geht es am Samstag, 22.
September, von 10.15 bis 14 Uhr ins Museum Strom und Leben.

Nach einem spannenden Rundgang durch das Museum wird den Mädchen und
Jungen gezeigt, wie clevere Alarmanlagen für das eigene Kinderzimmer
gebaut und ein ungebetener Gast ganz einfach in die Flucht geschlagen
werden kann. Natürlich wird die eigens gebaute Anlage auch direkt in
der Elektrowerkstatt des Museums getestet.

Die Gruppe trifft sich um 10.15 Uhr an der Willy-Brandt-Schule,
Schulbushaltestelle Weddingstraße. Der Workshop kostet 5 Euro.
Erwachsene können an dem Programm leider nicht teilnehmen. Die
KinderUni wird unterstützt von der Bildungsinitiative der Volksbank
Ruhr Mitte.

Interessierte können sich in der CreativWerkstatt oder online unter
www.creativwerkstatt-herten.de anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AUSSTELLUNG/9550: Oldenburg - Rock Ikonen, Porträts von Schirin Khorram, Schlaues Haus 17.09.-15.11.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Ausstellungseröffnung 17.09.2018 19:30 Uhr

Rock Ikonen

Schirin Khorram, Künstlerin

Aussstellungsdauer: 17.09.2018 -15.11.2018



"Music & Art are breathing the same air" ist eines von Schirin
Khorrams Lieblingszitaten. Wenn die Künstlerin im Atelier Menschen
porträtiert, hat die Musik oft einen großen Einfluss auf die Art und
Weise, wie etwas auf der Leinwand entsteht. Was liegt da näher, als
sich den Musikern zu widmen, die ganze Generationen begleitet und
sogar geprägt haben. Jimi Hendrix, Amy Winehouse, Tom Waits, Miles
Davis oder Nick Cave sind nur einige der Künstlerporträts. Khorram hat
sich für diese Porträtserie in die Biografien und die Gesichter der
Musiker vertieft, hat deren Songs beim Malen gehört und auf diese
Weise einen intensiven Zugang gefunden. Herausgekommen sind die
Porträts ROCK IKONEN.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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FÜHRUNG/968: Kassel - "Sprühendes Leben. Putten und Kinderengel in der Malerei des Barock" am 18.9.


Treffpunkt Senioren im Museum



"Sprühendes Leben. Putten und Kinderengel in der Malerei des Barock"
ist Thema beim nächsten Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 18.
September, 14.30 Uhr, im Schloss Wilhelmshöhe. Die zirka einstündige
Führung mit Dr. Karin Mayer-Pasinski bietet neben den Informationen
auch die Möglichkeit, Anregungen und Kontakte auszutauschen sowie das
Thema im Anschluss mit der Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro.

Weitere Informationen unter den Telefonnummern 05 61/7 87-50 24
(vormittags) sowie 05 61/50 71.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. September 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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GLEICHHEIT/6723: Italiens Banken im Sog der türkischen Lira-Krise


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Italiens Banken im Sog der türkischen Lira-Krise

Von Allison Smith

6. September 2018



Mitte August verlor die türkische Lira fast 40 Prozent ihres Wertes,
nachdem US-Präsident Donald Trump eine Verdoppelung der Stahl- und
Aluminiumzölle gegen die Türkei ankündigt hatte. Die türkische Regierung
hatte ihrerseits mit Zöllen auf amerikanische Importe reagiert.

Durch die Abwertung der türkischen Lira droht der Wirtschaft der Türkei
eine Hyperinflation. Dies schürt einmal mehr die Sorge um die anhaltende
Wirtschafts- und Finanzkrise Italiens. Die großen italienischen Banken
halten Türkei-Kredite (in Euro und türkischer Lira) über fast 20 Milliarden
Euro, wovon ein großer Teil gefährdet ist. Sollten die Kreditausfälle
anhalten, könnte dies zu einer ausgewachsenen Krise des italienischen
Kreditsystems führen und möglicherweise einen Zusammenbruch der Eurozone
auslösen, die mehr als 135 Milliarden Euro an türkischen Schulden hält.

Das Gespenst eines drohenden italienischen Zusammenbruchs zog auch die
italienische Bank Unicredit in Mitleidenschaft, und sie verlor Ende August
über fünf Prozent ihres Aktienkurses.

Erst vor kurzem ist in Genua die Morandi-Autobahnbrücke eingestürzt. Das
Ereignis hat schlagartig den morschen Zustand der italienischen
Infrastruktur aufgezeigt, die seit Jahrzehnten vernachlässigt und von
Privatinteressenten ausgeplündert wird.

Aber laut Wirtschaftsanalysten ist das eigentliche Problem in Italien nicht
der Wertverlust der türkischen Lira. Es ist der Werteverfall der
italienischen Staatsanleihen, die zur Deckung des Haushaltsdefizits
benötigt werden. Ihre Zinsen sind sprunghaft angestiegen.

Gleichzeitig ist das Wirtschaftswachstum rückläufig. Es fiel im zweiten
Quartal 2018 von 1,8 Prozent des BIP auf 1,2 Prozent des BIP zurück.
Italiens Schuldenquote liegt bei mehr als 131 Prozent, was bedeutet, dass
das Land kaum in der Lage ist, die Zinsen zu bedienen, geschweige denn,
seine Schulden zu verringern.

Das schwache Wirtschaftswachstum führt zu einem geringeren Steuereinkommen,
während gleichzeitig die Nachfrage nach Sozialausgaben steigt. Italiens
Gläubiger fordern, dass die Regierung das Bankensystem saniert, indem sie
tiefere Einschnitte im sozialen Haushalt vornimmt und die Renten-"Reform"
zu Ende bringt.

Die Koalitionsregierung aus Lega und Movimento 5 Stelle (M5S), die in Kürze
den Haushalt für das nächste Jahr vorstellen muss, wird von den
europäischen Behörden kritisch überwacht. Was noch wichtiger ist: die
Finanzmärkte werden es nicht zulassen, dass die Inlandsausgaben weiter
steigen.

Schon seit dem globalen Börsensturz von 2008 sind einschneidende Kürzungen
gegen Rentner und Arbeiter durchgesetzt worden. Dies hat zu einer massiven
sozialen Polarisierung und wachsenden gesellschaftlichen Spannungen
geführt. Die starke Heraufsetzung des Rentenalters hat Millionen von
Senioren in die Armut getrieben. Zwar haben die neoliberalen "Reformen" des
Arbeitsmarktes seit einigen Jahren zu einem leichten Rückgang der
Arbeitslosenzahlen geführt. Allerdings sind heute zwei von drei neu
geschaffenen Arbeitsplätzen befristet und prekär, es sind kurzfristige
Verträge oder schlecht bezahlte Stellen.

Nach dem jüngsten Bericht des italienischen Statistikamtes (Istat) sind 30
Prozent der Menschen in Italien - mehr als 18 Millionen - von Armut und
sozialer Ausgrenzung bedroht.

Die offizielle Arbeitslosenquote liegt bei 10 Prozent, die
Jugendarbeitslosigkeit bei über 40 Prozent, das ist die dritthöchste in
Europa (nach Griechenland und Spanien). In Wirklichkeit ist die
Arbeitslosigkeit viel höher als offiziell angegeben, da mehr als 30 Prozent
aller Italiener im erwerbsfähigen Alter gar nicht mitgezählt werden. Sie
gelten der Statistik als "inaktiv", weil sie nicht nachweisen können, dass
sie sich aktiv um Arbeit bewerben. Das bedeutet, dass besonders unter den
Jugendlichen in Wahrheit ein viel höherer Prozentsatz keine Arbeit oder
Ausbildung hat.

Der jüngste Bericht der Caritas dokumentiert, dass die am stärksten von
Armut betroffene Gruppe die 18- bis 34-Jährigen sind. Demnach lebt jeder
zehnte Italiener im Alter von 18 bis 34 Jahren in extremer Armut, und die
Zahl der Jugendlichen, die für Nahrung, Unterkunft und Kleidung auf die
Einrichtungen der Caritas angewiesen sind, hat stark zugenommen.

Etwa gleich viele Männer wie Frauen haben sich an die katholische
Hilfsorganisation um Unterstützung gewandt, und 60,8 Prozent von ihnen
waren arbeitslos. Außerdem stellte die Caritas fest, dass auch immer mehr
Menschen, die Arbeit haben, auf zusätzliche Hilfe angewiesen sind.

Traditionell ist die Armut in den südlichen Regionen Italiens am höchsten.
In den letzten Jahren wurde jedoch auch ein deutlicher Anstieg der
Hilferufe aus Nord- und Mittelitalien verzeichnet.

Die trockene Statistik verhüllt eine Entwicklung mit explosiven sozialen
Konsequenzen. Während die italienische Wirtschaft einem möglichen Kollaps
entgegentrudelt, und die Jugendarbeitslosigkeit weiter steigt, wenden sich
immer mehr Jugendliche von der offiziell etablierten Politik ab.

Eine letztes Jahr durchgeführte europaweite Umfrage [1] unter Jugendlichen
ergab, dass sich über die Hälfte der Jugendlichen Europas an einem "großen
Aufstand gegen die Mächtigen" beteiligen würden.

Weil die soziale Wut sich zusehends dem Siedepunkt nähert, konzentrieren
sich die italienischen Politiker auf Flüchtlingshetze [2] und
ausländerfeindliche Propaganda. Sie hoffen, so die Arbeiterklasse zu
spalten und die Wut der Ausgebeuteten und Unterdrückten gegen die
Schwächsten der Gesellschaft zu richten.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/05/11/juge-m11.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/29/ital-a29.html
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GLEICHHEIT/6722: Washington reagiert mit neuen Drohungen auf Russlands Luftangriffe in Syrien


World Socialist Web Site
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Washington reagiert mit neuen Drohungen auf Russlands Luftangriffe in
Syrien

Von Bill Van Auken

6. September 2018



Die regierungstreuen Streitkräfte von Präsident Baschar al-Assad bereiten
sich offenbar auf eine Bodenoffensive mit dem Ziel vor, die nordwestliche
Provinz Idlib zurückzuerobern. Die Trump-Regierung, das US-Außenministerium
und das Pentagon veröffentlichten allesamt Warnungen vor einer "humanitären
Katastrophe" und drohten mit Vergeltungsmaßnahmen, falls es zum Einsatz von
Chemiewaffen kommen sollte.

In der jüngsten Erklärung des Weißen Hauses vom Dienstag heißt es, dass
Washington die "Situation in Idlib" und die "Gefahr eines bevorstehenden
Angriffs des Assad-Regimes mit Unterstützung von Russland und dem Iran ...
aufmerksam beobachtet".

Ein solcher Angriff wäre eine "rücksichtslose Eskalation eines ohnehin
schon tragischen Konflikts und würde Hunderttausende Menschenleben
gefährden", heißt es weiter. Im Falle eines Chemiewaffenangriffs würden
"die USA und ihre Verbündeten schnell und angemessen reagieren".

Die Erklärung wiederholt frühere Äußerungen von Trump und hochrangigen
Regierungsvertretern. Am Montag hatte der US-Präsident getwittert: "Die
Russen und Iraner machen einen schweren humanitären Fehler, wenn sie sich
an dieser potenziellen menschlichen Tragödie beteiligen." Außenminister
Mike Pompeo warnte letzten Freitag, die USA würden eine Offensive in Idlib
als "Eskalation eines bereits gefährlichen Konflikts" ansehen. Der
nationale Sicherheitsberater John Bolton warnte, die USA würden auf jeden
Einsatz von Chemiewaffen "sehr entschlossen reagieren".

Russland und die Assad-Regierung wiesen diese Warnungen zurück. Nach einer
dreiwöchigen Ruhephase flogen russische Kampfflugzeuge mindestens zwanzig
Luftangriffe auf Ziele nahe der Westgrenze von Idlib. Berichten zufolge
richteten sie sich gegen Stellungen, die von uigurisch-islamistischen
Extremisten aus China kontrolliert werden, die dem syrischen Ableger von
al-Qaida angehören. An den Angriffen waren Flugzeuge der Typen Suchoi
Su-24M und Su-34s beteiligt, die von russischen Schiffen aus dem östlichen
Mittelmeer unterstützt wurden.

Der syrische Außenminister Walid Muallem erklärte, die Drohungen der USA
würden die "Entschlossenheit des syrischen Volkes und die Pläne des
syrischen Militärs, Idlib zu säubern und dem Terrorismus in Syrien endlich
ein Ende zu setzen", nicht aufhalten. Berichten zufolge wurden syrische
Truppen und Panzer an der Grenze der Provinz zusammengezogen.

Am Dienstag bezeichnete Kreml-Sprecher Dmitri Peskow während einer
Pressekonferenz in Moskau Idlib als "Terroristennest", das russische
Stützpunkte in Syrien bedroht. "Nur ein paar Warnungen auszusprechen, ohne
das sehr gefährliche negative Potenzial für die ganze Lage in Syrien zu
berücksichtigen, ist wahrscheinlich keine umfassende Strategie." Damit
meinte er offensichtlich Washingtons Drohungen.

In ihren Stellungnahmen erwähnen die USA mit keinem Wort, dass Idlib
faktisch von dem syrischen Ableger von al-Qaida kontrolliert wird, der das
"Rebellen"-Bündnis Hai'at Tahrir asch-Scham (HTS) anführt und über
zahlreiche ausländische Kämpfer verfügt. HTS hat Berichten zufolge Galgen
aufgestellt und Gegner, die eine Verständigung mit der syrischen Regierung
anstreben, von Erschießungskommandos töten lassen.

Der UN-Sonderbotschafter in Syrien Staffan de Mistura gab zu, dass sich in
Idlib mindestens 10.000 Kämpfer aus dem Umfeld von al-Qaida befinden. Die
Gruppe führt eine Front an, die Medienberichten zufolge 60 Prozent der
Provinz, darunter auch die Hauptstadt, kontrolliert und damit faktisch die
gesamte Region beherrscht. Andere Quellen gehen von 20.000 bis 30.000 mit
al-Qaida verbündeten Kämpfern aus.

Washington droht nicht aus humanitären Gründen mit einer Intervention. Eine
US-Regierung nach der nächsten hat blutige Interventionen in der Region
durchgeführt - vom Angriffskrieg gegen den Irak bis hin zu den Operationen
für einen Regimewechsel in Libyen und Syrien und dem vernichtenden Krieg
Saudi-Arabiens und der USA gegen den Jemen. Die Folgen sind Millionen
Todesopfer und die Zerstörung ganzer Gesellschaften.

Wenn Washington einen neuen Angriffsschlag in Syrien plant, dann mit dem
Ziel, die al-Qaida-geführten "Rebellen" zu retten, die die USA und ihre
westlichen und regionalen Verbündeten seit Beginn des syrischen
Stellvertreterkriegs im Jahr 2011 mit Geld und Waffen in Milliardenhöhe
unterstützt haben. Außerdem strebt der US-Imperialismus danach, seine
geostrategischen Interessen durchzusetzen, die Vorherrschaft über den Nahen
Osten zu gewinnen und den Einfluss des Iran und Russlands in Syrien und der
ganzen Region zurückzudrängen.

Indem Washington in Syrien offen al-Qaida verteidigt, wirft es kurzerhand
den "globalen Krieg gegen den Terror", der siebzehn Jahre lang gepredigt
wurde, über Bord und geht zur Vorbereitung einer militärischen
Konfrontation mit Russland und China über. Beide Länder werden in
nationalen Strategiepapieren der Vereinigten Staaten als "revisionistische
Staaten" bezeichnet, die die US-Hegemonie gefährden würden.

Was die Warnungen vor einem Chemiewaffenangriff angeht, so kommen sie einer
Einladung an die al-Qaida-Kräfte gleich, einen Vorfall zu inszenieren und
sich damit die Luftunterstützung der USA und ihrer Verbündeten zu sichern.
Damaskus hat die Verantwortung für mutmaßliche Chemiewaffenangriffe - wie
letztes Jahr in Duma oder im Jahr zuvor in Chan Schaichung - bislang
kategorisch bestritten. Beide wurden von Washington und seinen Verbündeten
als Vorwand für Raketen- und Luftangriffe benutzt.

Die Washington Post veröffentlichte am Dienstag Auszüge aus Fear, dem neuen
Buch von Bob Woodward über die Trump-Regierung. Darin wird unter anderem
geschildert, wie Trump nach dem mutmaßlichen Chemiewaffenangriff im April
2017 seinem Verteidigungsminister vorschlug, den syrischen Präsidenten
Assad durch die US-Armee ermorden zu lassen.

Trump wird in dem Buch mit den Worten zitiert: "Wir sollten ihn verdammt
noch mal töten! Wir sollten hingehen und das ganze verdammte Pack töten."
Obwohl Mattis gegenüber Trump zugesagt haben soll, entsprechende Pläne zu
entwerfen, habe er kurz darauf einem hochrangigen Berater gesagt: "Wir
werden nichts dergleichen tun. Wir werden viel gemäßigter vorgehen."

Die herrschende Klasse in den USA befindet sich nicht nur in einer tiefen
politischen Krise, die die Form eines internen Grabenkampfs, vor allem über
die Politik gegenüber Russland, angenommen hat, sondern sie sieht sich auch
mit wachsenden sozialen Spannungen und einer zunehmend militanten
Arbeiterklasse konfrontiert. Vor diesem Hintergrund ist es für die
Trump-Regierung verlockender denn je, einen inszenierten
Chemiewaffenangriff als Vorwand für eine massive militärische Eskalation in
Syrien zu nutzen.

De Mistura erklärte diese Woche vor der Presse, der syrische
al-Qaida-Ableger habe "die Fähigkeit, waffenfähiges Chlorgas herzustellen".
Das bedeutet, er ist durchaus in der Lage, einen Chemiewaffenangriff zu
inszenieren und die Regierung dafür verantwortlich zu machen.

Die Vorbereitung einer von Russland unterstützten Offensive der syrischen
Regierung zur Rückeroberung von Idlib findet vor dem Hintergrund intensiver
diplomatischer Gespräche zwischen Moskau, Ankara und Teheran statt. Die
Regierungschefs der drei Länder - Wladimir Putin, Recep Tayyip Erdogan und
Hassan Ruhani - wollen sich am 7. September in Teheran treffen; der
Schwerpunkt der Diskussionen wird dabei auf der Frage von Idlib liegen.

In den letzten Tagen traf der iranische Außenminister zu Gesprächen in
Ankara und Damaskus ein, während der türkische Verteidigungsminister und
der Geheimdienstchef in Moskau waren.

Die Türkei, die Teile der islamistischen Milizen in Syrien unterstützt hat
und einen weiteren Flüchtlingsstrom über ihre Grenze verhindern will, hat
versucht, die Offensive zu unterbinden. Sie bestand darauf, die
"gemäßigten" Rebellen könnten von ihrem al-Qaida-Kern getrennt werden.
Außerdem hat sie Soldaten und Panzer in Stellungen innerhalb von Idlib nahe
der türkischen Grenze stationiert, um jeden weiteren Zustrom von Syrern in
die Türkei zu verhindern.

Moskau hofft offensichtlich, dass die Türkei dafür sorgen kann, dass Idlib
ohne einen langwierigen und blutigen Feldzug an die Regierung in Damaskus
zurückgegeben wird.

Die Konfrontation zwischen der Erdogan-Regierung und Washington hat sich
weiter verschärft, weil das US-Militär die syrisch-kurdische Miliz YPG als
ihre wichtigste Stellvertretertruppe in Syrien einsetzt und die
Trump-Regierung Sanktionen gegen die Türkei verhängt hat, die die dortige
Wirtschaftskrise anheizen.

Die türkische Regierung berichtete am Dienstag, ihr Verteidigungsminister
Hulusi Akar habe dem US-Sondergesandten für Syrien, James Jeffrey,
mitgeteilt, die Türkei verlange den Abzug aller kurdischen Aufständischen
aus dem syrisch-kurdischen Grenzgebiet.

Die Gefahr, dass sich die Konflikte in Syrien zu einer größeren und viel
gefährlicheren Konfrontation entwickeln, ist deutlich sichtbar. Russland
hat Berichten zufolge 26 Kriegsschiffe und 36 Flugzeuge ins Mittelmeer
verlegt, darunter auch strategische Bomber. Auch die USA haben unterdessen
umfassend Truppen in der Region stationiert.

Moskau meldete letzte Woche, das Pentagon habe die USS Sullivans mit 56
Marschflugkörpern an Bord erneut im Persischen Golf stationiert. Zudem
sollen strategische Bomber vom Typ B-1B erneut auf dem Luftwaffenstützpunkt
Al-Udeid in Katar stationiert worden sein.
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Ein hässlicher Regentropfen der Geschichte

von Maria Michel



Die Kunst aus der DDR sei ein "hässlicher Regentropfen der Geschichte,
der schnell verdunstet", verkündete der Kurator der Ausstellung
"60 Jahre - 60 Werke", die anlässlich des 60. Geburtstages des
Grundgesetzes der BRD im Berliner Gropiusbau stattfand und in der DDR
entstandene Kunst vollkommen ausschloss. Wenn man sich dieser rüden
Wortwahl anschließt, könnten wohl eher fragwürdige Schöpfungen des
hochbezahlten Gerhard Richter "verdunsten". Vielen Dresdenern gefiel
überhaupt nicht, dass man ihm im Albertinum zwei ganze Säle eingeräumt
hatte. Sie vermissten Arbeiten von Künstlern aus der DDR und forderten
auf einer Versammlung am 6. November 2017 im Albertinum vehement dazu
auf, sie aus dem Depot zu holen. Die Leitung des Museums musste sich
den Einwurf anhören, sie sei fehl am Platze, wenn sie nicht begreife,
welchen Reichtum sie weggeschlossen hatte.

Wenig später erschien in der Sächsischen Zeitung ein Artikel
der US-amerikanischen Kunstwissenschaftlerin April A. Eisman, die über
Bernhard Heisig und die Kulturpolitik in der DDR promoviert hatte und
an der Iowa State University lehrt. Sie urteilte, es sei schlichtweg
ein Irrtum zu meinen, ostdeutsche Kunst sei nicht so gut wie die
westdeutsche. Sie kritisierte, dass Museen wie das Albertinum "ihre
Säle oft mit zweitklassiger 'Siegerkunst' des Westens füllen, während
etliche erstklassige Werke ostdeutscher Kunst im Depot verschwinden".

Am 15. Juni 2018 wurde nun in Dresden eine Ausstellung mit dem
einfallslosen Titel "Ostdeutsche Malerei und Skulptur 1949-1990"
eröffnet. Sie wurde "ertrotzt, nicht geplant", schrieb der
Kulturwissenschaftler Paul Kaiser in der Sächsischen Zeitung.
Deshalb gibt es keinen Katalog, nur einige Faltblätter. Die
Museumsleitung versteckt sich hinter dem Ausdruck
"Bestandspräsentation". Die Schau zeigt 114 Gemälde und 33 Skulpturen
und fand sofort im In- und Ausland größen Anklang. Für viele Besucher
war die Wiederbegegnung mit den Werken wie ein Nachhausekommen. Sie
fanden ihr Leben in der DDR wieder, ihren Alltag, ihre Freuden und
Sorgen - in Landschaften, Porträts, Allegorien, metaphorischen und
mythologischen Darstellungen. Allen bekannt sind zum Beispiel Willi
Neuberts "Schachspieler", Harald Hakenbecks "Peter im Tierpark",
Wolfgang Mattheuers "Flucht des Sisyphos" und natürlich Walter
Womackas "Paar am Strand". Waldemar Grzimek porträtierte Bertolt
Brecht in einer Kleinplastik, Wieland Förster schuf ein ebenso
beeindruckendes Porträt des Schriftstellers Franz Fühmann. Werke von
Werner Tübke, Angela Hampel, Konrad Knebel und vielen anderen sind zu
sehen. Sie alle sind uns lieb und teuer geworden und erinnern an ein
Miteinander, Nebeneinander und auch Gegeneinander, wie es unsere
Vergangenheit prägte, an ein Lebensgefühl, an dem wir die aktuellen
gesellschaftlichen Verhältnisse messen. Filmausschnitte zeigen unter
anderem die Arbeit der Jury unter Leitung von Lea Grundig zu den
großen Kunstausstellungen in Dresden. Kunst war ein Lebensbedürfnis.
Wie steht es heute damit? Und was geschieht mit diesen Werken, wenn
die Ausstellung schließt?

Das Schweriner Staatliche Museum eröffnete am 6. Juli 2018 ebenfalls
eine Ausstellung mit Arbeiten von Künstlern aus der DDR. Sie wurde
langfristig geplant und vorbereitet. Angeboten wird ein zweisprachiger
Katalog (28 E). Der Titel "Hinter dem Horizont" ist klug gewählt. Man
wird zum Beispiel an die Bilder "Horizont" oder "Hinter den sieben
Bergen" von Wolfgang Mattheuer erinnert. Sein "Schwebendes Liebespaar"
von 1970 eröffnet denn auch den Rundgang. Diese Ausstellung
präsentiert alle Bereiche: Gemälde, Zeichnungen, Plastiken, Collagen,
Mail Art und Aktionskunst. Man kann Niemeyer-Holsteins Stillleben und
Landschaften bewundern, Werke von Künstlern aus Mecklenburg-Vorpommern
wie Susanne-Kandt-Horn, Otto Manigk oder Vera Kopetz, auch Clemens
Gröszers "Bildnis Andrea" und beeindruckende Arbeiten von Ulrich
Hachulla und Wolfgang Peuker, die vom Museum erworben wurden. Die
Museumspädagogen ließen sich etwas Besonderes einfallen: Auf
Extra-Tafeln führt ein Wurm namens Lineata die Kinder auf lobenswerte
Weise durch die Bilderschau. Ein in den Rundgang integriertes Atrium
ist Thomas Zieglers Mehrtafel-Gemälde "Sowjetsoldaten" und Heidrun
Hegewalds Ganzkörperporträt "Die Rosa" vorbehalten. Hier finden vor
den Kunstwerken Diskussionen statt. Auch in der ständigen Sammlung der
Gegenwartskunst gibt es Arbeiten von Bernhard Heisig, Gudrun Brüne,
Wieland Förster und vielen anderen Künstlern aus der DDR. Sie gehören
selbstverständlich dazu und werden nicht schamhaft im Depot versteckt.
Im Schweriner Museum geht man selbstbewusster und selbstverständlicher
mit dieser Kunst um als in Dresden.

Schon früher waren Ausstellungen wie "Lebenswerke" und "Hinter der
Maske" in Potsdam, "bildersuchlauf" in Cottbus, "Sonnensucher" in Gera
und an anderen Stationen auf einem guten Weg der Annäherung, des
Aufeinanderzugehens, des Abtauens bösartiger Vorurteile. Der
Karikaturist Harald Kretzschmar brachte es auf den Punkt und schrieb
im neuen deutschland: "Die Vorstellung von einem
Ost-West-Einheitsmenschen ohne Erinnerung an Gewesenes ist ein
Phantom." Es ist etwas in Gang gekommen. Hoffen wir weiter.


Die Ausstellung "Ostdeutsche Malerei und Skulptur 1949-1990"
im Dresdener Albertinum ist bis zum 7. Januar 2019 dienstags bis
sonntags 10 bis 18 Uhr geöffnet. Besuchereingänge: Georg-Treu-Platz
und Brühlsche Terrasse. - Die Ausstellung "Hinter dem Horizont"
schließt am 7. Oktober 2018. Staatliches Museum Schwerin,
Alter Garten 3, geöffnet dienstags bis sonntags 11 bis 18 Uhr.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Wie weiter mit den Protesten gegen die Braunkohle?

Das 9. Klimacamp im Rheinland 2018

von Hanno von Raußendorf



Das diesjährige Klimacamp im Rheinland diente vor allem der
Vorbereitung der Aktionen im kommenden Jahr.


Ein fröhliches "Herzlich willkommen" schallt dem Besucher aus
dem Zelt am Eingang des Klimacamps entgegen. Die Wiese, einige
Kilometer südöstlich von Erkelenz, kommt bekannt vor, war das
"Klimacamp im Rheinland" doch im vergangenen Jahr schon an gleicher
Stelle. Schnell bekommt der Neuankömmling erklärt, wo alles ist und
wie alles funktioniert. Auf der einen Seite der Wiese die Volksküche,
die mit vielen freiwilligen Helferinnen und Helfern für
ausgezeichnetes, täglich frisch gebackenes Brot, Crêpes zu fast jeder
Uhrzeit und drei vegane Mahlzeiten am Tag sorgt. Gegenüber das große
Zirkuszelt für größere Versammlungen, und an den beiden andern Seiten
über ein Dutzend Zelte für Workshops, Orgatreffen, kleinere
Diskussionsrunden und die Logistik. Zelte zum übernachten, Latrinen
und Duschen finden sich im hinteren Teil der Wiese. Für den
regelmäßigen Besucher bietet dieses 9. Klimacamp im Rheinland
(11.-22. August) einen vertrauten Anblick - und doch ist sehr vieles
ganz anders.

Zunächst fällt auf, dass alles viel leerer ist. Waren letztes Jahr
noch bis zu 4.000 Menschen da, sind es in diesem 350 und das ist, so
paradox es klingt, Ausdruck einer rapide wachsenden
Klimagerechtigkeitsbewegung. Ein kleiner Rückblick: In den vergangenen
Jahren war das Klimacamp immer Gastgeber der "Degrowth Summer School"
(Wachstumskritische Sommerschule) mit einem etwa einwöchigen
Bildungsprogramm gewesen, und es bot dem Bündnis "Ende Gelände" die
Basis, von der aus es seine beständig wachsenden Massenaktionen gegen
Tagebaue und Braunkohlekraftwerke im rheinischen Revier durchführen
konnte.

Vor zwei Jahren stand das Camp unter dem Motto: "Skills for System
Change" (Fähigkeiten für den Systemwandel). In diversen Workshops
wurden Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt, die beim Aufbau einer
lokalen Klimagruppe benötigt werden. Die entstanden in der Folge auch
zahlreich und über das Land verteilt.

Im vergangenen Jahr hat sich die Klimagerechtigkeitsbewegung unter dem
Motto "Connecting Movements" (Bewegungen verbinden) dann bewusst mit
Menschen aus anderen Bewegungen verbunden: Bleiberecht,
Queerfeminismus, Tierrechte oder Ernährungssouveränität. Dabei stieß
die Organisationsform als selbstorganisiertes, freiwilliges
Mitmach-Camp an seine Grenzen. Die Bäckerei musste im
Dreischichtbetrieb arbeiten und die selbstgebauten Komposttoiletten
durch kommerzielle Dixiklos ergänzt werden.

Dieses Jahr war die "Degrowth Summer School" auf einem Klimacamp in
Pödelwitz bei Leipzig und Ende Gelände im Juni bei den Kohleprotesten
in Tschechien und Ende August in den Niederlanden auf einem Klimacamp
in der Groninger Gasregion bei der Aktion "Code Rood". Ins Rheinland
kommt Ende Gelände voraussichtlich erst im Oktober, wenn im Hambacher
Forst wieder gerodet wird. Sein neu gegründeter Ableger in München
veranstaltet im September ein eigenes Klimacamp.

Im Rheinland werden dieses Jahr neue Mitmachstrukturen erprobt, die
sich dann im kommenden Jahr vielleicht wieder mit sehr viel mehr
Menschen bewähren müssen.


Gewerkschaften und Mittelschicht

So ist das diesjährige Klimacamp im Rheinland sehr viel kleiner als
noch vor einem Jahr, und auch von der leichten Anspannung, die in der
Luft liegt, wenn Tausende Menschen sich auf eine große Aktion des
zivilen Ungehorsams vorbereiten, ist nichts zu spüren. Gelassen geht
es zu, aber das Camp ist auch dieses Jahr wieder Plattform für
wichtige Debatten und Prozesse.

Zunächst gibt es auch dieses Jahr wieder eine ganze Reihe
interessanter Workshops und Diskussionsrunden. Anfang der Woche ist
Manfred Maresch, zuständiger Bezirksleiter der IG BCE für das
Rheinische Braunkohlerevier, im Camp und versucht die Haltung seiner
Gewerkschaft zu verteidigen. Eine Aktivistin, selber Gewerkschafterin,
ist noch Tage später verwundert darüber, wie wenig er in der Lage war,
klimapolitische Argumente zu entkräften: "Alles, was er anzubieten
hatte, war immer wieder der Verweis auf die besondere Kultur und
Identität der Kohlekumpel." Während der Camptage organisiert seine
Gewerkschaft gemeinsam mit Ver.di in den Städten von Düren und
Bergheim bis Aachen Infostände, an denen sich Beschäftigte aus
Kraftwerken und Tagebauen von RWE Power beteiligen sollen. In einem
"Revier-Appell" Ende Juni haben die beiden Gewerkschaften von der
Bundesregierung ein Beteiligungskonzept gefordert.

Unter dem etwas sperrigen Titel "Resistance & Solidarity, Structures
for Change" diskutieren etwa drei Dutzend Menschen aus sechs Ländern
Europas über alle Probleme im Zusammenhang mit dem Aufbau neuer
Gruppen. Breiten Raum nehmen die Strukturen, Entscheidungsfindung und
Konsensbildung ein. Die Erstellung einer Mailingliste ist ebenso Thema
wie der Umgang mit Konflikten innerhalb der Gruppe. Auf einer der
vielen Maps an der Wand wird, selbstverständlich auch auf Englisch,
die Frage gestellt: "Wie sieht der perfekte Aktivist aus?" Die
Antworten stehen gleich daneben: Intelligent und gebildet, aktiv und
mutig soll sie sein, einen ökologischen Lebensstil leben, in der Lage
sein, andere zu motivieren, teamfähig, leidenschaftlich, bewusst,
authentisch und offen für Diskussionen - ein hehrer Anspruch.

In der Abschlussrunde stellt eine Teilnehmerin aus Österreich dann
auch die Frage, ob es auf Dauer ausreichend sei, weiß und gebildet,
das gute Klimagewissen der Mittelschicht zu sein. Tatsächlich hat sich
die Klimagerechtigkeitsbewegung in den vergangenen Jahren stark
verbreitert, sich mit anderen Bewegungen vernetzt, neue Organisationen
sind dazu gekommen wie "Zucker im Tank" und "KOHLE erSETZEN". Ein
Phänomen der weißen gebildeten Mittelschicht ist sie geblieben. Die
Ausbildung einer eigenen Kultur, Sprache und Habitus verfestigt das
Problem.


Entscheidungen

Drei Tage sind für die "Strategiekonferenz der
Klimagerechtigkeitsbewegung" reserviert. In vielen Plena und
ungezählten Diskussionsrunden werden zukünftige Strukturen, Themen und
Aktionsformen besprochen. Etliche, die hier engagiert mitdiskutieren,
kommen aus einer der vielen neue gegründeten örtlichen Gruppen und
sind selbst erst seit kurzer Zeit in der Bewegung aktiv. Die
Vorschläge sind vielfältig und die Debatte lebendig: Welche
übergeordnete Struktur wird sich die Bewegung geben? Wann ist der
richtige Zeitpunkt, sich neben dem Kohleausstieg auch mit anderen
klimarelevanten Themen auseinanderzusetzen? Welche Proteste will man
gemeinsam im kommenden Jahr organisieren? Entscheidungen werden auf
ein Nachfolgetreffen, Anfang Januar 2019 vertagt.

Nicht vertagen lässt sich der Umgang mit der wahrscheinlich
bevorstehenden Räumung im Hambacher Forst. Räumungen, gefolgt von
Wiederbesetzungen hat es im Forst schon viele Male gegeben. Für dieses
Jahr wird aber die komplette Räumung, verbunden mit einer Abriegelung
des Forstes befürchtet. Nach Insiderinformationen könnte es damit
bereits Ende August losgehen. Proteste während der Rodungssaison, die
am 1. Oktober beginnt, insbesondere die Aktionstage von Ende Gelände
vom 25. bis 29. Oktober, würden dann möglicherweise nicht mehr in den
Wald gelangen und RWE könnte ungestört die letzten Reste des uralten
Forstes abholzen.

"Aktion Unterholz" heißt deshalb das neue Bündnis, das die
diesjährigen Proteste im Forst koordinieren soll. Auch darüber wird
auf dem Camp diskutiert und beraten, wie man sich gemeinsam wehren
kann, wenn die Polizei mit schwerem Gerät in den Wald einfällt und mit
Rodungen beginnt, um über Schneisen Hebebühnen an die besetzten Bäume
heranzuführen. Die Pause zwischen dem Ende des Camps und dem Beginn
der nächsten Proteste könnte eine kurze werden.
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STATISTIK/491: 90% der Bevölkerung in Deutschland sind online (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 05.09.2018

90% der Bevölkerung in Deutschland sind online



WIESBADEN - In Deutschland nutzen insgesamt 66,5 Millionen Personen ab
10 Jahren das Internet. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis)
anhand aktueller Erhebungsergebnisse aus dem Jahr 2018 weiter
mitteilt, entspricht das einem Anteil von 90%. Gegenüber 2017 (87%)
bedeutet das einen Zuwachs von drei Prozentpunkten.

Rund 64 Millionen (87%) Personen ab 10 Jahren waren in den letzten
drei Monaten vor der Befragung, das heißt im 1. Quartal 2018 online.
Diese User wählten bevorzugt Handys/Smartphones (87%), um online zu
gehen, gefolgt von Laptops (65%), Desktop-PCs (62%) und Tablets
(46%). 16% nutzten für den Internetzugang auch andere Endgeräte wie
beispielsweise Media-Player, E-Book-Reader oder Smart Watches. 85% der
Personen, die das Internet im 1. Quartal 2018 genutzt haben, waren
auch mobil online, das heißt außerhalb ihres Zuhauses oder
Arbeitsplatzes.


WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
IT-Nutzung vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 330 vom 05.09.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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MUSIK/2688: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit dem Dirigenten Jonathan Stockhammer, 8.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Dirigent Jonathan Stockhammer

Samstag, 8. September 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sein Erweckungserlebnis hatte Jonathan Stockhammer, als er Leonard
Bernstein in New York mit einer Sinfonie von Gustav Mahler hörte. Der
Spross einer Musikerfamilie sattelte um: Statt weiter Politik und
Chinesisch zu studieren, entschied sich Jonathan Stockhammer für ein
Dirigierstudium in seiner Heimatstadt Los Angeles. Schon währenddessen
dirigierte er das Orchester Los Angeles Philharmonic und assistierte
Chefdirigent Esa-Pekka Salonen. Seit 20 Jahren lebt Jonathan
Stockhammer inzwischen in Deutschland. Ein Enthusiast, der sich
beharrlich für die zeitgenössische Musik einsetzt, Opern an der
Metropolitan Opera in New York, der Wiener Staatsoper oder der
Komischen Oper Berlin dirigiert und am Pult renommierter
Sinfonieorchester steht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. August 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2687: Deutschlandfunk Kultur - Sonate für Violine solo von Béla Bartók, 8.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sándor Veress

Sonate für Violine solo


Béla Bartók

Sonate für Violine solo

Nurit Stark, Violine

Deutschlandfunk Kultur 2018

Die besondere Aufnahme

Samstag, 8. September 2018, 22.00 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Sonate für Violine solo von Béla Bartók, entstanden 1944, also ein
Jahr vor Bartóks Tod, gehört zu den anspruchsvollsten Werken für
Solovioline überhaupt. Gewidmet hat sie der Komponist dem Auftraggeber
Yehudi Menuhin. Der in Ungarn geborene Komponist Sándor Veress war
Schüler Bartóks und gehört zu den weniger bekannten, deshalb aber
nicht weniger wichtigen Komponisten des 20. Jahrhunderts. Seine
Violinsolosonate schrieb er im selben Jahr 1935, in dem er Assistent
Bartóks an der Ungarischen Akademie der Wissenschaften in Budapest
wurde und sich in dieser Funktion vermehrt der Volksmusikforschung
widmete.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. August 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2686: WDR 3 - Last Night of the Proms der BBC, 8.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

BBC Last Night of the Proms in der Royal Albert Hall in
London

Das Public-Viewing der "Last Night of the Proms der BBC" - erstmals in
Bielefeld

WDR 3 Kult-Veranstaltung

ARD Radiofestival. Konzert

Samstag, 08.09.2018, 20.04 - 24.00 Uhr, WDR 3



Am 8. September 2018 wird es in der Rudolf-Oetker-Halle in Bielefeld
"very british". Das Kulturradio WDR 3 lädt seine Hörerinnen und Hörer
erstmals nach Bielefeld ein, um das legendäre WDR 3 Public Viewing der
"Last Night of the Proms der BBC" zu erleben.

"Mit der Rudolf-Oetker-Halle in Bielefeld haben wir das Public Viewing
noch einmal deutlich vergrößern können, um unserem Publikum mehr Platz
zu bieten", berichtet WDR 3 Programmchef Prof. Karl Karst: "1300
Karten können wir in diesem Jahr vergeben - ausschließlich über WDR
3." Die begehrten Freikarten bietet das Kulturradio WDR 3 ab Mittwoch,
den 1. August 2018, an. WDR 3 Hörerinnen und Hörer melden sich über
www.wdr3.de oder beim WDR3 Hörertelefon unter 0221 56789 333.

Traditionell kommen sehr viele Zuschauerinnen und Zuschauer kostümiert
zum Public Viewing der "Last Night of the Proms". Die originellsten
Verkleidungen zum aktuellen Motto "Royal Tea Party" prämiert WDR 3 mit
ausgesuchten VIP-Karten seiner Kulturpartner aus ganz NRW.

Der Abend in der Rudolf-Oetker-Halle in Bielefeld am 8. September
beginnt mit einem Konzert der Bielefelder Philharmoniker um 18.00 Uhr.
Neben Werken von Edward Elgar, Claude Debussy und George Gershwin wird
der Sänger und Entertainer Tom Gaebel das Programm mit Musik von
Leonard Bernstein und Leroy Anderson bereichern. Ab 20.00 Uhr folgt
das Public Viewing der BBC "Last Night of the Proms" aus der Royal
Albert Hall in London auf Großleinwand. WDR 3 Moderator Jörg
Lengersdorf führt durch den Abend.

Sendetermin:

Samstag, 8. September 2018, WDR 3

18.00-20.00 Uhr: Auftaktkonzert der Bielefelder Philharmoniker

20.00-24.00 Uhr: Live-Übertragung der BBC "Last Night of the
Proms"

Das Programm des Auftaktkonzerts können Sie auch im
Internet-Livestream unter WDR3.de hören.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. September 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSUS/1810: Wertheim - "Sicher und souverän das Internet nutzen" ab 26.9.2018


Stadt Wertheim

Sicher und souverän das Internet nutzen

Infoveranstaltung für ältere Menschen



Wertheim. Ob Informationen suchen, Einkaufen, Rat oder Freunde finden - das Internet ist heute nicht mehr wegzudenken. Auch immer mehr ältere Verbraucher nutzen dessen Möglichkeiten. Der Kreisseniorenrat Main-Tauber und der Seniorenbeirat der Stadt Wertheim bieten eine Informationsveranstaltung an, bei der Experten von Verbraucherschutz-Organisationen die sichere Internetnutzung thematisieren. Angesprochen sind vor allem Menschen ab 60 Jahre. Die Veranstaltung findet am Mittwoch, 26. September, von 9.15 bis 13.15 Uhr im Arkadensaal im Rathaus Wertheim statt.

Neben vielen Informationen hilft das Internet besonders der "Generation 60 plus" soziale Kontakte zu pflegen. Beim Online-Einkauf kann man rund um die Uhr unabhängig vom Ladenschluss und bequem von zu Hause aus einem breiten Warenangebot wählen. "Der verantwortliche Umgang mit den verschiedenen Nutzungsmöglichkeiten des Internets ist das Ziel der Veranstaltung", erläutert Walter Ruf, Vorstandsmitglied im Seniorenbeirat der Stadt Wertheim. "Damit sich ältere Nutzer souverän im weltweiten Netz zurechtfinden, müssen sie aber auch mögliche Fallen erkennen."

Der mündige Internetnutzer steht im Mittelpunkt der vom Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz geförderten Veranstaltung. Experten der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, des Zentrums für Europäischen Verbraucherschutz und des Vereins "Verbraucher Initiative" diskutieren mit den Teilnehmern folgende Themen: Online einkaufen und Gesundheitsdienste, Schutz im Internet und Schutz vor Abzocke sowie Soziale Netzwerke und Kommunikation im Netz.

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos, für Verpflegung ist gesorgt. Eine Anmeldung ist erforderlich per E-Mail an info@kreisseniorenrat-main-tauber.de oder bei Robert Wenzel unter Telefon 09343/8831.

*

 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 6. September 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information 

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de 
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VORTRAG/226: Oldenburg - Digital Life Narratives, Schlaues Haus 13.09.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Do., 13.09.2018, 18:30 - 20:30 Uhr

Digital Life Narratives: Kommunikation, Interaktion und Spiel als
Bausteine einer digitalen Existenz

Dr. Innokentij Kreknin, Institut für deutsche Sprache und Literatur,
TU Dortmund



Während die wissenschaftliche Theorie der "Digital Life Narratives"
noch in den Kinderschuhen steckt, wird die Palette tatsächlicher
Praktiken einer digital umgesetzten "Lebensführung" durch neue
Verfahren, Formen und Moden beständig erweitert. Um zu analysieren,
wie und wozu sich Akteure in der Sphäre des Digitalen beobachtbar
machen, reicht es schon lange nicht, den Blick nur
auf Social-Media-Plattformen oder Blogs zu richten. Der Vortrag führt
in den Phänomenbereich digitaler "Selberlebenserzählungen" ein und
reflektiert die methodischen und theoretischen Voraussetzungen, unter
denen sich die Digital-Life-Narrative-Studies als transdisziplinärer
Forschungsbereich etablieren könnten.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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NEUROLOGIE/979: B-Zellen sind mitverantwortlich für Hirnschäden bei Multipler Sklerose (idw)


Universität Zürich - 04.09.2018

B-Zellen sind mitverantwortlich für Hirnschäden bei MS



Ein Forscherteam von UZH und USZ weist nach, dass bei Multipler Sklerose
nicht allein bestimmte T-Zellen zu den Entzündungen und Schädigungen im
Gehirn führen. Mitverantwortlich ist auch ein anderer Typ von
Abwehrzellen: B-Zellen. Diese aktivieren im Blut die T-Zellen. Die
Entdeckung erklärt, wie neue MS-Medikamente wirken und eröffnet neue
Therapieoptionen.

Multiple Sklerose (MS) ist eine chronische Autoimmunerkrankung des
zentralen Nervensystems. Körpereigene Abwehrzellen greifen die
Isolationsschicht der Nervenfasern in Gehirn und Rückenmark an und
schädigen sie. Dadurch wird die Signalübertragung zwischen den Nerven
gestört. Die Krankheit, die weltweit rund 2,5 Millionen Menschen betrifft,
bricht meist bei jungen Erwachsenen aus. Frauen sind besonders häufig
betroffen. MS kann zu schwerwiegenden neurologischen Behinderungen wie
Gefühlsstörungen, Schmerzen und Lähmungserscheinungen führen.

B-Zellen aktivieren T-Zellen

Ein Team der Universität Zürich (UZH), des Universitätsspitals Zürich
(USZ) und des schwedischen Karolinska Instituts unter der Leitung von
Neurologe Roland Martin und Immunologin Mireia Sospedra hat nun einen
entscheidenden Aspekt in der Entstehung und Entwicklung von MS
entschlüsselt. «Wir konnten erstmals zeigen, dass bestimmte B-Zellen - die
antikörperproduzierenden Zellen des Immunsystems - jene T-Zellen
aktivieren, die die Entzündung im Gehirn und die Schädigung der
Nervenzellen auslösen», sagt Roland Martin, Leiter des Klinischen
Forschungsschwerpunkts Multiple Sklerose der UZH.

Neue MS-Medikamente greifen B-Zellen an

Bis vor Kurzem konzentrierte sich die MS-Forschung vor allem auf die
T-Zellen, die sogenannten T-Helfer-Lymphozyten. Sie sind die Wächter der
Immunabwehr, die beispielsweise bei Infektionen mit Viren oder Bakterien
Alarm schlagen. Bei etwa jeder tausendsten Person gerät die Fähigkeit der
zellulären Aufpasser, zwischen körpereigenen und fremden Strukturen zu
unterscheiden, durcheinander. Resultat ist, dass die fehlgeleiteten
T-Zellen das eigene Nervengewebe attackieren - der Beginn von MS.
Allerdings sind die T-Zellen nicht allein verantwortlich. «Auf die Spur,
dass auch die B-Zellen eine wichtige Rolle in der Pathogenese spielen,
führte uns eine Klasse von MS-Medikamenten namens Rituximab und
Ocrelizumab», erläutert Roland Martin. Diese beseitigen die B-Zellen, was
die Hirnentzündung und die Krankheitsschübe der Patienten sehr wirksam
hemmt.

Rolle der B-Zellen als «Mittäter» entlarvt

Die konkrete Rolle der B-Zellen ermittelten die Forschenden mit Hilfe
eines experimentellen In-vitro-Systems, mit dem Blutproben untersucht
werden können. Im Blut von MS-Betroffenen zeigte sich eine erhöhte
Aktivierung und Zellteilung jener T-Zellen, die sich gegen die
körpereigenen Nervenfaserhüllen richten. Auslöser waren B-Zellen, die mit
den T-Zellen interagieren. Wurden die B-Zellen eliminiert, hemmte dies
sehr wirksam die T-Zellvermehrung. «Damit», so Martin, «ist es uns
gelungen, den bisher noch unklaren Wirkmechanismus dieser MS-Medikamente
zu entschlüsseln.»

Aktivierte T-Zellen wandern ins Gehirn

Das Team entdeckte zudem, dass sich unter den aktivierten T-Zellen im Blut
insbesondere solche befinden, die bei Krankheitsschüben von MS-Patienten
auch im Gehirn auftreten. Vermutlich sind sie für die Entzündungsherde
verantwortlich. Weitere Untersuchungen zeigten, dass diese T-Zellen
Strukturen eines Proteins erkennen, das sowohl von den B-Zellen wie auch
von Nervenzellen im Gehirn produziert wird. Nach der Aktivierung im
peripheren Blut wandern die T-Zellen ins Gehirn ein, wo sie das
Nervengewebe zerstören. «Unsere Resultate erklären nicht nur, wie die
neuen MS-Medikamente wirken, sondern bahnen auch den Weg für neue Ansätze
in der MS-Grundlagenforschung und -therapie», folgert Roland Martin.


Finanzierung

Das Forschungsprojekt wurde massgeblich vom «ERC Advanced Grant» des
Europäischen Forschungsrates unterstützt. Weitere Mittel stammen vom
Klinischen Forschungsschwerpunkt Multiple Sklerose der UZH, der
Schweizerischen Multiple Sklerose Gesellschaft, dem Schweizerischen
Nationalfonds sowie mehreren schwedischen Förderinstrumenten.

Originalpublikation:

Ivan Jelcic, Faiez Al Nimer, Jian Wang, Verena Lentsch, Raquel Planas,
Ilijas Jelcic, Aleksandar Madjovski, Sabrina Ruhrmann, Wolfgang Faigle,
Katrin Frauenknecht, Clemencia Pinilla, Radleigh Santos, Christian Hammer,
Yaneth Ortiz, Lennart Opitz, Hans Grönlund, Gerhard Rogler, Onur Boyman,
Richard Reynolds, Andreas Lutterotti, Mohsen Khademi, Tomas Olsson,
Fredrik Piehl, Mireia Sospedra, and Roland Martin. 

Memory B Cells Activate Brain-Homing, Autoreactive CD4+ T Cells in Multiple Sclerosis. 

Cell. August 30, 2018. 

DOI: 10.1016/j.cell.2018.08.011

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Multiple-Sklerose.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1124: Abiturnote nicht allein entscheidend für die Auswahl zu einem Medizinstudium (idw)


Universität Greifswald - 04.09.2018

Abiturnote nicht allein entscheidend für die Auswahl zu einem Medizinstudium



Seit dem 3. September 2018 werden an der Universitätsmedizin Greifswald
die jährlichen Auswahlgespräche für die Studiengänge Medizin und
Zahnmedizin durchgeführt. Insgesamt wurden 340 junge Leute zu diesen
Interviews eingeladen. Über das hochschuleigene Auswahlverfahren darf die
Universitätsmedizin 60 Prozent ihrer Studienplätze selbst vergeben. Der
andere Teil der Plätze wird über die Stiftung für Hochschulzulassung
(hochschulstart.de) in Dortmund vergeben. Insgesamt stehen 196
Studienplätze in der Humanmedizin und 45 Plätze in der Zahnmedizin zur
Verfügung.

Allein für die Teilnahme am hochschuleigenen Auswahlverfahren der
Universitätsmedizin Greifswald haben sich in diesem Jahr 2 232 Bewerber
für ein Humanmedizin- und 354 für ein Zahnmedizinstudium beworben und
damit den Studienort Greifswald an erster Ortspräferenz gesetzt.

Verfahren

Zu den Gesprächen wurden in diesem Jahr 276 Bewerber für Medizin und 64
für Zahnmedizin eingeladen. Ihre Bewerbungen wurden detailliert gesichtet,
anhand objektiver Kriterien bewertet und in eine Rangliste eingeordnet.
Dabei wurden Punkte für die Abiturdurchschnittsnote, die Belegung
naturwissenschaftlicher Fächer in der Abiturstufe und berufspraktische
Erfahrungen auf medizinischem und/oder zahnmedizinischem Gebiet vergeben.
Ziel dieses Verfahrens ist, die motiviertesten und besten Studenten mit
größtmöglicher Eignung für den Arztberuf auszuwählen.

Die eingeladenen Bewerber müssen sich einzeln den standardisierten Fragen
einer Kommission unterziehen. Die insgesamt sieben Auswahlkommissionen
(fünf Human- und zwei Zahnmedizin) bestehen aus jeweils zwei Professoren
der Universitätsmedizin. In den Gesprächen wird unter anderem die
Motivation für ein Medizinstudium und die Entscheidung für den
Studienstandort Greifswald besprochen. Aber auch das gesellschaftliche und
soziale Engagement sowie Belastbarkeit und Kommunikationsfähigkeit der
Bewerber werden bewertet.

"Wir haben so die Möglichkeit, junge Menschen auszuwählen, von denen wir
glauben, dass sie später einmal gute Ärzte werden - und dazu gehört mehr
als nur ein gutes Abitur", sagt Prof. Dr. Georg Schomerus, der das
Auswahlverfahren leitet. Damit entspricht das Greifswalder Modell bereits
seit mehr als zehn Jahren den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichtes
zur Studienplatzvergabe. Nach dem Gerichtsurteil vom 19.12.2017 stehen die
Medizinischen Hochschulen bundesweit vor der Herausforderung, ihre
Zulassungsverfahren ab dem Sommersemester 2020 verfassungskonform neu zu
gestalten. Die Universitätsmedizin Greifswald ist auf diese Neugestaltung
aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung gut vorbereitet.

Die Fachschaft Medizin steht den Studienbewerbern an allen Tagen für
Fragen rund um das studentische Leben in Greifswald zur Seite, hält kleine
Snacks und Getränke bereit und vermittelt den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern wieder Übernachtungsmöglichkeiten über ein
"couchsurfing"-Portal.

Wie geht es für die Bewerber nach den Gesprächen weiter? Mitte September
werden die Zulassungen versandt, dann folgen die Einschreibung,
Wohnungssuche und Anfang Oktober ist schon der Semesterstart mit
Vorlesungen beispielsweise in Anatomie, Biologie und Chemie.

Kurz und Knapp


	In Greifswald können insgesamt 196 Studienplätze in der Medizin und 45 Plätze in der Zahnmedizin vergeben werden.

	117 Plätze in der Medizin und 27 Plätze in der Zahnmedizin werden im Rahmen des Auswahlverfahrens vergeben.

	Verhältnis Bewerber je Studienplatz für Medizin 18 und Zahnmedizin 16.

	17 Bewerber, die bereits eine Zulassung im Rahmen der Abiturbestenquote über Hochschulstart erhalten haben, haben einem Abiturdurchschnitt von 1,0.

	Greifswald ist weiterhin einer der beliebtesten Studienorte für Medizin und Zahnmedizin.



Weitere Informationen

Auswahlverfahren an der Universitätsmedizin Greifswald

https://www.adh.medizin.uni-greifswald.de/

Ansprechpartner an der Universitätsmedizin Greifswald

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





DIAGNOSTIK/581: microRNAs sagen Rückfallrisiko von Kopf-Hals-Tumoren vorher (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 03.09.2018

microRNAs sagen Rückfallrisiko von Kopf-Hals-Tumoren vorher



Ein neues Verfahren sagt den Krankheitsverlauf von HPV-negativen
Kopf-Hals-Tumoren nach der Strahlenchemotherapie vorher. Laut einer aktuellen
Studie im Fachjournal 'Clinical Cancer Research' können fünf microRNAs
(miRNAs) den entscheidenden Hinweis geben. Die Arbeit entstand am
Helmholtz Zentrum München, am Klinikum der Ludwig-Maximilians-Universität
München (LMU) und in enger Kooperation mit dem Deutschen Krebskonsortium
(DKTK).

Sogenannte Plattenepithelkarzinome im Kopf-Hals-Bereich werden
größtenteils erst in einem fortgeschrittenen Stadium entdeckt und haben
meist eine entsprechend schlechte Prognose. Ursache können auch humane
Papillomviren (HPV) sein, Hauptursache sind aber das Tabakrauchen und der
übermäßige Konsum von hochprozentigem Alkohol.

"Während sich die viral verursachten Tumoren relativ gut behandeln lassen,
haben die übrigen Kopf-Hals-Tumoren eine eher schlechte Prognose", erklärt
Prof. Dr. Claus Belka, Leiter der Klinischen Kooperationsgruppe (KKG)
'Personalisierte Radiotherapie bei Kopf-Hals-Tumoren'. Die KKG vereint
Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München sowie der LMU und ist
dadurch eng an das DKTK angebunden. "In der vorliegenden Arbeit haben wir
untersucht, inwiefern sich anhand molekularer Marker Untergruppen
definieren lassen, die nach Strahlenchemotherapie einen unterschiedlichen
Krankheitsverlauf nehmen", so Belka weiter. Das könne eine Möglichkeit zur
personalisierten Behandlung bieten. "Für die Etablierung solcher
molekularen Marker, die eine Stratifizierung der Patienten erlauben,
bietet die Abteilung Strahlenzytogenetik am Helmholtz Zentrum München
unter der Leitung von Herrn Prof. Dr. Horst Zitzelsberger aufgrund der
dort verfügbaren Nachweisverfahren die optimale Expertise."

Patientendaten liefern Ansatz zur personalisierten Therapie

In der aktuellen Studie untersuchten die Forschenden Krebsgewebe aus zwei
unabhängigen Probensammlungen: Ein multizentrisches Patientenkollektiv der
DKTK Radiation Oncology Group (DKTK-ROG; Koordinator der miRNA-Studie
Prof. Michael Henke) sowie ein monozentrisches Patientenkollektiv aus der
Klinik für Strahlentherapie und Radioonkologie der LMU (Leitung Prof.
Belka). Bei den Analysen konzentrierten sich die Forscher auf sogenannte
miRNAs: Winzige Moleküle, die die Aktivität zahlreicher (zum Teil
krebsrelevanter) Gene beeinflussen. "Durch die Zusammenarbeit mit den
Kollegen konnten wir so insgesamt 162 Proben von Patienten mit
HPV-negativen Kopf-Hals-Tumoren untersuchen", beschreibt Dr. Julia Heß. Sie
teilt sich die Erstautorenschaft mit Dr. Kristian Unger, der wie Heß eine
Arbeitsgruppe in der Abteilung Strahlenzytogenetik leitet. Aus sämtlichen
miRNAs konnten die Forscher fünf herausarbeiten, deren Ausprägung den
Krankheitsverlauf und das Rückfallrisiko vorhersagte. "Diese fünf
miRNAs - im Fachjargon Signatur genannt - erlauben in Kombination mit weiteren
klinischen Werten die Definition von vier Gruppen mit unterschiedlicher
Prognose", ergänzt Unger.

"Solche molekularen Marker sind die erste Voraussetzung für
personalisierte Behandlungsansätze bei HPV-negativen Kopf-Hals-Tumoren",
so Studienleiter Belka abschließend. "Wenn sich diese Zahlen im großen
Maßstab bestätigen, könnte man daraus künftig personalisierte Anpassungen
der Therapieintensität ableiten." So wäre es denkbar, bei Patienten mit
niedrigem Rückfallrisiko die Intensität zu reduzieren oder bei
Hochrisikopatienten diese zu erhöhen. Zudem könne man nun nach den Genen
suchen, die von den fünf miRNAs beeinflusst werden und herausfinden, ob
sie lohnende Zielstrukturen für die Therapie darstellen.

Weitere Informationen

Hintergrund:

2016 hatten die Wissenschaftler bereits eine miRNA-Signatur gefunden, die
den Krankheitsverlauf bei Hirntumoren leichter abschätzbar macht. miRNAs
oder microRNAs sind eine Klasse von Molekülen, die aus kurzen Abfolgen von
RNA-Bausteinen bestehen. Anders als bei der Proteinsynthese wird die RNA
aber hier nicht für den Aufbau von Molekülen benötigt. Im Gegenteil: viele
miRNAs sind in der Lage, den Aufbau von bestimmten Proteinen zu verhindern
indem sie die entsprechende Bauplan-RNA abbauen. Schätzungen zufolge sind
aktuell etwa 2.000 verschiedene miRNAs bekannt.

Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus, Allergien und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht
es das Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der
Hauptsitz des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das
Helmholtz Zentrum München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist
Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, der 18
naturwissenschaftlich-technische und medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000
Beschäftigten angehören. www.helmholtz-muenchen.de

Die selbstständige Abteilung Strahlenzytogenetik (ZYTO) untersucht
strahleninduzierte Chromosomen- und DNA-Schäden in Zellsystemen und
menschlichen Tumoren. Im Mittelpunkt steht die Aufklärung von Mechanismen
der Strahlenkarzinogenese und -empfindlichkeit von Tumorzellen. Ziel ist
es, Biomarker für den Nachweis strahleninduzierter Tumoren für die
personalisierte Strahlentherapie zur Stratifizierung von Patienten zu
finden. ZYTO gehört dem Department of Radiation Sciences (DRS) an. 

www.helmholtz-muenchen.de/zyto


Originalpublikation:

Hess, J. et al. (2018): A Five-MicroRNA Signature Predicts Survival and
Disease Control of Patients with Head and Neck Cancer Negative for
HPV-infection. Clinical Cancer Research, 

DOI: 10.1158/1078-0432.CCR-18-0776

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.helmholtz-muenchen.de/aktuelles/uebersicht/pressemitteilungnews/article/44943/index.html

http://clincancerres.aacrjournals.org/content/early/2018/08/31/1078-0432.CCR-18-0776

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/942: Beschäftigte der Unikliniken Essen und Düsseldorf stimmen Schlichtungsergebnis zu (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 9. September 2018

Beschäftigte der Unikliniken stimmen Schlichtungsergebnis zu -
Entlastung muss jetzt in der Belegschaft ankommen



An den Unikliniken Essen und Düsseldorf endete heute die Urabstimmung
über das Ergebnis der Schlichtung zum Konflikt um einen Tarifvertrag
Entlastung. An beiden Kliniken waren die Mitglieder der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) aufgerufen, über das Ergebnis
abzustimmen, das ver.di und die Arbeitgeber in der vergangenen Woche
unter Beteiligung von zwei Schlichtern erzielt hatten. Mit 70,4
Prozent der Stimmen in Essen und 72,9 Prozent in Düsseldorf wurde das
Schlichtungsergebnis angenommen.

"Das Schlichtungsergebnis ist auf große Zustimmung gestoßen; es ist
ein Meilenstein für die Entlastung von Beschäftigten in
Krankenhäusern. In beiden Unikliniken haben wir 180 neue Stellen
durchgesetzt. Das ist ein Erfolg der Streikenden", sagte
ver.di-Verhandlungsführer Wolfgang Pieper, im ver.di-Bundesvorstand
für Tarifpolitik des öffentlichen Dienstes zuständig.

"Die Entlastung muss jetzt real bei den Kolleginnen und Kollegen
ankommen. Der vereinbarte Weg zu einer Personalbemessung wird 18
Monate dauern, da braucht es noch einiges an Geduld. Es ist aber ein
entscheidender Schritt für nachhaltig bessere Arbeitsbedingungen und
dafür, dass niemand mehr durch ständige Überlastung krank wird",
sagte ver.di-Streikleiter Jan von Hagen.

"Wir werden im Betrieb genau darauf achten, dass keine
Verschiebebahnhöfe eingerichtet werden oder es zu Verzögerungen
kommt", so von Hagen weiter: "Die Vorstände der Unikliniken und
ver.di haben klare Regeln miteinander aufgestellt. Auf ihre strikte
Einhaltung werden wir genau achten. Ich kann nur dringend an die
Vorstände appellieren: Setzen Sie zügig und verlässlich um. Im Sinne
der Beschäftigten und der Patientinnen und Patienten."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 9. September 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STELLUNGNAHME/178: Zur Organspende-Debatte - "Doppelte Widerspruchslösung" keine Lösung ... (Ärzte für das Leben)


Ärzte für das Leben e.V. (ÄfdL) - 4. September 2018

Organspende-Debatte

Ärzte für das Leben e.V.: 

"Doppelte Widerspruchslösung" von Bundesgesundheitsminister Spahn ist keine Lösung für Krise der Transplantationsmedizin



Münster - Am 31. August hat Bundesgesundheitsminister Jens Spahn ein
"Gesetz für bessere Zusammenarbeit und bessere Strukturen bei der
Organspende (GZSO)" als Referentenentwurf vorgestellt. Dieser Entwurf
wurde am 3. September von einem Interview auf der ersten Seite der
"Bild Zeitung" flankiert, in dem Herr Spahn sich für eine "doppelte
Widerspruchslösung" ausspricht. Hierbei soll jeder als Organspender in
Betracht kommen, der selbst oder dessen Angehörige einer Organspende
nicht ausdrücklich widersprochen hat bzw. haben. Folgerichtig
verpflichtet das neue GZSO alle Krankenhäuser dazu, Hirntote "nach
ärztlicher Beurteilung" und "unverzüglich" auch dann als potentielle
Organspender zu melden, wenn keine Einwilligung des Spenders oder
seiner Angehörigen vorliegt.

Minister Spahn ist es klar, dass "der Staat hier in die Freiheit des
Einzelnen ein[greift]", möchte aber den Bürgern ihre "Ängste" durch
"gute Argumente" und "Aufklärung über die Hirntod-Diagnostik" nehmen.

Wie bereits mehrfach erläutert, halten die Ärzte für das Leben e.V.
eine wie auch immer geartete Widerspruchslösung für äußerst
bedenklich. Denn die sinkende Bereitschaft zur Organspende ist nicht
nur das Ergebnis mangelnder Organisation in den Entnahmezentren
sondern auch Ausdruck einer tiefsitzenden Skepsis in der Bevölkerung
gegenüber der Gleichsetzung des Hirntods mit dem Tod eines Menschen,
wie durch die "Göttinger Organspende-Survey" klar belegt wurde.
Explizit haben die Autoren dieser Studie darauf hingewiesen, dass
"Verweise auf sachgerechte Abläufe", wie etwa die von Spahn
vorgeschlagene "Aufklärung über die Hirntod-Diagnostik", die
Spendebereitschaft bei Skeptikern kaum beeinflussen werden, da sie "an
grundlegenden Haltungen wenig verändern."

"Was wir brauchen ist nicht die Erhöhung der Organspenderate mit der
Brechstange, sondern eine fundierte gesellschaftliche Diskussion über
das, wie Dr. Michael de Ridder sagt, "notorisch umstrittene"
Hirntodkonzept", erklärte Prof. Dr. Paul Cullen, Vorsitzender der
Ärzte für das Leben e.V. "Im Übrigen macht sich der
Bundesgesundheitsminister möglicherweise was vor, wenn er sein Heil in
der Widerspruchslösung sucht, Denn ihre Einführung hat die Spenderate
in Schweden und Singapur nicht verändert, währende in Brasilien,
Lettland und Dänemark die Organspendebereitschaft nach Etablierung
einer Widerspruchslösung sogar gesunken ist", so Cullen.


Über Ärzte für das Leben e.V.:

Ärzte für das Leben e.V. ist eine seit 1991 bestehende
nicht-konfessionelle und unabhängige Gemeinschaft von Ärzten
unterschiedlicher Fachrichtungen, die sich für das Leben von der
Befruchtung bis zum natürlichen Tod einsetzt und für die bedrohte
Freiheit des Arztberufs, damit Ärzte sich unbeeinflusst von den
Interessen Dritter für das Heil ihrer Patienten in hippokratischer
Tradition einsetzen können.

Der Themenkreis umfasst dabei die Embryologie, Schwangerschaft
('Spätschwangerschaft'), die sogenannte Präimplantationsdiagnostik,
Pränataldiagnostik, eugenische Selektion, gefällige Genmanipulation
i. S. von 'enhancement', adulte Stammzelltherapie gegen
Embryonenverbrauch, Hilfen bei Behinderung sowie Hirntod und
Organspende. Ärzte für das Leben e.V. sind für Sterbebegleitung,
Palliativmedizin und Hospizarbeit, jedoch gegen assistierten Suizid
und Sterbehilfe im Sinne von Euthanasie. Zu allen Themen ist ein
Austausch mit anderen Fachdisziplinen (Philosophie, Psychologie,
Soziologie, Jura, Theologie) erwünscht.

Ärzte für das Leben e.V. wird ausschließlich durch Spenden und die
Beiträge seiner Mitglieder unterstützt.

 * 

Quelle:

Ärzte für das Leben e.V.

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Dr. med. Dr. theol. h.c. Maria Overdick-Gulden

Markusberg 24e, 54293 Trier

Telefon: 0651 / 8200724

E-Mail: m.overdick-gulden@aerzte-fuer-das-leben.de

Internet: www.aerzte-fuer-das-leben.de
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AIDS/1066: Deutsche AIDS-Stiftung steigert Hilfszahlungen - Jahresbericht 2017 veröffentlicht (DAH)


Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH) - 4. September 2018

Deutsche AIDS-Stiftung steigert Hilfszahlungen

Jahresbericht 2017 veröffentlicht



Bonn - Die Deutsche AIDS-Stiftung hat 2017 mehr Geld für ihre
Hilfsleistungen bereitgestellt. Insgesamt leistete die Stiftung
finanzielle Hilfen im In- und Ausland im Umfang von 1.721.599 EUR. Im
Vergleich zum Vorjahr ist das ein Anstieg von mehr als 8,6 Prozent,
wie aus dem heute veröffentlichten Jahresbericht 2017 hervorgeht.

2.055 direkte Hilfsanfragen bearbeitete die Stiftung im Jahr 2017.
Davon profitierten in Deutschland 2.285 mit Namen bekannte
Antragstellende, darunter 98 Kinder bzw. Jugendliche bis 19 Jahren,
die selbst HIV infiziert sind. Insgesamt hatten 1.552 Kinder und
Jugendliche als Mitglieder betroffener Familien Anteil an den Hilfen
der Stiftung. Zu den namentlich bekannten Antragstellenden kommen
tausende HIV-positiver Menschen, die geförderte Hilfsprojekte in
Deutschland, Kenia, Mosambik und Südafrika aufsuchten.

Für Einzelhilfen stellte die AIDS-Stiftung 448.990 EUR zur Verfügung.
Davon entfielen gut drei Viertel auf die vier Bereiche Wohnung,
Familienhilfen, medizinische Versorgung sowie Geflüchtete. Insgesamt
97 Projekte von lokalen AIDS-Hilfen und -Beratungsstellen förderte die
Stiftung mit 346.241 EUR in Deutschland. Diese Unterstützung
ermöglicht den Projektträgern Angebote zu Beratung, Versorgung und
gesellschaftlicher Teilhabe von Menschen mit HIV und AIDS
aufrechtzuerhalten bzw. auszubauen. Für die Hilfsprojekte DREAM in
Kenia und Mosambik sowie HOPE Cape Town in Südafrika stellte die
Stiftung 698.068 EUR zur Verfügung, die unselbstständige
Treuhandstiftung HOPE-Kapstadt-Stiftung leistete weitere 228.300 EUR
an Hilfszahlungen für HOPE Cape Town.

Der Jahresbericht 2017 der Deutschen AIDS-Stiftung zum Herunterladen:

aids.st/jb


Die Deutsche AIDS-Stiftung ist die größte AIDS-Hilfsorganisation
in Deutschland, die betroffenen Menschen materielle Unterstützung
bietet. Sie hilft seit mehr als 30 Jahren bedürftigen Menschen mit HIV
und AIDS in Deutschland durch Einzelhilfen und durch die Unterstützung
von Projekten wie beispielsweise Betreutes Wohnen. Darüber hinaus
fördert die Stiftung seit dem Jahr 2000 ausgewählte Hilfsprojekte,
etwa für Aidswaisen, Jugendliche, Mütter und ihre Kinder, vor allem im
südlichen Afrika. Die Urstifter 1987 waren Rainer Ehlers, der Verband
der Privaten Krankenversicherung e.V. (PKV) und das Deutsche Rote
Kreuz.


Die Deutsche AIDS-Hilfe ist der Dachverband von rund 120 Organisationen
in Deutschland.

 * 

Quelle:

Deutsche AIDS-Hilfe e.V. (DAH)

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Wilhelmstr. 138, 10963 Berlin

Telefon: 030 /69 00 87-16, Fax: 030 / 69 00 87-42

E-Mail: presse@dah.aidshilfe.de

Internet: www.aidshilfe.de
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INFEKTION/1757: Zika-Virus - Studie zeigt mögliche Ursachen für Hirnfehlbildungen (idw)


Technische Universität München - 04.09.2018

Zika-Virus: Studie zeigt mögliche Ursachen für Hirnfehlbildungen



Bei gesunden Menschen verursacht das Zika-Virus Symptome einer Grippe. Bei
einer Infektion während der Schwangerschaft können beim Kind über noch
ungeklärte Mechanismen schwere Fehlbildungen des Gehirns auftreten. Eine
Studie der Technischen Universität München (TUM) und des
Max-Planck-Instituts für Biochemie (MPI-B) zeigt, dass das Zika-Virus zelluläre
Proteine bindet, die für die neuronale Entwicklung notwendig sind.

Vor einigen Jahren verbreitete sich das Zika-Virus über Südamerika und
wurde zum globalen Gesundheitsproblem. Viele Frauen, die dort zu Beginn
der Schwangerschaft über den Stich einer Mücke erstmalig mit dem Virus in
Kontakt kamen, brachten behinderte Kinder zur Welt. Die Babys litten unter
einer sogenannten Mikrozephalie. Sie wurden mit einem zu kleinen Gehirn
geboren, was geistige Behinderungen und andere schwerwiegende
neurologische Störungen zur Folge haben kann.

Dass Zika-Virus-Infektionen diese Fehlbildungen auslösen, konnte
wissenschaftlich gezeigt werden. Warum sie entstehen, blieb bisher
ungelöst. Andreas Pichlmair, Professor für Immunpathologie von
Virusinfektionen an der TUM, und sein Team des TUM Instituts für Virologie
und dem MPI-B haben untersucht, wie das Zika-Virus menschliche
Gehirnzellen beeinflusst. Sie fanden so heraus, welche Virusproteine die
Fehlbildungen im Mutterleib hervorrufen könnten.

Gefährlicher Nebeneffekt der Virusvermehrung

"Zika-Virus ist eng verwandt mit dem Hepatitis-C-Virus und einigen
Tropenviren wie Dengue- und West-Nile-Virus. Es ist jedoch das einzige
Virus, das Gehirnschäden in Neugeborenen auslöst.", erklärt Pichlmair,
Leiter der neuen Studie aus dem Fachjournal "Nature".

Die Forscherinnen und Forscher fanden heraus, dass das Virus bestimmte
zelluläre Proteine verwendet, um das eigene Erbgut zu vervielfältigen.
Gleichzeitig sind diese Moleküle wichtige neurologische Faktoren, damit
sich eine Stammzelle zu einer Nervenzelle entwickelt. "Unsere Ergebnisse
legen nahe, dass das Virus diese Faktoren von der Hirnentwicklung abzieht
und für die Vervielfältigung seines Erbguts nutzt. Das Gehirn kann sich so
nicht korrekt ausbilden.", erklärt der Virologe.

Als das Team um Pichlmair die Faktoren in den Zellen entfernte, vermehrte
sich das Virus sehr viel schlechter. Sie wiesen sogar nach, welche
Virusproteine genau mit diesen Entwicklungsfaktoren in Kontakt treten und
die Hirndefekte erklären. "Frühere Studien zeigten, welche Virusproteine
für die Verpackung oder die Vermehrung des Viruserbguts notwendig sind.
Wie diese Proteine aber die Zelle beeinflussen, war nicht bekannt.
Offensichtlich lösen sie - vermutlich eher unabsichtlich - die schweren
Defekte bei Ungeborenen aus.", sagt Pichlmair.

Genaues Bild der Virusinfektion

Das Forschungsteam identifizierte mit seiner großen Proteomik-Studie
zelluläre Proteine, die chemisch oder in ihrer Anzahl durch das Virus
verändert werden oder an Proteine des Virus binden. Sie konnten so nicht
nur zeigen, was die Fehlbildungen verursachen könnte, sondern auch ein
sehr genaues Bild davon zeichnen, wie das Virus die Zelle umprogrammiert,
um sie für die eigene Vermehrung zu nutzen.

Der Einfluss des Zika-Virus auf die Zelle war enorm: Neun Prozent aller
zellulären Proteine wurden chemisch verändert und Virusprotein
interagierten mit mehr als 380 Zellproteinen. "Unsere umfassende
Datensammlung soll auch dazu dienen, anderen Wissenschaftlern
Möglichkeiten aufzuzeigen, therapeutische Ansätze zur Eliminierung von
Zika oder verwandten Viren zu entwickeln.", sagt Pichlmair.


Mehr Informationen:

Die Studie wurde vom European Research Council (ERC) gefördert und unter
anderem im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) durchgeführt.
Andreas Pichlmair hat eine vom DZIF geförderte Professur inne.

Originalpublikation:

Pietro Scaturro, Alexey Stukalov, Darya A. Haas, Mirko Cortese, Kalina
Draganova, Anna Płaszczyca, Ralf Bartenschlager, Magdalena Götz and
Andreas Pichlmair: 

An orthogonal proteomic survey uncovers novel Zika
virus host factors, Nature, September 2018, 

DOI: 10.1038/s41586-018-0484-5.

https://www.nature.com/articles/s41586-018-0484-5

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34920/ 

Dieser Text im Web

https://www.virologie.med.tum.de/home/

Institut für Virologie der TUM

http://www.professoren.tum.de/pichlmair-andreas/

Profil von Prof. Andreas Pichlmair

https://innatelab.virologie.med.tum.de/

Webseite der Forschungsgruppe von Andreas Pichlmair

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 04.09.2018
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MEDIEN/1009: Neue Broschüre vom Krebsinformationsdienst - Was kann ich tun? Gegen Krebs! (dkfz)


Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft - 4. September 2018

Vorbeugung: Was kann ich tun? Gegen Krebs!

Die neue Broschüre vom Krebsinformationsdienst



Weltweit könnten 30 bis 50 Prozent aller Krebserkrankungen vermieden
werden. Voraussetzung wäre unter anderem, dass jeder auf die bekannten
Auslöser wie Rauchen, hohen Alkoholkonsum und unausgewogene Ernährung
verzichtet. Das sagt die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Für
Deutschland schätzen Wissenschaftler des Deutschen
Krebsforschungszentrums (DKFZ), dass sich 2018 mindestens 37 Prozent
aller zu erwartenden Krebsneuerkrankungen auf beeinflussbare
Krebsrisikofaktoren zurückführen lassen. Die Broschüre "Was kann ich
tun? Gegen Krebs!" gibt aktuelle und wissenschaftlich belegte
Empfehlungen für einen gesunden Lebensstil und zeigt Möglichkeiten zur
Vorbeugung auf. Grundlage der Broschüre sind der Europäische Kodex zur
Krebsbekämpfung und die Empfehlungen von Fachgesellschaften.

Sehr oft entsteht eine Krebserkrankung zufällig, aufgrund von Fehlern
im Erbmaterial. "Dagegen sind wir machtlos", so Dr. Susanne
Weg-Remers, Leiterin des Krebsinformationsdienstes des Deutschen
Krebsforschungszentrums. "Dennoch können wir unser Krebsrisiko
verringern, indem wir versuchen, einige der heute bekannten
Risikofaktoren zu vermeiden." Vor allem gegen häufigere Krebsarten wie
Lungenkrebs, Darmkrebs, Hautkrebs und wahrscheinlich auch Brustkrebs
lässt sich in gewissem Umfang etwas tun. Ein gesunder Lebensstil,
Impfungen gegen Hepatitis B und Humane Papillomviren (HPV) sowie die
Meidung krebserregender Schadstoffe - all das kann dazu beitragen,
sich vor Krebs zu schützen. "Die Broschüre weist auf konkrete
Stellschrauben hin, die jedem zur Verfügung stehen. Daran zu drehen
lohnt sich, um das eigene Risiko für Krebs, aber auch für andere
Erkrankungen zu verringern", so Dr. Kerstin Wittenberg. Sie arbeitet
beim Krebsinformationsdienst im Wissensmanagement und ist Autorin der
Broschüre. Als Ansprechpartner für alle Fragen zum Thema Krebs bietet
der Krebsinformationsdienst verständliche und wissenschaftlich
fundierte Informationen kostenlos an - telefonisch unter 0800-420 30
40 und per E-Mail unter krebsinformationsdienst@dkfz.de.

Im Fokus: Lebensstil und Krebsvorbeugung

Angelehnt an die Europäischen Empfehlungen zur Krebsbekämpfung werden
in der Broschüre Lebensstilfaktoren wie Ernährung, körperliche
Aktivität, UV-Strahlung, schädliche Stoffe sowie Impfungen und ihr
Einfluss auf das Krebsrisiko beleuchtet. Es geht aber nicht nur um
Vermeidung, Verzicht oder gar Enthaltsamkeit. Jeder einzelne kann auch
aktiv etwas für die eigene Gesundheit tun. Dazu liefert die Broschüre
qualitätsgeprüfte und verständliche Empfehlungen für den Alltag. Das
Kapitel Früherkennung plädiert dafür, sich vor der individuellen
Entscheidung ein umfassendes Bild zu machen: Was bietet das
gesetzliche Krebsfrüherkennungsprogramm? Welche Vor- und Nachteile
sollte jeder berücksichtigen?

"Krebserregend" - oft ein Geschäft mit der Angst

Ist Krebs ansteckend? Schützt Superfood vor Krebs? Kann Stress Krebs
verursachen? Zahlreiche Spekulationen, vage Behauptungen und
Verschwörungstheorien ranken sich um die Entstehung von Krebs. Viele
halten sich hartnäckig und verunsichern die Menschen. Vor diesem
Hintergrund entstand das Kapitel "Krebsmythen". Die Leserinnen und
Leser erfahren, was dran ist an diesen Theorien und woran sie gute,
also gesicherte Gesundheitsinformationen erkennen. Quellen und
weiterführende Informationen runden das Angebot ab.

Einfach bestellen

Die neue Broschüre "Was kann ich tun? Gegen Krebs!" kann kostenlos
über das Sekretariat des Krebsinformationsdienstes bestellt werden:

Krebsinformationsdienst

Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ)

Im Neuenheimer Feld 280

69120 Heidelberg

Telefon: 06221/422890

E-Mail: sekretariat-kid@dkfz.de

Unter  

https://www.krebsinformationsdienst.de/wegweiser/iblatt/krebsvorbeugung.pdf

ist sie als PDF-Dokument auf den Internetseiten des
Krebsinformationsdienstes abrufbar oder kann mithilfe des
Online-Bestellformulars unter 

https://www.krebsinformationsdienst.de/bestellformular.php 

bestellt werden.

Alle Informationsmaterialien des Krebsinformationsdienstes sind
unter

https://www.krebsinformationsdienst.de/wegweiser/iblatt/index.php 

zu finden.


Der Krebsinformationsdienst (KID) des Deutschen
Krebsforschungszentrums beantwortet alle Fragen rund um das Thema
Krebs - am Telefon (0800-420 30 40), per E-Mail
(krebsinformationsdienst@dkfz.de) sowie in persönlichen Sprechstunden
in Heidelberg und Dresden. Das geschulte Ärzteteam geht mit fundierten
fachlichen Informationen auf individuelle Fragen ein. Die
Internetseite www.krebsinformationsdienst.de liefert aktuelles Wissen,
nützliche Tipps und Adressen. Mit eigener Telefonnummer (0800-430 40
50) und E-Mail-Adresse (kid.med@dkfz.de) ist der KID auch Anlaufstelle
für medizinische Fachkreise. Der Krebsinformationsdienst ist ein
kostenfreies Angebot des Deutschen Krebsforschungszentrums. Er kann
daher unabhängig informieren, frei von Interessenkonflikten und ohne
Werbung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Im Neuenheimer Feld 280, 69120 Heidelberg

Telefon: 06221 / 42 28 54, Fax: 06221 / 42 29 68

E-Mail: presse@dkfz.de

Internet: www.dkfz.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/256: Zellstrukturen drucken - Tissue-Engineering im Femtosekunden-Takt (idw)


Hochschule München - 04.09.2018

Tissue-Engineering im Femtosekunden-Takt



Organe aus dem Drucker - davon träumen nicht nur Patienten, sondern auch
die Entwickler von Pharmazeutika, die an künstlich erzeugten Gewebeproben
die Wirkung neuer Medikamente untersuchen wollen. Forschern der Hochschule
München ist es jetzt erstmals gelungen, mit Hilfe eines
Femtosekundenlasers lebende menschliche Zellen ohne Verunreinigung oder
genetische Schäden in 3D auf ein Glasplättchen zu drucken. Die Arbeit
wurde unlängst im Fachmagazin PLOS ONE veröffentlicht.

Die Wirklichkeit ist zu schnell, um sie zu begreifen. Im Mikrosekundentakt
schießt eine winzige Fontäne aus dem Probenbehälter und trifft auf ein mit
Gel beschichtetes Glasplättchen. Innerhalb weniger Sekunden entsteht eine
dreidimensionale Struktur aus lebenden menschlichen Zellen.

Um Details erkennen zu können, braucht man Zeitlupenaufnahmen. Prof. Heinz
P. Huber von der Fakultät für Angewandte Naturwissenschaften und
Mechatronik der Hochschule München sitzt mit seinem Team vor dem Monitor
und betrachtet die Abläufe in Slow-motion: "Wir können hier sehen, wie die
Lichtpulse des Femtosenkundenlasers die Flüssigkeit im Probenbehälter
anregen und sich unter der Oberfläche eine undurchsichtige Plasma-Blase
bildet", erklärt der Physiker. Wenige Augenblicke später explodiert die
Blase und eine Fontäne, dünner als ein Haar, schießt mit 50
Stundenkilometern nach oben. Dieser "Jet" besteht aus winzigen
Wassertröpfchen, und diese enthalten lebende Zellen.

"Mit diesem Jet können wir Zellstrukturen drucken", erläutert Jun Zhang,
der gerade eine Doktorarbeit über die neue Technik schreibt: "Die Anlage
lässt sich so steuern, dass die Zellen in einer Ebene, aber auch
dreidimensional und in hoher Auflösung aufgebracht werden können. So
entstehen Keimzellen für neues Gewebe."

Je nachdem, welche Zellen auf das Glasplättchen aufgedruckt werden, bildet
sich Haut-, Herzmuskel- oder Knorpelgewebe. Zhang arbeitet derzeit mit
Sehnen-Zellen. Aus denen will er, zusammen mit den Medizinern an der
Universität Regensburg, künstliche Sehnen für Implantate herstellen. Weil
diese aus körpereigenen Zellen der Patienten gewonnen werden können, sind
keine Abstoßungsreaktionen zu befürchten. Bis Patienten mit
Sehnenverletzungen von der neuen Technik profitieren, wird allerdings noch
einige Zeit vergehen. "Noch sind wir in der Entwicklungsphase", betont
Huber.

Drucken ohne Nebenwirkungen

Schon seit Jahren wetteifern Forscherteams auf der ganzen Welt um die
beste Technik zur Herstellung von künstlichem Gewebe, englisch Tissue
Engineering. Ziel ist es, im Labor Gewebeersatzmaterialien zu erzeugen,
die in Aufbau und Funktion identisch sind mit menschlichem Gewebe. Aus
diesem sollen dann Implantate aber auch Gewebeproben für die Untersuchung
neuer Wirkstoffe hergestellt werden. "Es gibt mittlerweile mehrere
Druck-Verfahren, bisher hat jedoch keines die hohen Erwartungen erfüllt",
erklärt Huber. Bei gängigen Inkjet-Bioprintern beispielsweise setzt die
Reibung in der Spritzdüse den Zellen zu und verringert deren
Überlebensrate. In Laserdruckern, die mit infraroten Lichtpulsen arbeiten,
führt eine energieabsorbierende, meist metallische, Schicht zu
Verunreinigungen mit Nanopartikeln. Und UV-Laser-Drucker verursachen
mitunter Schäden am Erbgut.

"Wir haben daher nach einer alternativen Methode gesucht, die die Zellen
nicht belastet. Dabei sind wir auf die Multi-Photonen-Absorption
gestoßen", erinnert sich Huber. Die Photonen, die ein Femtosekundenlaser
erzeugt, versetzten die Flüssigkeit in einen energetisch angeregten
Zustand, ohne die Zellen zu schädigen. Das Laserlicht kann außerdem
direkt, ohne Absorber, auf die Flüssigkeit gerichtet werden, Verunreinigen
werden damit vermieden. Ein weiterer Vorteil: Der Jet, der entsteht, wenn
die Energie aus der durch das Laserlicht erzeugten Plasmablase entweicht,
ist extrem dünn und kann daher Zellen in hoher Auflösung auf einem
Objektträger platzieren. Theoretisch ist die Multi-Photonen-Absorption
damit eine ideale Technik, um Strukturen aus lebenden Zellen zu drucken.

Feintuning steigert die Überlebenschancen

Praktisch musste Hubers Team einige Hürden überwinden. Zwei Jahre haben
die Forscher an den Details getüftelt, berichtet Zhang: "Unsere ersten
Versuche mit dem Femtosekundenlaser waren wenig ermutigend, die Zellen
landeten zwar an den gewünschten Stellen, haben aber nicht überlebt. Erst
nach und nach haben wir herausgefunden, wie man den Prozess steuern muss,
um ein optimales Ergebnis zu erzielen." Entscheidend für das Überleben der
Zellen ist beispielsweise die Fokustiefe des Lasers: Liegt die Plasmabase
zu tief unter der Oberfläche, wird der Druck, der sich aufbaut, bevor die
Blase platzt, zu hoch. Ein anderer wichtiger Faktor ist die Energie der
Laserstrahlen. Sie darf nicht zu hoch sein, sonst expandiert die Blase zu
schnell und zerstört die Zellen. Und auch die Zeit spielt eine Rolle: Je
schneller der Druckprozess abgeschlossen ist, und das Glasplättchen in den
Brutschrank gelegt wird, desto mehr Zellen überleben und können sich
vermehren.

Fitnessprogramm für Gewebe

Im nächsten Schritt wollen die Physiker zusammen mit Medizinern und
Biologen die aufgedruckte Zellstruktur in echtes Sehnengewebe verwandeln.
Die Arbeit ist Teil des Forschungsprojets CANTER, die Abkürzung steht für
"Centrum für Angewandtes Tissue Engineering und Regenerative Medizin", in
dem 15 Partner, darunter die Hochschule München, die TUM, die LMU und die
Universität Regensburg, interdisziplinär kooperieren. Eines ist bereits
klar: Damit die Zellen sich nicht nur vermehren, sondern auch so
organisieren wie im menschlichen Körper, müssen die Umgebungsbedingungen
stimmen: Benötigt werden gleichmäßige Temperaturen um die 37 Grad,
Nährstoffe, Wachstumsfaktoren, Collagen und ein ausgetüfteltes
Trainingsprogramm - nur wenn Sehnenzellen ständig bewegt werden,
verwandeln sie sich in ein Gewebe, das den Belastungen im menschlichen
Körper standhält.


Originalpublikation:

Zhang J, Hartmann B, Siegel J, Marchi G, Clausen-Schaumann H, Sudhop S, et
al. (2018) Sacrificial-layer free transfer of mammalian cells using near
infrared femtosecond laser pulses. PLOS ONE 13(5): e0195479.

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0195479

Weitere Informationen finden Sie unter

https://public.webdav.hm.edu/ppub/__oxP_1c9f900861c2775c Bilder mit Bildunterschriften

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution152

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule München - 04.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/946: Regensburg - Übertragungswege von Keimen, 10.09.2018


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 4. Spetember 2018

Wie sauber sind unsere Hände?

Das Universitätsklinikum Regensburg (UKR) lädt am 10. September 2018 zum Aktionstag "Saubere Hände" ein. Patienten, Besucher und Fachpublikum können sich über Händedesinfektion und die
Übertragungswege von Keimen informieren.



Sind unsere Hände nach dem Händewaschen wirklich sauber? Wie viele
Keime trägt jeder Mensch mit sich? Welche sind nützlich, welche
potentiell krankheitserregend? Fragen wie diese werden am Aktionstag
"Saubere Hände" am Montag, dem 10. September 2018, von 09:30 Uhr bis
17:00 Uhr im Universitätsklinikum Regensburg beantwortet.

Der Aktionstag findet im Rahmen einer bundesweiten Roadshow der
"Aktion Saubere Hände" statt. In einem Aktionsmobil vor dem
Haupteingang des UKR können sich Patienten, Besucher und Fachpersonal
in verschiedenen Lernstationen informieren und ihr Wissen rund um die
Händehygiene erweitern. Im Foyer des UKR sind zudem alle
Interessierten eingeladen, unter der Schwarzlichtlampe den Selbsttest
zu machen und sich am Infostand der Klinikhygiene über die Hygiene am
UKR informieren. Das Ziel des Aktionstags: Das Potential der
Händedesinfektion besser auszuschöpfen und damit vermeidbare
Infektionen zu reduzieren.

"Händehygiene und Patientensicherheit gehen Hand in Hand. Die richtige
Händedesinfektion entfernt fast 100 Prozent der Erreger auf der Haut
und ist so das effektivste Mittel, um die Übertragung von
Krankheitserregern zu vermeiden. Es ist uns ein großes Anliegen,
umfassend über die Bedeutung der Händehygiene aufzuklären", erläutert
Professor Dr. Wulf Schneider, der die erste Professur für
Krankenhaushygiene in Bayern innehat und den gleichnamigen Fachbereich
im Institut für Klinische Mikrobiologie und Hygiene des UKR leitet.

Interaktive Lernstationen für nachhaltigen Erfolg

Ein Fokus des Aktionstages liegt auf der nachhaltigen
Wissensvermittlung: Damit das Gelernte auch für den Alltag abrufbar im
Gedächtnis verankert wird, setzen die Hygiene-Experten auf interaktive
Inhalte und Aufgabenstellungen. Dabei wird auch auf psychosoziale
Faktoren der Hygiene eingegangen. Alle Besucher sollen zur Reflexion
ihres Verhaltens, sei es im klinischen Alltag oder in der heimischen
Küche, angeregt und für die Rolle der Händehygiene im Infektionsschutz
neu sensibilisiert werden.

"Richtige Händedesinfektion ist ganz einfach", weiß Professor
Schneider. "Entscheidend ist eigentlich nur, dass man die Hände -
inklusive Fingernägeln - 30 Sekunden lang vollständig mit so viel
alkoholischem Händedesinfektionsmittel benetzt, wie in die hohle Hand
passt. Sind die Hände danach wieder trocken, ist das Resultat eine
vollständig desinfizierte Hand, frei von Infektionserregern". Die
Wirkstoffe eines Händedesinfektionsmittels beseitigen die Erreger auf
der Haut und vermeiden so eine Übertragung von Keimen und damit auch
Infektionen. Resistente Bakterien und Pilze bilden da keine Ausnahme:
Die alkoholische Händedesinfektion ist umfassend wirksam.

Sowohl für medizinisches Personal als auch für Patienten und Besucher
hat die Weltgesundheitsorganisation Situationen definiert, in denen
die Hände desinfiziert werden sollten. Auch für das Verhalten zuhause
gibt es entsprechende Empfehlungen. "Am Aktionstag 'Saubere Hände'
klären wir nicht nur auf, wann die Hände desinfiziert werden sollen,
sondern hinterfragen auch Mythen", gibt Professor Schneider einen
Ausblick.

Gold: höchste Standards in der Händehygiene

Seit Anfang 2017 ist die erste Professur für Krankenhaushygiene in
Bayern am UKR etabliert. Professor Schneider und seine Mitarbeiter
setzen ihren Fokus dabei nicht nur auf die Hygiene im
Universitätsklinikum. Sie sind auch Ansprechpartner für insgesamt 19
umliegende Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen.
Außerdem ist das Team in Lehre und Forschung aktiv. So ist die
Krankenhaushygiene in Regensburg schon zu Beginn des Medizinstudiums
fest im Stundenplan verankert. Wissenschaftlich setzt sich die Hygiene
mit der Prävention von zunehmend schwer behandelbaren
Infektionskrankheiten mit multiresistenten Erregern im Bereich der
Transplantationsmedizin und bei immunsupprimierten Patienten sowie mit
der Erforschung des Nutzens antimikrobiell beschichteter Oberflächen
auseinander.

Das Engagement von Professor Schneider und seinen Mitarbeitern macht
sich bezahlt. So hat die "Aktion Saubere Hände" dem
Universitätsklinikum Regensburg als einzigem Universitätsklinikum in
Bayern und als einem von wenigen Universitätsklinika in Deutschland
Anfang des Jahres das Gold-Siegel für höchste Standards in der
Händehygiene verliehen.

Gute Hygiene für sichere Patientenversorgung

Die Roadshow der "Aktion Saubere Hände" findet in Zusammenarbeit mit
der PAUL HARTMANN AG statt. Sie macht im Zeitraum von 3. September bis
30. Oktober 2018 an insgesamt 32 Krankenhäusern in Deutschland Halt.

Die "Aktion Saubere Hände" ist eine nationale Kampagne, die sich für
eine bessere Umsetzung der Händedesinfektion in deutschen
Gesundheitseinrichtungen engagiert. Aktuell nehmen deutschlandweit
über 800 Krankenhäuser, 309 Alten- und Pflegeheime sowie 790 ambulante
Einrichtungen an der Kampagne teil. Die "Aktion Saubere Hände" wurde
2008 mit Unterstützung des Bundesministeriums für Gesundheit ins Leben
gerufen. Sie basiert auf der Kampagne der Weltgesundheitsorganisation
"Clean Care is Safer Care" und verfolgt das Ziel, die
Patientensicherheit zu erhöhen.]


Spitze in der Medizin. Menschlich in der Begegnung.

Das Universitätsklinikum Regensburg (UKR) versorgt als jüngstes
Universitätsklinikum Deutschlands jährlich etwa 35.000 Patienten
stationär sowie ca. 142.000 ambulant. Hierfür hält das UKR 839 Betten
und 52 tagesklinische Behandlungsplätze bereit (von insgesamt 1.087
universitär betriebenen Betten der Fakultät für Medizin der
Universität Regensburg). In 28 human- und zahnmedizinischen Kliniken,
Polikliniken, Instituten und Abteilungen beschäftigt das
Universitätsklinikum Regensburg mehr als 4.600 Mitarbeiter.
Ausgerichtet ist das Universitätsklinikum Regensburg auf
Hochleistungsmedizin, insbesondere in den Gebieten der
Transplantations- und Intensivmedizin sowie onkologischer und
kardiovaskulärer Erkrankungen. Bei der durchschnittlichen Fallschwere
("Case-Mix-Index") liegt das UKR an der Spitze der deutschen
Universitätsklinika. Neben der Patientenversorgung der höchsten
Versorgungsstufe ist das UKR gemeinsam mit der Fakultät für Medizin
der Universität Regensburg für die Ausbildung von rund 2.000
Studierenden (Human- und Zahnmedizin) sowie für die medizinische
Forschung verantwortlich. Gemeinsames Ziel aller Mitarbeiter sind die
optimale medizinische und pflegerische Versorgung der Patienten sowie
ein wertschätzendes Miteinander im Team.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 4. Spetember 2018

Franz-Josef-Strauß-Allee 11, 93053 Regensburg

E-Mail: presse@ukr.de

Telefon: 0941 944-4200

Internet: http://www.ukr.de
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LABEL/4967: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 06.09.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
36. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch das neue Album von Laing, die sich
mit "Fotogena" zurückmelden. The Night Game veröffentlicht sein
erstes Album, Clueso erobert Platz 1, Lewis Capaldi ist live beim
Lollapalooza Festival in Berlin, ebenso wie Dua Lipa, die auch beim
Deutschen Radiopreis dabei ist und einen neuen Song veröffentlicht.

Au0erdem in den News: Jonas Monar veröffentlicht den
Song #DuBistMirWichtig anlässlich der
[U25]/Caritas-Aufklärungskampagne zum Welttag der Suizidprävention.
L'aupaire präsentiert "Cool Kids" und Proyecto Fenomeno
veröffentlichen ihren Spätsommer-Hit.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

LAING veröffentlichen ihr neues Album "Fotogena"

Laing sind zurück und legen ihr neues Album "Fotogena" vor. Das von
Nicola Rost produzierte "Fotogena" untermauert dabei gerade auch
musikalisch den Ausnahmestatus von Laing. Es ist vielschichtiger Pop
von großer Klarheit. Smoothe Elemente in bestechender Eleganz
wechseln sich mit tanzbaren Sounds ab.Angriffslust, Textvergnügen,
Spielfreude - all das findet sich auf dieser Platte versammelt. Doch
dafür gebührt auch noch einem anderen Projekt Respekt... Denn fast
zeitgleich zu "Fotogena" kommt der Film "Safari" (Ratpack
Filmproduktion) in die Kinos. Regisseur Rudi Gaul engagiert Rost für
den Soundtrack, sehr guter Move. Diese Aufgabe überwand nämlich die
ausgeuferte Findungsphase von Laing nach "Mit wechselnder
Beleuchtung" âEUR�und bereitete so den Weg zu diesem neuen, eigenen
Album.

Laing mischen wieder mit, genau rechtzeitig. Für den mehrstimmigen
Gesang sorgen neben Nicola Rost noch Johanna Marschall und Josefine
Werner, ebenfalls zur festen Crew gehört die Tänzerin Marisa Akeny.
Bühnenshow und Live-Bedingungen? Nur her damit! Denn wer diese Band
kennt, weiß, welcher Schwerpunkt auf die Performance gelegt wird.
Einfach seine Songs abspulen ist woanders, aber auf keinen Fall hier.
Die Tour startet Januar 2019. Pop-Poesie auf Zucker - und mit
Pfefferspray in der Handtasche. Willkommen zurück!

http://www.universal-music.de/laing/home


The Night Game veröffentlicht sein erstes Album "The Night
Game" 

When the sun goes down, The Night Game happens. Und am Freitag wird
da mit einem Album zelebriert, denn Martin Johnson aka The Night Game
veröffentlicht sein selbstbetiteltes Debüt. Nach "American Nights"
und "Do You Think About Us" folgt nun das komplette Werk des
Shootingstars. Vorab hat er nichts verraten, denn es geht bei "The
Night Game" auch darum, eine neue Welt zu entdecken: "Ich würde es
lieben, wenn Zuhörer sich in diese Welt hineinversetzen können. Dies
ist eine Erweiterung meiner Realität und Wahrheit. Wenn Menschen sich
damit identifizieren oder es auf irgendeiner Ebene fühlen können,
bringt uns das voran."

Im Schutz der Dunkelheit, gebadet im neonfarbenen Stadionschein,
betrat das vom Frontmann, Produzenten und Multiinstrumentalist Martin
Johnson gegründete Projekt 2017 erstmals das Feld. Eine mitreißende
Kombination aus maskulinen Gitarren, New Wave Synths und
leinwandwürdigen Geschichten, die nahtlos mit der nächtlichen Natur
des Bandnamens verschmelzen. "Der Name personifiziert die Betonung
auf Sport, Sex und die unsterbliche Suche nach dem amerikanischen
Traum" erklärt Johnson. "Die Lichter sind an. Es ist Primetime. Eine
gewisse Gefahr schwebt in der Luft. Es fühlt sich an, als könnte
alles passieren."

The Night Game live

08.09.2018 Berlin, Lollapalooza

12.09.2018 Dresden, Beatpol

14.09.2018 Göttingen, NDR2 Soundcheck Festival

15.09.2018 Baden-Baden, New Pop Festival

16.09.2018 München, Strom

18.09.2018 Frankfurt a. M., Zoom

20.09.2018 Hamburg, Reeperbahnfestival

22.09.2018 Köln, Gebäude 9

26.09.2018 Oberhausen, WDR2 Radio Festival

Weitere Informationen:

http://thenightgame.com/

https://www.facebook.com/thenightgame

https://www.instagram.com/thenightgame/


Mit Dua Lipa ins Wochenende: Heute live beim Deutschen
Radiopreis ++ Neuer Song "Want To" erscheint am Freitag ++ Live @
Lollapalooza Festival am Sonntag

Soeben hat Dua Lipa für den 19. Oktober die "Complete Edition" ihres
Debütalbums "Dua Lipa" angekündigt. Darauf enthalten sind u.a. zwei
neue Songs, von denen einer bereits am Freitag erscheint. Doch alles
der Reihe nach, denn diese Woche steht ganz im Zeichen von Dua Lipa!

Heute Abend tritt die UK-Pop-Sensation beim Deutschen Radiopreis 2018
in Hamburg auf. Das Ganze wird live im Radio auf 68 Stationen und im
Internet übertragen. Zudem erscheint heute ihr Feature auf dem Silk
City-Track "Electricity". Bereits am morgigen Freitag gibt es mit
"Want To" Dua Lipas neuen Song zu hören, der von JAGUAR als Titelsong
der neuen Werbekampagne ausgewählt wurde. Aber das war noch nicht
alles, denn es erscheint ebenfalls eine Live-Version von "New Rules",
ihrer bis dato weltweit erfolgreichsten Single. Das Video erreichte
über 1 Milliarde Views! Beide Songs sind auch auf der "Complete
Edition" ihres Debütalbums (VÖ:19.10.) enthalten, die ab morgen
vorbestellt werden kann.

Am Sonntag wird es dann noch einmal richtig heiß, denn bei
sommerlichen Temperaturen findet in Berlin das Lollapalooza Festival
statt, wo Dua Lipa live auf der Bühne stehen wird! Mit Dua Lipa ins
Wochenende starten? "Want To"!

http://dualipa.com/

http://www.universal-music.de/dua-lipa/home


CLUESO zum dritten Mal in Folge auf #1 der deutschen
Albumcharts und im November auf Tour

Am 24.08. veröffentlichte CLUESO sein achtes Studioalbum "Handgepäck
I" und stieg damit direkt auf #1 der deutschen Albumcharts ein. Nach
"Stadtrandlichter" und "Neuanfang" schafft der 38-jährige Musiker
damit zum dritten Mal in Folge direkt den Sprung auf die Pole
Position.

Schon immer hat Clueso während seiner Reisen und Tourneen Lieder
geschrieben und Ideen festgehalten. So entstanden zahlreiche Songs,
die ihm genauso gefielen wie sie waren, die aber nie so ganz auf eins
seiner bisherigen Studioalben passten. Das achte Clueso-Album
"Handgepäck I" versammelt nun 18 dieser Songs. Entstanden sind sie
über viele Jahre verteilt in Hotelzimmern und Autos, hinter der
Bühne, auf Inseln und Bergen.

"Es gibt Songs", sagt Clueso, "die es nicht so gut vertragen, wenn
man sie produktionstechnisch größer macht, weil sie dadurch ihre
Magie verlieren." Es gab für das Album nur einige wenige
Studiosessions, die meisten Lieder hat er unterwegs mit dem Equipment
aufgenommen, das er sowieso immer bei sich trägt: Gitarre, Mikrofon,
Laptop. "Ich habe diese Musik einfach immer und überall dabeigehabt",
sagt er.

Es sind überwiegend spärlich instrumentierte Miniaturen, die umso
wirkmächtiger sind, weil sie ganz auf das vertrauen, was Clueso vor
allem ausmacht: der Sänger versteht es wie nur wenige, tief
empfundene Wahrhaftigkeit zu transportieren, ohne jemals die Grenze
zum Kitsch zu überschreiten.

Mit "Handgepäck I" legt Clueso sein Herz auf den Tisch. Es ist die
ergreifendste, intensivste Musik, die dieser Mann bislang
veröffentlicht hat. Clueso ist angekommen, indem er auf Reisen
gegangen ist.

Im November geht Clueso erneut auf Reisen, denn dann startet die
"Handgepäck-Tour 2018"!

CLUESO LIVE: 

09.09.2018 Dortmund, Westfalenpark

26.10.2018 CH-Basel, Baloise Session

27.10.2018 A-Liz, Posthof

Handgepäck Tour 2018

12.11.2018 Chemnitz, AJZ Talschock

13.11.2018 Münster, Skaters Palace

15.11.2018 Magdeburg, AMO Kulturhaus

16.11.2018 Leipzig, Haus Auensee

17.11.2018 Rostock, Moya Kulturbühne

19.11.2018 Luxembourg, Atelier

20.11.2018 Heidelberg, Halle 02

23.11.2018 München, Muffathalle

24.11.2018 A-Wien, Arena

25.11.2018 A-Graz, Orpheum

28.11.2018 Hamburg, Große Freiheit 36

29.11.2018 Hannover, Capitol

Weihnachtskonzerte:

28.12.2018 Erfurt, Messehalle (Zusatzkonzert)

29.12.2018 Erfurt, Messehalle (ausverkauft)

KÜNSTLERINFO

www.clueso.de

https://www.facebook.com/clueso.musik

https://www.instagram.com/clueso


L'aupaire präsentieren "Cool Kids"-Cover von Echosmith

Nach dem riesigen Erfolg seines letzten Covers "Dancing in the
Moonlight" und dem dazugehörigen Clip, der bereits über 18 Millionen
Views bei YouTube verzeichnen kann, meldet sich L'aupaire nun wieder
mit einer Neuinterpretation zurück und verleiht dem Echosmith-Hit
"Cool Kids" einen frischen Anstrich.

Am 26. Oktober wird Robert Laupert alias L'aupaire seine Mischung aus
Pop, Blues und Folk beim New Fall Festival in Düsseldorf
präsentieren.


Jonas Monar veröffentlicht Song für
[U25]/Caritas-Aufklärungskampagne zum Welttag der Suizidprävention:
 #DuBistMirWichtig erscheint am Freitag ++ Kostenloses Konzert am
Montag im Columbia Theater

Er hat mit Songs wie "Nie zu Ende" und "Held" sowie seinem packenden
Debütalbum "Alle guten Dinge" die Herzen des Publikums berührt. Jetzt
bringt Jonas Monar eine neue Single heraus, die Titelsong einer
wichtigen Kampagne ist: Mit #DuBistMirWichtig gibt es ab Freitag den
Song zur Aufklärungskampagne der Online-Suizidprävention [U25] der
Caritas anlässlich des Welttags der Suizidprävention.

[U25] ist eine digitale Peerberatung für Jugendliche unter 25. Ihre
Message an junge Menschen mit Suizidgedanken: DU bist mir wichtig.
Diese wird mithilfe des Musikvideos zu #DuBistMirWichtig in die Welt
getragen, welches am Samstag bei Digster Pop Premiere feiert.

Seinen neuen Song wird Jonas Monar auf der zur Kampagne gehörigen One
Life Only Party am 10. September im Columbia Theater Berlin
vorstellen. Die Party ist kostenfrei und für alle zugänglich.

https://www.u25.de/

http://www.universal-music.de/jonas-monar/home


Lewis Capaldi live beim Lollapalooza Festival in
Berlin

Man braucht kein Genie zu sein, um zu verstehen, dass Lewis Capaldi
Songs etwas ganz Besonderes sind. Der schottische Singer-Songwriter
trifft mit seinem einmaligen Sound in Herz, Bauch und Kopf
gleichermaßen.

Nachdem der Schotte mit dem Song "Bruises" im vergangenen Jahr über
Nacht zur Sensation wurde, folgte die EP "BLOOM" und erreichte über
160 Millionen Streams weltweit. Seine ersten Live-Tourneen waren
restlos ausverkauft. Zuletzt tourte er als Support von Sam Smith
durch die größten Hallen Europas, auch Niall Horan (One Direction) &
Rag'n Bone Man sind bekennende Fans und nahmen ihn bereits mit auf
Tour.

Jetzt kommt er für zwei Festivals nach Deutschland und wird dann im
Herbst erneut live zu sehen sein.

08.09. Lollapalooza Berlin

22.09. Reeperbahnfestival Hamburg (Elbphilharmonie)

20.11. Frankfurt, Gibson

23.11. Bürgerhaus, Stollwerck

30.11. München, Technikum

https://www.universal-music.de/lewis-capaldi


Proyecto Fenomeno präsentieren Spätsommerhit "Tirame un
Besito"

Mit Tirame un Besito veröffentlichen Proyecto Fenomeno am 07.09. ihre
brandneue Single. Das aus Karl8 und Andrea Monta bestehende,
mallorquinische DJ-Duo kennt sich bereits seit einer halben Ewigkeit.
Seit etwa zwei Jahren bringen sie ihr Publikum mit ihren DJ-Sets
gemeinsam zum Tanzen.

Für Tirame un Besito haben sich Proyecto Fenomeno den kubanischen
Sänger Deivys ins Boot geholt. Zusammen haben sie einen feurigen
Spätsommerhit geschaffen, der nicht zuletzt wegen des verwendeten
Samples des 90er-Jahre-Hits Kiss Kiss (Simarik) echtes
Ohrwurmpotential hat.

Mehr Infos unter:

https://www.facebook.com/proyectofenomeno

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Various Artist / Christopher Robin / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 21.09.2018

Christina Stürmer / Überall zu Hause / 21.09.2018

The Dark Tenor / Symphony Of Ghosts / 28.09.2018

Singles

The Dark Tenor / I Miss You / 07.09.2018

Proyecto Fenomeno / Tirame un Besito / 07.09.18

Alen Brentini / Black Tears / 07.09.18

AURORA / Forgotten Love / 07.09.18

Bengio / Wunderschönes Chaos / 07.09.18

Dardan / Santa Muerte / 07.09.18

Dua Lipa / Want To / 07.09.18

Fancy Cars / Get With Me / 07.09.2018

Finn / Sometimes The Going Gets A Little Tough / 07.09.18

Jonas Monar / #Dubistmirwichtig / 07.09.18

L'aupaire / Cool Kids / 07.09.18

Proyecto Fenomeno / Tirame Un Besito / 07.09.2018

Sotiria & Unheilig / Hallo Leben / 07.09.18

Xatar / Schwesterherz / 07.09.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

07.09.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / Genial daneben - Die Schlagershow

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen 

22.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Hirschhausens Quiz des Menschen - XXL 

13.10.2018 / 18:00 Uhr / Gute Laune TV / Schlagerolymp 2018

Christina Stürmer

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

Clueso

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

29.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas XXL

Element Of Crime

20.09.2018 / 20:15 Uhr / 3sat / 3satfestival

Faber

11.09.2018 / 23:30 Uhr / rbb / Die große radioeins Satireshow

Glasperlenspiel

06.09.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Deutscher Radiopreis 2018

Julia Engelmann

11.09.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

14.09.2018 / 11:00 Uhr / MDR / MDR um 11

Leoniden

28.10.2018 / 17:00 Uhr / MTV Top100

Michelle

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

PUR

09.09.2018 / 23:00 Uhr / VOX / Prominent! 

30.09.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

04.10.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

05.10.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff 

14.10.2018 / 18:45 Uhr / NDR / DAS! 

14.10.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten on tour 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik

Rea Garvey

07.09.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

21.09.2018 / 23:30 Uhr / ARD / New Pop Special

Samy Deluxe

21.09.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

26.09.2018 / tba / BR / Ringlstetter

Sasha

14.09.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

15.09.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Versteckte Kamera

The Night Game

07.09.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

 * 
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In dieser Woche präsentieren wir Euch alle Details zum Release von
EMINEM, Hoziers neuer EP, den Soundtracks zu zwei neuen Kinofilmen -
"A Star Is Born" und "Bohemian Rhapsody" -, die für Aufsehen sorgen,
das Debüt von MNEK und das neue Album vom legendären Sir Paul
McCartney.

Außerdem in den News: Adam Naas, Soft Cell, Benny Blanco und Thirty
Seconds To Mars.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Paul McCartney veröffentlicht neues Album "Egypt Station" ++
Konzert live aus New York am Freitag im Livestream

Nachdem er gleich drei wundervolle Songs vorab präsentiert hat - "I
Don't Know" und "Come On To Me" sowie das gemeinsam mit
OneRepublic-Frontmann Ryan Tedder entstandene "Fuh You" - gibt es ab
Freitag endlich das komplette neue Album von Sir Paul McCartney!
"Egypt Station" heißt das neue Werk des legendären Musikers, der sich
vom 50. Jubiläum von 'St. Pepper's Lonely Hearts Club Band' und den
Re-Release des legendären Albums zum neuen Werk inspirieren ließ:
"Ich ging ins Studio (...) und wir alberten viel herum - und es
inspiriert dich, dass du eigentlich alles machen kannst." Diese
Spielfreude wird nun mit "EGYPT STATION" weitergeführt.

Paul McCartney präsentiert sich auf "Egypt Station", dem ersten neuen
Soloalbum seit fünf Jahren, in Bestform und absoluter Spielfreude.
Das neue Album "EGYPT STATION" erscheint am 07. September. Produziert
wurde das neue Werk in Los Angeles, London und Sussex von Greg
Kurstin (Adele, Beck, Foo Fighters) und Ryan Tedder. Über den Titel
sagt Paul McCartney: "Ich mochte die Wörter 'Egypt Station'. Sie
erinnerten mich an die 'Album' Alben, die wir gemacht haben.... Egypt
Station beginnt an der ersten Station mit dem ersten Song. Und dann
ist jeder Song wie eine weitere Station. Ich sehe es als einen
Traumort, aus dem Musik herausstrahlt."

Am Freitag wird Paul McCartney das neue Album live in New York City
präsentieren. Das Konzert wird im Livestream übertragen! Alle Infos
gibt es hier.

http://www.universal-music.de/paul-mccartney/home


MNEK veröffentlicht sein Debütalbum "Language"

Am Freitag veröffentlicht MNEK sein Debütalbum "Language" und
präsentiert darauf genau jene unwiderstehliche Mischung aus R&B &
Pop, die schon mit den ersten Singles "Tongue" und "Colour" ein
deutliches Ausrufezeichen gesetzt haben. MNEK ist gekommen, um zu
bleiben, keine Frage. MNEK zählt zu den spannendsten britischen
Newcomern und hat u.a. gemeinsam mit Duke Dumont und A*M*E den Hit
"Need U (100%)" abgeliefert. Auch mit Rudimental und Sub Focus hat
MNEK bereits gearbeitet und zudem Remixe für Duran Duran, Tinie
Tempah und Olly Murs produziert. Als Songwriter hat er u.a. für Dua
Lipa, Beyoncé, Zara Larsson uva. geschrieben. Jetzt darf sich das
Publikum auf das Debütalbum des 23-jährigen Briten freuen.

https://www.mnekofficial.com/


QUEEN

Der offizielle Soundtrack zum Queen-Biopic "Bohemian Rhapsody" kommt
am 19. Oktober ++ Exklusiv darauf vertreten sind erstmals auch der
legendäre Live-Aid-Auftritt von Queen sowie unveröffentlichte
Versionen von ausgewählten Hits

Auf diesen Moment haben die Fans von Queen gewartet: Mit der
Veröffentlichung des Soundtracks zum Kinofilm "Bohemian Rhapsody"
erscheinen erstmals auch Mitschnitte vom legendären Live-Aid-Auftritt
der Band um Freddie Mercury, der seither als eines der größten
Live-Ereignisse der Rockgeschichte gilt. Aufgenommen im Juli 1985,
ist die gut 20-minütige Live-Aid-Aufzeichnung aus dem Wembley-Stadion
eine von etlichen Raritäten und Exklusiv-Versionen der Band, die auf
dem OST versammelt sind. Mit dem am 19. Oktober erscheinenden
Soundtrack-Album und dem dazugehörigen Film, der in Deutschland am
31. Oktober anläuft, wird der Band Queen und vor allem dem
Ausnahme-Sänger Freddie Mercury ein Denkmal gesetzt.

Neben den umwerfenden, erstmals hier erscheinenden
Live-Aid-Aufzeichnungen von Titelsong "Bohemian Rhapsody", "Radio
Gaga", "Hammer To Fall" oder auch "We Are The Champions", finden sich
auch im weiteren Verlauf des Soundtracks etliche Live-Raritäten aus
der gesamten Karriere von Queen; abgerundet wird der OST mit
brandneuen Version von Klassikern und einer Auswahl ihrer
wichtigsten Studioaufnahmen. An Hits mangelt es dabei wahrlich nicht:
11 der auf dem Album versammelten Songs eroberten die Spitze der
internationalen Charts.

Der mit Spannung erwartete Kinofilm "Bohemian Rhapsody" wird am 23.
Oktober zunächst in Großbritannien anlaufen, um ab dem 31. Oktober
auch in Deutschland starten. In den Hauptrollen zu sehen sind u.a.
Rami Malek als Freddie, Gwilym Lee als Brian May, Ben Hardy als Roger
Taylor, Joseph Mazzello als John Deacon sowie Lucy Boynton als Mary
Austin (die Freundin von Freddie). Der offizielle Soundtrack zum Film
erscheint bereits am 19. Oktober als Download und Stream sowie als
CD.


EMINEM mit "Kamikaze" auf weltweit Rekordkurs ++ Neues
Video "Fall" veröffentlicht

Im Juli spielte Emimen sein einziges Deutschland-Konzert vor
ausverkauftem Haus: Über 75.000 Zuschauer pilgerten aus dem ganzen
Land zum Rap God, der sich in Hannover in Bestform zeigte. Am
vergangenen Freitag erschien - unangekündigt - das neue Album
"Kamikaze" und die Kritiker sind sich einig: Eminem hat eines seiner
besten Alben überhaupt abgeliefert.

Zudem befindet sich "Kamikaze" auf Rekordkurs, denn das Album könnte
als achte Nummer Eins-In-Folge für Eminem in den US Billboardcharts
ein Meilenstein sein. Damit wäre er der erste Künstler übheraupt, dem
dies gelingt. Auch in Großbritannien kratzt Emimen an einem weiteren
Rekord und könnte nun an Led Zeppelin und ABBA vorbeiziehen. Noch
hält er gemeinsam den Rekord von acht Alben an der Spitze der
UK-Albumcharts.

Mit "Kamikaze" meldet sich Emimen wütend zurück und rechnet mit
seinen Hatern ab. Auch visuell gibt es Neues, denn das Video zu
"Fall" feierte jetzt Premiere:

http://www.universal-music.de/eminem


Hozier meldet sich mit neuer EP "Nina Cried Power" zurück
und kündigt neues Album an

Der irische Sänger, Songwriter und Musiker Hozier kündigte Anfang der
Woche seine neue EP "Nina Cried Power" via Facebook an. Nachdem er
2014 den internationalen Durchbruch mit seinem Kirchen-kritischen
Song "Take Me To Church" schaffte und auch sein selbstbetiteltes
Debütalbum sehr erfolgreich war, begab sich Hozier, der eigentlich
Andrew Hozier-Byrne heißt und seine Solokarriere 2012 begann, auf
Welttournee. Danach zog es Hozier immer wieder ins Studio, er betonte
stets in Interviews: "Ich brauche die Ruhe, um Songs schreiben zu
können. Ich kann nicht schreiben, wenn ich auf Tour bin."

Nun gibt es mit "Nina Cried Power" eine neue EP, die ab heute Abend
um 20.30 Uhr deutscher Zeit zunächst digital erhältlich ist.
Stilistisch bleibt sich Hozier treu und vereint erneut Folk-Rock und
Gospel - auch ein prominenter Überraschungsgast wird zu hören sein.
Hozier selbst beschreibt die EP als "Sammlung von Songs, an denen ich
nun schon eine ganze Weile gearbeitet habe und die zeigen sollen, was
die Leute vom kommenden Album erwarten können". Mit neuer Musik neue
Musik ankündigen? Besser hätte Hozier seine Rückkehr nicht gestalten
können.

https://www.universal-music.de/hozier


Adam Naas kündigt Debtütalbum "The Love Album" für den 21.
September an

Diese Stimme! Dieser Mann! Höchste Zeit, dass die ganze Welt Adam
Naas kennenlernt! Schon vor zwei Jahren hat Adam Naas seine
gleichnamige erste EP vorgelegt - und mit Songs wie "Fading Away"
heimliche Hits (inzwischen mit Streamingzahlen im Millionenbereich!)
gelandet. Jetzt steuert der 26-Jährige aus Paris aufs erste Album zu:
"The Love Album" heißt sein offizielles Debüt, das am 21. September
erscheint.

Der Titel verrät es schon: Im Verlauf seines Erstlings widmet sich
der Sänger mit der rauchig-abgründigen Super-Soulstimme der Liebe in
all ihren Facetten. Wie eindringlich das klingt, hatte er zuletzt mit
der treibenden Uptempo-Single "Cherry Lipstick" angedeutet, dessen
dazugehöriges Video auch seinen French-Soul-Wunderkind-Style perfekt
einfängt.

Adam Naas mag zwar erst 26 Jahre alt sein, aber neben seiner
angeborenen Lässigkeit hat er etwas, das überaus selten ist - und
manchmal sogar kalte Schauer entlang der Wirbelsäule losschickt,
mindestens aber für kurzes Innehalten oder Gänsehaut sorgt: eine echt
umwerfende Stimme. Eine Stimme, die kaum greifbar ist - weich und
rauchig, beweglich und abgründig, eben noch zart, zerbrechlich, dann
schon wieder majestätisch und wuchtig.

Der überaus wissbegierige Adam Naas, der nach seinem
wissenschaftlichen Schulabschluss auch noch Wirtschaft studiert hat,
"um die Welt besser verstehen zu können", wie er sagt, vertraut heute
mehr denn je auf sein Gespür, sein Gefühl und seine romantische Ader.
Man glaubt es kaum: aus dem schüchternen Jungen ist ein richtiger
Crooner geworden. Er selbst scheint dabei kaum zu realisieren, wie
umwerfend das alles klingt, wie viel Charme und Style da
zusammenkommt.

https://www.facebook.com/adamnaasmusic/


A STAR IS BORN - Kinofilm mit Lady Gaga & Bradley Cooper
feiert Weltpremiere in Venedig ++ Soundtrack erscheint am 05.
Oktober

Es war einer der schönsten Momente auf dem roten Teppich beim
Filmfestival in Venedig: Lady Gaga und Bradley Cooper präsentierten
ihren gemeinsamen Film "A Star Is Born", der in Venedig Weltpremiere
feierte. Die ersten Kritiken sind überwältigend, auch das
Oscar-Rennen wird bereits angeheizt. Und das zurecht! Die
Liebesgeschichte überzeugt! Lady Gaga spielt die Hauptrolle neben
Bradley Cooper, der ebenfalls als Leading Man zu sehen ist, aber auch
die Regie bei dem Kinofilm führte. Der dritte Hauptdarsteller in dem
Film ist zweifellos die Musik. Der Soundtrack zu "A Star Is Born"
erscheint am 05. Oktober und kann ab sofort vorbestellt werden.


Benny Blanco erobert mit "Eastside" Platz 1 in den UK und
Irland 

Es ist sein Solo-Debüt, auf dem er nicht singt, ja, gar nicht zu
hören ist. Und es ist sein Solo-Debüt, obwohl er schon unzählige Male
auf Platz 1 der Charts stand - jedoch als Songwriter und Produzent
für andere Stars: Katy Perry, Maroon 5, Rihanna, Bruno Mars, Jessie
J, OneRepublic, Lana Del Rey, Britney Spears, Justin Bieber, Ke$ha,
Flo Rida, Pitbull und Wiz Khalifa verdanken Benny Blanco ihre Hits.
Bis jetzt - denn Benny Blanco hat mit "Eastside" Platz 1 in den
britischen und irischen Charts erobert!

Für "Eastside" holte er sich die wundervolle Halsey und den
grandiosen Khalid ins Studio. Im Videoclip, inszeniert von Jake
Schreier, lernen wir die ersten Lebens-Stationen von Benny Blanco,
aber auch von Halsey kennen. Mit einem Augenzwinkern und viel Witz
hinterlässt Benny Blanco einen entspannt-lässigen Eindruck. Man merkt
auch an seinen Instagram-Postings, der Spotlight bleibt für ihn eine
merkwürdige Angelegenheit. Herrlich unaufgeregt legt Blanco einen
perfekten Sommer-Track vor. Wir sehen uns an der "Eastside".

https://www.universal-music.de/benny-blanco


SOFT CELL veröffentlichen Retrospektive "The Singles -
Keychains and Snowstorms" inklusive 2 neuen Songs ++ "Northern
Lights" ist erste Veröffentlichung nach 15 Jahren

Mit der Single "Northern Lights" veröffentlichen Soft Cell den ersten
neuen Song seit 15 Jahren. Die britischen Ikonen feiern am 30.
September ihren Bühnenabschied in der Londoner O2 Arena, doch zuvor -
am 28. September - erscheint ihre Retrospektive "The Singles -
Keychains and Snowstorms". Darauf enthalten sind zwei brandneue Songs
von Soft Cell. Die Single "Northern Lights" unterstreicht
eindrucksvoll, dass Soft Cell zu ihrem Hit-Sound zurückgehen und
moderne Elemente mitaufnehmen.

Marc Almond und Dave Ball haben mit 10 Singles die Top 10 der
UK-Singlecharts erreicht. Dass sie eigentlich noch mehr Klassiker im
Katalog haben, zeigt auch die Tracklist des kommenden Albums, das ab
sofort vorbestellt werden kann. Das Album erscheint als Box-Set mit
9CDs und 1DVD.

"The Singles - Keychains & Snowstorms"

01. Memorabilia

02. Tainted Love

03. Where Did Our Love Go?

04. Bedsitter

05. Say Hello, Wave Goodbye

06. Sex Dwarf

07. Torch

08. Insecure Me

09. What

10. Where The Heart Is

11. Numbers

12. Barriers

13. Loving You, Hating Me

14. Soul Inside

15. Down In The Subway

16. Divided Soul

17. Monoculture

18. The Night

19. Northern Lights

20. Guilty ('Cos I Say You Are)


Thirty Seconds To Mars überraschen Freiburger Fan mit
Hausbesuch 

Nachdem sie im Februar ihr neues Album "AMERICA" veröffentlicht
haben, befinden sich Thirty Seconds To Mars auf Welttournee. In
Deutschland haben sie bereits im Mai einige Konzerte gespielt und
schließlich auch bei Rock am Ring und Rock im Park gerockt. Jetzt
kehrte die Band um Mastermind Jared Leto zurück nach Deutschland und
standen in Freiburg auf der Bühne. Für einen Fan wurde ein Traum
wahr:

Gemeinsam mit Radio BigFm überraschte Jared Leto einen Superfan Leena
auf ganz besondere Weise. Während Leena unterwegs war zur
Konzerthalle, besuchte Jared Leto das Apartment der Freiburgerin -
und machte es sich ihren Teddy-Pantoffeln auf ihrer Couch gemütlich.
Das Ganze wurde gefilmt und später als Clip beim Konzert gezeigt.
Leena traute ihren Augen nicht, als sie ihr Treppenhaus und ihre
Wohnung im Clip erkannte.

http://www.universal-music.de/thirty-seconds-to-mars/home

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Hozier / Nina Cried Power (EP) / 06.09.2018

Paul McCartney / Egypt Station / 07.09.2018

MNEK / Language / 07.09.2018

Billy F Gibbons / The Big Bad Blues / 21.09.2018

Adam Naas / The Love Album / 21.09.2018

Rod Stewart / Blood Red Roses / 28.09.2018

Logic / Young Sinatra IV / 28.09.2018

Nile Rodgers & CHIC / It's About Time / 28.09.2018

Catalogue

Elton John / Diamonds (CD) / 07.09.2018

Soft Cell / Keychains & Snowstorms - The Soft Cell Story (CD Box) / 07.09.2018

Deep Purple / diverse LPs (Purple Vinyl) / 07.09.2018

Mike Ness / Cheating At Solitaire (2LP) / 07.09.2018

R.E.M. / Document (LP) / 07.09.2018

Yes Featuring Jon Anderson, Trevor Rabin, Rick Wakeman / Live At The Apollo (2CD/3LP/DVD/BD) / 07.09.2018

Sergio Mendes & Brasil '66 / Greatest Hits (LP) / 14.09.2018

Joni Mitchell / Both Sides Now: Live At The Isle Of Wight Festival 1970 (DVD/BD) / 14.09.2018

The Beautiful South / Miaow (Remastered 2017/LP) / 14.09.2018

The Housemartins / The People Who Grinned Themselves To Death (Remastered 2017/LP) / 14.09.2018

Amy Winehouse / Back To Black (2LP Half Speed Master) / 14.09.2018

The Who / Live At Leeds (3LP Half Speed Master) / 14.09.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs / 14.09.2018

Bobbie Gentry / The Girl From Chickasaw County - The Complete Capitol Masters (CD Box) / 21.09.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (2LP) / 21.09.2018

Bee Gees / In Our Own Time (DVD/BD) / 21.09.2018

Burt Bacharach / A Life In Song (DVD/BD) / 21.09.2018

George Thorogood & The Destroyers / Live At Montreux 2013 (DVD/BD) / 21.09.2018

Jeff Beck / Rock 'N' Roll Party Honouring Les Paul (DVD/BD) / 21.09.2018

Peter Frampton / Live In Detroit (DVD/BD) / 21.09.2018

Rory Gallagher / Ghost Blues - The Story Of... (DVD) / 21.09.2018

Lenny Kravitz / diverse LPs / 21.09.2018

Bob Marley & The Wailers / Catch A Fire + Uprising Live (DVD) / 28.09.2018

James Morrison / Undiscovered (LP) / 28.09.2018

Longbranch/Pennywhistle / Longbranch/Pennywhistle (CD/LP) / 28.09.2018

Soft Cell / Northern Lights / Guilty ('Cos I Say You Are) (EP) / 28.09.2018

Soft Cell / The Singles - Keychains &Snowstorms (CD) / 28.09.2018

Bee Gees / One Night Only + One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD/BD) / 28.09.2018

Diana Krall / Live In Paris & Live In Rio (DVD/BD) / 28.09.2018

Eric Clapton / Slowhand At 70: Live At The Royal Albert Hall + Planes Trains And Eric (DVD/BD) / 28.09.2018

Aerosmith / Rock For The Rising Sun + Rocks Donington (DVD/BD) / 28.09.2018

Deep Purple / Perfect Strangers Live + They All Came Down To Montreux: Live At Montreux 2006 (DVD/BD) / 28.09.2018

Genesis / Sum Of The Parts + Three Sides Live (DVD/BD) / 28.09.2018

The Doors / Feast Of Friends + Hollywood Bowl (DVD/BD) / 28.09.2018

The Who / Sensation - The Story Of Tommy + Tommy Live At The Royal Albert Hall (DVD/BD) / 28.09.2018

ZZ Top / Live In Germany - Rockpalast 1980 + Live At Montreux 2013 (DVD) / 28.09.2018

Fall Out Boy / Complete Studio Album Collection (LP Box) / 28.09.2018

Status Quo / diverse CDs / 28.09.2018

The Fratellis / Costello Music (LP) / 28.09.2018

U2 / The Best Of 1990-2000 (Remastered 2LP) / 28.09.2018

Various Artists / For Discos Only: Indie Dance Music From Fantasy & Vanguard Records (1976-1981) (3CD) / 05.10.2018

DJ Shadow / The Private Press (2LP) / 05.10.2018

Tricky / Maxinquaye (LP) / 05.10.2018

Anthrax / State Of Euphoria (30th Anniversary Edition) (2LP/2CD) / 05.10.2018

Bob Seger & The Last Heard / Heavy Music: The Complete Cameo Recordings 1966-1967 (CD) / 05.10.2018

Buddy Guy / A Man And The Blues (LP) / 05.10.2018

John Lennon / Imagine The Ultimate Collection (CD Box/2LP/2CD/CD) / 05.10.2018

John Lennon & Yoko Ono / Imagine & Gimme Some Truth (DVD/BD) / 05.10.2018

Steve Perry / Traces (CD/LP) / 05.10.2018

 * 

TV-Termine

Alex Aiono

YouTube Livestream (keine TV AS), Do., 27.09., 19:30 - 20:45 Uhr

Carrie Underwood

ZDF Leute Heute, Di., 11.09., 17:45 Uhr, ZDF

Dermot Kennedy 

Inas Nacht, Sa, 27.10. 23.40 Uhr, ARD

HER

Konzert (Hamburg/Elbphilharmonie)

Freitag, 19.10., ca. 23:00 Uhr, ARTE

Seinabo Sey

Aspekte, Fr., 14.09., 23:00 Uhr, ZDF

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4965: Warner Music Klassik News - 5. September 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 5. September 2018



La Divina kehrt zurück - Callas in Concert: die Tournee der
"Göttlichen" als Hologramm

Die größte Sängerin aller Zeiten kehrt zurück auf das Podium, das sie
doch mit ihrem Tod vor über 40 Jahren für immer verließ. Dass Maria
Callas heute wieder "live in concert" auftritt und sogar weltweit auf
Tournee geht, verdankt die Musikwelt modernster Technik: Live von
einem Sinfonieorchester begleitet, erklingt die von den
Originalaufnahmen getrennte Stimme der "Diva Assoluta" wieder von den
Bühnen dieser Welt - vorgetragen von einem äußerst realistisch
agierendem Hologramm. Das Album Callas in Concert - The Hologram Tour
enthält genau die großen Arien, mit denen die Primadonna dabei zu
erleben ist. Von den USA über Länder Südamerikas erreicht die bisher
nie dagewesene Tournee im November Europa -mit Konzerten in London,
Amsterdam, Brüssel, Paris, Basel und Hamburg, um dann über Asien und
Nordamerika ein weiteres Mal in Europa sowie in Australien und
Neuseeland das Publikum zu begeistern.

Dass dieses Experiment gelang, liegt natürlich auch an der
hervorragenden Qualität des audiovisuellen Vermächtnisses der
"Göttlichen" - dem Schatz der Warner-Archive, aus dem die Juwelen
dieses Programms zusammengestellt sind.

VÖ: 9. November 2018 - CD 0190295634261

Digitale VÖ: 14. September 2018


Sergiu Celibidache dirigiert Maurice Ravel

Die Münchner Philharmoniker und Sergiu Celibidache teilen ein
beeindruckendes Vermächtnis. Insgesamt 17 Jahre war Celibidache
Generalmusikdirektor der Münchner Philharmoniker. Unter seiner
Leitung entwickelte sich das Orchester zu einem weltweit berühmten
Klangkörper.

Maurice Ravel zählte mit seinen Werken nicht nur zum Kernrepertoire
Sergiu Celibidaches, sondern ist auch bis heute elementarer
Bestandteil des Programms der Münchner Philharmoniker. Die jetzt
erscheinenden Aufnahmen stammen aus den Jahren 1979-87

VÖ: 14. September 2018 - CD 0793052112745


Monumentale Opernentdeckung: Moses von Anton Rubinstein in
Weltersteinspielung

Über hundert Jahre musste dieses Monumentalwerk auf seine
vollständige Uraufführung warten - und nun besitzt die Welt einen
neuen Opernschatz: Anton Rubinstein (1829-1894), der legendäre
Pianist, Liszt-Freund, Wegbereiter des russischen Musiklebens und
Lehrer unter anderem von Peter Tschaikowsky, schuf am Ende seines
Lebens zwischen 1884 und 1891 die große geistliche Oper Moses, die
erst 2017 in Warschau ihre Premiere erlebte. Nun liegt das Werk, dem
ein deutsches Libretto zugrunde liegt, in Weltersteinspielung vor.
Die Hauptpartien sind mit Stanislaw Kuflyuk als Moses, Torsten Kerl
als Pharaoh, Evelina Dobraceva als Pharaonentochter Asnath und
Malgorzata Walewska als Moses' Mutter Johebet glänzend besetzt.

VÖ: 07. September 2018 - 3 CDs 0190295583439


Das Europakonzert der Berliner Philharmoniker aus
Bayreuth

Das Europakonzert 2018 fand in einem architektonischen Juwel statt:
dem Markgräflichen Opernhaus in Bayreuth, eines der wenigen
erhaltenen Theaterbauten aus dem Barock. Hier dirigierte Richard
Wagner 1872 Beethovens Neunte Symphonie. Die Berliner Philharmoniker
nahmen bei ihrem Europakonzert Bezug auf die Geschichte der Stadt und
ihres barocken Theaters in dem sie Werke von Beethoven und Wagner
aufführten. Zum ersten Mal wurde das Europakonzert von Paavo Järvi
dirigiert. Als Solistin wurde die Bayreuth-erfahrene Sopranistin
Eva-Maria Westbroek gewonnen werden.

VÖ: 07. September 2018

2 DVDs 0880242505484 - Bluray 0880242645043


Der Eric Ericson Kammerchor auf 5 DVDs

Diese erlesene DVD Box anlässlich des 100. Geburtstags von Eric
Ericson, präsentiert einige der besten Konzertmitschnitte des Chores
mit Claudio Abbado und Sir John Eliot Gardiner. Mit dabei sind unter
anderem: die Berliner Philharmoniker, Roberto Alagna, Angela
Gheorghiu und Bryn Terfel. Der Eric Ericson Kammerchor, 1945 von dem
damals 27-jährigen Eric Ericson gegründet, genießt internationales
Ansehen und ist eines der beliebtesten Ensembles weltweit.

VÖ: 21. September 2018 - 5 DVDs 0880242505484


5 Rossini-Opern auf DVD - mit Cecilia Bartoli und mehr

Diese umfangreiche DVD Box präsentiert populäre frühe Rossini Opern,
inszeniert von Michael Hampe, der für seine werktreuen Inszenierungen
an den großen Opernhäusern weltweit beliebt und geschätzt ist. Live
aus dem prächtigen Barocktheater Schwetzingen, dem ältesten
erhaltenen Rangtheater weltweit.

VÖ: 07. September 2018 - DVD 0880242573896


Rossini-Raritäten: Die große Edition zum 150. Todestag

Am 13. November jährt sich der Todestag Rossinis zum 150. Mal. Die 50
CDs umfassende Rossini-Edition präsentiert nicht nur eine Fülle von
Gesamtaufnahmen seiner Opern, sondern auch eine ganze Reihe von
Raritäten - so zum Beispiel Kammer-, Klavier- und Sakralwerke.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4964: Sony Music Press Relations Newsletter - KW36/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW36/2018

München, 5. September 2018



Mit Karacho in die Apokalypse - Tenacious D hauen am 2. November
"Post Apocalypto" raus

Sechs Jahre nach ihrem letzten Studioalbum "Rize Of The Fenix" melden
sich Jack Black und Kyle Gass am 2. November mit ihrer neuen Platte
"Post Apocalypto" zurück. Das Werk ist der Begleit-Soundtrack zur
gleichnamigen sechsteiligen Animations-Webserie, die ab 28. September
bei Youtube online geht. Jedes einzelne Bild jeder Episode wurde von
Jack persönlich gezeichnet, die Stimmen aller Figuren stammen von
Black und Gass. Das kommende Album wurde von Grammy-Preisträger John
Spiker (Beck, Pete Yorn) produziert, wie gewohnt saß auch diesmal
Dave Grohl am Schlagzeug.

Ganz wie der Titel es verspricht, führen Tenacious D auf "Post
Apocalypto" den Hörer in eine Welt, die nach der Explosion einer
Atombombe vollkommen zerstört und verwüstet ist. Jack und Kyle
überleben den Angriff in klassischer Kino-Manier (natürlich in einem
unzerstörbaren Fünfziger-Jahre-Kühlschrank) und müssen bald zu ihrem
Leidwesen erfahren, dass die Detonation neue Formen des Bösen hervor
gebracht hat. Eines wird den beiden allerdings schnell klar: Um die
Menschheit vor dem endgültigen Untergang zu bewahren, müssen
Tenacious D die Welt retten.


Manche mögen's Eis - Am 5. Oktober veröffentlichen
Eisbrecher ihre Best-of-Platte "Ewiges Eis"

Die Geschichte von Eisbrecher beginnt in einer eiskalten, weißen
Winternacht im Jahre 2003: Seit nunmehr 15 Jahren wird sie von ihren
Gründervätern und Ur-Besatzungsmitgliedern Noel Pix (Gitarre,
Keyboards, Programmings) und Frontmann und Stimme Alexander Wesselsky
erfolgreich fortgeschrieben. Nur wird sie am 5. Oktober mit dem
Best-of-Album "Ewiges Eis" einmal komplett zusammengefasst.
Spätestens seit 2010 mit "Eiszeit" der Durchbruch gelang, ist der
Eisbrecher eines der Flaggschiffe der deutschen Rockszene. "Die Hölle
muss warten" (2012) und "Schock" (2015) veredelten die Kajüte des
stolzen Stahldampfers mit goldenen Schallplatten, ihr letztes Album
"Sturmfahrt" (2017) eroberte die Spitzenposition der deutschen
Charts.

Am 8. September geht in Ulm in der Ratiopharm-Arena das Band-eigene
Festival "Volle Kraft voraus" über die Bühne. Neben dem Mainact sind
unter anderem noch Oomph und Die Krupps als Support mit dabei.

CD1

Menschenfresser

Was ist hier los?

Das Gesetz

Wo geht der Teufel hin

1000 Narben

Rot wie die Liebe

Zwischen uns

Prototyp

Verrückt

Die Hölle muss warten

Eiszeit

Amok

Kann denn Liebe Sünde sein?

This is Deutsch

Leider

Vergissmeinnicht

Schwarze Witwe

Willkommen im Nichts

Himmel, Arsch und Zwirn (Live im Circus Krone)

Miststück 2012

CD2

Eisbär

Schwarze Witwe (Neuschnitt)

Adrenalin (Neuschnitt) (2013)

Eisbrecher 2013

Metall

Wenn Zeit die Wunden heilt

Zu Leben

Süßwasserfisch

Ozean

Das steht dir gut

Eiskalt erwischt

Kein Wunder

Zeit

This is Deutsch ([:SITD:] Remix)

Miststück (Clawfinger Remix)

Rot wie die Liebe (Neuroticfisch Remix)

Automat (Aesthetic Perfection Remix)

Was ist hier los? (Die Krupps Remix)


Kommende Alben-Veröffentlichungen

07.09. Tonbandgerät - Zwischen all dem Lärm

07.09. St. Paul & The Broken Bones - Young Sick Camellia

07.09. Russ - Zoo

07.09. Magic! - Expectations

14.09. Willie Nelson - My Way

21.09. Jennifer Rostock - Jennifer Rostock bleibt

21.09. Peter Heppner - Confessions & Doubts / TanzZwang

21.09. Sigala - Brighter Days

28.09. Kodaline - Politics Of Living

28.09. EAV - Alles ist erlaubt

28.09. Dave Grohl - Play (Vinyl)

28.09. Helmut Lotti - Soul Classics Symphony

28.09. Charlie Winston - Square 1

05.10. Eisbrecher - Ewiges Eis - 15 Jahre Eisbrecher

05.10. Joris - Schrei es raus

12.10. Tom Odell - Jubilee Road

12.10. Lance Butters - Angst

12.10. Nisse - Ciao

19.10. Conchita & Wiener Symphoniker - From Vienna With Love

19.10. Tom Walker - What A Time To Be Alive

19.10. OK Kid - Sensation

02.11. Ina Regen - Klee

02.11. Tenacious D - Post Apocalypto


On Tour

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

26.07.2019 Köln - Tanzbrunnen

27.07.2019 Berlin - Zitadelle

Maître Gims

07.09. Hamburg - Große Freiheit

08.09. Berlin - Astra Kulturhaus

11.09. Köln - Essigfabrik

12.09. Frankfurt - Gibson

13.09. Saarbrücken - Le Hirsch

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

19.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP-Arena

Reeperbahnfestival • 19. - 23. September - Hamburg

• Grace Carter

• Rola

• Ace Tee

• Xavi

• Lea

• Sero

• Kelvin Jones

• Bad Sounds

• Mellah

• Julian Doré

• Shotty Horroh

• King Princess

St. Paul & The Broken Bones

30.10. München - Technikum

31.10. Mannheim - Alte Feuerwache

06.11. Köln - Kantine

07.11. Berlin - Astra Kulturhaus

08.11. Hamburg - Fabrik

Till Brönner & Dieter Ilg

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Die Fantastischen Vier

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Ozzy Osbourne

Support: Judas Priest

13.02.2019 München - Olympiahalle

15.02.2019 Frankfurt am Main - Festhalle

17.02.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

19.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxes-Arena

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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KLASSIK/10123: Wartburgkonzert - Russische Chormusik mit dem Vokalensemble Intrada, 15.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 5.9.2018

Wartburgkonzerte

Von russischer Seele: Vokalensemble Intrada zum Saisonabschluss am
15. September



Russische Chormusik steht im Mittelpunkt des letzten Wartburgkonzerts
im Jahr 2018. Der Moskauer Chor Intrada unter Leitung von Ekatarina
Antonenko interpretiert am 15. September um 20.00 Uhr Werke russischer
Komponisten aus dem 19. und frühen 20. Jahrhundert. Begleitet wird das
Vokalensemble von Ewgeni Rumjantsew am Violoncello und Ewgeni Sopin am
Klavier.

Der Intrada-Chor ist bekannt für seinen kraftvollen, intensiven und
beseelten Gesang. Auf der Wartburg präsentieren die Sängerinnen und
Sänger unter anderem Werke von Tschaikowski, Rachmaninow, Mussorgski
und Prokofjew. Ekatarina Antonenko gründete den Chor 2006 und hat
seitdem die Leitung inne. Die promovierte Musikwissenschaftlerin
unterrichtet seit 2012 am Moskauer Tschaikowski-Konservatorium.

Der mehrfach preisgekrönte Cellist Ewgeni Rumjantsew steht
insbesondere im ersten Teil des Abendprogramms im Blickpunkt. Schon in
der Vergangenheit macht Rumjantsew nicht nur als Kammermusiker,
sondern auch als Solist auf sich aufmerksam. Am Moskauer
Konservatorium leitet er seine eigene Cello-Klasse und gibt selbst
Meisterkurse. Im zweiten Programmteil wird der Chor durch den
Pianisten Ewgeni Sopin begleitet, der ebenfalls am 
Tschaikowski-Konservatorium tätig ist.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Seit 60 Jahren sind sie eine Institution in der
deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde 1958
vom Deutschlandsender (DDR) ausgerichtet. Alle Konzerte werden
aufgezeichnet und sind im Programm von Deutschlandfunk Kultur zu
hören.

Das 393. Wartburgkonzert wird aufgezeichnet und ist am 7. Oktober ab
20.03 Uhr im bundesweiten Programm von Deutschlandfunk Kultur zu
hören.

Kartenverkauf: Wartburg-Stiftung, 

Besucherservice Telefon 0 36 91. 25 02 02, www.wartburg.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSLAND/8817: Aus aller Welt - 06.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Koreanische Staatschefs vereinbaren dritten Gipfel

Die Staatschefs von Nord- und Südkorea, Kim Jong Un und Moon Jae In,
werden noch im September ein drittes Mal in diesem Jahr
zusammenkommen. Wie das Präsidialamt in der südkoreanischen
Hauptstadt Seoul am Donnerstag ankündigte, wird das Treffen vom 18.
bis zum 20. September in der nordkoreanischen Pjöngjang stattfinden.
Die beiden Politiker werden bei ihrem Treffen unter anderem über die
komplette Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel verhandeln,
hieß es weiter.

6. September 2018
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JUSTIZ/8817: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei überprüft 100 Personen im Wolfsburger Stadtzentrum

In der Wolfsburger Innenstadt hat die Polizei am Mittwochabend rund
100 Personenkontrollen durchgeführt und ebenfalls nach dem
Gefahrenabwehrrecht zwei Cafés und eine Spielhalle überprüft. Die
Behörden begründeten die Razzia mit zunehmenden Straftaten in dem
zuvor abgeriegelten Bereich. Wie Einsatzleiterin Imke Krysta nach der
Aktion mitteilte, wurden mehrere Ermittlungsverfahren wegen
Drogenbesitz und -handel eingeleitet.

6. September 2018
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MILITÄR/8814: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mindestens 20 Tote bei Anschlag auf Sportler in Afghanistan

In einem Wrestling-Club in einem überwiegend von Schiiten bewohnten
Stadtteil von Kabul sprengte sich ein Mann in die Luft und riß dabei
mindestens 20 Menschen mit in den Tod. 70 weitere Menschen seien
verletzt worden, teilte das afghanische Innenministerium mit. Als
Rettungskräfte die Verletzten versorgten und abtransportierten,
explodierte ein mit Sprengstoff präpariertes Auto in der Nähe der
Sporthalle. Die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat reklamierte die
Anschläge für sich. Die Taliban hatten sich zuvor von dem Attentat
distanziert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8816: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Hamburgs Wirtschaftssenator Horch gibt Rücktritt bekannt

Hamburgs Wirtschafts- und Verkehrssenator Frank Horch legt nach rund
siebeneinhalb Jahren sein Amt nieder. Der parteilose Senator nannte
private Gründe für die Entscheidung. Er wolle sich künftig verstärkt
um seine erkrankte Frau kümmern, erklärte Horch auf einer
Pressekonferenz am Donnerstagvormittag. Bis ein Nachfolger gefunden
sei, werde er weiterarbeiten, aber spätestens zum Jahresende
aufhören.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8815: Tragisches und Kurioses - 06.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Passagiermaschine zwischenzeitlich unter Quarantäne gestellt

Alle 520 Passagiere eines aus Dubai kommenden Airbus A380 der Airline
Emirates durften nach ihrer Ankunft auf dem Kennedy-Flughafen in New
York die Maschine zunächst nicht verlassen. Zuvor hatten mehr als 100
Insassen über Unwohlsein geklagt oder sich erbrochen. Die Passagiere
wurden von Ärzten und Rettungsteams versorgt. Zehn Fluggäste und
Crewmitglieder kamen in ein Krankenhaus. Die Quarantäne für das
Flugzeug wurde nach Abschluß der Untersuchungen wieder aufgehoben.
Die US-Gesundheitsbehörden vermuten ein Grippe-Virus hinter den
Erkrankungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7900: Aus Forschung und Technik - 06.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinesisches Privatunternehmen iSpace bringt Satelliten ins All

Die kommerzielle Raumfahrtbranche in China wächst rasant. Seit Peking
privaten Firmen die Erlaubnis zur Entwicklung und zum Start von
Raketen erteilte, bis 2014 war die Luft- und Raumfahrt
Staatsunternehmen und dem Militär vorbehalten, liefern sich
inzwischen mehr als 60 Raumfahrtunternehmen ein Wettrennen um den
Markt für kommerzielle Raketenstarts. Zu dieser Gruppe gehört auch
der in Peking ansässige Raketenentwickler iSpace, dessen suborbitaler
Nutzlastträger am Mittwoch drei CubeSats erfolgreich in den erdnahen
Weltraum transportierte. Wie die Agentur Xinhua berichtete, stieg die
9,5 Meter lange SQX-1Z vom Raumfahrtzentrum Jiuquan im Nordwesten des
Landes auf. Zwei Miniatursatelliten für zwei chinesische
Handelsfirmen erreichten demnach wenige Minuten später ihre
vorgeschriebene Umlaufbahn. Der dritte Kleinstsatellit kehrte an
einem Fallschirm auf die Erde zurück. Es war bereits der zweite
Raketenstart für iSpace in diesem Jahr. Im April brachte das vor zwei
Jahren zusammen mit einem Forschungszentrum in Xian gegründete
Unternehmen eine suborbitale Rakete von einem Startzentrum in der
Südprovinz Hainan aus in den Weltraum.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7912: Aus aller Welt - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Äthiopien eröffnet Botschaft in Eritrea

Äthiopien hat am Donnerstag in Eritrea eine Botschaft eröffnet. An
der Zeremonie in Asmara nahmen Äthiopiens Ministerpräsident Abiy
Ahmed und Eritreas Präsident Isaias Afwerki teil. Nach 20 Jahren
Krieg, Territorialstreitigkeiten und Verzicht auf diplomatische
Beziehungen hatten beide Länder Ende Juni Frieden geschlossen. Im
Juli hatte bereits Eritrea seine Botschaft in Addis Abeba
wiedereröffnet. Am Mittwoch unterzeichneten Ahmed, Afwerki und
Somalias Präsident Mohamed Abdullahi Farmajo in Asmara ein Dokument
zur Stärkung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen ihrer
drei Länder. Am selben Tag legte ein für China bestimmter,
äthiopischer Zinkfrachter im eritreischen Hafen Massawa an. Der
Konflikt beider Länder hatte Äthiopien vom Roten Meer abgeschnitten
gehabt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7872: Medizin und Gesundheitswesen - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Diclofenac kann für Herz-Kreislauf-Probleme sorgen

Lange galt das in den 1960er Jahren entwickelte Diclofenac als sehr
wirksam und dabei nebenwirkungsarm. In letzter Zeit gab es aber
Bedenken, daß die Verordnung dieses Schmerzmittels schwere
Herz-Kreislauf-Probleme zur Folge haben kann. Das hat jetzt eine
Studie, die Morten Schmid von der Universität Aarhus und Mitarbeiter
durchgeführt hatten, bestätigt. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, kam es in den ersten 30 Tagen nach dem Beginn einer
Diclofenac-Behandlung statistisch signifikant häufiger zu schweren
kardiovaskulären Ereignissen wie Herzinfarkt und Schlaganfall als bei
anderen Schmerzmitteln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7900: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Drogenbande überfällt Polizeistation in Mexiko

Im mexikanischen Bundesstaat Guerrero haben am Mittwochmorgen
(Ortszeit) mehr als 60 Männer die Polizeistation von La Laguna in der
Gemeinde Eduardo Neri mit Sturmgewehren und Schrotflinten angegriffen
und dabei mehr als 2000 Schüsse auf Gebäude und Fahrzeuge abgegeben.
Von den zwölf Polizisten in der Station der staatlichen Landpolizei
(PRE) wurde einer getötet, wie ein Sprecher der Staatssicherheit
meldete. Fünf weitere Polizisten wurden teils schwer verwundet. Sie
wurden in Krankenhäuser in Chilpancingo gebracht.

Die Autobahn Xochipala-Filo de Caballos war blockiert worden, indem
dort sechs Fahrzeuge angehalten und in Brand gesetzt wurden. Damit
wollten die Banditen verhindern, daß Unterstützungskräfte nach La
Laguna gelangten. Das Stromnetz der Städte Los Morros, Carrizal de
Bravo und Filo de Caballos wurde unterbrochen.

Als Staatspolizei und Spezialeinheiten der Armee La Laguna
schließlich umzingeln konnten, sollen die Bewaffneten bereits zu Fuß
in die nahen Hügel geflohen sein. Bei den Angreifern soll es sich um
die Gruppe El Necho gehandelt haben, welche das Bergbaugebiet
Carrizalillo kontrolliert und seit einem Jahr eine Fehde mit dem in
Chichihualco, Zumpango und Chilpancingo sitzenden Südkartell um die
Kontrolle über den Mohnanbau und die Herointransportrouten austrägt.

Letztes Jahr sind in Mexiko mehr als 29.000 Menschen getötet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7824: Sprache, Kunst und Medium - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Berlin legt Sonderprogramm zur Rettung schriftlichen Kulturguts auf

Der Bund erhöht in diesem Jahr die Mittel zum Erhalt von 97 wertvollen
Handschriften und Noten, darunter etwa von Bertolt Brecht, Heinrich
Heine und Robert Schumann. Laut Kulturstaatsministerin Monika Grütters
(CDU) wird das Budget dafür einmalig von 1 Million auf 2,5 Millionen
Euro aufgestockt.

"Viele historische Handschriften, Bücher und Urkunden in unseren
Archiven und Bibliotheken sind durch Säurefraß, Feuchtigkeit und
Schimmel in ihrer Substanz akut gefährdet", erklärte die Ministerin
laut Radio Berlin-Brandenburg (rbb) und appellierte an die Länder, dem
Beispiel des Bundes zu folgen und ebenfalls die Landesmittel zu
erhöhen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7890: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Israel hat elf Kilometer Mauer zum Libanon fertiggestellt

Israel wird innerhalb von zwei Jahren eine 130 Kilometer lange Mauer
an der Staatsgrenze zum Libanon errichten. Das Bauwerk steht bereits
auf einer Strecke von elf Kilometern. Die sieben Meter hohe
Betonmauer wird von einem zwei Meter hohen Stacheldrahtzaun gekrönt.
Das israelische Militär begründete die Errichtung des Bollwerks mit
potentiellen Angriffen von Hisbollah-Milizen und Raketenbeschuß auf
israelisches Territorium aus dem Libanon heraus. Die Hisbollah soll
über rund 120.000 Raketen verfügen, welche fast ganz Israel erreichen
können. Israel läßt sich die Mauer umgerechnet rund 406 Millionen
Euro kosten. Die Mauer verläuft auf der israelischen Seite der
sogenannten Blauen Linie. Die Demarkationslinie war anläßlich der
Vertreibung der israelischen Armee aus dem Südlibanon im Jahr 2000
von den Vereinten Nationen gezogen worden. Das unbewohnte Gebiet der
Schebaa-Farmen wird weiterhin vom Libanon beansprucht. Der
libanesische Präsident Michel Aoun, der Ministerpräsident Saad
al-Hariri und der Parlamentspräsident Nabih Berri hatten sich
vergeblich auf regionaler und internationaler Ebene dafür eingesetzt,
daß die Mauer nicht gebaut wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7904: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Rostocks Bürgerschaft beschließt Aufnahme von Bootsflüchtlingen

Die Bürgerschaft der Hansestadt Rostock hat sich am Mittwochabend zur
Aufnahme von Bootsflüchtlingen, die bei der Überfahrt auf dem
Mittelmeer gerettet wurden, bereiterklärt. Den Antrag dazu hatten
Grüne und SPD eingebracht. Er wurde vom parteilosen Oberbürgermeister
Methling unterstützt, der unter anderem auf die Weltoffenheit der
Stadt und ihre Verantwortung als maritimer Standort verwies. Die
Flüchtlinge sollen vor dem Ertrinken bewahrt werden und die
bestmögliche Hilfe erhalten. Das bedeute nicht, daß ihnen ein
dauerhafter Aufenthaltsstatus für Deutschland zugesprochen werde,
schrieb die Ostseezeitung. Ähnliche Beschlüsse hatten zuvor
Stadtverwaltungen unter anderem von Köln, Düsseldorf und Bonn gefaßt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7874: Tragisches und Kurioses - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Bremen macht gute Erfahrungen mit Sondertarif für Schwarzfahrer

Für eine kleine Gruppe notorischer Schwarzfahrer will die Stadt Bremen
ihr eingespieltes Projekt erweitern. Dabei handelt es sich um 
Personen, die wegen miserabler sozialer und gesundheitlicher 
Lebensbedingungen immer wieder von Kontrolleuren als sogenannte 
Beförderungserschleicher angetroffen werden. Dabei scheint 
festzustehen, daß diese die Mittel zum Kauf einer Fahrkarte nicht 
haben. So landen solche Menschen auch immer wieder im Gefängnis, um 
Ersatzfreiheitsstrafen abzusitzen. Im Grunde bleibt alles beim 
Alten: Danach fahren sie wieder, ohne bezahlen zu können.

Anfang des kommenden Jahres soll nach einem Bericht des NDR laut
Bremer Justizsenat die Zahl der Teilnehmer des Projekts "Stadtticket
Extra" von 50 auf 70 erhöht werden. Die spezielle Wochenkarte für den
Nahverkehr mit Bahn und Bus kostet 10,50 Euro. Bewerben können sich
nur notorische Schwarzfahrer, die deshalb schon mehrmals ins Gefängnis
mußten.

Mit dem Tarif ist nicht nur dem kleinen Personenkreis geholfen, auch 
der Bremer Haushalt fährt gut damit, weil der Verwaltungsaufwand und 
auch die Gefängnisaufenthalte entfallen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7901: Arbeit, Soziales und Familie - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr junge Frauen als Männer mit Hochschulabschluß in Deutschland

In Deutschland hatten letztes Jahr 30 Prozent der 30- bis 34jährigen
Frauen einen Hochschulabschluß und 27 Prozent der Männer. Bei den um
dreißig Jahre älteren Frauen konnten nur 15 Prozent auf eine
akademische Ausbildung zurückblicken. Bei den Männern waren es 22
Prozent. Das meldete das Statistische Bundesamt am Donnerstag in
Wiesbaden unter Berufung auf den Mikrozensus 2017. Mit der Zunahme
der Hochschulabschlüsse ging die Quote der Menschen mit
abgeschlossener Lehrer oder anderer Berufsausbildung in drei
Jahrzehnten von 55 auf 45 Prozent zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7883: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Schweres Erdbeben in Japan

Erneut wurde Japan von einem schweren Erdbeben heimgesucht. Wie dpa
meldete, hatte es die Stärke von 6,7. In der Folge gingen auf der
nördlichen Hauptinsel Hokkaido zahlreiche Erdrutsche nieder. Dabei
wurden viele Häuser teils vollkommen zerstört, Straßen aufgerissen
und Geschäfte verwüstet. Mindestens sieben Menschen kamen dabei ums
Leben. Rund 30 werden gegenwärtig vermißt. Mehr als 200 erlitten
Verletzungen. In dem Atomkraftwerk Tomari mußte ein Abklingbecken mit
Notstromaggregaten gekühlt werden. Allerdings soll keine
Radioaktivität in die Umwelt ausgetreten sein, ließ der Betreiber
verkünden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7889: Märkte und Finanzen - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltweiter Kohleausstieg bis 2015 im Prinzip möglich

Das Deutsche Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) belegt mit
einer aktuellen Studie von sechs Forschungsinstituten, daß ein
Ausstieg aus der Kohleverstromung weltweit spätestens bis zum Jahr
2050 prinzipiell möglich ist. In der Studie wurden die Szenarien für
sechs Länder untersucht. Dabei wurden die von der Allgemeinheit
aufgebrachten Kosten der Braun- und Steinkohleverstromung wie externe
Kosten von Umwelt- und Gesundheitsfolgen dem Gewinn aus der
Stromproduktion gegenübergestellt. Dazu sagte der DIW-Energieexperte
Pao-Yu Oei dem Deutschlandfunk am Donnerstagmorgen, selbst Südafrika
mit einem Anteil von 82 Prozent der Kohle am Energiemix könne den
Kohleausstieg schaffen. Zum einen liege das an den enorm hohen
Umweltkosten durch die Kohlegewinnung. Zum anderen sei das Potential
für die Nutzung erneuerbarer Energien in Südafrika mit seinen sehr
hohen Sonnenverfügbarkeitszeiten vorhanden. Indien und China hätten
vom Kohleausstieg den gravierenden Vorteil, daß sie ihre
Luftverschmutzung reduzieren könnten. Dem Energieexperten zufolge ist
ein schneller und zügiger Ausstieg aus der Kohle für die
Gesellschaften vorteilhafter als die Beibehaltung der
Kohleverstromung. Um die Energieversorgung zu gewährleisten, so
Pao-Yu, muß man die erneuerbaren Energien ganz nach vorne stellen.
Außerdem braucht man zusätzliche Arbeitsplätze in anderen Industrien
wie etwa nachhaltige Mobilität und Batterieproduktion. Die anderen
untersuchten Länder haben es sehr viel schwieriger als Deutschland.
Wenn Deutschland es nicht einmal schafft, einen sozial- und
umweltverträglichen Konsens zum Kohleausstieg zu finden, werden
Länder wie Indien, China und Südafrika niemals unserem Beispiel
folgen, mahnte der DIW-Energieexperte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7906: Aus Forschung und Technik - 06.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Ende der URL in Sicht

Dem Internet stehen einschneidende Veränderungen bevor. So meldete
die Internetplattform t3n, daß Google offenbar an der Abschaffung der
URL (Uniform Resource Locator), dem wohl fundamentalsten Element des
Internets, arbeitet. Die URL gibt jeder Website eine individuelle,
eindeutige Adresse und ermöglicht es Nutzern, zu Seiten zu
navigieren, ohne dabei mit komplizierten Zahlenfolgen arbeiten zu
müssen. Das soll jetzt anders werden. Inzwischen ist das Internet
dermaßen angewachsen, daß URLs zu kryptischen Zeichenketten wurden,
die sich kaum noch von reinen Zahlenabfolgen unterscheiden. Ein Team
von Google arbeitet daher daran, alle Verwendungsmöglichkeiten von
URLs zu identifizieren, um eine Alternative entstehen zu lassen, die
Sicherheit und Seriosität von Identitäten verbessert und gleichzeitig
den Nutzungskomfort erhöht. Allerdings gibt es gegenwärtig noch keine
konkreten Lösungsansätze.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/184: Erste Proben des Asteroiden Ryugu kommen nach Frankfurt (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 05.09.2018

Erste Proben des Asteroiden Ryugu kommen nach Frankfurt



Der Geowissenschaftler Prof. Frank Brenker und sein Team von der
Goethe-Universität gehören zu den ersten Wissenschaftlern, die Proben des
Asteroiden Ryugu untersuchen dürfen. Dieser wird zurzeit von der Raumsonde
Hayabusa 2 der japanischen Raumfahrtagentur JAXA umflogen. Ursprünglich
hieß es, die Japaner wollten die Voruntersuchungen ausschließlich selbst
machen.

Ryugu (deutsch: Drachenpalast) gehört als C-Klasse-Asteroid zu den
ursprünglichsten Objekten des Sonnensystems. Forscher gehen davon aus,
dass er sich in den vergangenen 4,56 Milliarden Jahren nicht mehr
entscheidend verändert hat und daher einen ungetrübten Blick in die
Kinderstube unseres Sonnensystems verspricht. Deshalb warten
Wissenschaftler weltweit gespannt auf diese einzigartigen Proben. Wenn
diese im Jahr 2020 von der Raumsonde auf die Erde gebracht werden, gehört
Prof. Frank Brenker vom Institut für Geowissenschaften der
Goethe-Universität zu den ersten nicht-japanischen Wissenschaftlern, die das
einzigartige Material früh zu Gesicht bekommen werden. Er wurde mit zwei
seiner belgischen Kollegen in das Voruntersuchungsteam der Mission
berufen.

Mit Supermikroskopen die Frühzeit des Sonnensystems erforschen

Der Frankfurter Geowissenschaftler und seine Kollegen haben ein neues
Messverfahren an Supermikroskopen entwickelt, welches eine
dreidimensionale und berührungsfreie Untersuchung der Proben erlaubt.
Diese Supermikroskope arbeiten mit Synchrotron-Strahlung (energiereicher
Röntgenstrahlung) und erlauben es, die chemische Zusammensetzung und
Struktur der Materie zerstörungsfrei zu untersuchen. "Wir sind weltweit
führend in der Messung der Gehalte sogenannter seltener Erden, die für
eine geowissenschaftliche und kosmochemische Interpretation von
entscheidender Bedeutung sind", erläutert Frank Brenker. Die präzise
hoch-ortsaufgelöste Technik wurde in den letzten Jahren von seiner
Arbeitsgruppe am DESY in Hamburg entwickelt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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MELDUNG/543: Gleiches Recht für alle biologischen Stoffe - Konsequenzen aus dem EuGH-Urteil (idw)


Mathematisch-Naturwissenschaftlicher Fakultätentag Deutschlands - 04.09.2018

Gleiches Recht für alle biologischen Stoffe - Konsequenzen aus dem
EuGH-Urteil



Gemäß Urteil des Europäischen Gerichtshof zum Umgang mit geneditierten
Organismen sind alle gezüchteten Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen
genetisch modifizierte Organismen (GVO). Alle genveränderten Organismen
fallen daher grundsätzlich unter die Regeln zur Gentechnik. Ausgenommen
davon können nur diejejnigen werden, die mit Methoden erzeugt wurden, die
seit langem angewandt werden und sich als sicher erwiesen haben. Es gilt
nun zu klären, ob herkömmliche Züchtungstechniken sicherer sind als die
neuen gentechnischen Methoden. Dies bietet die Chance, alle neu erzeugten
Organismen nach gleichen Sicherheitskriterien zu beurteilen, unabhängig
der Methode ihrer Erzeugung.

Das jüngste Urteil des EuGH zur Frage des Umgangs mit Gene-Editing ist
überraschend und klar. Die Definition "Genetisch veränderte Organismen
(GVO)" gemäß Richtlinie 2001/18/EG ist viel allgemeiner auszulegen als
bislang in vielen Ländern geregelt. Damit beantwortet das Gericht auch die
Frage, inwieweit Pflanzen, die mittels "Neuer Molekularbiologischer
Techniken" zur Mutagenese (z.B. CRISPR/Cas) erzeugt wurden, als GVO zu
betrachten sind. Weit darüber hinaus gehend führt nach dieser Auslegung
des EU-Rechts jegliche vom Menschen herbeigeführte Mutation zu GVO,
unabhängig von der Methodik. Das betrifft nicht nur die Gentechnik und
neuartige molekularbiologische Methoden wie Genome Editing, sondern
jegliche durch den Menschen herbeigeführte genetische Veränderung,
einschließlich chemischer und radioaktiver Mutagenese oder Hybridisierung.
Ausgenommen von den strengen Regularien für GVO können laut EuGH-Urteil
lediglich diejenigen Organismen werden, für deren Erzeugung Methoden
verwendet wurden, die "seit langem angewandt werden und sich als sicher
erwiesen haben".

Dies wirkt zunächst überraschend, wurde doch besonders im deutschen
Gentechnik-Gesetz (GenTG) bislang die Methodik der Erzeugung von
transgenen Organismen als Hauptkriterium für die Entscheidung genommen,
welche gesetzliche Regelung anzuwenden ist. Das Gefährdungspotential von
neu erzeugten Mutanten wurde nach zwei unterschiedlichen Maßstäben
bemessen, entweder im Sinne des Gentechnik-Gesetzes oder über den
Sortenschutz.

Damit dürfte bald Schluss sein. Das Rechtsurteil des EuGH betont, dass
jede absichtlich herbeigeführte Mutation zu GVO führt, deren
Gefährdungspotential für Mensch und Umwelt zu bewerten ist. Unabhängig von
der Art der Erzeugung der Mutation ist es also gemäß dem EuGH-Urteil
möglich, alle absichtlich genetisch veränderten Organismen als GVO
einzustufen, auch bei Verwendung herkömmlicher Verfahren.

Konsequenterweise müssten dann alle so erzeugten Mutanten bzw. Sorten auch
entsprechend als GVO gekennzeichnet werden, sofern sie nicht ausdrücklich
aufgrund ihrer nachgewiesenen Sicherheit ausgenommen werden. Die Grenze
zwischen gentechnisch und herkömmlich veränderten Organismen ist somit
aufgehoben. Während herkömmliche Methoden mit nicht gerichteten
Schrotschussansätzen eine Unzahl von Mutationen erzeugen und dann über die
Selektion gewünschter Merkmale zu neuen Sorten kommen, bringt Genome
Editing zielgenau an definierten Stellen Veränderungen ins Erbgut ein.
Nimmt man die Sicherheitskriterien als Grundlage für die Entscheidung,
sind die mit den neuen molekularbiologischen Methoden erzeugten Organismen
bzw. Sorten eindeutig zu bevorzugen und daher am ehesten von zu strengen
Regularien auszunehmen.

Dies bietet die überraschende Chance, die nationalen und europäischen
gesetzlichen Regeln zur Gentechnik endlich vom Kopf auf die Füße zu
stellen. Folgt man konsequent dem Urteil des EuGH und setzt dies in die
Gesetzgebung um, kommt man zwingend zu einer Regelung, die sich primär
nach dem Gefährdungspotential der Organismen orientiert und nicht mehr
nach der Art der Erzeugung unterscheidet. Konsequent umgesetzt wäre damit
das Hauptproblem des bisherigen Rechts geheilt: Das Messen mit
unterschiedlichen Maßen.

Die Methodik der Erzeugung von GVO ist dann nur mehr hinsichtlich ihrer
Sicherheit zu bewerten, im Rahmen eines neuen, dann für alle geltenden
(Gentechnik-)Rechts. Auch wenn es zunächst so scheint, dass die Regularien
des Gentechnikrechts nun auf weitere Bereiche ausgedehnt werden und die
Züchtung neuer Pflanzensorten damit bremsen können, bietet dies zugleich
auch die Chance, Produkte molekularbiologischer Methoden (nach
entsprechender Prüfung) als sicher zu bewerten und von diffamierenden
Restriktionen auszunehmen. Damit könnte man endlich ideologiefrei
einheitliche, wissensbasierte und gefährdungsbezogene Regelungen im Umgang
mit jeglichen biologischen Stoffen (analog dem Chemikalienrecht)
erreichen.



Die Konferenz Biologischer Fachbereiche vertritt die Interessen der etwa
50 biologischen Fachbereiche bzw. Fakultäten an deutschen Universitäten.
Sie ist Mitglied des Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultätentags
MNFT (www.mnft.de).

 * 


Anhang:

Wortlaut der EuGH-Urteils vom 25.7.2018

Quelle:


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=204387&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=742142


EuGH Urteil vom 25.-7.2018)

1. Art. 2 Nr. 2 der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung
genetisch veränderter Organismen in die Umwelt und zur Aufhebung der
Richtlinie 90/220/EWG des Rates ist dahin auszulegen, dass die mit
Verfahren/Methoden der Mutagenese gewonnenen Organismen genetisch
veränderte Organismen im Sinne dieser Bestimmung darstellen.
Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/18 ist in Verbindung mit Nr. 1 ihres
Anhangs I B und im Licht ihres 17. Erwägungsgrundes dahin auszulegen, dass
nur die mit Verfahren/Methoden der Mutagenese, die herkömmlich bei einer
Reihe von Anwendungen angewandt wurden und seit langem als sicher gelten,
gewonnenen Organismen vom Anwendungsbereich der Richtlinie ausgeschlossen
sind.

2. Art. 4 Abs. 4 der Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni
2002 über einen gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaftliche
Pflanzenarten in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 geänderten
Fassung ist dahin auszulegen, dass von den in dieser Bestimmung
vorgesehenen Verpflichtungen die mit Verfahren/Methoden der Mutagenese,
die herkömmlich bei einer Reihe von Anwendungen angewandt wurden und seit
langem als sicher gelten, gewonnenen Sorten ausgenommen sind.

3. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/18 ist in Verbindung mit Nr. 1
ihres Anhangs I B, da er die mit Verfahren/Methoden der Mutagenese, die
herkömmlich bei einer Reihe von Anwendungen angewandt wurden und seit
langem als sicher gelten, gewonnenen Organismen vom Anwendungsbereich der
Richtlinie ausschließt, dahin auszulegen, dass den Mitgliedstaaten durch
ihn nicht die Befugnis genommen wird, solche Organismen unter Beachtung
des Unionsrechts, insbesondere der in den Art. 34 bis 36 AEUV
aufgestellten Regeln über den freien Warenverkehr, den in der Richtlinie
vorgesehenen Verpflichtungen oder anderen Verpflichtungen zu unterwerfen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution918
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ZOOLOGIE/1571: Ameisen mögen keine Überraschungen (idw)


Universität Regensburg - 05.09.2018

Ameisen mögen keine Überraschungen

Regensburger Biologen untersuchen Erwartungshaltung bei Ameisen



Erwartungen prägen unser Leben und Überraschungen sind uns oft unangenehm.
Auch Ameisen empfinden unerwartete Dinge als unangenehm. Das haben Felix
Oberhauser und Dr. Tomer Czaczkes, beide vom Animal Comparative Economics
Laboratory am Lehrstuhl für Zoologie/Evolutionsbiologie der Universität
Regensburg, herausgefunden. Die Ergebnisse bestärken ähnliche Erkenntnisse
aus der Konsumentenpsychologie beim Menschen. Sie legen nahe, dass wir
durch das Studium der Ameisen auch wertvolle Erkenntnisse über
menschliches Verhalten erfahren.

Wir alle haben Erwartungen in unserem täglichen Leben. Sie sind das
Resultat unserer Erfahrung: so erwarten wir, z. B. dass unser Kaffee
genauso schmeckt wie gestern und eine Komödie uns zum Lachen bringt.
Diskrepanzen missfallen uns: wenn unser Kaffee plötzlich zu süß oder eine
Komödie traurig ist, sind wir enttäuscht, auch wenn beide objektiv
betrachtet gut wären. Daher können Erwartungen beeinflussen, was uns
gefällt. Konsumentenpsychologen wissen das schon seit Jahrzehnten und
deshalb weckt bereits eine Verpackung bestimmte Erwartungen in uns.

Die Regensburger Biologen haben nun untersucht, ob Ameisen, wie wir,
Überraschungen als unangenehm empfinden. Dazu präsentierten sie Ameisen
Zuckerwasser, das entweder mit einem erwarteten oder unerwarteten (aber
gleich gemochten) Geschmack versehen war. "Offensichtlich können wir mit
Ameisen nicht sprechen und ihnen sagen, welchen Geschmack ihr Futter haben
wird", so Felix Oberhauser, der die Studie durchführte. "Stattdessen
brachten wir ihnen bei, dass sie ein mit Zitronen- oder Rosmaringeschmack
versetztes Zuckerwasser an einer gewissen Stelle finden, um so eine
Erwartungshaltung aufzubauen. Nach drei Besuchen bei diesem Futter
tauschten wir den Geschmack. Danach konnten wir feststellen, dass Ameisen,
die nicht den erwarteten Geschmack bekamen, das Futter weniger mochten.
Und das, obwohl wir die Zuckerkonzentration nicht veränderten."

Doch woher weiß man, dass Ameisen ein bestimmtes Futter weniger mögen?
"Ameisen informieren sich gegenseitig über gute Futterquellen durch das
Legen chemischer Signale - Pheromone, die die anderen riechen können",
erläutert Dr. Tomer Czaczkes, der die Studie leitete. "Wenn wir zählen,
wie oft die Ameisen Pheromone legen und registrieren, wie sehr sie das
Futter annehmen, können wir wertvolle Einsichten in die Wahrnehmung der
Ameisen bekommen."

Die Wissenschaftler zeigen somit, dass Ameisen nicht nur mit einem
bestimmten Geschmack des Futters rechnen, sondern das Futter auch weniger
mögen, wenn es von ihren Erwartungen abweicht. Diese Erkenntnisse können
helfen, eine blütenbestäuberfreundliche Landwirtschaft zu entwerfen und
zeigen, dass das Beobachten von Ameisen auch zum Verständnis von
menschlichem Verhalten beitragen kann.

Die Ergebnisse der Studie wurden in der Zeitschrift "Biology Letters"
veröffentlicht.


Originalpublikation:

Oberhauser, F.B., Czaczkes, T.J. (2018)

Tasting the unexpected: disconfirmation of expectations leads to lower
perceived food value in an invertebrate.

Biology Letters

DOI: http://dx.doi.org/10.1098/rsbl.2018.0440
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FORSCHUNG/506: Kalzium-Taxis - Pflanzenforscher entdecken wichtige Transportproteine für Photosynthese (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 05.09.2018

Kalzium-Taxis: Pflanzenforscher entdecken wichtige Transportproteine für
Photosynthese



Pflanzenforscher der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU)
haben Belege dafür gefunden, dass Kalzium in Pflanzen neben anderen
Prozessen auch die Photosynthese reguliert. Bisher war nicht bekannt, wie
dieser Stoff dabei zu seinem Wirkort gelangt. Prof. Dr. Edgar Peiter und
Prof. Dr. Sacha Baginsky haben Transportproteine identifiziert, die diese
Aufgabe erfüllen. Sie sind essenziell für eine effiziente Photosynthese
und damit für das Wachstum von Pflanzen. Ihre Ergebnisse haben die
Forscher in einer Publikation gebündelt, die im Fachmagazin "New
Phytologist" erschienen ist. In einem Folgeprojekt soll geklärt werden,
welche Bedeutung diese Transportproteine bei Nutzpflanzen haben.

Bei der Photosynthese werden aus Kohlendioxid und Wasser mithilfe von
Lichtenergie energiereiche Biomoleküle und Sauerstoff erzeugt. Damit ist
sie ein zentraler physiologischer Prozess in Pflanzen und Grundlage des
Lebens auf der Erde. Wird in dieser biologischen Maschinerie ein Parameter
variiert, kann das weitreichende Veränderungen bewirken. "Es ist ein weit
verbreiteter Irrglaube, dass sie bereits in all ihren Facetten verstanden
worden ist. Vor allem ihre regulatorischen Mechanismen sind längst noch
nicht alle entschlüsselt", sagt Prof. Dr. Sacha Baginsky vom Institut für
Biochemie und Biotechnologie.

Das gilt vor allem für die kalziumabhängige Signalleitung. In allen
Organismen reguliert Kalzium zelluläre Abläufe, indem es sich an spezielle
Proteine bindet, was deren Funktion ändert. Mit ihrem Projekt, das im
Rahmen des Sonderforschungsbereichs 648 "Molekulare Mechanismen der
Informationsverarbeitung in Pflanzen" gefördert wurde, konnten die
halleschen Forscher nun zeigen, dass Kalzium auch die Photosynthese der
Modellpflanze Ackerschmalwand entscheidend beeinflusst. Vor allem die
Frage, wie die Pflanze es schafft, das am Stoffwechsel beteiligte Kalzium
zu seinem Wirkort in den Chloroplasten zu transportieren, war bislang
ungeklärt. Die Arbeitsgruppen von Peiter und Baginsky wiesen mit
Beteiligung von Fachkollegen der Universität im belgischen Louvain-la-Neuve
in Laborversuchen nach, dass sich die nun gefundenen
Transportproteine in Membranen der Chloroplasten befinden und das Kalzium
so dorthin gelangen kann, wo es benötigt wird.

Kalzium spielt in der Photosynthese eine entscheidende Rolle, da es
essenziell an der Wasserspaltung beteiligt ist. Außerdem reagiert es mit
Enzymen und beeinflusst so auch den Zuckerstoffwechsel von Pflanzen. "Wenn
man die Regulation dieser komplizierten physiologischen Prozesse versteht,
kann man versuchen, diese zu optimieren", sagt Prof. Dr. Edgar Peiter vom
Institut für Agrar- und Ernährungswissenschaften mit Blick auf eine
potenzielle praktische Anwendung dieser Erkenntnisse. "Wachstum, Ertrag
und die Toleranz gegenüber Stress durch Umwelteinflüsse wie Trockenheit
lassen sich möglicherweise dadurch beeinflussen."

"Anwendungsorientierte Grundlagenforschung" nennt Peiter das, was im
Rahmen des interdisziplinären Projekts bisher zu Tage gefördert wurde.
"Wir gehen davon aus, dass wir durch unsere Arbeit einen zentralen
Regulator der Funktionen des Chloroplasten identifiziert haben", sagt
Peiter.

In einem auf vier Jahre angelegten Anschlussprojekt soll nun untersucht
werden, ob die gefundenen Transportproteine auch in Nutzpflanzen wie
Getreide und Zuckerrüben eine so große Bedeutung haben wie in der
Ackerschmalwand und ob sie für die Verbesserung von Produktivität und
Stresstoleranz dieser Nutzpflanzen genutzt werden können. Das Projekt ist
Teil der seit einem Jahr an der MLU angesiedelten und mit rund zwei
Millionen Euro aus dem Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESF)
geförderten internationalen Graduiertenschule mit dem Titel "Determinants
of Plant Performance", in der elf Projekte auf dem Gebiet der
Pflanzenforschung angesiedelt sind.

Die Entschlüsselung funktionaler Mechanismen spiele eine zentrale Rolle in
der Pflanzenforschung. Denn nur mit diesem Wissen könne man in
Landwirtschaft und Pflanzenzüchtung flexibel auf sich verändernde
Umwelteinflüsse reagieren, was vor dem Hintergrund des Klimawandels
zunehmend an Bedeutung gewinne. Edgar Peiter: "Unsere Landesregierung hat
das erkannt und setzt einen starken Fokus auf die Pflanzenforschung."


Originalpublikation:

Frank, J. , Happeck, R. , Meier, B. , Hoang, M. T., Stribny, J. , Hause,
G. , Ding, H. , Morsomme, P. , Baginsky, S. and Peiter, E. (2018),

Chloroplast-localized BICAT proteins shape stromal calcium signals and are
required for efficient photosynthesis.

New Phytol.

doi:10.1111/nph.15407
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FORSCHUNG/224: Hochleistungsmikroskopie ermöglicht ungeahnte Einblicke in die Nanokatalyse (idw)


Universität Ulm - 04.09.2018

Hochleistungsmikroskopie ermöglicht ungeahnte Einblicke in die
Nanokatalyse



Nanokatalysatoren ermöglichen zahlreiche chemische Schlüsselprozesse -
wobei Abläufe auf der atomaren Ebene noch nicht vollständig verstanden
sind. Jetzt hat eine deutsch-britische Forschergruppe um Professorin Ute
Kaiser von der Universität Ulm unter anderem das nanokatalytische
Verhalten von 14 Übergangsmetallen in Echtzeit beobachtet. Ihre
vergleichenden Untersuchungen mithilfe der hochauflösenden
aberrationskorrigierten Niederspannungs-Transmissionselektronenmikroskopie
wurden erst durch winzige Kohlenstoffnanoröhren möglich. In der
Fachzeitschrift "Nature Communications" schlagen die Forschenden als
Ergebnis eine Neuordnung der Übergangsmetalle im Periodensystem der
Elemente vor.




[image: Abbildung: © Materialwissenschaftliche Elektronenmikroskopie - Uni Ulm]

Katalytische Wirkung von Nickel- und Platin-Metallnanoclustern auf
die sich neu um Metallnanocluster bildenden Kohlenstoffstrukturen
innerhalb einer Kohlenstoffnanoröhre

Abbildung: © Materialwissenschaftliche Elektronenmikroskopie - Uni Ulm



Viele chemische Schlüsselprozesse wie die Sauerstoffreduktion in
Brennstoffzellen beruhen auf Nanokatalysatoren. Allerdings sind katalytische
Reaktionen von Metall-Nanoclustern auf der atomaren Ebene noch nicht
vollständig verstanden. Mithilfe der hochauflösenden aberrationskorrigierten
Niederspannungs-Transmissionselektronenmikroskopie haben Forschende aus Ulm
und Nottingham nun erstmals die Struktur-Eigenschaftsbeziehungen von 14
Übergangsmetallen verglichen und ihr katalytisches Verhalten in Echtzeit
beobachtet. Im renommierten Fachjournal "Nature Communications" beschreibt
die Forschergruppe einen neuen experimentellen Aufbau mit
Kohlenstoffnanoröhren als Testreaktoren. Weiterhin schlagen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine Neuordnung der
Übergangsmetalle, darunter Eisen, Platin und Chrom, im Periodensystem der
Elemente für die Katalyse auf atomarer Ebene vor.

Lange Zeit galt die Beobachtung der Katalyse auf der atomaren Ebene, bei
der die Geschwindigkeit einer chemischen Reaktion erhöht wird, als
unmöglich: Zu ungleichförmig ist die Struktur der Nanocluster, auch
innerhalb der gleichen Probe, und zu dynamisch ist ihr Verhalten während
der chemischen Reaktion. Eine deutsch-britische Forschergruppe um
Professorin Ute Kaiser (Universität Ulm) sowie Professorin Elena Besley
und Professor Andrei Khlobystov (University of Nottingham) hat jedoch ein
neues Verfahren, basierend auf der hochauflösenden
Niederspannungs-Transmissionselektronenmikroskopie, entwickelt, das
ungeahnte Einblicke erlaubt: Dabei dient der Elektronenstrahl nicht nur der
Bildgebung, sondern auch als Energiequelle, die die Reaktion antreibt. Im
Experiment werden so Beobachtungen der Nanokatalyse in atomarer Auflösung
auf einer Zeitskala möglich.

Mit diesem kürzlich publizierten Verfahren hat die Forschergruppe, allen
voran der Ulmer Erstautor Kecheng Cao, 14 in Kohlenstoffnanoröhren
eingebettete Übergangsmetall-Nanokatalysatoren vergleichend analysiert.
Dabei gelang es, die Strukturänderungen der Metall-Nanocluster und die
Bildung neuer Metall-Kohlenstoffbindungen in atomarer Auflösung
nachzuvollziehen. Katalytische Reaktionen konnten die Forschenden sogar in
Echtzeit beobachten.

"Mithilfe der aberrationskorrigierten
Niederspannungs-Transmissionselektronenmikroskopie in Kombination mit
Kohlenstoffnanoröhren als Testreaktoren konnten wir erstmals systematisch
die Veränderungen von Metall-Nanoclustern auf der atomaren Ebene
analysieren, die durch ihre katalytische Aktivität ausgelöst werden.
Unsere umfangreiche Untersuchung ermöglicht grundlegende
Schlussfolgerungen für das Verständnis der Katalyse. Insgesamt legen
unsere Ergebnisse eine neue Klassifikation der Übergangsmetalle im
Periodensystem, ausgehend von ihrer katalytischen Aktivität, nahe",
resümiert Professorin Ute Kaiser, Leiterin der Materialwissenschaftlichen
Elektronenmikroskopie an der Universität Ulm und Honorarprofessorin an der
University of Nottingham.

Bei den mikroskopischen Untersuchungen spielen die Kohlenstoffnanoröhren,
deren Wände nur ein bis zwei Nanometer dünn sind, eine Schlüsselrolle.
Viele Metall-Nanocluster reagieren nämlich sehr empfindlich auf Luft, was
vergleichende Analysen bisher erschwerte. Erst durch ihre Einbettung in
die Kohlenstoffnanoröhren, die 10 000 mal dünner als ein Haar und fester
als Stahl sind, wurden die nun durchgeführten Untersuchungen möglich.
"Unsere Studie zeigt, dass Metall-Nanocluster, die in Kohlenstoffröhrchen
eingebettet sind, eine universelle Forschungsplattform für die
metallorganische Chemie darstellen. Dieser experimentelle Aufbau ermöglicht
den direkten Vergleich der Bindung und Reaktivität verschiedener
Übergangsmetalle sowie die Aufklärung der Struktur-Eigenschaftsbeziehungen
von Nanokatalysatoren. Unsere Erkenntnisse können
also entscheidend zur Optimierung künftiger Katalysatoren beitragen", sagt
Elena Besley, Professorin für theoretische und computergestützte Chemie an
der University of Nottingham.

Insgesamt konnte die deutsch-britische Forschergruppe zeigen, dass die
Eigenschaft von Metallen durch ihre elektronische Struktur bestimmt wird.
Ausgehend von ihren Untersuchungen schlagen sie zudem ein überarbeitetes
Periodensystem der Übergangsmetalle auf der Nanoskala für die Katalyse
vor.

Ihre Ergebnisse sind für die Grundlagenforschung sowie für die Anwendung
gleichermaßen bedeutsam. Zum einen haben die Forschenden neue Erkenntnisse
über die Wechselwirkung von Elektronenstrahl und Materie gewonnen. Zum
anderen tragen sie zu einem tieferen Verständnis der Nanokatalyse bei und
ermöglichen eine Vorhersage des Verhaltens von Übergangsmetallen bei
katalytischen Reaktionen mit Kohlenstoff. Nach wie vor beruhen zahlreiche
industrielle Prozesse auf der Katalyse und Schätzungen gehen davon aus,
dass katalytische Reaktionen 30 bis 40 Prozent des globalen
Bruttoinlandsprodukts ausmachen. Die Studie ist zudem im Rahmen des
Sonderforschungsbereichs/Transregio "CataLight" der Universitäten Ulm und
Jena bedeutsam. Im SFB werden neue Katalysematerialien und -methoden
erforscht, um lichtgetriebene Wasserspaltung voranzutreiben. Diese
Forschung soll unter anderem zur nachhaltigen Bewältigung der Energiewende
beitragen.

Die Forschenden um Professorin Ute Kaiser, Professorin Elena Besley und
Professor Andrei Khlobystov wurden, im Zuge des Projekts SALVE
(Sub-Ångstrøm Low-Voltage Electron microscopy), vom Ministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst (MWK) sowie von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) unterstützt.


Originalpublikation:

Kecheng Cao, Thilo Zoberbier, Johannes Biskupek, Akos Botos, Robert
L. McSweeney, Abdullah Kurtoglu, Craig T. Stoppiello, Alexander V.
Markevich, Elena Besley, Thomas W. Chamberlain, Ute Kaiser &
Andrei N. Khlobystov.

Comparison of atomic scale dynamics for the middle and late transition
metal nanocatalysts.

Nature Communications.

DOI:10.1038/s41467-018-05831-z
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FORSCHUNG/1533: Licht sorgt für Spin - Forscher entschlüsseln Dynamik von Elektronen in Perowskit-Kristallen (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.09.2018

Licht sorgt für Spin: FAU-Forscher entschlüsseln Dynamik von Elektronen
in Perowskit-Kristallen



Physiker der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU)
haben nachgewiesen, dass einfallendes Licht die Elektronen in warmen
Perowskiten in Drehung versetzt und damit die Richtung des Stromflusses
bestimmt. Damit entschlüsseln sie eine wichtige Eigenschaft dieser
Kristalle, die bei der Entwicklung neuartiger Solarzellen eine wichtige
Rolle spielen könnten. Die Ergebnisse wurden im renommierten Fachjournal
"Proceedings of the National Academy of Sciences" veröffentlicht.


Effizienz durch Elektronen-Spin

Bei der Nutzung erneuerbarer Energiequellen spielt die Sonne eine
entscheidende Rolle. Ihre Strahlungsenergie liefert Wärme, und das Licht
lässt sich mit Hilfe der Photovoltaik in elektrischen Strom umwandeln.
Seit einigen Jahren gelten Perowskite als Hoffnungsträger für eine
kostengünstige Nutzung des Sonnenlichts - kristalline Verbindungen, die
sich chemisch einfach herstellen lassen. Unter Laborbedingungen liefern
Prototypen erstaunliche Wirkungsgrade.

Was genau Perowskite so leistungsfähig macht, darüber gibt es bislang
wenig Erkenntnisse. "Entscheidend für die kostengünstige Erzeugung
elektrischer Energie aus Sonnenlicht sind zwei Faktoren", sagt Dr. Daniel
Niesner vom Lehrstuhl für Festkörperphysik der FAU. "Zum einen muss das
Licht möglichst viele Elektronen in einer möglichst dünnen Schicht
anregen. Zum anderen müssen diese Elektronen möglichst ungehindert zu den
Elektroden fließen können, die den Strom abgreifen." Vermutet wird, dass
Perowskite die Rotation der Elektronen für einen effizienten Stromfluss
besonders gut ausnutzen: "Jedes Elektron hat einen 'Spin', ähnlich der
Eigendrehung einer Billardkugel", erklärt Niesner. "Wie bei Billardkugeln
eine Links- oder Rechtsdrehung beim Anstoßen zu einer gekrümmten Bahn auf
dem Tisch führt, hat man auch für Elektronen in Perowskiten vermutet, dass
Drehung und Vorwärtsbewegung aneinander gekoppelt sein könnten."


Atomstruktur darf nicht zu geordnet sein

Genau diese Vermutung haben die Erlanger Physiker nun erstmals bestätigt.
Für ihr Experiment verwendeten sie einen Laser, dessen Licht selbst einen
Spin, also eine Drehrichtung besitzt. Das Ergebnis: Bestrahlt man den
Kristall mit linksdrehendem Licht, werden die Elektronen in eine
Linksbewegung versetzt. Wird die Drehrichtung des Lichts umgekehrt, kehrt
sich auch die Stromrichtung um. Niesner: "Die Experimente zeigen
eindeutig, dass die Drehrichtung der Elektronen und die Fließrichtung des
Stroms miteinander verknüpft sind."

Bisher gingen die Wissenschaftler davon aus, dass die atomare Struktur von
Perowskiten für ein solches Verhalten zu geordnet ist. In der Tat zeigen
Versuche mit gekühlten Perowskit-Kristallen nur einen sehr schwachen
Zusammenhang zwischen der Drehrichtung der Elektronen und der
Fließrichtung des Stroms. "Das ändert sich jedoch, wenn man den Kristall
auf Raumtemperatur aufwärmt, weil die Bewegung der Atome zu fluktuierenden
Abweichungen von der hochgradig geordneten Struktur führt", sagt Niesner.
"Die Wärme erlaubt dem Perowskit-Kristall, Dreh- und Fließrichtung der
Elektronen zu verknüpfen. Ein gewöhnlicher Kristall könnte das nicht."

Mit der Entdeckung des Zusammenhangs von Wärme und Elektronen-Spin sind
die FAU-Forscher einem zentralen Aspekt des ungewöhnlichen Stromflusses in
Perowskiten auf die Spur gekommen. Ihre Arbeit könnte dazu beitragen, die
hohe Energieeffizienz dieser Kristalle besser zu verstehen und neue
Materialien für die Photovoltaik der Zukunft zu entwickeln.


Originalpublikation:

doi: 10.1073/pnas.1805422115

"Structural fluctuations cause spin-split states in tetragonal
(CH3NH3)PbI3: Experimental evidence from circular photogalvanic effect",

"Proceedings of the National Academy of Sciences"
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THEORIE/075: Theorie zu verbessertem Kernmodell durch Messung der Kernradien von Cadmiumisotopen bestätigt (idw)


Technische Universität Darmstadt - 05.09.2018

Theorie zu verbessertem Kernmodell durch Messung der Kernradien von
Cadmiumisotopen bestätigt



Darmstadt, 5. September 2018. Physiker der TU Darmstadt und ihre
Kollaborationspartner haben mit laserspektroskopischen Messungen an
Cadmiumisotopen ein verbessertes Modell des Atomkerns bestätigt. Es wurde
entwickelt, um das ungewöhnliche Verhalten der Radien von Calciumisotopen
zu beschreiben. Die in "Physical Review Letters" veröffentlichten
Ergebnisse könnten ein Schritt zu einem globalen Modell der Kernstruktur
sein.

Der Ladungsradius, also die räumliche Ausdehnung der positiven Kernladung,
ist eine der fundamentalen Kenngrößen eines Atomkerns und hinterlässt
seine Spuren im optischen Spektrum eines Atoms, obwohl dieses von der
Atomhülle und den darin befindlichen Elektronen erzeugt wird. Das Spektrum
jeder Atomsorte ist einzigartig wie ein Fingerabdruck und kann mit
Laserlicht präzise vermessen werden. So können Informationen über die
Größe und Eigenschaften des Atomkerns gewonnen werden. Diese Technik
eignet sich auch für sehr kurzlebige Kerne, die binnen eines
Wimpernschlags wieder zerfallen. Laserspektroskopische Messungen an einer
langen Kette von Cadmiumisotopen bestätigen nun ein spezielles Kernmodell,
das entwickelt wurde, um das ungewöhnliche Verhalten der Radien von
Calciumisotopen zu beschreiben

Vor zwei Jahren präsentierten Physiker der TU Darmstadt Radienmessungen
exotischer Calciumisotope, die mit keinem der gängigen Kernmodelle zu
erklären waren. Inzwischen wurde von Theoretikern mit Beteiligung der
Universität Erlangen-Nürnberg und des NSCL (USA) ein weiterentwickeltes
Modell präsentiert. Es beruht auf der Kerndichte-Funktionaltheorie, und
seine Parameter wurden speziell an den Verlauf der Calciumradien
angepasst. Das Modell zeigte bei einigen Kernen mit ähnlicher Größe wie
Calcium bereits eine gute Übereinstimmung zwischen Theorie und
Messergebnissen.

Erklärtes Ziel der Kernstrukturtheorie ist es jedoch, ein möglichst
globales Modell zu erhalten, welches für einen großen Bereich der
Nuklidkarte gültig ist. Die Vorhersagekraft des neuen Modells wurde nun
anhand von Radienmessungen an mehr als 30 Cadmiumisotopen getestet, die
etwa zweieinhalb Mal so viel Masse auf die Waage bringen wie die besagten
Calciumkerne, für die es zunächst aufgestellt wurde. Das Darmstädter Team
um Professor Wilfried Nörtershäuser hat diese Messungen gemeinsam mit
Kollegen des Max-Planck Instituts für Kernphysik in Heidelberg, der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz und zahlreichen ausländischen
Partnern an der Isotopenfabrik ISOLDE am CERN durchgeführt. In einem
Artikel der renommierten Zeitschrift "Physical Review Letters"
präsentieren sie die Ergebnisse, die in exzellenter Übereinstimmung mit
den theoretischen Vorhersagen sind. Dies ist bemerkenswert, da die
Ladungsradien als prinzipiell theoretisch schwierig zu beschreibende Größe
gelten. Das gilt vor allem für die ausgeprägten kleinen Schwankungen des
Kernradius zwischen Isotopen mit gerader und ungerader Massenzahl, die mit
den hochpräzisen neuen Messungen sehr fein aufgelöst werden.
Die Forschungsgruppe hat inzwischen begonnen, weitere Ketten in der
Nachbarschaft der Cadmiumisotope zu untersuchen, um festzustellen, ob die
Theorie auch dort ähnlich erfolgreich angewendet werden kann. Dies wäre
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Entwicklung eines globalen Modells
der Kernstruktur.


Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden den
Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung in
unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen: Cybersecurity,
Internet und Digitalisierung, Kernphysik, Energiesysteme, Strömungsdynamik
und Wärme- und Stofftransport, Neue Materialien für Produktinnovationen.
Wir entwickeln unser Portfolio in Forschung und Lehre, Innovation und
Transfer dynamisch, um der Gesellschaft kontinuierlich wichtige
Zukunftschancen zu eröffnen. Daran arbeiten unsere 312 Professorinnen und
Professoren, 4.450 wissenschaftlichen und administrativ-technischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie knapp 26.000 Studierenden. Mit der
Goethe-Universität Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
bildet die TU Darmstadt die strategische Allianz der
Rhein-Main-Universitäten.

www.tu-darmstadt.de


Originalpublikation:

"From Calcium to Cadmium: Testing the Pairing Functional through Charge
Radii Measurements of 100-130Cd"
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MELDUNG/215: Auf dem Weg zum sauberen Verbrennungsmotor (idw)


Technische Universität München - 05.09.2018

Auf dem Weg zum sauberen Verbrennungsmotor



Autos mit Verbrennungsmotoren, die keine Emissionen verursachen - mit
synthetischen Kraftstoffen wie Oxymethylenether wäre das denkbar. Forscher
der Technischen Universität München (TUM) haben getestet, wie sich ein
solcher Kraftstoff im Motor verhält und ein optimiertes Brennverfahren
entwickelt.

Sie erzeugen Kohlendioxid, Feinstaub und Stickoxide: Verbrennungsmotoren
stehen in der Kritik, in vielen Innenstädten gelten bereits Fahrverbote
für bestimmte Dieselfahrzeuge. Synthetische Kraftstoffe wie die Gruppe der
Oxymethylenether (OME) könnten die Lösung sein. Sie verbrennen fast ohne
unerwünschte Nebenprodukte wie Rußpartikel oder Kohlenwasserstoffe.
Gegenüber anderen, schon länger bekannten Designerkraftstoffen bieten sie
damit einen zusätzlichen Vorteil für die Luftqualität. Es gibt allerdings
auch Nachteile: Die Herstellungskosten sind höher als die der fossilen
Kraftstoffe und noch gibt es keine Anlagen für die Produktion.

Das Projekt XME-Diesel, das vom Bundeswirtschaftsministerium gefördert
wird, hat das Ziel, den Einsatz von OME voranzubringen. Auch
Wissenschaftler des Lehrstuhls für Verbrennungskraftmaschinen der TUM sind
an dem Projekt beteiligt. Sie haben untersucht, wie sich OME im Motor
verhalten, welche Anpassungen nötig sind, damit die Verbrennung
effizienter ist und wie stark sich die schädlichen Emissionen im Vergleich
zu fossilen Kraftstoffen reduzieren lassen.

Vom Einzylinder auf den Vollmotor

Zunächst arbeiteten die Forscher mit Computer-Simulationen und Versuchen
an einem Einzylindermotor-Prüfstand. Sie bestimmten die optimalen
Parameter für die effiziente Verbrennung. So besitzt der synthetische
Kraftstoff zum Beispiel einen geringeren Heizwert als Diesel. Das
bedeutet, dass mehr Kraftstoff in den Motor gegeben werden muss, um die
gleiche Leistung zu erreichen. Die Wissenschaftler passten die
Einspritzventile daher dementsprechend an.

Da der synthetische Kraftstoff keinen Ruß produziert, ist es außerdem
möglich, große Mengen an Abgas wieder in den Motor zurückzuführen, ohne
dass der Einlasstrakt verschmutzt wird. Mit diesem Verfahren wird die
Entstehung von Stickoxiden gebremst, weil das rückgeführte Abgas sehr hohe
Temperaturen während der Verbrennung verhindert.

Im Anschluss testeten die Wissenschaftler die Parameter an einem
Vollmotor-Prüfstand. Dabei handelt es sich um einen Serienmotor mit sechs
Zylindern, der speziell für den Betrieb mit dem synthetischen Kraftstoff
umgerüstet wurde. Die Versuche am Vollmotor bestätigten die vorherigen
Ergebnisse.

Emissionen können auf Null gesenkt werden

"Wir haben festgestellt, dass sich durch den Einsatz des Kraftstoffs die
Schadstoffemissionen deutlich reduzieren lassen", erklärt Dr. Martin
Härtl, der das Projekt koordiniert. "Das Euro-6-Niveau, also der gültige
Grenzwert, ist mit dem synthetischen Kraftstoff ohne Probleme erreichbar.
Wir sind außerdem davon überzeugt, dass mit einer leistungsfähigen
Abgasnachbehandlung die Emissionen sogar auf nahezu Null gesenkt werden
können." Wird OME aus Abfall-CO2 - also Kohlendioxid, das etwa bei
Prozessen in der Stahlindustrie, der Zementindustrie oder in Kohle- und
Gaskraftwerken anfällt - und Strom aus erneuerbaren Quellen hergestellt,
wäre es sogar klimaneutral.

Besonders interessant sei der Einsatz von OME vor allem für Fahrzeuge und
Anlagen, bei denen der Verbrennungsmotor nicht einfach durch
batterieelektrische Antriebe ersetzt werden kann, erklärt Härtl. So zum
Beispiel Lkw, bei denen es sehr auf die Reichweite ankommt, die
Energieversorgung in abgelegenen Gebieten sowie im Bereich der Luft- und
Schifffahrt.



Die Versuche wurden im Rahmen des Projekts "XME Diesel - (Bio-)Methylether
als alternative Kraftstoffe in bivalenten Dieselmotoren" durchgeführt, das
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie gefördert wird.
Weitere Forschung im Bereich OME am Lehrstuhl für
Verbrennungskraftmaschinen finden statt im Rahmen vom Projekt "OME -
Umweltfreundliche Dieselkraftstoffadditive" (Förderung durch die
Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe mit Mitteln des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft) sowie dem Projekt "Sub-Zero-Emissions
Dieselmotor" (Förderung durch die Bayerische Forschungsstiftung).

Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/N8tAX8UXUKc
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LESUNG/060: Oldenburg - Andreas Wenderoth, "Ein halber Held. Mein Vater und das Vergessen.", 17.09.


Oldenburg: Mo., 17.09.2018, 19 Uhr Buchhandlung Isensee

Lesung im Rahmen der Woche der Demenz mit Andreas Wenderoth

Ein halber Held. Mein Vater und das Vergessen.



Demenz: ein wichtiges und oft schwieriges Thema, dass viele von uns
direkt oder indirekt betrifft. Demenz hat aber auch eine andere Seite,
wie der Autor Andreas Wenderoth zu berichten weiß.

Das DemenzNetz Oldenburg und DIKO lädt in Kooperation mit der
Buchhandlung Isensee zur Lesung mit Andreas Wenderoth ein, der aus
seinem Buch "Ein halber Held. Mein Vater und das Vergessen" lesen
wird.

"Ein halber Held" ist die berührende, zuweilen aber auch absurd
komische Liebeserklärung eines Sohnes an seinen Vater, der sich stets
über den Geist definierte. Das Buch liefert einen einzigartigen
Einblick in das Erleben eines Demenzkranken. Auf einfühlsame Weise
werden dabei auch die kreativen Seiten der Krankheit geschildert, die
sich von der herkömmlichen Wahrnehmung deutlich abheben.

Eine Vater-Sohn-Geschichte, die zeigt, dass nach der Diagnose Demenz
das letzte Wort noch lange nicht gesprochen ist und bei allem
Abschiedsschmerzauch Trost bleibt.

Wann? Mo., 17.09.2018 um 19 Uhr (Einlass ab 18 Uhr)

Wo? in der Buchhandlung Isensee, Haarenstr. 20 in Oldenburg

Karten zum Preis von Euro 10 sind ab sofort in der Buchhandlung
Isensee erhältlich.

 * 

Quelle:

DemenzNetz Oldenburg

Postanschrift: Versorgungsnetz Gesundheit e. V.

Rahel-Straus-Str. 10, 26133 Oldenburg

Tel. 0441/ 25122
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UMWELT/1775: Beschlüsse der Fraktionsvorstandsklausur zur Umweltpolitik und dem Hambacher Wald


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2018

Auf seiner zweitägigen Klausur in Berlin hat der Fraktionsvorstand zwei
Beschlüsse gefasst . Der erste befasst sich mit der Umweltpolitik, der
zweite mit dem Hambacher Wald



Im Beschluss "GRÜNE UMWELTPOLITIK MUSS RADIKAL SEIN... weil sie realistisch
ist" fordert der Fraktionsvorstand u.a.:

"Die globalen Umweltkrisen - insbesondere die Zuspitzung der Klimakrise und
das ungebremste Artensterben - sind mittlerweile so bedrohlich für das
künftige (Über-)Leben der Menschen, dass es jetzt nicht mehr reicht, die
eine oder andere Umweltmaßnahme zu beginnen. Das gesamte Register an
notwendigen Maßnahmen muss gezogen werden - jetzt sofort und gleichzeitig
in allen Bereichen."

Im Beschluss "KLIMA SCHÜTZEN, WALD RETTEN, KOHLE STOPPEN!" fordert der
Fraktionsvorstand ein Rodungsmoratorium für den Hambacher Wald und eine
schnelle Stilllegung der schmutzigsten Kraftwerke. Er stellt u.a. fest:

"Es ist fatal, dass die Arbeit der Kohle-Kommission jetzt durch den RWE-
Konzern und seine Eskalationsstrategie belastet wird. Die Kommission kann
nicht ernsthaft nach Lösungen suchen und zeitgleich fallen im Hambacher
Wald unter massivem Polizeischutz jahrhundertealte Eichen. Es kann nicht
sein, dass der Wald gerodet wird, solange die Kommission arbeitet, sonst
droht die Kommission zur Farce zu werden. Ein Kohlekonzern, der im
Rheinland für seinen Tagebau Flüsse, Dörfer und Autobahnen wie Spielzeug
verlegt, ist auch in der Lage, so zu baggern, dass der Rest des Hambacher
Waldes erhalten werden kann."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

*

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Sepember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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WIRTSCHAFT/2821: Bildungs- und Wirtschaftsministerium weiter ohne Fokus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. September 2018

Bildungs- und Wirtschaftsministerium weiter ohne Fokus



Zu den Vorschlägen des BMBF und BMWi zur steuerlichen Forschungsförderung,
erklären Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik und Dr. Anna
Christmann, Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik:

Seit Jahren fordern wir Grüne den steuerlichen Forschungsbonus - nun ist
auch die Bundesregierung endlich aufgewacht, auch wenn hier gilt: Gut
gemeint, ist nicht gut gemacht. So wie derzeit von der Bundesregierung
geplant, fehlt der steuerlichen Forschungsförderung ein klarer Fokus.

Während die Innovationsausgaben bei Großunternehmen nach oben klettern und
diese auch häufiger mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, sind es die
kleinen und mittelständischen aber eigentlich innovationsstarken
Unternehmen, die eine Forschungslücke aufweisen. Die KMUs fallen schon
jetzt bei Forschungsaufgaben zurück und der Anteil derer, die
kontinuierlich forschen, sinkt. Es sind die kleineren und mittelständischen
Unternehmen, die eine effektive Forschungsförderung wirklich bräuchten, um
im Wettbewerb um Zukunftslösungen nicht abgehängt zu werden.

Statt die Förderung breit zu streuen, sollte die Bundesregierung sie
fokussieren und innovationsstarke kleine und mittlere Unternehmen stärken,
die die Unterstützung wirklich nötig haben!

Mit unserem kommenden Gesetzentwurf liefern wir einen Alternativvorschlag
für einen grünen Forschungsbonus. Wir wollen die Förderung aller Forschungs-
 und Entwicklungskosten möglich machen und gezielt auf kleine und
mittelständische Unternehmen fokussieren.

Mittel gezielt einsetzen, statt Geld mit der Gießkanne verteilen - so
funktioniert kluge Forschungsförderung.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1917: Zur wachsenden Anzahl an geschlossenen Unterbringungen von Kindern und Jugendlichen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. September 2018

Wachsende Anzahl an geschlossenen Unterbringungen von Kindern und
Jugendlichen ist beunruhigend

Ursachen müssen verstanden werden



Laut Medienberichten hat die Bundesregierung in einer Antwort auf
eine Anfrage der Linksfraktion mitgeteilt, dass die Anzahl an
geschlossenen Unterbringungen von Kindern und Jugendlichen deutlich
gestiegen ist. Hierzu erklärt der kinder- und jugendpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg:

"Die geschlossene Unterbringung von Kindern und Jugendlichen darf nur
die allerletzte Wahl sein. Der Anstieg der geschlossenen
Unterbringungen ist daher erschreckend.

Unbestritten ist, dass es keine einfachen Antworten darauf gibt, wie
manchen Kindern und Jugendlichen, insbesondere den sogenannten
Systemsprengern, am besten geholfen werden kann. Den sogenannten
Hilfen zur Erziehung mangelt es jedenfalls bei ca. 12,6 Milliarden
Euro im Jahr 2016 nicht an Geld. Obwohl die Ausgaben jedes Jahr
erheblich ansteigen, gibt es offensichtlich für immer mehr Kinder und
Jugendliche keine bessere Antwort als die geschlossene Unterbringung.
Warum das so ist, muss seriös erforscht werden.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass die
Forschung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe und
Familiengerichtsbarkeit ausgebaut und die Qualifizierung aller
Akteure, insbesondere der Familienrichter, Gutachter,
Verfahrensbeistände, Jugendamtsmitarbeiter, vorangetrieben wird.
Außerdem brauchen die Entscheider Zeit, sich mit dem Einzelfall
intensiv zu beschäftigen, um eine passende und wirksame Hilfe zu
finden. Die Fallzahlen in Jugendämtern und in Familiengerichten
müssen daher dringend reduziert werden. Wichtig ist, dass das Wohl
und die Würde eines jeden Kindes und Jugendlichen in der
geschlossenen Unterbringung gewahrt wird. Um dies sicherzustellen,
werden wir im Rahmen einer Reform der Kinder- und Jugendhilfe auch
die Heimaufsicht verbessern."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1776: Bundesregierung darf sich nicht länger zum Handlanger Saudi-Arabiens machen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2018

Bundesregierung darf sich nicht länger zum Handlanger Saudi-Arabiens
machen 



"Friedensgespräche für den Jemen werden nur dann Wirkung zeigen, wenn die
westlichen Industrienationen endlich damit aufhören, die saudisch geführte
Militärkoalition bei ihrer Aggression gegen die jemenitische
Zivilbevölkerung zu unterstützen. Würden die Bundesregierung, die
restlichen EU-Mitgliedstaaten und die USA dem Beispiel der spanischen
Regierung folgen, die vor zwei Tagen die Auslieferung lasergesteuerter
Bomben an Saudi-Arabien mit der Begründung gestoppt hat, diese könnten im
Krieg gegen den Jemen zum Einsatz kommen, wären die Jemenitinnen und
Jemeniten dem Frieden ein großes Stück näher", erklärt Zaklin Nastic,
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
heute beginnenden Jemen-Friedensgespräche in Genf unter der Ägide der
Vereinten Nationen. Nastic weiter:

"Die Vereinten Nationen sprechen in Bezug auf den Jemen von der größten
humanitären Katstrophe unserer Zeit. Mehr als 17.000 Menschen wurden
bislang getötet, die allermeisten davon Zivilisten. Allein im letzten Monat
waren es mindestens 918 Zivilisten, 300 davon Kinder. Mehr als drei Viertel
der jemenitischen Bevölkerung sind auf humanitäre Hilfe angewiesen, was
genau wie der Ausbruch von Cholera und Diphterie in erster Linie auf die
von der Militärkoalition verhängte See-, Land- und Luftblockade
zurückzuführen ist. Die Verbündeten der Militärkoalition unterhalten im
Südjemen Geheim-Gefängnisse, in denen gefoltert wird, wie jüngst ein
Bericht von Amnesty International zu Tage förderte. Die Vereinten Nationen
werfen Saudi-Arabien und seinen Verbündeten Kriegsverbrechen vor.

Es ist ein Skandal, dass die Bundesregierung weiterhin Kriegsverbrecher
unterstützt, anstatt sich an das im Koalitionsvertrag festgeschriebene
Versprechen zu halten, keine Rüstungsexporte mehr an Länder zu genehmigen,
die direkt am Jemen-Krieg beteiligt sind. Wenn der Jemen endlich zum
Frieden finden soll, muss die internationale Gemeinschaft das
Selbstbestimmungsrecht der Jemenitinnen und Jemeniten respektieren, anstatt
die geostrategischen Interessen Saudi-Arabiens auf Kosten der
Zivilbevölkerung im Jemen zu befördern."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1775: Internationale Lösung für Idlib befördern, islamistische Kämpfer entwaffnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2018

Internationale Lösung für Idlib befördern, islamistische Kämpfer
entwaffnen 



"Die Bundesregierung muss sich für eine internationale Lösung in Idlib
einsetzen, die Gewalt vermeidet und gleichzeitig Sicherheit für die
Bevölkerung in Syrien garantiert. Dazu bedarf es Gespräche mit allen
Seiten, um eine UN-Vermittlung zu befördern", sagt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, angesichts der
heutigen Gesprächen der Türkei, Russlands und Irans in Teheran. Hänsel
weiter:

"Wenn Bundesregierung und Nato eine mögliche Großoffensive der syrischen
Armee in Idlib kritisieren, müssen sie auch Alternativen anbieten, sonst
ist die Kritik wenig glaubwürdig. Denn die Präsenz von zehntausenden
bewaffneten Kämpfern verschiedener islamistischer Gruppen ist ein enormes
Sicherheitsrisiko für die syrische Bevölkerung. Vor allem die Präsenz des
al-Qaida-Ablegers Haiat Tahrir al-Scham, dessen Kämpfer immer wieder
beschönigend als ,Rebellen' bezeichnet und als De-facto-Regierung
akzeptiert werden, ist nicht hinnehmbar. Während die US-Regierung 2001,
nach den Terrorakten vom 11. September, einen weltumspannenden 'Krieg gegen
den Terror' ausriefen, um al-Qaida zu bekämpfen und auch die
Bundesregierung bekräftigte, Deutschland werde am Hindukusch verteidigt,
ist die al-Qaida-Präsenz nun in Syrien anscheinend kein Problem. Dies ist
eine völlig unglaubwürdige Außenpolitik, die keine politischen Lösungen
befördert.

Wer eine Offensive auf Idlib verhindern will, muss sich für die Entwaffnung
der islamistischen Kämpfer unter UN-Vermittlung einsetzen. Wir fordern die
Bundesregierung zudem auf, den Vorschlag des UN-Sondergesandten Staffan de
Mistura zu unterstützen, einen humanitären Korridor für Zivilisten aus
Idlib einzurichten."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4976: Erste Bilanz beim Familiennachzug zu subsidiär Geschützten ist erbärmlich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2018

Erste Bilanz beim Familiennachzug zu subsidiär Geschützten ist
erbärmlich



"Dass nach jahrelanger Aussetzung des Familiennachzugs bislang nur wenige
Dutzend Angehörige ein Visum zur Familienzusammenführung erhalten haben,
übertrifft alle Negativerwartungen. Schon die Deckelung auf 1.000 Fälle pro
Monat war grundrechtswidrig und kleinherzig. In der bürokratischen
Umsetzung wird das Menschenrecht auf Familienleben jetzt offenbar restlos
zermahlen. Das ist schwer erträglich, gerade wenn man die konkreten Fälle
auf Jahre getrennter Familien vor Augen hat", kommentiert die
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, Meldungen,
wonach im August bislang nur 42 Visa an Angehörige von subsidiär
Schutzberechtigten erteilt wurden. Jelpke weiter:

"Selbst wenn sich die Bearbeitung der Anträge in den nächsten Monaten
beschleunigt, habe ich Zweifel, dass es gelingen wird, das
Tausenderkontingent voll auszuschöpfen. Und ab 2019 wird es nicht einmal
mehr einen Ausgleich für die bürokratisch schleppende Bearbeitung geben.
Die Leidtragenden sind Geflüchtete, die weitere Jahre von ihren Angehörigen
getrennt bleiben."

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2543: Meilenstein für eine neue Mietenbewegung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. September 2018

Meilenstein für eine neue Mietenbewegung



"'Zusammen gegen #Mietenwahnsinn' kommt gerade zur richtigen Zeit. Denn die
Bundesregierung hat keine Antwort auf die Wohnungskrise in Deutschland.
Statt sich auf ihrem Wohngipfel von der Immobilienlobby die politische
Agenda diktieren zu lassen, muss die Große Koalition endlich entschieden
gegen Wohnraummangel und Mietsteigerungen vorgehen. Dafür ist politischer
Druck nötig", erklärt Caren Lay, stellvertretende Vorsitzende und
mietenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
Alternativen Wohngipfels und weiterer Aktivitäten gegen den Wohngipfel der
Bundesregierung kommende Woche. Lay weiter:

"Die Wohnungsfrage ist die soziale Frage unserer Zeit. Doch leider lassen
Bauminister Seehofer und Justizministerin Barley ihren Worten keine Taten
folgen. Die geplanten Maßnahmen der Bundesregierung werden wirkungslos
verpuffen. Subventionen für die Immobilienwirtschaft und eine handzahme
Mietrechtsreform werden weder die Mieterinnen und Mieter vor Verdrängung
schützen, noch den dringend benötigten bezahlbaren Wohnraum schaffen. In
der letzten Wahlperiode beugte sich die GroKo nicht selten dem Druck der
Immobilienlobby, nicht zuletzt bei der Aushöhlung der Mietpreisbremse.
Jetzt braucht es endlich mehr Druck von Mieterseite - und zwar auf
Bundesebene. Der bundesweite Zusammenschluss
'Zusammen gegen #Mietenwahnsinn' aus Mietervereinen, Sozialverbänden,
Gewerkschaften, Parteien und Mieterinitiativen, der zu Protesten gegen den
Wohngipfel aufruft und zu einem Alternativgipfel einlädt, ist in dieser
Breite und Vielfalt etwas Neues und kommt zur richtigen Zeit. Denn die
Konzepte für eine soziale Wohnungspolitik sind da, doch ohne Druck von
außen wird die Große Koalition nicht einlenken."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/636: Katja Kipping zur Räumung des Hambacher Forsts


DIE LINKE - Presseerklärung vom 6. September 2018

Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, zu den Räumungen des
Hambacher Forsts durch die Polizei:



"Der Konzern RWE vernichtet ein 100 Hektar großes, 12.000 Jahre altes
Ökosystem mit geschützten Baumarten und vom Aussterben bedrohten Tierarten.
Ein Großaufgebot der Polizei beschützt die Zerstörung des Hambacher Forsts.
Bundesumweltministerin Svenja Schulze muss die SPD und CDU in
Nordrhein-Westfalen zur Ordnung rufen. Es ist die Pflicht einer jeden
Politikerin und eines jeden Politikers, nicht länger dem RWE-Konzern freie
Hand zu gewähren, sondern sich an die Seite der Bürgerinnen und Bürger zu
stellen, die sich couragiert für Klimaschutz engagieren. DIE LINKE fordert,
dass spätestens im Jahr 2035 das letzte Kohlekraftwerk vom Netz geht. Und
um den Kohleausstieg sozial umzusetzen, fordern wir einen
Strukturwandelfonds des Bundes mit einem Volumen von 250 Millionen Euro im
Jahr."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. September 2018
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7494: Heute im Bundestag Nr. 646 - 06.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 646

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. September 2018, Redaktionsschluss: 15.01 Uhr

1. Details zur Digitalstrategie

2. Lage in der Türkei

3. Deutsch-türkische Beziehungen

4. Deutsch-französische Zusammenarbeit

5. Investorenvisa in EU-Staaten

6. Evakuierung syrischer Weißhelme



1. Details zur Digitalstrategie

Ausschuss Digitale Agenda/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Der im Koalitionsvertrag vereinbarte Digitalrat tagt
mindestens zwei Mal jährlich. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/4096) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/3771) hervor. Er berät die Bundesregierung bei der Gestaltung des
digitalen Wandels in Gesellschaft, Arbeitswelt, Wirtschaft und
Verwaltung. Auch der Kabinettsausschuss Digitalisierung arbeite an
Problemlösungen und spreche Empfehlungen für die Entscheidungen der
Bundesregierung aus. In ihm seien alle Ressorts vertreten. Auf der
Klausurtagung des Bundeskabinetts im November 2018 soll die
Umsetzungsstrategie verabschiedet werden. Regelmäßige Berichte zur
Umsetzung der Digitalstrategie sollen dann folgen, heißt es in der
Antwort.

 * 

2. Lage in der Türkei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation in der Türkei und den
Auswirkungen auf die deutsch-türkischen Beziehungen erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/3926). Die
Abgeordneten erkundigen sich unter anderem nach Aktivitäten des
türkischen Nachrichtendienstes MIT und anderer Dienste in Deutschland.
Außerdem soll die Bundesregierung Auskunft geben zur Zahl deutscher
Staatsangehöriger, die sich aktuell im Zusammenhang mit politischen
Strafvorwürfen in türkischer Haft befinden oder wegen Ausreisesperren
das Land nicht verlassen können.

 * 

3. Deutsch-türkische Beziehungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die "deutsch-türkischen Beziehungen vor dem
Hintergrund der Rechtsstaatsentwicklung in der Türkei" thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/3928). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zu Vorwürfen von
Folter, Mängeln im Bereich der Haftbedingungen in Gefängnissen,
Verletzungen der Menschenrechte durch den Geheimdienst, willkürliche
Festnahmen sowie zur Entwicklung der Asylanträge türkischer
Staatsbürger in Deutschland.

 * 

4. Deutsch-französische Zusammenarbeit

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Umsetzung der gemeinsamen deutsch-französischen
Projekte im Rahmen des Elysée-Vertrags thematisiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/3941). Die
Abgeordneten erkundigen sich unter anderem nach der Zusammenarbeit auf
den Feldern der Bildung, der Forschungsförderung und der
Wirtschaftspolitik sowie nach der geplanten Einrichtung integrierter
deutsch-französischer Institute des Goethe-Instituts und Instituts
Français.

 * 

5. Investorenvisa in EU-Staaten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Praxis des "Passhandels" in EU-Ländern
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/3944). Laut Fragestellern breiten sich
Investorenvisaprogramme ("Golden Visa") sowie Angebote,
Aufenthaltsgenehmigungen und Staatsbürgerschaften im Tausch gegen
großzügige Investitionen zu erhalten in der Europäischen Union aus.
Die Bundesregierung soll Angaben machen, inwieweit diese Programme
Steuerhinterziehung und Geldwäsche begünstigen und ob die EU-Staaten
in einem Wettbewerb um steuerliche Vergünstigungen für Investoren aus
dem Ausland stehen.

 * 

6. Evakuierung syrischer Weißhelme

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die Evakuierung von Mitgliedern der "Weißhelme"
aus Syrien und ihre Aufnahme in Deutschland geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3973). Laut Pressemeldungen seien
hunderte Mitglieder der in Syrien aktiven privaten Organisation
"Weißhelme" und deren Familien mit Hilfe eines israelischen
Spezialkommandos aus umkämpften Gebieten in Syrien außer Landes
gebracht worden. Neben Deutschland hätten sich Großbritannien und
Kanada bereit erklärt, die Evakuierten binnen drei Monaten
aufzunehmen, schreiben die Abgeordneten. Die Bundesregierung soll
unter anderem angeben, wie viele Mitglieder die Organisation derzeit
hat, wie viele nach der Wiedererlangung der Kontrolle von Gebieten wie
Ost-Aleppo, Ost-Ghouta und Qunaitra durch die syrische Armee jeweils
in diesen verblieben und wie viele die Gebiete gemeinsam mit anderen
evakuierten Kämpfern verlassen haben.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7493: Heute im Bundestag Nr. 645 - 06.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 645

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. September 2018, Redaktionsschluss: 12.00 Uhr

1. Private Seenotrettungs-Organisationen

2. EU-Abkommen mit Marokko

3. Vertretungen der politischen Stiftungen

4. Repressionen gegen deutsche Staatsbürger

5. Menschenrechtslage in Südafrika

6. Beziehungen zu Russland



1. Private Seenotrettungs-Organisationen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Zivile Organisationen der Seenotrettung im
Mittelmeerraum wie zum Beispiel "Sea Watch" werden nach Auskunft der
Bundesregierung nicht mit Steuergeldern finanziert. Wie sie in der
Antwort (19/3832) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3515)
schreibt, hätten die Organisationen "Moas" (Migrant Offshore Aid
Station), "Sea-Eye", "Proactiva Open Arms", "Jugend rettet e.V.", "SOS
Mediterranee" , "Lifeboat" oder weitere vergleichbare Organisationen
keine Unterstützung aus öffentlichen Mitteln erhalten.

 * 

2. EU-Abkommen mit Marokko

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Anwendbarkeit des EU-Abkommen mit dem Königreich
Marokko auf dem Gebiet der Westsahara thematisiert die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/3852). Der völkerrechtliche Status der
Westsahara sei seit den 1970er Jahren ungeklärt und vom Konflikt des
Königreichs Marokko und der angestammten Bevölkerung der Westsahara
geprägt, schreiben die Abgeordneten. Die Bundesregierung soll unter
anderem angeben, wie sie den völkerrechtlichen Status und die
politische, wirtschaftliche und humanitäre Situation im Gebiet der
Westsahara bewertet und wie sie die Ausweitung des räumlichen
Anwendungsbereichs von EU-Abkommen auf dieses Gebiet beurteilt.

 * 

3. Vertretungen der politischen Stiftungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Auslandsaktivitäten der deutschen politischen
Stiftungen sind Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/3858) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich unter anderem danach,
wie viele Auslandsvertretungen die politischen Stiftungen in welchen
Ländern unterhalten und wie hoch die Zuwendungen durch den Bund an
welche politische Stiftung waren.

 * 

4. Repressionen gegen deutsche Staatsbürger

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Politische Repressionen gegen Deutsche im Ausland"
ist der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/3869). Die
Abgeordneten berufen sich darin auf Medienberichte, nach denen seit
Anfang des Jahres mindestens 58 Deutschen die Einreise in die Türkei
verwehrt und sechs Deutsche dort aus politischen Gründen
festgenommenen worden seien. Die Bundesregierung soll unter anderem
angeben, wie vielen deutschen Staatsbürgern seit 2010 die Einreise in
welchen Staat und aus welchen Gründen verweigert worden ist und wie
viele aus politischen Gründen festgenommen wurden.

 * 

5. Menschenrechtslage in Südafrika

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Menschenrechtsverletzungen in Südafrika
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3872).
Sie bezieht sich dabei auf die Lage der weißen Minderheit der
"Afrikaaner (auch Buren genannt)" und fragt unter anderem, ob die
Bundesregierung die Bemühungen der südafrikanischen Politik begrüßt,
eine Landreform zugunsten der schwarzen Bevölkerungsmehrheit
durchführen zu wollen und inwieweit "entschädigungslose Enteignungen
aufgrund der Hautfarbe eines Menschen nach Auffassung der
Bundesregierung vertretbar" seien.

 * 

6. Beziehungen zu Russland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Beziehungen zu Russland stehen im Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3881). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, welche
Abschreckungsmaßnahmen und welche Maßnahmen zum Ausbau beziehungsweise
zur Aufrechterhaltung des Dialogs mit Russland sie seit 2014 sie
ergriffen hat, inwieweit die Gruppe der Sieben (G7) nach dem
Ausschluss des Landes handlungsfähiger geworden ist und wann die seit
2014 suspendierten deutsch-russischen Regierungskonsultationen wieder
aufgenommen werden sollen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 645 - 6. September 2018 - 12.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7492: Heute im Bundestag Nr. 644 - 06.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 644

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. September 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Rolle privater Seenotretter im Mittelmeer

2. EU-Missionen im Mittelmeer

3. Vermögen des Irans in Deutschland

4. Rolle der Volksmudschahedin im Iran

5. Stand der Brexit-Vorbereitungen

6. Kosten des Afghanistan-Engagements



1. Rolle privater Seenotretter im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den "Konsequenzen der Behinderung privater
Seenotrettung" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/3721). Die Bundesregierung soll sich unter anderem zu den
Aktivitäten von Organisationen der Seenotrettung im Mittelmeer
positionieren sowie zur Festsetzung oder Beschlagnahmung von deren
Schiffen durch Mittelmeeranrainerstaaten wie Italien, Malta und
Libyen.

 * 

2. EU-Missionen im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage zu
"EU-Missionen zur Bekämpfung unerwünschter Migration im Mittelmeer"
gestellt (19/3723). Die Abgeordneten erkundigen sich darin unter
anderem nach der Beteiligung der Bundeswehr an der EUNAVFOR
MED-Mission sowie nach einer Bewertung der Bundesregierung.

 * 

3. Vermögen des Irans in Deutschland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Ein ursprünglich geplanter Bargeldtransfer von
Deutschland in den Iran steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3769). Dabei handle es sich um Geldreserven in Höhe
von 300 Millionen Euro, über die der iranische Staat bei der
Europäisch-Iranischen Handelsbank in Hamburg verfügt. Die Abgeordneten
wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung die ursprünglich
geplante Transaktion bewertet und wie sie den Verdacht auf die
iranische Unterstützung terroristischer und militärischer Aktivitäten
oder die Verletzung von US-Sanktionen überprüfen wolle.

 * 

4. Rolle der Volksmudschahedin im Iran

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Rolle der oppositionellen Volksmudschahedin im
Iran thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/3789). Die Gruppierung spiele als Partner der Regierung
Donald Trumps eine zunehmend wichtige Rolle für die Iranpolitik der
USA. Bis 2012 sei sie in den USA als ausländische terroristische
Organisation geführt worden. Ihre Streichung von der Terrorliste der
USA sei von zahlreichen Experten scharf kritisiert worden. Auch in
Deutschland seien die Volksmudschahedin lange vom Verfassungsschutz
beobachtet und in der EU auf der Liste terroristischer Organisationen
geführt worden. Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, wie
sie die Gruppe einschätzt, ob diese vom Verfassungsschutz beobachtet
werde und über welche Vermögenswerte und Finanzierungsquellen sie in
Deutschland beziehungsweise Europa verfügt.

 * 

5. Stand der Brexit-Vorbereitungen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem Stand der "Brexit"-Vorbereitungen der
Bundesregierung erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/3809). Aufgrund der unzureichenden Fortschritte bei den
Verhandlungen über ein Abkommen zum Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen Union (EU) erscheine ein
"No-Deal-Szenario" beim "Brexit" zunehmend wahrscheinlich, schreiben
die Abgeordneten. Die EU-Kommission habe EU-Mitgliedstaaten und
-Unternehmen Mitte Juli aufgefordert, ihre Vorbereitungen für diesen
Fall zu verstärken. Die Bundesregierung soll nun unter anderem
mitteilen, welche Vorkehrungen sie getroffen hat, welche Auswirkungen
für den EU- und den Bundeshaushalt sie durch einen "Brexit" ohne
Abkommen erwartet und wie sie Verwerfungen im grenzüberschreitenden
Personen- und Güterverkehr zu begegnen gedenkt.

 * 

6. Kosten des Afghanistan-Engagements

Berlin: (hib/AHE) Nach den "Kosten des deutschen
politisch-militärisch-zivilen Engagements in Afghanistan" erkundigt
sich die Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/3849).
Deutschland habe sich seit 2001 ressortübergreifend mit einem
beträchtlichen personellen und finanziellen Aufwand an der Befriedung
und dem Wiederaufbau Afghanistans beteiligt, schreiben die
Abgeordneten. Gegenwärtig sei Deutschland zweitgrößter bilateraler
Geber und viertgrößter Truppensteller in der Nato-Mission Resolute
Support. Die Bundesregierung soll unter anderem aufschlüsseln, welche
Mittel Deutschland seit 2001 für Afghanistan bereitgestellt hat und
welche Hilfen für die Jahre 2018 bis 2020 geplant sind.

 * 
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BUNDESTAG/7491: Heute im Bundestag Nr. 643 - 06.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 643

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. September 2018, Redaktionsschluss: 10.59 Uhr

1. EEG-Umlage für Eigenstrom aus KWK

2. Diskussion über Buchpreisbindung

3. Kosten der Energiewende

4. Bürokratieabbau zu Gunsten der Wirtschaft

5. Ablauf des Wohngipfels



1. EEG-Umlage für Eigenstrom aus KWK

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung will die geplante weitere
Reduzierung der EEG-Umlage für Eigenstrom aus
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK) möglichst schnell gesetzlich
festzurren. Sie sei bestrebt, das Verfahren hierzu zügig nach der
Sommerpause abzuschließen, erklärt die Regierung in der Antwort
(19/4031) auf eine Kleine Anfrage (19/3770) der FDP-Fraktion. Es sei
davon auszugehen, dass eine rückwirkende Lösung zum 1. Januar 2018
möglich ist.

Vorausgegangen waren Verhandlungen mit der EU-Kommission über die
Weiterführung der verringerten Umlage. Bis Ende vergangenen Jahres
galt diese Sonderregelung für Eigenstrom aus KWK-Anlagen, die ab
August 2014 in Betrieb genommen wurden. Seitdem müssten Unternehmen
die volle EEG-Umlage auf den von ihnen selbst erzeugten Strom zahlen,
was der FDP-Fraktion zufolge zu erheblichen Mehrbelastungen führt. Im
Sommer einigte sich die Bundesregierung mit der EU-Kommission auf eine
Fortführung.

Den Angaben der Bundesregierung zufolge sind etwa 10.000 Anlagen
betroffen. Mit Ausnahme von etwa 200 Anlagen könnten die Betreiber
auch weiterhin die bisherige 40 Prozent-Umlage in Anspruch nehmen.
"Damit würde sich für 98 Prozent der Anlagen keinerlei Änderung der
gesetzlichen Rahmenbedingungen ergeben", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Diskussion über Buchpreisbindung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Diskussion über ein Ende der Buchpreisbindung
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/4006). Unter
Bezug auf Empfehlungen der Monopolkommission, die Buchpreisbindung
abzuschaffen fragen die Abgeordneten die Bundesregierung nach
Konsequenzen aus diesem Votum. Sie erkundigen sich auch nach geplanten
Regelungen für E-Books und nach den Folgen für die
Wettbewerbsfähigkeit des inländischen Buchhandels.

 * 

3. Kosten der Energiewende

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich nach den
Kosten der Energiewende. In einer Kleinen Anfrage (19/4083) beziehen
sich die Abgeordneten auf Aussagen von Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) zu den bisherigen Kosten für Deutschland. Sie möchten
wissen, worauf sich die Zahlen stützen, welche Rolle das auf
Ausschreibungen umgestellte Fördersystem für Erneuerbare Energien
bezieht und welche Pläne und Szenarien es für bestimmte Kraftwerke
gibt.

 * 

04. Bürokratieabbau zu Gunsten der Wirtschaft

Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung/Kleine
Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach geplanten Maßnahmen zum Bürokratieabbau. Auf dem Weg einer
Kleinen Anfrage (19/3986) möchten die Abgeordneten wissen, mit welchen
Verbänden und wann die Bundesregierung Kontakt wegen eines geplanten
Bürokratieentlastungsgesetzes III aufgenommen habe. Darüber hinaus
stellen sie Detailfragen zu geplanten oder eingeleiteten Maßnahmen,
mit denen der Mittelstand um bürokratischen Aufwand erleichtert werden
soll.

 * 

05. Ablauf des Wohngipfels

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Details zum Treffen der Bundesregierung mit
Vertretern der Wohnungswirtschaft geht es in einer Kleinen Anfrage
(19/4064) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten fragen,
wann und wo dieser Wohngipfel stattfinden soll, wer dazu geladen ist
und welche Themen auf der Tagesordnung stehen. Bundesbauminister Horst
Seehofer (CSU) hatte angekündigt, sich im Herbst mit
Branchenvertretern über Wege zu schnellerem Bauen von bezahlbarem
Wohnraum austauschen zu wollen.

 * 
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BUNDESTAG/7490: Heute im Bundestag Nr. 642 - 06.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 642

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. September 2018, Redaktionsschluss: 10.25 Uhr

1. Linksextremistische Internet-Aktivitäten

2. Einsatz von Open-Source-Software

3. Somalische Staatsbürger in Deutschland

4. Verfassungsschutz bei Asylanhörungen

5. Mutmaßliche Spionagetätigkeit thematisiert

6. Seltene Erkrankungen



1. Linksextremistische Internet-Aktivitäten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über linksextremistische Aktivitäten im Internet
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4025) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3788). Danach sind das Internet
und soziale Medien "wichtige Bestandteile linksextremistischer
Aktivitäten und stützen unter anderem sowohl die Mobilisierung von
Unterstützern und Mitgliedern des linksextremistischen Spektrums wie
auch die Verbreitung linksextremistischer Ideologie beziehungsweise
Weltbilder". Insbesondere seien linksextremistische Aktivitäten im
Internet und in den sozialen Medien bei der Vorbereitung und
Durchführung von temporär begrenzten Kampagnen und Aktionsfeldern ein
wichtiger Baustein in der Kommunikation und Koordination.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, sichten Bundeskriminalamt,
Bundesamt für Verfassungsschutz und Militärischer Abschirmdienst im
Rahmen der koordinierten Internetauswertung Internetseiten aus dem
Bereich Linksextremismus. Strafrechtlich relevante Inhalte
beziehungsweise gefährdungsrelevante Anhaltspunkte würden bei
Feststellung an die zuständigen Dienststellen oder Ermittlungsbehörden
weitergegeben, die gegebenenfalls strafprozessuale Maßnahmen
einleiten.

Aufrufe zur Gewalt gegen Polizisten und "politisch anders Denkende"
werden auf linksextremistischen Internetseiten laut Bundesregierung
regelmäßig veröffentlicht. Die Verbreitung mutmaßlich strafbarer
Inhalte auf Internetseiten durch sogenanntes "Verlinken" oder
einfaches Kopieren und neues "Posten" von Beiträgen mit inkriminiertem
Inhalt sei " gängige Vorgehensweise bei Nutzern aus dem
linksextremistischen Spektrum", heißt es ferner in der Antwort. Die zu
diesem Zweck genutzten Plattformen seien den Sicherheitsbehörden
bekannt und unterlägen dem täglichen Monitoring. Bei Feststellung
strafrechtlich relevanter Inhalte würden auch hier "die notwendigen
strafprozessualen Schritte eingeleitet".

 * 

2. Einsatz von Open-Source-Software

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Einsatz von Open-Source-Software in der
Bundesverwaltung ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/4026) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3555).
Danach wird solche Software in den Rechenzentren des Bundes vor allem
im so genannten Backend-Bereich, also den zentralen Servern,
eingesetzt.

Ob Hersteller von Open-Source-Software den Zuschlag bekommen oder
nicht, hänge davon ab, "ob die angebotenen Produkte und
Dienstleistungen hinsichtlich Funktionalitäten, IT-Sicherheit,
Interoperabilität, Usability, Realisierungs-, Ausbildungs- sowie
Pflegeaufwand den Anforderungen entsprechen und wirtschaftlich sind",
heißt es in der Antwort weiter. Um den Zugang von
Open-Source-Anbietern zu erleichtern, werde "bei der Entwicklung der
IT-Landschaft darauf geachtet, dass IT-Systeme anhand offener
Schnittstellen beschafft und entwickelt werden". Diese offenen
Standards seien zum Beispiel in der Architekturrichtlinie des Bundes
festgeschrieben.

 * 

3. Somalische Staatsbürger in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland haben sich ausweislich des
Ausländerzentralregisters Mitte dieses Jahres 40.943 somalische
Staatsangehörige aufgehalten. Davon hatten sechs Prozent einen
unbefristeten und 51 Prozent einen befristeten Aufenthaltsstatus, wie
aus der Antwort der Bundesregierung (19/4022) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/3722) weiter hervorgeht. 26 Prozent
befanden sich in einem laufenden Asylverfahren. Für 17 Prozent wird in
der Vorlage "sonstiges (zum Beispiel Duldung, kein Status
gespeichert)" angegeben.

 * 

4. Verfassungsschutz bei Asylanhörungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) macht der
Bundesregierung zufolge im Einzelfall von der Möglichkeit Gebrauch, in
Asylanhörungen präsent zu sein. Diese Möglichkeit habe das BfV gemäß
Paragraf 25 Absatz 6 des Asylgesetzes, wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/4015) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/3574) ausführt. Danach treten Mitarbeiter des BfV im Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) offen auf.

Mitarbeiter des Bundesnachrichtendienstes (BND) oder Angehörige
ausländischer Nachrichtendienste nehmen den Angaben zufolge nicht an
Asylanhörungen des Bamf teil. Der BND befrage nur solche Personen, die
einen "positiv geklärten Asylstatus vorweisen können", schreibt die
Bundesregierung. Die Befragungen erfolgten nur im anlassbezogenen
Einzelfall zur Gewinnung von Sachinformationen mit außen- und
sicherheitspolitischer Bedeutung für Deutschland. Wie aus der Antwort
ferner hervorgeht, erfolgen Befragungen durch Mitarbeiter des
Bundesnachrichtendienstes "unter Nennung der BND-Zugehörigkeit und
ausschließlich auf freiwilliger Basis".

 * 

5. Mutmaßliche Spionagetätigkeit thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "mutmaßliche Spionagetätigkeit eines polnischen
Staatsbürgers" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/4005). Wie die Fraktion darin ausführt, soll der polnische
Staatsangehörige M.P. laut polnischer Generalstaatsanwaltschaft von
2009 bis 2016 für den russischen Inlandsdienst FSB und den russischen
Auslandsdienst SWR tätig gewesen sein. Der Beschuldigte, der wegen
Spionage für russische und chinesische Geheimdienste in Polen
angeklagt sei, habe in Deutschland "als treibende Kraft sowohl im
rechten als auch im linken Spektrum Strukturen etabliert, die nach
bisherigen Erkenntnissen im Sinne pro-russischer Einflussnahme
ausgerichtet und als Vereine organisiert sind". Da sei zum einen das
Deutsche Zentrum für Eurasische Studien und zum anderen das
Europäische Zentrum für Geopolitische Analysen.

Wissen wollen die Abgeordneten, welche Erkenntnisse der
Bundesregierung zu dem Deutschen Zentrum für Eurasische Studien und
dem Europäischen Zentrum für Geopolitische Analysen vorliegen. Auch
fragen sie unter anderem danach, welche Erkenntnisse der
Bundesregierung zur politischen Tätigkeit von M. P. in Deutschland
vorliegen.

 * 

06. Seltene Erkrankungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen befasst sich in
einer Kleinen Anfrage (19/4065) mit der Versorgung von Menschen mit
seltenen Erkrankungen. In Deutschland lebten rund vier Millionen
Menschen mit einer seltenen Erkrankung. Zumeist verliefen diese
Krankheiten chronisch und seien schwer oder gar nicht heilbar.

Im März 2010 sei in Deutschland das Nationale Aktionsbündnis für
Menschen mit seltenen Erkrankungen (NAMSE) gegründet und 2013 ein
Nationaler Aktionsplan verabschiedet worden.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details erfahren
über die Pläne zur Bekämpfung seltener Erkrankungen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1746: Kanzlerin Merkel und der tschechische Ministerpräsident Andrej Babiš, 05.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Mittwoch, 5. September 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem tschechischen
Ministerpräsidenten Andrej Babiš

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, heute den
tschechischen Ministerpräsidenten Andrej Babiš bei uns begrüßen zu
können. Das ist sein Antrittsbesuch, obwohl wir uns schon vielmals auf den
europäischen Treffen begegnet sind. Ich darf sagen, und das haben wir heute
auch noch einmal in unserem Gespräch festgestellt, dass unsere Länder
ausgezeichnete Beziehungen verbinden, sowohl politisch und gesellschaftlich
als auch wirtschaftlich.

Es gibt eine gewachsene Freundschaft. Es gibt einen sehr intensiven Handel.
Es gibt eine große Verflechtung unserer Wirtschaften. Wir waren der
Meinung, dass wir diese positiven Entwicklungen natürlich fortsetzen
wollen, sowohl, was den Ausbau von Verkehrsinfrastruktur anbelangt, als
aber auch, was die Zusammenarbeit im Bereich der Digitalisierung der
Industrie anbelangt. Wir haben schon eine Zusammenarbeit im Bereich von
Industrie 4.0, und es gibt auch verschiedene Interessenten - deutsche
Unternehmen -, die auch hier gerade im Zusammenhang mit der
Automobilindustrie zukunftsweisende Technologien in der Tschechischen
Republik ansiedeln wollen. Wir wollen diese Beziehungen also vertiefen.

Wir haben uns dann natürlich auch über die Fragen unterhalten, die uns
innerhalb der Europäischen Union bewegen und die auch vom internationalen
Charakter her wichtig sind. Natürlich ist das Thema des Austritts
Großbritanniens aus der Europäischen Union wichtig. Wir haben hier die
gleiche Meinung, dass das bedauerlich ist, aber dass wir es nun auch so zu
verhandeln versuchen müssen, dass danach weiterhin sehr gute, sehr enge
Beziehungen mit Großbritannien möglich sind.

Wir sehen ja einem informellen Rat auf Einladung des Bundeskanzlers Kurz in
Salzburg unter der österreichischen Präsidentschaft entgegen, und deshalb
haben wir natürlich auch über das Thema Migration gesprochen. Hier ist es
so, dass wir im Grunde in den letzten Jahren doch deutliche Fortschritte
gemacht haben. Wir sind beide der Meinung, dass der Mechanismus des 
EU-Türkei-Abkommens ein richtiger Mechanismus auch für andere Länder sein
kann. Der Ministerpräsident hat auch darauf verwiesen, was die Tschechische
Republik in den letzten Jahren an Entwicklungshilfe und Zusammenarbeit im
Zusammenhang mit der Bekämpfung von Fluchtursachen auf den Weg gebracht
hat. Wir haben über die Rolle der Mission Sophia gesprochen. Wir haben über
die Möglichkeit gesprochen, auch hierbei enger zusammenzuarbeiten.

Natürlich bleibt das Thema der Verteilung ein kritisches Thema. Hier gibt
es zwischen uns auch unterschiedliche Ansätze. Aber hinsichtlich der Frage
der Bekämpfung von Fluchtursachen, der Frage des Einsatzes für
Entwicklungshilfe und auch der Frage der Bekämpfung von Schmugglern und
Schleusern haben wir eine sehr breite gemeinsame Basis. Wir haben auch
darüber nachgedacht, wie wir uns mit bestimmten Ländern die Arbeit durchaus
auch ein bisschen teilen können.

Insgesamt war es ein gutes Gespräch, ein wichtiger Aufenthalt. Noch einmal
herzlich willkommen, hier in der Bundesrepublik Deutschland, eurem Nachbarn
in vielerlei Hinsicht! Es gibt ja auch eine ganze Zahl von sehr, sehr guten
Kooperationen zwischen der Tschechischen Republik und einigen
Bundesländern, nicht nur mit Bayern, sondern genauso eben auch mit Sachsen,
mit Thüringen und Sachsen-Anhalt.

MP Babiš: Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin! Meine Damen und Herren!
Ich freue mich sehr, dass ich die Möglichkeit hatte, heute mit der Frau
Bundeskanzlerin zu sprechen, zum einen über unsere Zusammenarbeit. Für die
Tschechische Republik ist Deutschland der wichtigste Partner für den
Export. 30 Prozent unseres Exports gehen in die Bundesrepublik Deutschland.
Auch beim Import ist Deutschland unser größter Partner. Wir freuen uns,
dass wir 6000 deutsche Unternehmen bei uns haben, die 20 Milliarden Kronen
bei uns investiert haben. Der Anteil an den Investitionen beträgt 16
Prozent.

Unsere Beziehungen sind ausgesprochen strategisch. Wir haben heute auch die
Ansichten bezüglich einer weiteren Zusammenarbeit ausgetauscht. Die
Tschechische Republik hat die geringste Arbeitslosigkeit. Wir haben
natürlich ein Interesse daran, dass ausländische Investoren - das ist
gerade auch ein Beispiel der deutschen Unternehmen - auch in Forschung und
Entwicklung investieren. Das machen die deutschen Firmen, und das freut uns
sehr. Wir haben heute auch über eine mögliche Zusammenarbeit bei der
Industrie 4.0 gesprochen, über die Möglichkeit konkreter Investitionen in
Wissenschaft und Forschung.

Wir haben auch über die Möglichkeit einer Zusammenarbeit beim Kauf und
Verkauf von Rüstungsgütern gesprochen. Die Tschechische Republik investiert
nach den Verpflichtungen im Rahmen der Nato. Wir haben auch eine eigene
Rüstungsproduktion. Auch darüber haben wir gesprochen.

Ein sehr wichtiges Thema ist Europa. Ich freue mich sehr, dass ich die
Möglichkeit hatte, der Frau Bundeskanzlerin meine Ansichten zur Lösung der
Migrationsproblematik zu erläutern. Ich habe Italien und Malta besucht. Ich
glaube, dass wir einer Meinung bezüglich der Frage sind, wie das Ganze
gelöst werden sollte. Da, wo wir nicht einig sind, das ist die Frage der
Verteilung der Flüchtlinge von den Schiffen; denn ich glaube, dass wir das
anders lösen sollten.

Die Tschechische Republik ist solidarisch. Ich habe eine Karte der
einzelnen Länder gezeigt, in denen die Tschechische Republik hilft. Seit
2015 haben wir insgesamt 100 Millionen Euro in verschiedene Länder gegeben,
einschließlich der Türkei im Rahmen des EU-Türkei-Abkommens. Wir haben 1650
Experten zur Verfügung gestellt. Im Rahmen von MedEvac haben wir 2500
Patienten behandelt. Insofern sind wir also solidarisch.

Wir sagen: Ja, wir haben die geringste Arbeitslosigkeit. Jeder, der in die
Tschechische Republik kommt, muss ein Arbeitsvisum haben. Heute ist unser
größtes Problem: Wir haben keine Leute. Deshalb glauben wir, dass wir die
illegale Migration bekämpfen müssen und dass es nicht möglich ist, in
Europa zwei Systeme nebeneinander zu haben.

Ich habe der Frau Bundeskanzlerin auch meine Meinung zu dem neuen Entwurf
des europäischen Haushalts mitgeteilt. Hier sollen bis zu 75 Milliarden
Euro für weitere Projekte wie Security Defense und zum Schutz der
Außengrenzen aufgewendet werden. Aber dieses Geld könnten wir doch für ein
globales Projekt im Rahmen der Vereinbarungen mit den Ländern Nordafrikas
und weiteren afrikanischen Ländern aufwenden.

Ich glaube, dass dies ein sehr wichtiges Treffen war. Wir möchten ein
aktives Mitglied in der Europäischen Union sein. Wir appellieren daran,
dass Europa den Schengen-Raum definiert und dass wir genau sagen können,
was mit dem Westbalkan wird und wie wir den europäischen Kontinent
verteidigen werden. Die Journalisten bei uns lachen immer, wenn ich über
ein Dorf von Asterix und Obelix spreche. Aber Jacques Delors hat noch vor
30 Jahren vom Binnenmarkt gesprochen. Wir müssen wieder zu den vier
Grundfreiheiten zurückkommen: Freizügigkeit für Personen, Kapital und
Dienstleistungen. Das alles funktioniert noch nicht. Wir möchten in Europa
darüber diskutieren. Es ist wichtig, dass wir darüber sprechen.

Es ist sehr gut gewesen, dass wir heute so lange miteinander sprechen
konnten; denn bei den Europäischen Räten hat man meist nicht so viel Zeit.
Deswegen begrüße ich das sehr. Ich freue mich auf ein nächstes Treffen der
führenden europäischen Politiker. Noch einmal vielen Dank für das angenehme
Gespräch und die Bewirtung.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Bundeskanzlerin Merkel: Die Tschechische
Republik hat sich 2015 verpflichtet, ein Kontingent an Flüchtlingen
aufzunehmen, hat sich dann dagegen zu wehren begonnen und wehrt sich bis
heute dagegen. Ihr heutiger Gast sagt: kein einziger Migrant, kein einziger
Flüchtling. - Ist die Tschechische Republik für Sie ein zuverlässiger und
vertrauenswürdiger Partner, wenn es eine solche selektive Einstellung zu
verschiedenen Regeln und Verpflichtungen hat?

Ich habe noch eine Frage an den tschechischen Premierminister Babiš:
Stimmen Sie der Aussage des tschechischen Präsidenten zu, der sagte, dass
die Ereignisse in Chemnitz eine Folge der Flüchtlingspolitik von
Bundeskanzlerin Merkel sind?

BK'in Merkel: Wir arbeiten sehr vertrauensvoll und sehr gut zusammen. Das
schließt ja nicht aus, dass es über bestimmte Fragen
Meinungsverschiedenheiten gab. Schon damals, bei der Abstimmung über die
Quoten, hat die Tschechische Republik nicht zugestimmt, sondern das ist
eine Mehrheitsentscheidung gewesen. Der Dissens von damals ist erhalten
geblieben.

Allerdings hat sich nach meiner Auffassung seither sehr viel verändert. Die
Zahl der ankommenden Flüchtlinge ist sehr gering geworden. Es geht jetzt
eigentlich um die Frage: Wenn ein Schiff die libyschen Hoheitsgewässer
verlässt, kann man dann Italien alleinlassen und sagen, alle kommen dann
eben nach Italien, oder gibt es auch da eine gewisse Solidarität? Immer
vorausschickend, dass wir natürlich Fluchtursachen bekämpfen und legale
Wege finden wollen, zum Beispiel Arbeitsvisa, und nicht illegale Ankünfte.
Das eint uns, das ist unsere gemeinsame Haltung. Wenn Menschen bei uns
ankommen - das sind Menschen! -, dann können wir nicht einem Land, weil es
gerade an der Küste liegt, sagen: Du hast jetzt diese Aufgabe. - Da
unterscheiden sich unsere Meinungen. Aber ich glaube, den großen
gemeinsamen Weg gehen wir trotzdem. Da haben wir auch schon große Erfolge
erzielt.

MP Babiš: Von meiner Seite möchte ich zunächst etwas zu der Pflicht
sagen, die durch die Überstimmung unseres Innenministers entstanden ist.
Das war noch, bevor die anderen in Europa begriffen haben, dass Quoten
keine Lösung sind. Wir sind heute in einer ganz anderen Lage. Natürlich
gibt es dieses Vertragsverletzungsverfahren, wozu wir Stellungnahmen
abgegeben haben. Aber heute ist die Lage eine ganz andere.

Was Chemnitz betrifft, so kenne ich die Details nicht. Ich entnehme meine
Informationen nur aus Medien. Dort gab es Demonstrationen. Ich möchte das
auch nicht groß kommentieren; denn ich weiß nicht im Detail, was dort
passiert ist.

Frage: Eine Frage an Ministerpräsident Babiš: Sie haben eben das Thema
der Mission Sophia schon angesprochen. Vielleicht können Sie Ihre Position
dazu sagen.

Dann würde ich gern an die Chemnitz-Frage mit einer Frage an Frau
Bundeskanzlerin anschließen. Herr Meuten von der AfD kritisiert, dass
sowohl Sie als auch Herr Seibert entgegen der Faktenlage von Hetzjagden
gesprochen hätten. Das habe dem Ansehen von Sachsen schweren Schaden
zugefügt. Er fordert jetzt eine Entschuldigung und eine Entlassung von
Herrn Seibert. Wie ist Ihre Reaktion darauf?

BK'in Merkel: Meine Reaktion ist, dass wir dort Bilder gesehen haben, die
sehr klar Hass und damit auch Verfolgung unschuldiger Menschen deutlich
gemacht haben. Von denen muss man sich distanzieren. Das hat her Seibert
getan, das tue ich, das habe ich auch schon getan. Damit ist alles gesagt.

MP Babiš: (auf Deutsch) Ich muss sagen, dass ich hierhergekommen bin,
um über die Beziehungen zwischen Tschechien und der Bundesrepublik
Deutschland, über die Zukunft von Europa und über die Migration zu
diskutieren. Was in Chemnitz passiert ist, ist natürlich eine Sache mit
Belang für die deutsche politische Situation. Ich kann das nicht
kommentieren.

Ich habe die Mission Sophia besucht. Das war sehr interessant. Ich habe ein
Buch bekommen, in dem steht: "fighting smugglers to save human lives".
Diese Operation ist eine Operation von Nato-Mitgliedern und auch anderen.
Dabei gibt es natürlich das Problem, dass wir kein Abkommen mit der
libyschen Regierung und auch keine Genehmigung des Sicherheitsrates der Uno
haben.

Wie kämpfen wir heute gegen die Schmuggler? - Zuerst retten wir das Boot.
Dann gehen die Leute hinaus, und die Migranten zeigen die Schmuggler an.
Das ist für mich etwas seltsam. Laut Eurostat verdienen diese Schmuggler
5,7 Milliarden Euro pro Jahr. Sie schmuggeln nicht nur Menschen, sondern
auch Erdöl. Das ist wirklich eine Mafia. Ich denke, wir müssen den Kampf
gegen diese Leute vertiefen. Jeder der illegalen Migranten, der kommt,
zahlt 2000 bis 5000 Dollar für die Reise. Ich habe gesehen, wie das läuft.

Wir müssen natürlich an einer engeren Zusammenarbeit mit Libyen arbeiten.
Natürlich ist es schwierig, dort mit jemandem zu sprechen. Aber die
libysche Küstenwache ist sehr effektiv. Sie hat die Zahl von Migranten
wirklich stark reduziert, um 85 Prozent. Aber wir müssen das noch
vertiefen. Das ist sehr wichtig.

Aber für mich ist die Message wichtig. Wenn wir sagen, dass alle im Voraus
zustimmen, dass wir die Menschen, wenn die Schiffe kommen, verteilen, ist
das grundsätzlich schlecht. Denn das ist eine Message für die Mafia, die
sagt: Ja, das ist super, das geht weiter, und wir kassieren unser Geld. -
Jetzt ist es passiert, dass wir eine größere Anzahl von Migranten aus
Marokko nach Spanien haben.

Wir müssen also einig sein. Ich denke, wir haben uns da gut verstanden -
mit Ausnahme der Verteilung von diesen Booten.

Frage: Eine Frage an beide Regierungschefs: Stimmt es, dass die Gespräche
über den Mehrjährigen Finanzrahmen und die Lösung der Migrationskrise
kommunizierende Röhren sind? Hat sich Deutschland in dem Sinne geäußert,
dass ein Mangel an Solidarität seitens der mitteleuropäischen Staaten bei
der Umverteilung dazu führen könnte, dass gerade die Finanzströme aus
Mitteleuropa vielleicht etwas in Richtung Südeuropas gerichtet werden
könnten?

BK'in Merkel: Wir haben heute über die Struktur der mittelfristigen
finanziellen Vorausschau gesprochen. Wir haben über den Ausganspunkt der
Nettozahler und über die Mehrausgaben gesprochen, die jetzt im Entwurf der
Kommission vorgesehen sind. Wir sind uns, denke ich, völlig einig, dass das
Thema der Migration eine zunehmende Rolle zum Beispiel in Form von
Entwicklungshilfe spielen wird. Das hat auch Ministerpräsident Andrej
Babiš gesagt. Das heißt also, hier muss man die konkreten
Verhandlungen abwarten. Aber wir haben besprochen, dass natürlich auch in
den nächsten sieben Jahren auf die neuen Aufgaben die richtigen Antworten
gefunden werden müssen - aber nicht nach Süd und Nord aufgeteilt, sondern
nach Aufgaben der Europäischen Union, nach Bekämpfung von Fluchtursachen,
und da sind wir uns einig.

Wenn wir darüber reden, dann reden wir ja nicht nur zum Beispiel über den
Süden, sondern ich habe auch darüber geredet, dass ich in den letzten Tagen
auch in Armenien, Georgien und Aserbaidschan war. Armenien hat ein Abkommen
mit der EU. Georgien hat ein Assoziierungsabkommen mit der EU. Die Ukraine
hat ein Assoziierungsabkommen mit der EU. Auch dort werden wir Gelder
ausgeben, damit sich auch dort die wirtschaftliche Lage stabilisiert. Das
werden wir sehr gut miteinander besprechen. Aber wir sind heute nicht alle
Details der zukünftigen Finanzen durchgegangen.

MP Babiš: (auf Tschechisch) Indirekt gibt es natürlich einen
Zusammenhang. Denn es ist klar: Europa hat eine Vereinbarung mit der Türkei
geschlossen. Das kostet sechs Milliarden Euro. Drei Milliarden Euro kommen
aus dem EU-Haushalt und drei Milliarden Euro aus den Haushalten der
einzelnen Staaten. Auch die Tschechische Republik leistet einen Beitrag,
und zwar in Höhe von ungefähr 22 Millionen Euro.

Es ist also klar, dass wir solche Vereinbarungen auch mit den anderen
Staaten brauchen. Dazu ist Geld nötig. Ich habe Frau Bundeskanzlerin
darüber informiert, dass mir die Kosten für die europäischen Strukturen
überhaupt nicht geheuer vorkommen. Hier sehe ich 25 Milliarden Euro mehr in
verschiedenen Kapiteln. Dann gibt es noch weiteres Geld. Wir müssen über
Frontex sprechen usw.

Also gibt es diesen Zusammenhang indirekt, wenn Europa sagt: Ja, wir werden
weiter so fortfahren. Wir haben eine klare Vision. Wir wissen genau, wie
viel Geld wir für das globale Projekt der Eindämmung der Migration
aufbringen werden.

Frage: Herr Ministerpräsident, ich möchte gern noch einmal auf das Thema
der Migration zurückkommen. Sie haben sich eben sehr kritisch über die
Aufnahme der Flüchtlinge geäußert. In Westeuropa gibt es jetzt unabhängig
von Ihrem Widerstand eine Debatte darüber, wie die Flüchtlinge, die
ankommen, nun verteilt werden können. Es bildet sich also eine Koalition
der Aufnahmewilligen. Fürchten Sie nicht, dass ein Schengen plus entsteht,
bei dem die Osteuropäer später als Verlierer dastehen könnten, weil die
Integration im Westen stärker vorangeht als mit Ihnen?

Frau Bundeskanzlerin, Herr Weber hat jetzt seine Kandidatur zum 
EVP-Spitzenkandidaten erklärt. Ist Herr Weber auch Ihr Kandidat, und möchten
Sie, dass er EU-Kommissionspräsident wird?

MP Babiš: (auf Deutsch) Wir sprechen über die Eurozone, und ich
glaube, wir sollten über Schengen sprechen. Wenn Griechenland heute im
Schengen-Raum ist, aber Bulgarien, Rumänien und Kroatien nicht im 
Schengen-Raum sind, dann sollten wir definieren, was eigentlich das Europa ist, das
wir verteidigen wollen und in dem wir Sicherheit für unsere Bürger schaffen
wollen. Wir sollten also auch einen Plan für die Westbalkanstaaten haben,
und wir sollten uns fragen: Wollen wir diese Länder in Europa haben, wollen
wir sie im Schengen-Raum haben, wollen wir Europa an der See verteidigen,
oder überlassen den Westbalkanraum den anderen, also den Russen oder den
Chinesen? Diese Diskussion vermisse ich also, und ich glaube, sie ist
wichtig. Vielleicht kommen wir auch noch zu diesem Thema. Schengen ist
natürlich ein sehr großer Vorteil, aber wenn wir hier keinen Migrationsplan
erreichen, dann ist Schengen natürlich in Gefahr, wenn sich einzelne Länder
wehren.

BK'in Merkel: Weil Schengen so viele Vorteile bietet, lohnt sich jede Mühe,
Schengen zu erhalten. Dazu gehört der Außengrenzschutz, und daran werden
wir auch weiter arbeiten. Ich stimme dem Ministerpräsidenten auch zu, dass
der strategische Raum des westlichen Balkans für uns von allergrößter
Bedeutung ist. Deshalb haben wir ja auch den Berliner Prozess begonnen,
deshalb haben wir diesen Ländern auch eine Beitrittsperspektive gegeben und
deshalb gibt es da auch viel finanzielle Unterstützung und auch politische
Unterstützung.

Was die Frage der Kandidatur von Manfred Weber anbelangt, so begrüße ich
diese Kandidatur. Jetzt heißt es natürlich, die Zeit abzuwarten, innerhalb
derer sich in der EVP möglicherweise weitere Kandidaten melden. Dann kommt
der EVP-Parteitag in Helsinki im November, auf dem wird der Spitzenkandidat
der Europäischen Volkspartei bestimmt, und dann wird die Europäische
Volkspartei in einem fairen Wettbewerb mit anderen bei der Europawahl im
Mai nächsten Jahres versuchen, stärkste politische Kraft zu werden. Daraus
ergeben sich dann die weiteren Gespräche und Verhandlungen. Wer
Spitzenkandidat der Europäischen Volkspartei ist, der kann natürlich im
Prinzip - und möchte im Prinzip auch; so war das auch bei Jean-Claude
Juncker - Präsident der Europäischen Kommission werden. Es sind aber viele
Schritte, die bis dahin zu gehen sind, und der allererste ist jetzt mit der
Ankündigung seiner Kandidatur erfolgt. Ab dem 7. September läuft ja dann
erst die allgemeine Kandidatenfrist. Insofern sage ich noch einmal: Ich
unterstütze die Kandidatur von Manfred Weber.

Danke schön!

Mittwoch, 5. September 2018
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Regierungspressekonferenz vom 5. September 2018

Themen: Kabinettsitzung (Entwurf des Mietrechtsanpassungsgesetzes,
Hightech-Strategie 2025, Entwurf eines Gesetzes für den Übergangszeitraum
nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland
aus der EU), Besetzung des Postens des EU-Kommissionspräsidenten,
Ereignisse in Chemnitz, Tod des ukrainischen Separatistenführers
Sachartschenko, Prozess gegen den Journalisten Kirill Wyschinski in der
Ukraine, in Bulgarien festgesetzter Deutschtürke, Besuch des japanischen
Außenministers in Deutschland, Digitalsteuer, Bargeldtransport nach
Teheran, Situation um die syrische Stadt Idlib, Aufbau einer
Flüssigerdgasinfrastruktur, Fall Skripal


Sprecher: SRSin Demmer, Krüger (BMJV), Hebestreit (BMF), Breul (AA),
Korff (BMI), Einhorn (BMWi)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Das Kabinett hat heute den Entwurf des
Mietrechtsanpassungsgesetzes beschlossen. Der Gesetzentwurf ist
entsprechend der Vereinbarung im Koalitionsvertrag Teil eines ersten
Maßnahmenpakets, mit dem die Bundesregierung die angespannte Situation beim
Wohnen und Bauen verbessern möchte. Die Durchführung von
Modernisierungsmaßnahmen wird erleichtert, indem Vermieter bei
Modernisierungsmaßnahmen in Höhe von bis zu 10 000 Euro pro Wohnung ein
vereinfachtes Mieterhöhungsverfahren wählen können.

Die Regelungen der Mietpreisbremse werden in diesem Gesetzentwurf
verbraucherfreundlicher und wirksamer, ohne Vermieterinnen und Vermieter
übermäßig zu belasten. Künftig müssen Vermieter vor Vertragsschluss von
sich aus schriftlich mitteilen, ob eine Ausnahme von der Mietpreisbreme
vorliegt, wenn sie eine deutlich höhere als die ortübliche Vergleichsmiete
verlangen. Auch die Rückforderung gezahlter überhöhter Miete wird
einfacher. Der Mieter muss nur noch rügen, dass die verlangte Miete zu hoch
ist. Es bleibt dabei, dass der überhöhte Teil der Miete nur für den
Zeitraum nach der Rüge zurückgefordert werden kann.

Mieter sind zudem künftig besser vor Mieterhöhungen nach einer
Modernisierung oder dem sogenannten Herausmodernisieren geschützt. In
angespannten Wohnungsmärkten können Vermieter pro Jahr nur noch 8 Prozent
ihrer Mietmodernisierungskosten auf den Mieter umlegen; bislang waren es 11
Prozent. Diese Begrenzung gilt zunächst für die kommenden fünf Jahre.

Künftig gilt eine sogenannte absolute Kappungsgrenze. Der Vermieter darf
die Miete nach einer Modernisierung innerhalb von sechs Jahren nur noch
maximal um 3 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche erhöhen.

Das missbräuchliche Herausmodernisieren ist künftig eine
Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Euro geahndet
werden kann. In bestimmten Fällen vermutet das Gesetz ein gezieltes
Herausmodernisieren. Das heißt, in solchen Fällen können die Mieter
leichter einen Schadenersatzanspruch gegen ihren Vermieter geltend machen.

Dann war heute die Hightech-Strategie 2025 im Bundeskabinett. Mit dieser
Hightech-Strategie legt die Bundesregierung, wie zu Beginn jeder
Legislaturperiode, das strategische Dach ihrer Forschungs- und
Innovationsförderung fest. Die Bundesforschungsministerin hat Sie in ihrer
Pressekonferenz ja bereits heute Morgen über die Ziele dieser Strategie
unterrichtet. Deswegen möchte ich jetzt hier nur einige Bemerkungen machen.

Die Hightech-Strategie formuliert ressortübergreifend Ziele, Schwerpunkte
und Meilensteine der Forschungs- und Innovationspolitik der kommenden
Jahre. Es gibt drei Handlungsfelder:

Im Fokus des ersten Handlungsfelds stehen die Themen Gesundheit und Pflege,
Nachhaltigkeit, Klimaschutz und Energie, Mobilität, Stadt und Land,
Sicherheit sowie Wirtschaft und Arbeit 4.0. Wissenschaft, Wirtschaft und
Gesellschaft sollen in diesen Themenfeldern hinter konkreten, gemeinsam
definierten Zielen vereint werden, sozusagen die Missionen unter dem Dach
der Hightech-Strategie bilden. Die Digitalisierung wird als zentrales
Querschnittsthema in allen genannten Feldern vorangetrieben.

Deutschland soll an der Spitze technologischer Weiterentwicklungen stehen.
Deshalb wird die Bundesregierung dort, wo schwerpunktmäßig neue
Technologien gefördert werden, immer auch in Aus- und Weiterbildung
investieren. Darüber hinaus soll die Gesellschaft ermutigt werden, den
technologischen Wandel mitzugestalten.

Mit der Hightech-Strategie unterstützt die Bundesregierung den Aufbruch in
eine offene Innovations- und Wagniskultur. Damit Forschungsergebnisse noch
effektiver in die Anwendung kommen, stärkt die Bundesregierung den
Transfer, unterstützt die Entstehung von Sprunginnovationen und befördert
Unternehmergeist und Innovationskraft im Mittelstand. Die Stärkung der
ressortübergreifenden Zusammenarbeit ist ein zentrales Thema der 
Hightech-Strategie.

Für die regierungsinterne Koordinierung wird eine Runde der
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre aller beteiligten Ressorts die
forschungs- und innovationspolitischen Agenden ausgestalten und aktuelle
Impulse aufgreifen.

Des Weiteren hat das Kabinett heute den vom Außenminister vorgelegten
Gesetzentwurf für den Übergangszeitraum nach dem Austritt des Vereinigten
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der EU beschlossen. Im Rahmen
der Austrittsverhandlungen im März dieses Jahres wurde zwischen der EU-27
und dem Vereinigten Königreich ein Übergangszeitraum vom Tag des Austritts
bis Ende 2020 verhandelt. In diesem Übergangszeitraum ist das EU-Recht
grundsätzlich weiter auf das Vereinigte Königreich anzuwenden. Es verliert
aber seine Vertretung in den EU-Institutionen. Die Zeitspanne von 21
Monaten soll Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und Verwaltungen
Gelegenheit geben, sich an den Brexit anzupassen.

Wichtig ist anzumerken, dass das Gesetz nur dann in Kraft tritt, wenn ein
Austrittsabkommen tatsächlich zustande kommt. Die Verabschiedung des
Gesetzes bedeutet also nicht, dass sich alle in Deutschland vom Brexit
Betroffenen nun bis Ende 2020 keine weiteren Gedanken machen müssen. Sollte
es zu keiner Einigung in den Verhandlungen kommen - was wir alle uns
natürlich nicht wünschen -, gibt es auch keine Übergangsphase. Das
Vereinigte Königreich wäre dann, ab Ende März 2019, Drittstaat. Um für alle
Fälle gewappnet zu sein, müssen die Vorbereitungen für das weiterhin
mögliche Szenario eines "no deal" ebenfalls vorangetrieben werden. Das, was
heute beschlossen worden ist, ist die politische Einigung für den
Übergangszeitraum, also das Deal-Szenario.

Dieser Gesetzentwurf enthält zwei wesentliche Elemente: Im Grundsatz ist
das Vereinigte Königreich im Bundesrecht während des Übergangszeitraums wie
ein Mitgliedstaat der Europäischen Union zu behandeln.

Ebenfalls Bestandteil des Gesetzentwurfs ist eine Regelung des
Staatsangehörigkeitsrechts. Britische und deutsche Staatsangehörige, die
während des Übergangszeitraums einen Antrag auf Einbürgerung entweder in
Deutschland oder in Großbritannien stellen, sollen ihre britische
beziehungsweise deutsche Staatsangehörigkeit beibehalten dürfen, auch wenn
die Entscheidung über die Einbürgerung erst nach Ablauf des
Übergangszeitraums erfolgt. Etwaige längere Bearbeitungszeiten sollen nicht
zulasten dieser Menschen gehen. Im Ergebnis wird in diesen Fällen die
doppelte Staatsbürgerschaft ermöglicht.

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrats, da es zahlreiche Gesetze
betrifft, von denen einige Zustimmungstatbestände auslösen.

Frage: Könnten Sie noch ein bisschen ausführen, wie die Vorbereitungen für
ein "no deal" beim Brexit aussehen?

SRSin Demmer: Erstens möchte ich schon einmal gar keine Prognosen darüber
stellen, wie das Ganze ausgeht. Wir haben immer gesagt, dass die Zeit
drängt. Daran hat sich natürlich überhaupt nichts geändert. Ein Austritt
Großbritanniens ohne Abkommen wäre weder im Interesse Großbritanniens noch
der EU. Die Verhandlungen müssen zügig abgeschlossen werden, um die
Ratifizierung rechtzeitig innerhalb der Frist von zwei Jahren
voranzubringen. Aber zu Details kann ich Ihnen nichts sagen. Wir sind
natürlich auf alles vorbereitet.

Zusatzfrage: Die Zeit wird ja in der Tat immer knapper. Das heißt, je
knapper die Zeit wird, desto wahrscheinlicher wäre ein solches Szenario
eines "no deal". Heißt das dann, dass die Vorbereitungen jetzt entsprechend
forciert worden sind?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung trifft seit dem Sommer 2016
Vorbereitungen für alle Austrittsszenarien. Dabei stimmen wir uns ganz eng
mit den europäischen Partnern und der EU-Kommission ab.

Frage (zum Mietrechtsanpassungsgesetz): Sehe ich das richtig, dass die
Vermieter in Zukunft in jedem Fall und nicht nur bei den
Ausnahmetatbeständen die Vormiete angeben müssen?

Die zweite Frage: Ist absehbar, wann die Sonder-AfA in das Kabinett kommt?

Vorsitzende Wefers: Die Sonder-AfA ist steuerlich. Dafür ist aus meiner
Sicht das Finanzministerium zuständig.

Hebestreit: Das soll meines Wissens noch im September geschehen.

Krüger: Es trifft nicht zu, dass die Vermieter in jedem Fall informieren
müssen, sondern nur dann, wenn es Gründe gibt, dass sie von der
Mietpreisbremse abweichen. Wenn die Ausnahmetatbestände vorliegen, wenn
also die Vermieter Gründe haben, eine höhere Miete zu nehmen, als die
Mietbreitbremse erlaubt, sie also 10 Prozent über der ortsüblichen
Vergleichsmiete liegt, dann muss der Vermieter dem Mieter unaufgefordert
diese Gründe mitteilen.

Frage: Ich wüsste gerne, ob die Bundesregierung erwartet, dass durch die
Mietpreisbremse der Anstieg der Immobilienpreise in Ballungszentren
gemindert oder eingedämmt werden kann.

Krüger: Gemindert sicherlich nicht. Das ist ein Instrument, das darauf
abzielt, den Anstieg einzudämmen.

Zusatzfrage: Nun sind ja alle Prognosen der Leute, die sich damit befassen,
so, dass ein Anstieg als gegeben wahrgenommen wird. Auch in den kommenden
Jahren wird mit deutlich steigenden Immobilienpreisen gerechnet, die sich
dann auch auf die Mieten auswirken. Das hängt auch mit der
Baupreiskonjunktur etc. zusammen. Da haben wir ja zweistellige Zuwachsraten
gesehen. Gibt es irgendeine Bezifferung, wie stark das gebremst werden
soll?

Krüger: Das ist mir jetzt nicht bekannt. Aber es ist klar: Das erklärte
Ziel des Mieterschutzgesetzes ist, das Ansteigen weiter in den Griff zu
bekommen, dass das Ansteigen nicht mehr weiterverfolgt wird, sondern dass
man hier eine Dämpfung sehen wird. Es gibt sehr viele Studien, die Aussagen
in verschiedene Richtungen treffen. Wir sagen klar: Die Mietpreisbremse war
bisher zu wenig wirksam. Deswegen haben wir jetzt Maßnahmen eingeführt, die
die Wirksamkeit erhöhen, um den Anstieg der Mieten einzudämmen. Damit
liegen jetzt die Maßnahmen vor.

Frage: Frau Krüger, auch zu dem Gesetz: Da geht es um das Stichwort "Schutz
vor Herausmodernisieren". Gibt es eigentlich Studien, Erkenntnisse in Ihrem
Haus, wie viele Fälle von Herausmodernisierung es in den letzten Jahren
gegeben hat?

Die Begrenzung der Modernisierungsumlage, nämlich 8 statt 11 Prozent, das
scheint mir nicht so ein scharfes Schwert zu sein, um dagegen vorzugehen.

Die dritte Frage, wenn ich noch darf: In welchen Regionen gilt diese
Begrenzung? Sind das die Regionen, in denen die Mietpreisbremse auch bisher
gelten darf?

Krüger: Sie meinen konkret zur Senkung der Modernisierungsumlage?

Zusatz : Genau.

Krüger: Ich fange jetzt mit der dritten Frage an: Das gilt in Gebieten des
angespannten Wohnungsmarkts. Das sind diejenigen Bereiche, in denen die
Länder eine Verordnung zu der Kappungsgrenze erlassen haben.

Zusatz: Die schon heute gilt.

Krüger: Genau. - Diese Regel ist auf fünf Jahre befristet, also nicht das
ganze Gesetz, sondern nur die Regelung der Senkung der
Modernisierungsumlage.

Es bleibt Ihnen überlassen, zu bewerten, ob 8 Prozent im Gegensatz zu 11
Prozent die gewünschte Wirkung erzielen. Wir denken, dass es auf jeden Fall
in die richtige Richtung geht, die Umlage auf die Mieter zu verringern und
damit die Mieter weiter zu schützen.

Studien - noch ganz kurz zu der ersten Frage - sind mir jetzt nicht
bekannt. Wenn dazu etwas bekannt ist, kann ich das gerne gleich nachtragen.

Zusatzfrage: Ist eine Art Überprüfung, Evaluierung im Gesetz vorgesehen?

Krüger: Für das ganze Gesetz, ja. Wie gesagt: Die Herabsetzung des
Umlagesatzes von 11 auf 8 Prozent ist auf fünf Jahre befristet. Vor Ablauf
der Regelung sollen die Auswirkungen dieser konkreten Regelung evaluiert
werden. Die übrigen Regelungen werden spätestens acht Jahre nach dem
Inkrafttreten des Gesetzes evaluiert.

Frage: Frau Krüger, gilt mittlerweile in allen Ballungszentren und in von
einem starken Immobilien- und Mietpreisanstieg betroffenen Städten und
Gemeinden ein vergleichbarer Mietspiegel?

Krüger: Der Mietspiegel ist ein ganz anderes Thema, das nicht Gegenstand
dieses Gesetzentwurfs ist, das aber auch als Vorhaben im Koalitionsvertrag
verankert ist. Wir arbeiten an der Umsetzung dieses Vorhabens und werden
uns dieses Punktes noch annehmen.

Zusatzfrage: Verstehe ich Sie richtig, Sie arbeiten an dem Vorhaben? Wie
schnell wird das gehen? Ohne Mietspiegel als Vergleich ist das Gesetz doch
letztlich wertlos, oder?

Krüger: Das sind Ihre Worte, die ich mir natürlich jetzt nicht zu eigen
mache. Aber es ist richtig: Es geht hier um die ortsübliche
Vergleichsmiete. Ich habe gerade gesagt: Es gibt dieses Vorhaben zum
Mietspiegel im Koalitionsvertrag. Wir arbeiten an der Umsetzung. Genaueres
zum Zeitplan kann ich Ihnen hier noch nicht sagen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer zu Manfred Weber, der nun
offiziell seinen Hut in den Ring geworfen hat, zumindest per Twitter, er
möchte gerne Kommissionpräsident werden. Unterstützt die Kanzlerin ihn in
diesem Vorhaben? - Das wäre die erste Frage.

Anschließend daran die Frage, ob die Kanzlerin auch offensiv auf
europäischer Ebene für ihn werben wird.

SRSin Demmer: Das ist eine Frage der Parteien, die in diesem Prozess
Schritt für Schritt ihre Spitzenkandidaten benennen werden, und hat nichts
mit Regierungshandeln zu tun. Deswegen kann ich Sie nur auf das verweisen,
was die Kanzlerin ohnehin schon gesagt hat. Das kennen Sie bereits.

Zusatz: Das habe ich befürchtet.

Frage: Dennoch wird die Kanzlerin in Runden in Brüssel, die sie als
Regierungschefin bestreitet, bestimmt auf dieses Thema zu sprechen kommen.
Da war mir das, was sie bislang dazu gesagt hat, ehrlich gesagt, zu
diplomatisch.

SRSin Demmer: Ich habe dem jetzt hier aber nichts hinzuzufügen.

Frage (zu den Ereignissen in Chemnitz): Es ging konkret um die Aussage der
Kanzlerin über die Hetzjagden. Dazu haben sich jetzt die
Generalstaatsanwaltschaft in Sachsen und der Ministerpräsident zu Wort
gemeldet, dass es so etwas nicht gegeben habe. Ich würde gerne nachfragen,
auf welchen Informationen, auf welcher Grundlage diese Aussage beruht.

SRSin Demmer: Herr Seibert hat sich hier schon ganz konkret dazu geäußert.
Ich kann das wiederholen: Es geht hierbei nicht um eine semantische
Debatte. Wenn die Generalstaatsanwaltschaft das sagt, dann nehmen wir das
natürlich zur Kenntnis. Es bleibt aber dabei, dass Filmaufnahmen zeigen,
dass wir gesehen haben, wie Menschen ausländischer Herkunft nachgesetzt
wurde und wie sie bedroht wurden. Es bleibt dabei, dass Polizisten und
Journalisten bedroht und zum Teil auch angegriffen wurden. Es bleibt dabei,
dass es Äußerungen gab, die bedrohlich waren, nahe am Aufruf zur
Selbstjustiz. Da gibt es nichts Kleinzureden.

Frage: Frau Demmer, können Sie schon sagen, wann die Kanzlerin nach
Chemnitz fährt?

SRSin Demmer: Nein. Ich kann Ihnen bestätigen, dass sie das vorhat. Wann
genau, geben wir noch bekannt. Es gibt jetzt noch keinen konkreten Termin.

Zusatzfrage: Können Sie ganz kurz sagen, was genau das Ziel ihrer Reise
dorthin ist? Ist das mehr, sich selbst ein Bild zu machen, oder auch ein
Zeichen vor Ort zu setzen?

SRSin Demmer: Ich würde sagen: Die Details, was den Rahmen dieses Termins
bestimmt, geben wir dann bekannt, wenn der Termin feststeht.

Frage: Frau Demmer, welche Erwartungen knüpft denn die Bundeskanzlerin an
diesen Besuch? Mir ist noch nicht ganz klar: Geht das eigentlich auf die
Einladung zurück, oder ging die Initiative von ihr aus?

SRSin Demmer: Die Kanzlerin stand und steht im Austausch mit dem
Ministerpräsidenten und der Oberbürgermeisterin. Dass es ein Interesse der
Bundeskanzlerin an diesem Thema gibt, hat sie selbst schon zum Ausdruck
gebracht. Jetzt hat man auch die Terminplanung in Angriff genommen.

Zusatzfrage: Welche persönlichen Erwartungen knüpft Angela Merkel an diesen
Besuch?

SRSin Demmer: Ich möchte jetzt hier nicht über Erwartungen sprechen. Es ist
doch klar, dass das ein wichtiges Thema ist. Das beschäftigt uns alle,
nicht nur an diesem Wochenende und am nächsten Wochenende, sondern das ist
etwas, was uns auch noch in den kommenden Wochen und Monaten beschäftigt
und beschäftigen sollte.

Frage: Bedauern Sie, dass Herr Kretschmer jetzt festgestellt hat, dass man
nicht davon sprechen kann, dass es eine Zusammenrottung eines Mobs oder
eine Hetzjagd gab? Zum Zweiten: Wie reagieren Sie darauf, dass Herr Meuthen
eine Entschuldigung von dem Regierungssprecher erwartet?

SRSin Demmer: Ich werde jetzt hier keine Äußerungen konkret kommentieren.
Ich kann nur noch einmal sagen, dass das, was wir da in den vergangenen
Tagen und an diesem Wochenende gesehen haben, nach Distanzierung verlangt
und dass die Aufmärsche gewaltbereiter Rechtsextremisten und Neonazis mit
Trauer um Menschen und mit Sorge um die Stadt nicht viel oder nicht das
Geringste zu tun haben. So hat es Herr Seibert in der letzten
Pressekonferenz hier formuliert.

Natürlich haben viele Menschen in Chemnitz ihre Trauer ausgedrückt, zum
Beispiel indem sie Kerzen am Tatort aufgestellt und sich auch in
Veranstaltungen und Gesprächsrunden dazu geäußert haben. Aber es gab eben
auch die andere Seite.

Frage: Gestern hat Außenminister Lawrow in Nowosibirsk noch einmal gesagt,
in der nächsten Zeit könne keine Rede von einem weiteren Treffen im
Normandie-Format sein, und zwar im Zusammenhang mit dem politischen Mord
von Alexander Sachartschenko in Donezk. Zusätzlich hat er gesagt, er finde,
es habe eine mangelnde Reaktion von Berlin und Paris zu diesem politischen
Mord gegeben. Dieser Mord wurde in diesen zwei Hauptstädten nicht als
politischer Mord bewertet. In diesem Zusammenhang habe ich eine Frage an
das Auswärtige Amt und eine Frage an Frau Demmer:

Erstens. Frau Demmer, gab es tatsächlich Planungen zu einem Treffen im
Normandie-Format in der nächsten Zeit?

Zweitens. Herr Breul, warum bewertet man in Berlin den Tod von
Sachartschenko nicht als politischen Mord?

SRSin Demmer: Auch dazu hat sich Herr Seibert in der letzten
Pressekonferenz schon geäußert. Die Bundesregierung beobachtet die Lage im
Donbass nach der Tötung des Separatistenführers sehr genau. Die
Gewaltanwendung ist grundsätzlich zu verurteilen. Wir rufen alle Seiten
dazu auf, sich weiter konstruktiv an den Verhandlungen in der trilateralen
Kontaktgruppe und im Normandie-Format zu beteiligen.

Die Seiten haben jüngst, zum 29. August, die Waffenruhe bekräftigt. Die
Zahl der Waffenruheverletzungen ist seitdem tatsächlich zurückgegangen. Es
ist sehr wichtig, dass nun eine Eskalation vermieden wird.

Deutschland wird sich in diesem Friedensprozess weiter engagieren. Wie Sie
wissen, werden die Gespräche im Normandie-Format aktuell auf Expertenebene
geführt. Deutschland ist weiterhin bereit, im Normandie-Format
Verantwortung zu übernehmen. Daran hat sich nichts geändert.

Zusatzfrage: Ich habe Herrn Seibert am Montag zugehört. Er hat gesagt, der
Mordfall Sachartschenko solle die Bemühungen in dem Friedensprozess nicht
zurückwerfen. Sehen Sie hier keinen Widerspruch? Herr Sachartschenko war
einer der Menschen, der das Minsker Abkommen 2015 als Mitglied der
Kontaktgruppe unterschrieben hat. Jetzt ist er ermordet worden. Nennen Sie
das nicht einen politischen Mord? Glauben Sie tatsächlich, dass der
Friedensprozess jetzt noch aktiv sein kann?

Breul: Die Tatsache, dass wir den Begriff "politischer Mord" hier nicht
benutzen, heißt ja nicht, dass wir eine andersartige Wertung vornehmen. Wir
haben betont, dass, wenn Gewalt stattfindet - und zwar Gewalt, die auf
beiden Seiten stattfindet, inklusive der Verletzung des Waffenstilles; Frau
Demmer hat es gerade noch einmal gesagt -, dies umso mehr unterstreicht,
dass wir politische Verhandlungen brauchen. Von daher sind wir überzeugt -
ohne jetzt einzelne Äußerungen zu kommentieren -: Das Normandie-Format kann
funktionieren. Das setzt natürlich voraus, dass alle Parteien, die daran
teilnehmen, sich auch einbringen und verhandlungsbereit sind. Wir für
unseren Teil sind das und sehen es als sehr sinnvoll an, in diesem Format
weiterzuarbeiten.

Frage: Heute wurde in Cherson der Gerichtsprozess gegen den Journalisten
Kirill Wyschinski fortgesetzt. Das ist ein Journalist von RIA Nowosti
Ukraine, der seit Mai wegen Landesverrats und prorussischer
Berichterstattung - so lautet die Anklage - in der Ukraine in
Untersuchungshaft sitzt. Heute ist er mit einem Herzinfarkt aus dem
Gerichtssaal ins Krankenhaus gebracht worden. Verfolgt das Auswärtige Amt
diese Situation?

Breul: Zu diesem Einzelfall beziehungsweise zu konkreten
Verhandlungsterminen kann ich Ihnen jetzt nichts sagen. Ich kann aber noch
einmal unterstreichen - das haben wir hier wiederholt schon getan -, dass
Presse- und Meinungsfreiheit für uns ein hohes Gut sind - das gilt
natürlich auch für die Ukraine - und dass wir zum anderen als
Bundesregierung bemüht sind, die Ukraine dabei zu unterstützen,
Fortschritte im Bereich der Rechtsstaatlichkeit zu machen. Abstrakt gesagt:
Das sind Themen, die wir ansprechen, das sind Themen, bei denen wir mit der
Ukraine konkret zusammenarbeiten und uns aufseiten der Bundesregierung auch
in unterschiedlichen Ministerien einbringen.

Zusatzfrage: Frau Demmer, wird der Fall Wyschinski auch ein Thema im
Gespräch zwischen der Bundeskanzlerin und dem ukrainischen Präsidenten
sein?

SRSin Demmer: Ich kann naturgemäß Gesprächen, die noch stattfinden werden,
nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Sie wissen das also nicht?

SRSin Demmer: Nein.

Frage: An das Auswärtige Amt: Im Fall des in Warna in Bulgarien
festgesetzten Deutschtürken soll es heute wohl einen Termin vor dem
Haftrichter gegeben haben. Was kam dabei heraus? Er wird ja wohl
konsularisch betreut.

Breul: Der Fall ist uns bekannt, und ich kann - Sie kennen diese Antwort
schon von vorherigen Fällen - nur bestätigen, dass er konsularisch betreut
wird. Aus Gründen der Persönlichkeitsrechte des Betroffenen erteilen wir
aber keine weiteren Auskünfte, und wir sind dazu auch von Betroffenen nicht
autorisiert.

Zusatzfrage: An das Innenressort: Es heißt ja, der Mann sei 2009 deutscher
Staatsbürger geworden. Müsste das BKA nicht Kenntnis von dem
Fahndungsaufruf aus der Türkei gehabt haben und hätte es den Mann dann
nicht warnen müssen?

Korff: Ich würde gerne kurz erklären, was die Rolle des BKA in dem Fall
ist, und dann würde ich in der Sache gern an Frau Krüger weitergeben.

Wir hatten diese Fahndungsersuchen hier ja schon einmal ausführlich
diskutiert. Das BKA hat in der Tat eine Übermittlungsrolle:
Fahndungsersuchen, die bei Interpol eingehen, werden über das BKA an die
dann zuständigen Stellen, nämlich BMJV und AA, die die Bewertung vornehmen,
übermittelt. Das BKA hat also eine Rolle, nämlich eine Übermittlungsrolle,
aber die Entscheidungsrolle liegt dann beim BMJV und beim AA, die dann zu
dem konkreten Fall weiter sprechen können.

Krüger: Ob deutsche Behörden Personen auf eine etwaige politische
Strafverfolgung durch einen anderen Staat hinweisen, hängt immer von allen
Umständen des Einzelfalls ab. Das entscheidet das Bundesamt für Justiz, das
in unseren Geschäftsbereich gehört, entsprechend dem Gesetz über die
internationale Rechtshilfe in Strafsachen, kurz IRG, im Einvernehmen mit
dem Auswärtigen Amt und gegebenenfalls mit anderen Ressorts.

Zum konkreten Fall kann ich mich - da bitte ich um Verständnis - aus
Gründen des Persönlichkeitsschutzes ebenfalls nicht äußern.

Frage: An das Auswärtige Amt zum morgigen Besuch des japanischen
Außenministers: Er trifft sich mit der Frau Bundeskanzlerin und mit Herrn
Maas. Ich würde gerne wissen, worüber bei diesen Treffen gesprochen wird.
Herr Maas hat vor Kurzem auch Japan besucht, und er hat gesagt, dass die
beiden Länder eine Allianz im multilateralen System bilden sollten. Ich
denke, das ist eine klare Botschaft gegen Trump. Wird über dieses Thema
auch morgen gesprochen?

Breul: In der Tat ist der japanische Außenminister morgen Abend zu Gast.
Wie Sie gerade auch schon richtig sagten, haben die beiden vor Kurzem in
Tokio gesprochen. Das Gespräch wird fortgesetzt. Da werden einige
Tagesordnungspunkte auf der Agenda stehen, die ich hier jetzt im Einzelnen
nicht ausbreiten kann - wir können im Nachhinein gerne noch einmal darüber
sprechen.

Was die Allianz der Multilateralisten betrifft, so hat sich der Minister
dazu in den letzten Wochen ja häufiger geäußert und noch einmal
dargestellt, was er mit diesem Konzept meint. Er hat dabei aber auch
unterstrichen, dass sich diese Allianz nicht gegen eine Person oder gegen
eine Sache richtet, sondern sich für eine Sache ausspricht, nämlich den
Schutz der rechtebasierten internationalen Ordnung und der multilateralen
Organisationen. Es geht also darum, dass man da mit interessierten Staaten
eng zusammenarbeiten will, um diesen Institutionen, die teilweise unter
Druck gekommen sind, zu ihrer Stärke zurückzuverhelfen.

Frage: An das Finanzministerium zum Thema Digitalsteuer: Man konnte ja
heute in der "Bild"-Zeitung lesen, dass die Pläne aufgegeben wurden. Sie
haben darauf schon entsprechend schnell reagiert. Erst einmal zur Klärung:
Kann man Ihre Reaktion als Dementi lesen, werden diese Pläne also
weiterverfolgt? Falls ja: In Ihrer Pressemitteilung wird ja schon
eingeräumt, dass das keine triviale Sache ist - ich glaube, das war Ihre
Wortwahl. Können Sie noch einmal ganz kurz erklären, was genau die Probleme
mit der Einführung der geplanten Digitalsteuer sind?

Hebestreit: Die Bundesregierung ist überzeugt - das vielleicht vorweg -,
dass die großen Digitalunternehmen einen fairen Beitrag zur Finanzierung
öffentlicher Güter leisten müssen. Dieses Ziel verfolgt sie mit Hochdruck,
und auch das Bundesfinanzministerium unter Olaf Scholz tut das.
Insbesondere gilt es zu verhindern, dass sich die großen Digitalunternehmen
durch die Verlagerung von Gewinnen oder durch eine Steueroptimierung ihrer
Steuerpflicht entziehen.

Wie Sie richtig sagen, ist es keine ganz triviale Angelegenheit, digitale
Unternehmen zu besteuern, weil unsere klassischen Mechanismen, die wir
haben, um Steuern zu erheben - unter anderem muss es dazu eine sogenannte
Betriebsstätte in dem Land geben, in dem die Steuer erhoben wird -, bei den
Digitalunternehmen so nicht greift. Da hat man das Problem, dass der Server
eben nicht in Frankfurt steht, sondern anderswo, und deswegen muss man neue
Wege finden. Darüber wird diskutiert. Da gibt es eine ganze Reihe von
Vorschlägen - die OECD hat Vorschläge gemacht, die EU-Kommission hat
Vorschläge gemacht, einige Nationalstaaten auch -, und diese werden jetzt
auf den verschiedenen Ebenen diskutiert.

Jetzt zu dem Papier, das die "Bild"-Zeitung heute in Teilen erwähnt hat: Es
gibt ein Grundlagenpapier, einen sogenannten Sachstandsbericht, der im
Sommer - etwa Anfang Juli - verfasst worden ist, der ein bisschen die
verschiedenen öffentlich diskutierten Modelle und Vorschläge betrachtet und
dabei auch die komplexe Ausgangslage beschreibt und die Herausforderungen
aufzeigt, die mit jedem dieser Modelle verbunden sind. Solche
Sachstandsberichte sind üblich. Sie dienen der Information des Ministers
und der Ministeriumsspitze, sind aber noch keine Entscheidung. Nun gibt es
eben diesen Bericht der "Bild"-Zeitung, aus dem dann Teile selektiv
berichtet worden sind, und leider wird das Papier falsch oder nicht ganz
zutreffend interpretiert - das wird Sie nicht wundern. Richtig ist, dass
das Bundesfinanzministerium das Ziel einer fairen Besteuerung von
Digitalunternehmen weiter verfolgt. Es geht nicht um die Frage, ob digitale
Unternehmen besteuert werden sollen, sondern um die Frage, wie dies
geschieht. Eine Festlegung des Ministers oder des Ministeriums in dieser
Frage auf ein oder mehrere Instrumente gibt es noch nicht. Darüber
diskutieren wir auf EU-Ebene, mit den G7, auch mit den G20-Staaten, und ich
vermute, am Ende der Woche auch beim informellen Ecofin-Rat der Finanz- und
Wirtschaftsminister in Wien.

Zusatzfrage: Sie bestätigen ja die Existenz dieses Sachstandspapieres.
Darin ist ja unter anderem auch von der Gefahr einer Dämonisierung dieser
Konzerne die Rede. Wie wollen Sie denn die Gefahr bannen, dass der Eindruck
entsteht, dass diese Unternehmen dämonisiert werden?

Letzte Frage: Gibt es schon irgendeine Zeitschiene, wann ein Gesetzentwurf
dazu vorgelegt wird?

Hebestreit: Zuerst zu Ihrer zweiten Frage, weil es mir viel leichter fällt,
sie zu beantworten: Weil wir uns da auf verschiedenen Ebenen - EU, G7, G20 -
 bewegen, fällt es mir schwer, einen Zeitrahmen zu beschreiben. Es gibt
Positionen, die auf eine sehr schnelle Lösung drängen, und es gibt welche,
die eher auf eine gründliche Diskussion setzen. Ich glaube, da fällt jede
Prognose schwer, was sich am Ende durchsetzen wird.

Zur Frage nach der Dämonisierung: Ich glaube, ich habe versucht
darzustellen, dass wir dem begegnen wollen, indem wir deutlich machen, dass
wir digitale Großunternehmen, die international tätig sind, besteuern
wollen, aber auch deutlich machen müssen, dass es nicht so ist - was wir
lange immer wieder gehört und gelesen haben -, dass diese Unternehmen
beispielsweise nirgendwo Steuern zahlen. Spätestens durch die 
US-Steuerreform sind gewisse - wenn auch niedrige - Steuerlasten auch für
diese Unternehmen entstanden, und ich glaube, darauf bezog sich der Begriff
der Dämonisierung - ohne dass ich jetzt jeden einzelnen Satz interpretiere,
der in einer Vorlage steht, die in diesem Ministerium entstehen wird; das
sage ich auch für die Zukunft.

Frage: Herr Hebestreit, viele dieser großen Digitalkonzerne haben ihren
Europasitz in Irland. Was ist denn die Position der irischen Regierung zum
Vorstoß des Ministers? Wird dort eine schärfere Besteuerung als
Dämonisierung wahrgenommen?

Hebestreit: Ich glaube, dann habe ich mich entweder sehr unglücklich
ausgedrückt oder Sie haben mich sehr unglücklich falsch verstanden. Der
Minister hat zur Dämonisierung gar nichts geäußert. In einem Papier, das
auch dem Minister zuging, wird davor gewarnt, dass man diese Unternehmen
dämonisiert. Das steht aber nicht im Zusammenhang mit einer Besteuerung,
sondern da ging es darum, dass es eine öffentliche Wahrnehmung gibt - die
wir alle lange Zeit teilen -, dass diese Unternehmen überhaupt nicht
besteuert werden würden. Man bleibt aber bei dem Ziel - das war ja der
erste Satz der etwas länglichen Ausführungen von mir -, dass man auch in
Deutschland und in Europa diese Unternehmen besteuern möchte, und jetzt
geht es um die Frage, wie das geschehen soll.

Was die Reaktion der irischen Regierung angeht: Die ist mir nicht bekannt.
Aber auch die irische Regierung ist ja für Sie verfügbar, und dann fragen
Sie vielleicht da nach. Auch auf EU-Ebene ist das immer wieder im Gespräch,
und ich glaube, auch Irland weiß, dass es diese Diskussion gibt.

Frage: Auch an Herrn Hebestreit zur Europäisch-Iranischen Handelsbank
beziehungsweise der geplanten Bargeldabhebung: Wie man hört, will die Bank
jetzt darauf verzichten. Ist das auch Ihr Stand? Kennen Sie den Hintergrund
dieser Entscheidung?

Hebestreit: Ich habe heute auch sehr aufmerksam einen Bericht gelesen, was
diese Europäisch-Iranische Handelsbank angeht. Ich habe darin auch gelesen,
dass sich das Auswärtige Amt und das Bundesfinanzministerium dazu nicht
äußern wollten, und ich werde den Teufel tun, das heute anders zu
handhaben. Grundsätzlich kann ich aber sagen, dass unabhängig von der
Frage, ob das jeweilige Unternehmen einen Antrag stellt oder zurückzieht,
diese Prüfung der BaFin weiterläuft.

Zusatzfrage: Die Prüfung läuft weiter, obwohl das Unternehmen das Vorhaben
gar nicht mehr verfolgt?

Hebestreit: Richtig.

Zusatzfrage: Und man prüft es trotzdem weiter? Warum?

Hebestreit: Da geht es ja um die Prüfung, ob das Unternehmen die Vorgaben,
die es beim Thema Geldwäsche, Terrorfinanzierung und Ähnlichem gibt,
einhält.

Zusatzfrage: Es wird also unabhängig von diesem Fall geprüft, ob das
Unternehmen in diese Tätigkeiten involviert ist?

Hebestreit: Es wird geprüft, ob es Hinweise gibt, dass die Vorgaben, die es
gibt, eingehalten werden.

Zusatzfrage: Unabhängig von einer einzelnen Transaktion?

Hebestreit: Richtig.

Frage: Eine Frage an Frau Demmer und wahrscheinlich auch das Auswärtige Amt
zum Thema Syrien: Die Kanzlerin drang kürzlich bei dem Treffen mit dem
russischen Präsidenten darauf, dass es auf keinen Fall eine humanitäre
Katastrophe in Idlib geben solle. Ein paar Tage später sprach der
Außenminister von, so meine ich, einer Eiterbeule, die jetzt zerstört oder
liquidiert werden müsse, was auf eine eher drastische Maßnahme hindeutet.

Wie schätzt die Bundesregierung die Lage dort momentan ein? Hat die
Kanzlerin das Gefühl, dass ihr Appell an den russischen Präsidenten
gefruchtet hat? Wie sieht man die Lage?

SRSin Demmer: Ich habe mich hier schon am Freitag dazu geäußert. Wir
erwarten von Russland, das syrische Regime von seiner Eskalation abzuhalten
und damit eine humanitäre Katastrophe zu verhindern. Wichtig ist darüber
hinaus eine Verständigung zwischen Russland und der Türkei. Wir hoffen
daher, dass das Treffen zwischen Russland, der Türkei und dem Iran im
sogenannten Astana-Format, das am Freitag, den 7. September, stattfinden
soll, zu einer friedlichen Lösung beitragen kann. Zentral bleibt - auch das
habe ich hier am Freitag schon gesagt -, dass humanitäre
Hilfsorganisationen ungehinderten Zugang zur Zivilbevölkerung in der Stadt
und im Umland haben müssen.

Wie Sie wissen, hat die VN-Botschaftern der USA die Lage in Idlib und
Syrien insgesamt auf die Tagesordnung des VN-Sicherheitsrates an diesem
Freitag gesetzt. Insofern warten wir das einmal ab.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage an das Innenministerium: Befürchtet man als
Folge der Kämpfe um Idlib jetzt neue Flüchtlingsbewegungen in Richtung
Europas? Haben Sie dazu irgendwelche Erkenntnisse?

Korff: Nein, konkrete Erkenntnisse nicht. Allerdings betrachten wir
natürlich jegliche Form solcher Auseinandersetzungen immer auch mit Sorge,
da so etwas grundsätzlich natürlich zu weitere Migrationsbewegungen führen
kann, sprich, wir beobachten es aufmerksam, grundsätzlich mit Sorge, aber
konkrete Hinweise oder Erkenntnisse haben wir nicht.

Breul: Ich will nur ergänzen - das ist Ihnen aber wahrscheinlich nicht neu -
, dass die Lage in der Region Idlib natürlich besonders prekär ist. Dort
halten sich knapp drei Millionen Menschen auf. Davon sind 1,4 Millionen
Binnenvertriebene, die durch die Tatsache, dass sie dort eingekreist sind,
keine Möglichkeit haben, woandershin zu gehen. Die neuerliche Offensive hat
also das Potenzial, eine wahre humanitäre Katastrophe zu werden. Umso mehr
gilt das, was Frau Demmer gerade gesagt hat. Wir setzen alles darauf, in
den politischen Gesprächen, die noch stattfinden, dringend eine Lösung zu
finden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium zum Thema
Flüssiggas. Im "Handelsblatt" gibt es ein Interview mit dem Chef von Qatar
Petroleum, der ankündigt, sich in Deutschland am Aufbau einer
Flüssiggasinfrastruktur beteiligen zu wollen. Meine Frage lautet, ob auch
die Bundesregierung den Aufbau dieser Infrastruktur monetär fördern würde.

Einhorn: Wie Sie wissen, unterstützen wir den Aufbau von LNG-Infrastruktur.
- Zu dem konkreten Fall und zu dem Artikel heute ist mir nichts bekannt.

Zusatzfrage: Frau Einhorn, können Sie noch einmal sagen, wie diese
Unterstützung genau ausschaut?

Einhorn: Es sind ja unternehmerische Vorhaben, die dazu teilweise in
Planung sind. Wir begrüßen diese, weil es wichtig ist, vor allem für die
Schifffahrt, dass es in Deutschland infrastrukturelle Möglichkeiten für LNG
gibt. Konkrete Förderungen durch das BMWi oder die Bundesregierung sind
nicht angedacht. Aber es ist, wie gesagt, eine wichtige
Infrastrukturmaßnahme, die wir grundsätzlich begrüßen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Breul. Scotland Yard hat mitgeteilt,
zwei russische Verdächtige im Fall Skripal gefunden zu haben. Da
Deutschland in der diplomatischen Krise um diesen Fall mitgewirkt hat, eine
Frage: Haben Sie zusätzliche Information vom britischen Partner (akustisch
unverständlich) bekommen? Wenn nicht, wollen Sie vielleicht anfragen, um
welche Personen es geht und wer diese zwei russischen Staatsbürger sind?

Breul: Die Meldung habe ich auch gesehen. Ich kann sie nicht näher
kommentieren. Ich hatte auch gesehen, dass sich Premierministerin May dazu
in Kürze äußern will. Von daher warten wir das vielleicht einmal ab.

Wir haben immer wieder betont, dass die polizeilichen Ermittlungen in
Großbritannien weiterlaufen und dass das auch ein Grund dafür war, dass
bestimmte Dinge, die Sie so brennend interessierten, hier nicht vorgetragen
werden konnten. Das scheint mir also ein Schritt voran in den polizeilichen
Ermittlungen zu sein, aber genauer kommentieren kann ich das nicht. Wir
warten ab, wie weit die britischen Behörden uns unterrichten.

Frage: Frau Krüger, ich habe noch eine Frage zur Mietpreisbremse. Ein
Problem scheint mir zu sein, dass in Deutschland immer noch sehr viele
Wohnungen aus der sozialen Bindung herausfallen, die also Sozialwohnungen
waren und dann in den normalen Mietmarkt gehen. Will die Ministerin dieses
Thema noch adressieren, wird es durch das jetzige Gesetz irgendwie
adressiert, oder gibt es dazu noch andere Planungen?

Krüger: Die Bundesregierung hat das Vorhaben, das Gesamtthema Wohnen,
Bauen, Mieten anzugehen. Unser Mieterschutzgesetz ist nur ein Vorhaben von
vielen, die entweder diskutiert werden oder schon auf den Weg gebracht
wurden. Insofern muss man das in einem größeren Kontext sehen.

Das Mieterschutzgesetz hat keine spezielle Regelung für Wohnungen, die vom
sozialen Bereich auf den allgemeinen Markt geworfen wurden. Es gibt keine
Spezialregelung dazu. Aber selbstverständlich spielt diese Punkt in der
übergeordneten Diskussion eine Rolle. Dazu hatte die Ministerin insgesamt
ja auch gesagt: Wir brauchen auch insgesamt mehr Wohnungen. Wohnen und
Mieten, das ist die größte soziale Frage unserer Zeit. Sie alle kennen ja
diese Zitate von Ministerin Barley, sie sind Ihnen ja bekannt. Natürlich
haben wir das Thema insgesamt im Blick. Die Federführung liegt nur zum Teil
beim Justizministerium. Denn für Bauen ist ja das Innenministerium
zuständig, sodass es viel Austausch und Zusammenarbeit in dem Bereich gibt.
Aber dieser Punkt ist der Bundesregierung insgesamt natürlich schon
wichtig, und er wird auch diskutiert.

Korff: Ich will kurz ergänzen, dass es dafür im September ja den Wohngipfel
und auch weitere Maßnahmen gibt, die im September ins Kabinett kommen und
unter ganz unterschiedlichen Aspekten gerade auch die Frage des sozialen
Wohnungsbaus aufgreifen.

Zusatzfrage: Wäre die Sozialbindung ein Thema, dass der Bund regelt, oder
wäre das ein Thema für die Länder?

Korff: Da bin ich überfragt.

Zusatz: Sozialer Wohnungsbau ist ja eigentlich Ländersache.

Korff: Genau, aber Anreize wie großzügige Abschreiberegelungen usw. zu
schaffen, das sind Fragen, die auch der Bund lösen kann.

Mittwoch, 5. September 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 5. September 2018
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VERKEHR/564: Scheuer wird zum Fahrverbotsminister


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. September 2018

LUKSIC: Scheuer wird zum Fahrverbotsminister



Zum Urteil des Verwaltungsgerichts Wiesbaden zu Diesel-Fahrverboten
erklärt der verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver
Luksic:

"Frankfurt wird nicht die letzte Stadt mit Fahrverboten sein, weitere
werden folgen. Andreas Scheuer wird zum Fahrverbotsminister, das
Nicht-Handeln der Regierung zulasten von Diesel-Fahrern und Kommunen
ist skandalös. Wir brauchen daher endlich einen Rechtsrahmen zur
freiwilligen Hardware-Nachrüstung für ältere Dieselfahrzeuge. Dazu
ist eine Fondslösung für Euro 5 Diesel dringend notwendig, unter
Beteiligung von Bund und Industrie - in einem ersten Schritt für die
von Fahrverboten bedrohten Städte. Wenn die Bundesregierung das
Problem weiter ignoriert und keine pragmatische Fondslösung auf den
Weg bringt, wird den Betroffenen weiterhin nicht geholfen und der
Wertverlust für die Halter nicht verringert. Seit März schiebt die
Bundesregierung die Beantwortung der Großen Anfrage der FDP-Fraktion
zu Maßnahmen gegen Fahrverbote vor sich her. Entweder ist ihr das
Thema egal oder man muss von Unfähigkeit und Planlosigkeit sprechen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2976: Weichen für den Wohlstand von morgen stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. September 2018

HOUBEN: Weichen für den Wohlstand von morgen stellen



Zu den Konjunkturprognosen erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Der Aufschwung in Deutschland wird in den nächsten Jahren sein Ende
finden. Deshalb ist es geradezu fahrlässig, wie sich die
Bundesregierung auf der derzeitigen Lage ausruht. Schlimmer noch, sie
lässt Chancen an Deutschland vorbeiziehen. Gerade jetzt müssen die
Weichen für den Wohlstand von morgen gestellt werden. So muss die
Große Koalition dringend dem Fachkräftemangel begegnen und zwar
deutlich mutiger und konkreter als bisher. Zudem braucht unser Land
eine Entbürokratisierungsoffensive, um Unternehmen zu entlasten und
Gründen leichter zu machen. Statt alle Konflikte innerhalb der Großen
Koalition mit Geld zuzuschütten und damit den Wohlfahrtsstaat weiter
aufzublähen, muss in analoge und digitale Infrastruktur investiert
werden. Kurz gesagt: Deutschland braucht eine neue Reformpolitik. Die
FDP-Fraktion ist gespannt, wann Bundeswirtschaftsminister Altmaier
die von ihm angekündigte Renaissance der sozialen Marktwirtschaft
endlich mit Leben füllen wird."

 * 

Quelle:
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1027: Festakt zu 200 Jahren Badische Verfassung in Karlsruhe (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 95/2018

Festakt zu 200 Jahren Badische Verfassung in Karlsruhe

Aras: Baden war die Wurzel der freiheitlichen Verfassungstradition



Karlsruhe - Mit einem Festakt würdigte der Landtag von
Baden-Württemberg in Karlsruhe die erste Badische Verfassung vom 22.
August 1818. "Wir feiern weit mehr als 200 Jahre badische
Landesverfassung. Wir feiern den Beginn einer Verfassungstradition,
die zu unserem wunderbaren Grundgesetz führt", sagte
Landtagspräsidentin Muhterem Aras in ihrer Festrede. Zu der gemeinsam
mit der Stadt Karlsruhe und dem Badischen Landesmuseum gestalteten
Feierstunde kamen rund 200 geladene Gäste in den Gartensaal des
Karlsruher Schlosses, darunter der Vizepräsident des
Bundesverfassungsgerichtes, Professor Ferdinand Kirchhof, Prinz
Bernhard von Baden, Carl Herzog von Württemberg sowie zahlreiche
Abgeordnete verschiedener Parlamente, Minister, Staatssekretäre sowie
Vertreterinnen und Vertreter von Verbände und Vereinigungen.

Die Landtagspräsidentin hob in ihrer Festrede nicht nur auf den
segensreichen Impuls der badischen Verfassung für das auf Freiheit,
Vielfalt und Offenheit angelegte Grundgesetz ab. Der von Baden
maßgeblich geprägte Weg zur Verfassung und die Geschichte der
Aushöhlung der in ihr garantierten Rechte in späteren Jahren zeige:
"Freiheiten werden nie einfach so gewährt und sie sind auch nicht
garantiert. Man muss sie einfordern, sie erkämpfen. Man muss sie
verteidigen, sobald man sie errungen hat." Umso wichtiger sei es, sich
immer wieder vor Augen zu halten: Nicht verfassungsmäßig garantierte
Freiheiten seien eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung. Die Gefahr liege im Angriff auf diese Prinzipien. "Mit dieser
Lehre aus der Geschichte sollten wir uns Angriffen auf
Gleichberechtigung, Weltoffenheit, Vielfalt und Humanität
entgegenstellen", appellierte die Landtagspräsidentin in Karlsruhe.
Zugleich warb sie dafür, dem Grundgesetz und dem Wissen um dessen
Tradition mehr Raum im Schulalltag zu geben.

Dr. Frank Mentrup, Oberbürgermeister von Karlsruhe, hob in seinem
Grußwort auf das 1822 fertiggestellte "Badische Ständehaus" der Stadt
ab, wo bis heute gültige demokratische Normen formuliert worden seien.
Es werde zu Recht "Vorschule des Parlaments" genannt, so Mentrup. Die
Stadt Karlsruhe sehe sich aus diesem Grund einer "demokratischen
Traditionsbildung" verpflichtet, so das Stadtoberhaupt.

Der Direktor des Badischen Landesmuseums, Professor Eckart Köhne,
erinnerte als Hausherr an die Geschichtsträchtigkeit des
Veranstaltungsortes: Im Gartensaal des Karlsruher Schlosses sei
erstmals ein gewähltes Parlament auf dem Gebiet von Baden-Württemberg
zusammengetreten. Die Frage nach den bürgerlichen Grundrechten sei
keine rein historische, so Köhne, sie stelle sich immer wieder neu. In
der aktuellen Sonderausstellung könne sich jede Besucherin, jeder
Besucher fragen, ob sie selbst bereit wären, für ihre Ziele zu
kämpfen. Die Badener hätten gezeigt, dass es lohne.

 * 

Quelle:
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1026: Grünes Licht für Tempo 40 am Neckartor (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 94/2018

Entscheidung der Vorsitzenden des Petitionsausschusses

Böhlen gibt grünes Licht für Tempo 40 am Neckartor



Stuttgart - Die Vorsitzende des Petitionsausschusses, Beate Böhlen
(Grüne), ermöglicht mit ihrer Stellungnahme die von der
Landeshauptstadt Stuttgart beantragte eine zeitlich befristete
Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Bundesstraße
14 (Bereich Neckartor) von 50 auf 40 km/h. "Ich halte es für sinnvoll,
die Zustimmung zu erteilen", so Böhlen. "Der Gesundheitsschutz im
Grundgesetz ist ein hohes Gut, dem ich mit meiner Entscheidung
Rechnung getragen habe."

Das Verkehrsministerium des Landes Baden-Württemberg hat laut Böhlen
in einer schriftlichen Unterrichtung nachvollziehbar begründet, warum
die unmittelbare Umsetzung der geplanten Maßnahmen keinen Aufschub
verträgt. In der Sache war beim Landtag von Baden-Württemberg eine
Petition eingegangen. Das Ministerium war in diesem Fall jedoch nicht
gehalten, entlang der Stillhalteregel zuzuwarten, weil die Vorsitzende
des Petitionsausschusses mit den dargelegten Gründen, weshalb die
Maßnahme nicht länger zurückgestellt werden kann, einverstanden war.
Der Petitionsausschuss wird sich in einer seiner nächsten Sitzungen
noch mit der Petition befassen.

Die verkehrsrechtliche Anordnung von Tempo 40 auf diesem Abschnitt der
Bundesstraße 14 sei rechtlich geboten aufgrund der anhaltenden
Grenzwertüberschreitung, argumentierte das Ministerium laut Böhlen.
Basis sei Paragraf 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Straßenverkehrsordnung
(StVO). Danach können zum Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und
Abgasen bestimmte Straßennutzungen eingeschränkt werden "Ich teile die
Ansicht ausdrücklich, dass Gesundheitsschutz von hohem
Allgemeininteresse ist und für die Bürger vor Ort eine weitere
Verzögerung nicht zumutbar ist", sagte die Ausschussvorsitzende
Böhlen.

 * 
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BAYERN/4956: Kinderbetreuung zur Unterstützung der Familien ausbauen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 6. September 2018

Zöller betont: "Die Mängelliste umfasst 20 Artikel. Und da geht es nicht um rechts- oder parteipolitisch auslegbare Meinungsunterschiede, sondern um ganz erhebliche Verstöße gegen unsere Verfassung"

SPD-Landtagsfraktion: Kinderbetreuung zur Unterstützung der Familien ausbauen



Natascha Kohnen: Staatsregierung muss Familien helfen, ihren Alltag zu organisieren - Simone Strohmayr: Mehr finanzielle Unterstützung ist notwendig

Die SPD-Landtagsfraktion macht sich für eine deutliche Entlastung der Familien im Alltag stark. Bei einer Vorstandsklausur am Donnerstag im Augsburger Land betonte Natascha Kohnen: "Unser Ziel ist es, den Menschen ganz konkret dabei zu helfen, ihr Familienleben und ihren Beruf möglichst einfach unter einen Hut zu bekommen. Der Kinderbetreuung kommt dabei ganz praktisch sehr große Bedeutung zu. Wir wollen deshalb gebührenfreien Kitas und endlich mehr Unterstützung vom Freistaat bei Ganztagsangeboten."

Bei einem Besuch der Ferienbetreuung in Adelsried informierte sich der Fraktionsvorstand über die konkreten Herausforderungen. Fraktionsvizin Dr. Simone Strohmayr wies darauf hin, wie schwierig es für berufstätige Eltern mit maximal sechs Urlaubswochen ist, zwölf Schulferienwochen abzudecken. "Ohne so großartige Unterstützung durch die Kommune und Organisationen wie die Arbeiterwohlfahrt, wie hier in Adelsried, wären die Familien ganz schön aufgeschmissen. Doch der Freistaat hält sich mit der dringend nötigen finanziellen Unterstützung leider zurück. Das ist ein Unding! Der Bedarf ist riesig, auch auf dem Land."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3190: AfD hat längst ihr wahres Gesicht gezeigt - der Staat muss handeln (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. September 2018

AfD hat längst ihr wahres Gesicht gezeigt, Staat muss handeln



Anlässlich der Diskussion, die AfD durch den Verfassungsschutz beobachten zu lassen, erklärt der justizpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Dirk Friedriszik:

"Eine Mehrheit der Deutschen wünscht sich eine Überwachung der AfD durch den Verfassungsschutz. Die Bürger sind mit ihrem Empfinden damit sehr viel deutlicher als die Politik, die sich bisher viel zu zaghaft verhalten hat. Ich unterstütze daher den Vorstoß unserer Ministerpräsidentin, Manuela Schwesig, die Rechtsextremisten nicht weiter zu verharmlosen. Verbindungen zu rechtsradikalen Burschenschaften, zur "Identitären Bewegung", zu sogenannten Preppern und, wie zuletzt in Chemnitz, zu Neonazis sprechen eine eindeutige Sprache. Der AfD geht es nicht darum, eine offene politische Debatte zu führen. Sie will die Nation spalten und die daraus resultierende Unruhe für einen Umsturz der bisherigen Ordnung nutzen. Manche AfD-Mitglieder haben ja aus ihren Gewaltphantasien auch keinen Hehl gemacht. Die wehrhafte Demokratie muss nun handeln und darf die "Zersetzungsmethoden" der AfD nicht länger tatenlos hinnehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4920: Wahlrechtsreformen notwendig (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.09.2018

Über 250.000 Menschen im Land von Wahlen ausgeschlossen -
Wahlrechtsreformen notwendig



Mit einer Kleinen Anfrage hat Pia Schellhammer, Parlamentarische
Geschäftsführerin und innenpolitische Sprecherin, zusammengetragen,
wie viele Menschen von möglichen Wahlrechtsreformen mit einem
Wahlrecht bei Kommunalwahlen und Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz
profitieren würden. Dazu erklärt sie:

"Jeweils weit über 250.000 der dauerhaft in Rheinland-Pfalz lebenden
Bürgerinnen und Bürger sind unnötigerweise von den Kommunalwahlen und
den Landtagswahlen ausgeschlossen. Wenn wir diesen Menschen das
Wahlrecht zugestehen, würde sich die Zahl der Wahlberechtigten um rund
neun Prozent erhöhen. Es handelt sich bei diesen Menschen um 16- und
17-Jährige, EU-Bürgerinnen und EU-Bürger, Drittstaatlerinnen und
Drittstaatler, aber auch Menschen, die sich in permanenter Betreuung
beispielsweise aufgrund einer Behinderung befinden.

Demokratie muss immer den Anspruch haben, dass möglichst alle ihre
Meinungen mit ihrem Stimmzettel ausdrücken können. Dieses Grundrecht
einem wesentlichen Teil der Gesellschaft vorzuenthalten, kann sich
eine Demokratie dauerhaft nicht leisten. Wir sollten daher dringend
unser Wahlrecht modernisieren und an die gesellschaftliche Realität
anpassen. Menschen, die dauerhaft hier leben, müssen sich auch an
unserer Demokratie beteiligen können. Wer will, dass sich junge
Menschen zu mündigen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern entwickeln,
und dass sich Zugewanderte in unsere Gesellschaft integrieren, der
darf ihnen Beteiligung nicht verwehren.

Eine Änderung des Wahlrechts, die wir im Landtag umgehend beschließen
könnten, ist die Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16
Jahre. Die CDU blockiert das bislang, aber wir sind für Gespräche zu
diesem Thema jederzeit offen. Ein Landtagswahlrecht für EU-Bürgerinnen
und EU-Bürger erfordert ebenso wie ein Kommunalwahlrecht für
Angehörige von Drittstaaten eine Änderung des Grundgesetzes. In diesem
Kontext freut es mich, dass die Ampelfraktionen bereits im Mai dieses
Jahres die Landesregierung zu einer Bundesratsinitiative aufgerufen
haben, um die erforderlichen Änderungen in die Wege zu leiten."


Hier geht's zur KA_Wahlrechtsreform

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2018/09/KA_Wahlrechtsreform.pdf

und zur Antwort_KA_Wahlrechtsreform

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2018/09/Antwort_KA_Wahlrechtsreform.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4919: SPD an sachlicher Debatte um die kommunalen Finanzen gelegen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.09.2018

CDU-Fraktion sollte sich für Entgleisung des Abgeordneten Schnieder
entschuldigen



Zur heutigen Pressekonferenz der CDU-Fraktion zu den kommunalen
Finanzen erklärt Martin Haller, der Parlamentarische Geschäftsführer
der SPD-Fraktion: "Mit ihren heute vorgetragen Vorwürfen hat sich die
CDU-Fraktion von einer sachlichen Debatte verabschiedet. Es ist nicht
hinnehmbar, wenn in politischen Sach-Auseinandersetzungen
Politikerinnen und Politiker anderer Parteien schlicht persönlich
attackiert und sie der "Lüge" bezichtigt werden. Die CDU-Fraktion
sollte sich für die Entgleisung ihres Abgeordneten Gordon Schnieder
rasch entschuldigen."

Haller sagt weiter: "Der SPD-Fraktion ist es an einer
sachlichen Debatte um die kommunalen Finanzen gelegen: Aus diesem
Grund sprach sie sich für eine umfassende Anhörung zum
Landesfinanzausgleichsgesetz (LFAG) aus und setzte sich für eine
intensive Auswertung ein. Aus diesem Grund wird der Dialog mit den
Kommunen und den kommunalen Spitzenverbänden intensiv gepflegt. Die
Ampel-Koalition hat sich zum Ziel gesetzt, mit der LFAG-Reform
insbesondere die Kommunen weiter zu entlasten, die eine
überproportional hohe Belastung mit Sozialausgaben pro Einwohner
aufweisen. Dementsprechend soll eine Verteilung der Mittelzuwächse
vorgenommen werden. Zur Darstellung der Stabilisierungsrechnung in
Haushaltsplan und Haushaltsrechnung ist zu betonen, dass das
Finanzministerium eine Prüfung durchgeführt und die Landesregierung
anschließend eine Änderung des LFAG vorgeschlagen hatte. Es ist an der
Stelle des Stabilisierungsfonds eine Stabilisierungsrechnung
vorzusehen. Das nun vorliegende Gutachten bekräftigt
unmissverständlich, dass der Landtag jederzeit berechtigt ist,
entsprechende Änderungen vorzunehmen. Diese verändern überdies nicht
die Höhe der Zahlungen an die Kommunen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217
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RECHT/663: ASJ begrüßt das heute vom Bundeskabinett beschlossene Mieterschutzgesetz


SPD-Presserklärung vom 5. September 2018

ASJ begrüßt das heute vom Bundeskabinett beschlossene Mieterschutzgesetz



Anlässlich des heutigen Kabinettsbeschlusses zum Mieterschutzgesetz erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen (ASJ) Harald Baumann-Hasske:

Die von der Bundesregierung heute beschlossenen Verbesserungen im Mieterschutz begrüßen wir sehr. Insbesondere die Verschärfung der Mietpreisbremse durch die Einführung einer Auskunftspflicht der Vermieter und die Einführung eines einfachen Rügerechts für Mieterinnen und Mieter wird zu einer besseren Wirksamkeit der Mietpreisbremse führen. Wir als ASJ haben immer kritisiert, dass die Beweislast für die Durchsetzung der Mietpreisbremse allein bei den Mieterinnen und Mietern liegt. Diese, auf Wunsch der Union eingeführte Regelung, wird nun auf Druck des Koalitionspartners SPD korrigiert.

Die Absenkung der Modernisierungsumlage von 11 % auf 8 % sehen wir als ersten richtigen Schritt, um Mieterinnen und Mieter vor Preissteigerungen zu schützen. Auch die Verschärfung der Regeln zum Schutz vor dem sog. "Herausmodernisieren" von Mietern ist richtig. Insgesamt sind die jetzt beschlossenen Regelungen wichtig, um so schnell wie möglich einen besseren Mieterschutz zu gewährleisten. Wirksame Mieterschutzregeln sind jedoch nur die eine Seite der Medaille. Die Bundesregierung muss sich ernsthaft mit der Frage eines gerechten Bodenrechts befassen. Die ASJ hat hier bereits konkrete Vorschläge gemacht, die als Diskussionsgrundlage dienen können. Die anstehende Reform des vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig erklärten Berechnungssystems der Grundsteuer wäre eine gute Gelegenheit, sich grundsätzlich mit der Frage des Bodenrechts zu befassen.

 * 

Quelle:

SPD-Presseerklärung vom 5. September 2018

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507
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SOZIALES/2716: Höchste Zeit für Toleranz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. September 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Höchste Zeit für Toleranz



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Forderung von Bundesfamilienministerin Giffey nach einem Gesetz zur Förderung von Demokratie. Schon jungen Menschen soll vermittelt werden, wie ein gutes Zusammenleben überall in Deutschland gelingen kann. Die fremdenfeindlichen Demonstrationen rechter Gruppen und Einzelner in Chemnitz haben gezeigt, dass es höchste Zeit ist, auch mit bundesgesetzlichen Regelungen für mehr Respekt und gegenseitige Rücksichtnahme zu sorgen.

"Die Bilder und Berichte aus Chemnitz sowie einzelne Kommentierungen dazu zeigen, dass die zentralen Werte für ein friedliches und demokratisches Zusammenleben in Gefahr sind. Deshalb wollen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten insbesondere die politische Bildung in Deutschland auf allen Ebenen organisieren. Mit dem erfolgreichen Bundesprogramm 'Demokratie leben!' fördern wir bereits seit Jahren Projekte, die sich für ein tolerantes Zusammenleben und gegen Ausgrenzung und Extremismus engagieren. Um die aufgebauten Strukturen langfristig zu erhalten, ist jedoch eine dauerhafte Förderung erforderlich.
Die SPD-Bundestagsfraktion kämpft für eine nachhaltige Förderung von Engagement, Mut, Zivilcourage und Konfliktfähigkeit zur Stärkung einer gelebten Demokratie und ihrer Werte. Wir wollen jetzt ein Demokratiefördergesetz."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. September 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HOCHSCHULE/2229: Diversifizierte Hochschulfinanzierung - Mehr Geld, aber weniger Autonomie (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 05.09.2018

Diversifizierte Hochschulfinanzierung: Mehr Geld, aber weniger
Autonomie



In den letzten zehn Jahren konnten Hochschulen in NRW und Brandenburg mit
mehr Geld wirtschaften. Jedoch ist der Anteil an zweckgebundenen Mitteln
dabei stetig gewachsen. Für die Hochschulen bedeutet diese Verschiebung
mehr Bürokratie. Die zuvor durch Globalbudgets gewonnenen
Handlungsspielräume werden wieder eingeengt. Das zeigen konkrete Beispiele
von Universitäten und Fachhochschulen aus NRW und Brandenburg. Welche
Herausforderungen ergeben sich daraus für das Management von
Hochschulen?

Mit der Einführung von Globalhaushalten haben die Hochschulen vor fast 20
Jahren mehr Autonomie erhalten. Anstelle titelscharfer Zuwendungen wurde
mit den pauschalen Zuweisungen die eigenverantwortliche Entscheidung über
die Ausgaben den Hochschulen überlassen, Jährlichkeit und Titelbindung
entfielen. Mit einem neuen Finanzmanagement konnten Hochschulen
leistungsbezogene Mittelverteilung einführen und Rücklagen bilden.

In den letzten zehn Jahren zeigen sich jedoch tiefgreifende Veränderungen
in der Zusammensetzung der Hochschulhaushalte: Grundmittel, die die Basis
des Globalhaushalts bilden, werden anteilig weniger und zweckgebundene
Zweit- und Drittmittel mehr. Am Beispiel von je zwei Universitäten und
zwei Fachhochschulen in NRW und Brandenburg untersucht die Studie
"Diversifizierung der Finanzquellen", in welchem Ausmaß die
Hochschulfinanzierung mittlerweile diversifiziert ist und welche Muster
sich erkennen lassen. Sie zeigt die Effekte dieser Diversifizierung
konkret für einzelne Hochschulen auf und leitet Empfehlungen für den
Umgang damit ab.

Mit bundesweiten Gesamtzahlen wurde schon mehrfach beschrieben, dass der
Anteil der Grund- oder Erstmittel der Hochschulen insgesamt sinkt, die
Zweit- und Drittmittel hingegen höhere Anteile einnehmen. Es ist aber
bisher unklar, wie es auf Ebene der einzelnen Hochschule aussieht. Bereits
unter den acht Beispielshochschulen findet sich eine eindrucksvolle
Bandbreite unterschiedlich zusammengesetzter Finanzierungsquellen - alles
weist auf eine große Heterogenität im Einzelfall hin.

"Eine Hochschule spezialisiert sich zum Beispiel auf EU-Gelder, eine
andere nutzt v.a. die Mittel aus dem Hochschulpakt durch eine
Expansionsstrategie mit stark gestiegenen Studierendenzahlen. Ein
allgemeiner Trend löst sich demnach in erhebliche Heterogenität zwischen
den Hochschulen auf. Eigentlich brauchen wir diese Finanzdaten nicht nur
für acht, sondern für alle deutschen Hochschulen", sagt Frank Ziegele,
Geschäftsführer des CHE.

Als Problem sieht er, dass Hochschulen für jeden der vielen Mittelgeber
andere Anforderungen in Antragstellung, Abrechnungs- und
Berichtsmodalitäten erfüllen müssen. "Das Compliance-Risiko steigt, das
könnte unter Umständen zu finanziellen Einbußen führen", so Ziegele. Auch
würden für die Hochschulen Grenzen der Drittmitteleinwerbung deutlich:
"Ko-Finanzierungen, unzureichende Overheads und kurzfristige Finanzierung
für dauerhafte Aufgaben führen dazu, dass Hochschulen über den Punkt
nachdenken müssen, ab dem sie keine weiteren Drittmittelprojekte
akzeptieren sollten".

Die Studie "Diversifizierung von Finanzquellen" wurde durchgeführt von CHE
Consult und vergleicht exemplarisch die Finanzierungsstrukturen der
Universität Frankfurt/Oder, der Universität Potsdam, der Technischen
Hochschule Wildau, der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde,
der Universität zu Köln, der Universität Duisburg-Essen, der Hochschule
Düsseldorf und der Hochschule Bochum. Neben einer Datenerhebung bei den
betrachteten Hochschulen wurden Experteninterviews durchgeführt.

Die Studie kann heruntergeladen werden unter

www.che.de/finanzquellen




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 05.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/570: Systematische Monopolisierung (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 423 - Juli/August 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Systematische Monopolisierung

Neue Gentechnikverfahren und deren Patentierung setzten Landwirtschaft
und Züchtung unter Druck

von Christoph Then und Ruth Tippe



In der Diskussion um die neuen Gentechnikverfahren, bei denen u. a.
Genscheren (Nukleasen) wie CRISPR/Cas eingesetzt werden, behaupten
viele Akteure, dass die neue Technologie billiger sei als die
bisherige Gentechnik und deswegen auch von kleineren Unternehmen und
nicht nur von den großen Gentechnikkonzernen eingesetzt werden könne.
Dabei wird übersehen, dass die neuen Verfahren unter Verwendung von
Nukleasen wie CRISPR/Cas9 ebenso patentiert werden wie die damit
manipulierten Pflanzen und Tiere.

Konzerne wie Bayer, Monsanto, DuPont und Syngenta haben längst
Verträge mit den Erfindern der DNA-Scheren rund um das Broad Institute
(in Kooperation mit dem Massachusetts Institute for Technology, MIT &
Harvard) und der Universität von Kalifornien geschlossen, um deren
Patente zu nutzen. Diese US-Institutionen haben bereits weit mehr als
hundert Patente auf die Grundlagen der Technologie angemeldet.

Patente, Patente, Patente

Für spezielle Anwendungen beantragen die Konzerne dann weitere
Patente. Dies zeigen aktuelle Recherchen: Zum Beispiel meldet Dow
AgroSciences systematisch Patente auf natürlicherweise vorkommende
DNA-Sequenzen im Erbgut von Pflanzen an, die besonders für den Einsatz
von Nukleasen geeignet sein sollen. Andere Patentanmeldungen beziehen
sich auf Anwendungen wie die Erzeugung von Herbizidresistenzen,
verändertes Wachstum, veränderte Inhaltsstoffe oder auch auf bestimmte
technische Variationen beim Einsatz der Nukleasen. Auch Bayer und
Monsanto haben eigene Patente auf Nukleasen, deren Anwendung und
entsprechend manipulierte Pflanzen angemeldet. Bayer kooperiert hier
auch mit anderen Firmen wie Cellectis (zu der die Firma Calyxt gehört,
die schon bald entsprechende Pflanzen in den USA vermarkten will) und
CRISPR Therapeutics. Für Bayer dürfte dabei besonders interessant
sein, dass CRISPR Therapeutics, an der eine der Erfinderinnen von
CRISPR/Cas9, Emmanuelle Charpentier, beteiligt ist, alle Anwendungen
im Bereich landwirtschaftlicher Pflanzen- und Tierzucht exklusiv dem
Konzern zur weiteren Nutzung überlässt.

Die Entwicklung erfasst auch die Tierzucht: Der Konzern Genus, einer
der größten im Bereich der Zucht landwirtschaftlicher Nutztiere, hat
bereits angekündigt, Tiere nutzen zu wollen, die aus Genome Editing
hervorgehen, und kooperiert dabei insbesondere mit der Firma
Recombinetics, die bereits rund ein Dutzend Patente auf Schweine und
Rinder angemeldet hat. Diese Patentanträge beziehen sich u. a. auf
Rinder ohne Hörner, muskelbepackte Schweine und Tiere, die nicht
geschlechtsreif werden und daher länger gemästet werden können.

Mit Hilfe der neuen Gentechnikverfahren kann über Umwege auch die
Laufzeit alter Patente verlängert werden: Sowohl Bayer als auch
DowDupont haben Patente auf glyphosatresistente Pflanzen angemeldet,
die mit dem CRISPR-Verfahren hergestellt werden. So kann auch in
Zukunft das Kerngeschäft - die Vermarktung herbizidresistenter Soja,
Mais, Raps und Baumwolle - durch Patentmonopole geschützt werden. Eine
ganz spezielle Anwendung des von der Industrie viel beschworenen
"Innovationsprinzips": alter Wein in neuen, patentierten Schläuchen.

Zunehmende Konzentration

Über die Patente wird der Einfluss der großen Saatgutkonzerne weiter
wachsen und der Konzentrationsprozess in der Branche weiter
vorangetrieben. Schon jetzt verfügen nur drei Unternehmen -
"Baysanto", DowDuPont und Syngenta - über einen Anteil von rund 50 %
am internationalen Saatgutmarkt. Bei den Patentanmeldungen auf neue
Gentechnikverfahren im Bereich Nutzpflanzen führt derzeit DowDu-Pont
mit rund 50 internationalen Patentanmeldungen (angemeldet bei der WIPO
in Genf), Baysanto kommt auf rund 30. Die Firma Cellectis mit ihrem
Ableger Calyxt, die mit Bayer kooperiert, kommt ebenfalls auf über 20.
Weiterhin mit dabei sind Syngenta und BASF, einige wenige Patente
wurden auch von klassischen Züchtungsunternehmen wie Rijk Zwaan und
der KWS angemeldet.

Anwälte gegen Züchter

Auch bei der ursprünglichen Einführung der Gentechnik gab es viele
Unternehmen, die sich hier engagieren wollten. Überlebt haben die
Konzerne, die sich die besten Patentanwälte leisten können. In einer
von Patenten geprägten Züchtungslandschaft können sich - anders als im
Rahmen des Sortenschutzes - kleine und mittelständische Züchter
langfristig nicht durchsetzen. Diese Entwicklung kann auch erhebliche
Auswirkungen auf die herkömmliche Züchtung haben: Patentiert werden
nicht nur technische Verfahren, sondern auch die jeweiligen Pflanzen
und Tiere mit ihren Eigenschaften. Dabei gilt der sogenannte "absolute
Stoffschutz": Die Patente gelten für alle Pflanzen und Tiere, die die
beschriebenen Eigenschaften haben, unabhängig davon, wie sie gezüchtet
oder gentechnisch verändert wurden. Ist also ein Salat z. B. resistent
gegen Blattläuse, gilt ein entsprechendes Patent sowohl auf CRISPR als
auch auf konventionell gezüchtete Pflanzen. Das widerspricht den
Patentgesetzen, da "im Wesentlichen biologische" (also herkömmliche,
konventionelle) Verfahren zur Züchtung nicht patentierbar sind.

Staatliche Regulierung

Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung heißt es: "Patente auf
Pflanzen und Tiere lehnen wir ab." Ein wichtiges Ziel. Doch ist es
erreichbar? In der letzten Legislaturperiode gab es bereits einen
Anlauf, wenigstens Patente auf konventionelle Züchtung zu verbieten.
Das Ergebnis war nicht überzeugend. Pflanzen und Tiere, bei denen neue
Mutationen oder sonstige Veränderungen des Erbguts nachgewiesen
werden, sind nach wie vor patentierbar unabhängig davon, wie diese
jeweils zustande kamen. Mit dieser Regelung sind alle neuen
Gentechnikverfahren definitiv patentierbar, aber eben auch Pflanzen
aus herkömmlicher Mutationszüchtung. In einem jüngst veröffentlichen
Aufruf wenden sich deswegen rund 40 Organisationen - darunter die AbL
und die IG Nachbau - an die Politik, damit wenigstens die größten
Schlupflöcher für derartige Patente endlich geschlossen werden

(https://www.no-patents-on-seeds.org/).

Christoph Then und Ruth Tippe,

Kein Patent auf Leben

 * 

Die Genschere CRISP/Cas-9

Nukleasen sind Eiweiße (Enzyme), mit denen die DNA (deutsch:
Desoxyribonukleinsäure, DNS) aufgetrennt werden kann - man nennt sie
deswegen auch DNA-Scheren oder Genscheren. Die aktuell wohl wichtigste
Nuklease ist CRISPR/Cas.

CRISPR/Cas kann so programmiert werden, dass sie die DNA an einer
bestimmten Stelle durchtrennt. An der Stelle, an der die Nukleasen
wirksam sind, werden DNA-Strukturen verändert, wodurch die betreffende
Gen-Funktion gestört oder blockiert werden kann. So können natürliche
Gene stillgelegt werden ("knock-out") oder verändert werden. Mit Hilfe
des CRISPR/Cas-Systems kann auch zusätzliche DNA in das Erbgut der
Zellen eingebaut werden ("knock-in"). Während die Industrie behauptet,
dass CRISPR nicht als Gentechnik anzusehen sei, wenn keine
zusätzlichen Gene eingefügt werden, meldet sie doch auf alle
Anwendungen von CRISPR Patente an. Im Ergebnis könnten dann Pflanzen
oder Tiere zwar nicht als Gentechnik gekennzeichnet, aber trotzdem
patentiert sein.

 * 
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MELDUNG/614: Julia Klöckner startet in die Tage der Schulverpflegung (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 04.09.2018

Klöckner: "Schulessen muss schmecken und gesund sein!"

Julia Klöckner startet in die Tage der Schulverpflegung



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
heute den Startschuss für die bundesweiten Tage der Schulverpflegung
gegeben. Klöckner rückt damit die Verpflegung von Kindern in Kitas und
Schulen in den Mittelpunkt, um Übergewicht zu vermeiden und
Ernährungsbildung zu stärken.

"Unsere Lebensmittel sind so sicher und günstig wie nie zuvor - die besten
Voraussetzungen für eine gesunde Ernährungsweise also. Dennoch sind 15
Prozent unserer Kinder und Jugendlichen übergewichtig. Das sind doppelt so
viele wie noch vor 50 Jahren. Das will ich ändern, denn Übergewicht setzt
sich meist bis ins Erwachsenenalter fort und hat deutliche Auswirkungen auf
die Gesundheit und das Wohlbefinden. Schulen und Kitas kommt hier eine
zentrale Rolle zu", so Klöckner.

Die Bundesernährungsministerin hob auch die Rolle des Nationalen
Qualitätszentrums für Ernährung in Kita und Schule und die erfolgreiche
Arbeit der Vernetzungsstellen in den Ländern hervor: "Immer mehr
Einrichtungen halten sich an die Qualitätsstandards der Deutschen
Gesellschaft für Ernährung für eine gesunde Mittagsverpflegung in Kita und
Schule. Dazu haben auch die Vernetzungsstellen Schul- und Kitaverpflegung
beigetragen. Gemeinsam werden wir bis November unter dem Motto "Vielfalt
schmecken und entdecken" in Deutschlands Kitas und Schulen kochen, kosten
und ausprobieren. Um diese Arbeit zu verstetigen, habe ich die Mittel für
die Vernetzungsstellen ab dem Jahr 2019 verdoppelt."

Klöckner setzt außerdem auf die Zusammenarbeit von Wissenschaft und
Bildung. "Mein Ministerium hat auch das Institut für Kinderernährung am Max
Rubner-Institut eingerichtet, um die Ursachen von Fehlernährung zu
untersuchen. Zusammen mit umfassender Ernährungsbildung ab dem
Kleinkindalter legen wir damit den Grundstein, um Übergewicht und
Fehlernährung im nächsten Schritt zu beheben."


Hintergrund

Die Tage der Schulverpflegung finden von Anfang September bis Ende November
in Zusammenarbeit mit den Vernetzungsstellen in den Ländern statt. Ziel der
Aktionstage ist es, Kinder und Jugendliche durch Mitmach-Projekte an einen
gesunden Lebensstil mit ausgewogener Ernährung heranzuführen.
Multiplikatoren sind durch begleitende Informationsveranstaltungen,
Fortbildungen, Workshops und Fachtagungen aktiv in die Qualitätsoffensive
eingebunden. Dabei arbeiten Schüler, Lehrer, Eltern und Essensanbieter
gemeinsam an einer Verbesserung der Verpflegungskonzepte an ihrer Schule.
Unterstützt wird die Arbeit der Vernetzungsstellen Schulverpflegung in den
Bundesländern vom Nationalen Qualitätszentrum für Ernährung in Kita und
Schule (NQZ). Die Aufgabe des NQZ besteht darin, auf Bundesebene die
Vernetzungsstellen in ihrer Koordination und Vernetzung zu unterstützen.
Das NQZ wurde 2016 durch das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) eröffnet.

 * 
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AUSSEN/602: Brücke und Bollwerk (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. September 2018

german-foreign-policy.com

Brücke und Bollwerk



ANKARA/BERLIN - Berlin und Ankara wollen trotz der unverändert massiven
politischen Verfolgung in der Türkei wieder enger kooperieren. Dies
bekräftigte Außenminister Heiko Maas nach seinen gestrigen Gesprächen mit
seinem Amtskollegen Mevlüt Çavusoglu. Demnach haben beide Staaten "ein
strategisches Interesse daran", ihre bilateralen "Beziehungen konstruktiv
zu gestalten". Hintergrund sind tiefgreifende geostrategische
Kräfteverschiebungen im Verhältnis zwischen der Türkei und den westlichen
Mächten, die bis in die Zeit Anfang der 1990er Jahre zurückreichen und
zuletzt eskaliert sind. Nachdem die Vereinigten Staaten kürzlich Sanktionen
gegen Ankara verhängten, hat Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan eine
mögliche Abkehr von der NATO und vom Westen insgesamt in Aussicht gestellt.
In der Tat stärkt die Türkei seit geraumer Zeit ihre Zusammenarbeit unter
anderem mit Russland. Berliner Regierungsberater warnen, ein türkischer
Seitenwechsel wäre mit dramatischen geostrategischen Rückschlägen für
Deutschland verbunden und bedrohe "das globale Machtgleichgewicht".

Rege Reisediplomatie

Der gestrige Antrittsbesuch von Außenminister Heiko Maas in Ankara ist
lediglich der Auftakt zu einer Reihe deutsch-türkischer Spitzentreffen
gewesen, die in Kürze bevorstehen. In gut zwei Wochen wird Finanzminister
Berat Albayrak, dem als Schwiegersohn von Staatspräsident Recep Tayyip
Erdogan eine spezielle Nähe zum türkischen Machtzentrum nachgesagt wird, in
der deutschen Hauptstadt erwartet. Eine weitere Woche später, am 28./29.
September, wird Erdogan persönlich zu einem Staatsbesuch in Deutschland
eintreffen. Zur Vorbereitung führte am gestrigen Mittwoch Erdogans Berater
Ibrahim Kalin ausführliche Gespräche in Berlin. Für Oktober hat
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier eine Reise in die Türkei
angekündigt. Dabei will er sich von einer Delegation an neuen Geschäften
interessierter deutscher Unternehmer begleiten lassen.

Bündnis ohne Basis

Hintergrund der Gespräche, die sich um ein breites Spektrum ökonomischer
und politischer Fragen gedreht haben bzw. drehen werden, sind tiefgreifende
geostrategische Kräfteverschiebungen im Verhältnis zwischen der Türkei und
den westlichen Mächten. In der aktuellen Debatte hat erst kürzlich Günter
Seufert, Türkei-Experte der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), daran
erinnert, dass "die ursprünglichen Grundlagen" der Aufnahme Ankaras in die
NATO - die Türkei war Frontstaat im Kalten Krieg - bereits seit 1990 nicht
mehr existieren. Stattdessen traten schon in den 1990er Jahren ernste
Differenzen in der Nah- und Mittelostpolitik hervor, als Washington mit der
Errichtung von Flugverbotszonen im Irak, wie Seufert erklärt, "den Boden
für die Entstehung des kurdisch-föderalen Teilstaats im Nordirak
bereiteten".[1] Die Differenzen sind im Laufe der Jahre immer stärker
geworden und führten unter anderem dazu, dass Ankara im Jahr 2003 den USA
den Einmarsch in den Irak von türkischem Territorium aus verweigerte und
sich 2010 gegen US-Iran-Sanktionen sperrte. Umgekehrt kollidierte die
Annäherung der Türkei an Syrien in den 2000er Jahren diametral mit der
US-amerikanischen Nahostpolitik.

"Partnerschaft in Gefahr"

Die Spannungen, die sich über Jahre und Jahrzehnte hin aufgebaut haben,
eskalieren seit geraumer Zeit - sowohl zwischen Ankara und Berlin
(german-foreign-policy.com berichtete [2]) als auch zwischen Ankara und
Washington. Zuletzt haben sie sich zugespitzt, als Washington begann,
Sanktionen gegen die Türkei zu verhängen, weil diese den US-amerikanischen
Pastor Andrew Brunson festhält, zunächst in Haft, aktuell in Hausarrest.
Ankara hat mit Gegensanktionen reagiert. Am 10. August erschien zudem ein
Namensbeitrag des türkischen Staatspräsidenten in der New York Times, in
dem Erdogan kritisierte, die Vereinigten Staaten hätten türkische
Interessen immer wieder ignoriert: Sollten sie jetzt nicht "beginnen, die
Souveränität der Türkei zu respektieren", dann sei "unsere Partnerschaft
womöglich in Gefahr". Ankara werde umgehend "die notwendigen Schritte in
die Wege leiten, um unsere nationalen Interessen zu schützen". Erdogan
schloss seinen Beitrag mit der Forderung: "Washington muss seine irrige
Auffassung, unsere Beziehung könne asymmetrisch sein, aufgeben, bevor es zu
spät ist, und sich damit abfinden, dass die Türkei Alternativen hat. Ein
Beharren auf diesem Trend des Unilateralismus und der Respektlosigkeit wird
uns veranlassen, die Suche nach neuen Freunden und Verbündeten zu
beginnen".[3]

Ankaras Alternativen

Tatsächlich arbeitet die Regierung von Staatspräsident Erdogan systematisch
daran, Alternativen zur traditionellen Westbindung der Türkei zu schaffen.
So ist diese seit 2012 "Dialogpartner" der um China und Russland
zentrierten Shanghai Cooperation Organisation (SCO), die auch eine
militärpolitische Komponente umfasst [4]; eine türkische Vollmitgliedschaft
in dem Bündnis ist immer wieder einmal im Gespräch. Ankara hat zudem
begonnen, seine Waffenkäufe aus der Fokussierung auf NATO-Lieferanten zu
lösen, will das hochmoderne russische Raketenabwehrsystem S-400 erwerben
und baut in hohem Tempo seine eigene Rüstungsindustrie aus - dies mit
deutscher Unterstützung (german-foreign-policy.com berichtete [5]).
Erdogans Regierung baut zudem die Zusammenarbeit mit Qatar systematisch aus
- verstärkt, seit das Emirat von Saudi-Arabien und den Vereinigten
Arabischen Emiraten erbittert bekämpft wird; die Kooperation, die an die
gemeinsame Nähe zur Muslimbruderschaft anknüpft, zahlt sich aus: Doha hat
angekündigt, Ankara in der aktuellen Lira-Krise mit Investitionen in Höhe
von 15 Milliarden US-Dollar zu Hilfe zu kommen, und beherbergt inzwischen
den ersten türkischen Militärstützpunkt am Persischen Golf. Zwar wird
weithin bezweifelt, dass all dies den Nutzen der türkischen 
NATO-Mitgliedschaft für Ankara aufwiegen kann, die laut Außenminister Mevlüt
Çavusoglu auch weiter die "Achse" der türkischen Außenpolitik sei.[6]
Dennoch weisen Experten darauf hin, dass die Unterstützung für das Bündnis
in der Türkei schrumpft: Sahen im Jahr 2015 gut 70,8 Prozent der türkischen
Offiziere die NATO-Mitgliedschaft als vorteilhaft an, so sei davon
auszugehen, heißt es nun, dass "die NATO-freundliche Einstellung im
Offizierskorps" seitdem "stark nachgelassen" habe; in der Bevölkerung
jedenfalls sei die Befürwortung einer intensiveren Kooperation mit dem
Kriegsbündnis von 19,8 Prozent im Jahr 2016 auf 7,5 Prozent im Jahr 2017
geschrumpft.[7]

"Ohne die Türkei schwer denkbar"

Die Option einer Abwendung der Türkei vom Westen wird in Berlin sehr ernst
genommen und als größere Gefahr eingestuft. Ein Austritt des Landes aus der
NATO wäre nicht nur eine erhebliche Schwächung für das Kriegsbündnis, das
damit seine zweitgrößten Streitkräfte verlöre und erstmals keinen Zuwachs,
sondern einen Abgang verzeichnete, also seine Verwundbarkeit erkennen
ließe, heißt es in einer knappen Analyse von SWP-Experten.[8] Hinzu komme,
dass die Türkei eine geostrategisch herausragende Stellung einnehme: Für
die westeuropäischen Mächte bilde sie "eine Brücke in den Nahen und
Mittleren Osten, in den Kaukasus und indirekt auch nach Zentralasien".
Zudem sei der Bosporus ein unverzichtbarer Zugang zum Schwarzen Meer und
dessen Anrainern. Größere Aktivitäten im Nahen Osten, etwa in Syrien, seien
"ohne oder gar gegen Ankara ... nur schwer denkbar", urteilt SWP-Experte
Seufert.[9] Hinzu kommt, dass die Türkei für die EU als ein zentrales
Bollwerk gegen Flüchtlinge fungiert. "Würde sich die Regierung in Ankara
tatsächlich Richtung Moskau wenden", resümiert Seufert, dann "würde sich
das globale Machtgleichgewicht verändern."

"Konstruktive Gespräche"

Entsprechend hat der deutsche Außenminister schon vor seiner Abreise nach
Ankara erklärt, es sei "für Deutschland von strategischem Interesse, dass
wir unsere Beziehungen zur Türkei konstruktiv gestalten".[10] Nach seinem
gestrigen Gespräch mit seinem Amtskollegen Çavusoglu unterstrich Maas die
gemeinsamen Bemühungen um eine Verbesserung der bilateralen Beziehungen;
nach der Zusammenkunft mit Staatspräsident Erdogan hieß es, es habe ein
"gutes Gespräch in konstruktiver und offener Atmosphäre" gegeben.[11] In
einem ersten Schritt sollen nun deutsche Unternehmen veranlasst werden,
ihre Investitionen in der Türkei auszuweiten: Die ökonomischen Bindungen
gelten als tragendes Fundament der Zusammenarbeit zwischen Deutschland und
der Türkei.

Gewalt nach innen und außen

Dem Berliner Kooperationsstreben stehen die massive politische Verfolgung
in der Türkei und die äußeren Aggressionen Ankaras nicht im Weg. In der
Türkei sind seit dem Putschversuch vom 15./16. Juli 2016 über 160.000
Beamte aus politischen Gründen entlassen und mehr als 50.000 vor Gericht
gestellt worden; zehn Parlamentsabgeordnete sind inhaftiert, beinahe 100
Bürgermeister abgesetzt worden; zwischen 150 und 190 Medien wurden
stillgelegt, mehr als 180 Journalisten ins Gefängnis geworfen; sieben
deutsche Staatsbürger werden bis heute unter dubiosen Vorwürfen in Haft
gehalten. Das türkische Militär geht mit mörderischer Gewalt gegen die
kurdischsprachige Minderheit im Südosten des Landes vor und hält Teile des
Nachbarlandes Syrien besetzt. Mit einer Abkehr von der Gewaltpolitik wird
in Ankara nicht gerechnet.
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DEMOSKOPIE/761: Fake News in Deutschland ein verhältnismäßig kleines Problem (IPSOS)


Ipsos - Pressemitteilung vom 6. September 2018

Fake News in Deutschland ein verhältnismäßig kleines Problem



Hamburg, 06. September 2018. Lügenpresse, Fake News, Alternative Fakten:
Diese und ähnliche Begriffe sind nicht nur auf der anderen Seite des
Atlantiks, sondern inzwischen auch hierzulande fester Bestandteil des
politischen, medialen sowie zivilgesellschaftlichen Diskurses. Im
weltweiten Vergleich ist das Vertrauen der Deutschen in die eigene Presse
dennoch höher als in anderen Nationen, wie die Ergebnisse einer
internationalen Umfrage des Markt- und Sozialforschungsinstituts Ipsos zur
politischen Stimmung in der Welt bestätigen. Nur jeder dritte Bundesbürger
(30%) ist der Überzeugung, häufig oder regelmäßig auf Nachrichtenberichte
zu stoßen, in denen bewusst Falschmeldungen verbreitet werden.

In allen anderen untersuchten Ländern werden vermeintliche Fake News
deutlich öfter identifiziert, in Argentinien (82%), Serbien (79%) und der
Türkei (79%) gar von vier Fünfteln der Bevölkerung. Im Gegenzug geben vier
von zehn Deutschen (42%) an, eher selten oder nie Falschnachrichten in den
Medien ausfindig zu machen. Nur in Südkorea (52%) und China (47%) werden
Fake News noch seltener wahrgenommen als in Deutschland.

Deutsche schätzen eigene Medienkompetenz in Bezug auf Fake News als
gering ein

Gleichzeitig fühlen sich die Menschen hierzulande aber besonders selten
dazu in der Lage, beim Medienkonsum gezielt zwischen Fakten und Fiktion
unterscheiden zu können. Nicht einmal jeder zweite Deutsche (47%) ist davon
überzeugt, Falschnachrichten auch als solche zu erkennen. Nur in Japan
(30%), Spanien (39%) und Südkorea (45%) trauen sich noch weniger Bürger
diese Fähigkeit zu. Im globalen Durchschnitt sind immerhin zwei Drittel
aller Befragten (63%) von ihrer Medienkompetenz in Bezug auf Fake News
überzeugt, in der Türkei sogar beinahe acht von zehn Personen (77%).

Deutliche Unterschiede zwischen Selbst- und Fremdwahrnehmung
Hierbei zeichnen sich jedoch deutliche Unterschiede zwischen Selbst- und
Fremdwahrnehmung ab. Jeder zweite Befragte weltweit (48%) denkt, dass der
Durchschnittsbürger des eigenen Landes nicht im Stande ist, wahre
Begebenheiten und Unwahrheiten voneinander zu unterscheiden. Gerade in den
westlichen Demokratien wie Schweden (64%), den USA (62%), Italien (61%),
Großbritannien (59%) und Deutschland (53%) überwiegt der Anteil derer, die
an der Einschätzungs- und Differenzierungsfähigkeit ihrer Landsleute
zweifeln. In Ungarn ist das Vertrauen in die Fähigkeiten der Mitbürger
hingegen besonders groß (69%).

Politik und Medien werden der Verbreitung von Falschnachrichten bezichtigt
Mehr als jeder Zweite weltweit (52%) ist der Meinung, dass die Menschen
häufig falschen Informationen Glauben schenken, weil sie von Politikern
getäuscht und in die Irre geführt werden. In Deutschland stimmen immerhin
vier von zehn Personen (40%) dieser Aussage zu. Doch auch die Medien sowie
der stetig wachsende Einfluss sozialer Netzwerke befördern aus Sicht der
Bevölkerung die Distribution von Falschnachrichten. Fast die Hälfte aller
Befragten weltweit (49%) sehen eine Mitschuld bei den Medien (35% in
Deutschland). Vier von zehn Personen (41%) betonen zudem den wachsenden
Einfluss von Social Media auf gesellschaftliche Aushandlungsprozesse (40%
in Deutschland).

Dr. Robert Grimm, Director Ipsos Public Affairs, bewertet die Ergebnisse
der Umfrage wie folgt: »In den Daten wird eine Resignation vor der
Komplexität der Lebenswelten und dem Datenüberfluss in einer zunehmend
digitalisierten Gesellschaft ersichtlich, in der es schwer fällt, sich in
verschiedene Expertensysteme in Politik und Wirtschaft hineinzudenken.
Während sich Informationskanäle multiplizieren verlieren Staat,
Wissenschaft und traditionelle Medien die Informationshoheit. Sich
emotionsgetriebenen Meinungsbildern hinzugeben, welche unmittelbare
Erlebniswelten mittels leicht zugänglicher, bipolarer Gegenüberstellungen
wie Opfer-Täter, Eliten-das Volk, Inländer-Ausländer gestalten, ist dabei
eine einfachere Lösung als die Wahrheit unter vielen möglichen Wahrheiten
zu finden. Dort setzt der Populismus an.«


Methode:

Die Ergebnisse stammen aus einer Global Adviser-Studie, die über das Ipsos
Online Panel-System durchgeführt wurde. Zwischen dem 22. Juni und dem 6.
Juli 2018 wurden insgesamt 19.243 Personen in 27 Ländern befragt. Bei den
untersuchten Nationen handelt es sich um Argentinien, Australien, Belgien,
Brasilien, Chile, China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Indien,
Italien, Japan, Kanada, Malaysia, Mexiko, Peru, Polen, Russland, 
Saudi-Arabien, Schweden, Serbien, Spanien, Südafrika, Südkorea, Türkei, Ungarn
und die USA. Alle Befragten waren zwischen 16 und 64 Jahren alt, in Kanada
und den USA 18-64.

Es wurde eine Gewichtung der Daten vorgenommen, um die demografischen
Merkmale auszugleichen und damit sicherzustellen, dass die Stichprobe die
aktuellen offiziellen Strukturdaten der erwachsenen Bevölkerung eines jeden
Landes widerspiegelt. 16 der 27 untersuchten Länder stellen jeweils
repräsentative Stichproben dar (Argentinien, Australien, Belgien,
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Kanada, Polen,
Schweden, Serbien, Spanien, Südkorea, Ungarn und die USA).

Brasilien, Chile, China, Indien, Malaysia, Mexiko, Peru, Russland, 
Saudi-Arabien, Südafrika und die Türkei repräsentieren eine nationale Stichprobe,
welche eher die wohlhabende und gut vernetzte Bevölkerung abbildet. Gerade
diese Bevölkerungsgruppe nimmt in den genannten Ländern jedoch eine
wichtige gesellschaftliche Rolle ein.


Über Ipsos:

Ipsos ist ein unabhängiges und innovatives Markt- und
Meinungsforschungsinstitut. In einer sich immer schneller verändernden Welt
ist es unsere Aufgabe, unsere Kunden mit präzisen und umsetzbaren Analysen
bei ihrer Veränderung zu unterstützen, dabei orientieren wir uns an den
"4S": Security, Simplicity, Speed und Substance. Um unseren Kunden
bestmöglichen Service zu bieten, haben wir uns in fünf Forschungsbereichen
spezialisiert. So bestimmen unsere engagierten Forscher Marktpotenziale,
zeigen Markttrends, testen Produkte, Werbung und Dienstleistungen,
erforschen die Wirkung von Medien und geben der öffentlichen Meinung eine
Stimme. Und das in 89 Ländern auf allen Kontinenten. In Deutschland
beschäftigen wir über 600 Mitarbeiter in Hamburg, Mölln, München, Frankfurt
und Berlin.

 * 

Quelle:
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INNEN/1733: Abschied vom Rechtsstaat (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 35 vom 31. August 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Abschied vom Rechtsstaat

Bürgerrechtler wollen polizeiliche Notstandsgesetze stoppen

von Markus Bernhardt



Die Mehrheit der deutschen Bundesländer plant massive Verschärfungaen
der bisher geltenden Polizeigesetze. Wo bisher die Unschuldsvermutung,
das Recht auf Versammlungsfreiheit und Verteidigung galt, soll künftig
eine vermeintlich "drohende Gefahr" ausreichen, um potentielle
Delinquenten vorbeugend und über mehrere Wochen wegsperren zu dürfen.
Einher geht der Abschied von jeglicher Rechtsstaatlichkeit mit einer
ausufernden Überwachung durch Polizei und Geheimdienste, denen künftig
der Einsatz sogenannter Staatstrojaner erlaubt werden soll, mittels
derer Mobiltelefone, Computer und Chatprogramme lückenlos überwacht
werden können.

Gegen die Einführung der staatlichen Überwachungssoftware hatte erst
kürzlich der Datenschutzverein Digitalcourage eine
Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe
eingereicht, die mittlerweile von über 10.000 Bürgerinnen und Bürgern
unterstützt wird. Auch der Ausbau der Videoüberwachung von
öffentlichen Plätzen ist in den meisten geplanten Neufassungen der
Polizeigesetze vorgesehen. Zugleich kommt es zu einer weiteren
Militarisierung der Innenpolitik. So will das Gros der Bundesländer
künftig nicht nur die elektronische Fußfessel einsetzten, sondern die
Polizei auch mit Elektroschockpistolen, sogenannten Tasern, ausrüsten,
die vor allem für Menschen mit Herz- und Kreislauferkrankungen schnell
lebensgefährlich werden können. Die besagten Waffen sind mit
Metallpfeilen ausgestattet, die mit Drähten mit dem Abschussgerät
verbunden sind, und können kurzzeitig eine Spannung von bis zu 50.000
Volt auf die Zielperson übertragen. Infolge dessen erlahmt die
Muskulatur der Getroffenen und lässt diese bewegungsunfähig zu Boden
fallen. Die besagten Distanzwaffen, die in den USA flächendeckend im
Einsatz sind, haben dort schon zu Hunderten Todesfällen geführt.

Während in Bayern und Nordrhein-Westfalen bereits Zehntausende
Menschen gegen den Abbau ihrer Grund- und Freiheitsrechte auf die
Straße gingen, formiert sich zunehmend auch in anderen Bundesländern
der Widerstand gegen den von Staat und etablierter Politik ausgehenden
Demokratieabbau. In Niedersachsen mobilisiert ein breites Bündnis zu
einer Großdemonstration, die am 8. September in Hannover stattfinden
soll. Unter anderem kritisieren die Bürgerrechtler, dass bei der
geplanten Reform des neuen niedersächsischen Polizeigesetzes (NPOG)
"keine Konsequenzen aus den derzeit faktisch belegbaren Gefahren des
Terrorismus in Deutschland" zu erkennen seien. "Zu nennen sind das
behördliche Versagen im Fall Anis Amri, dessen Untersuchungen noch
keine Ergebnisse geliefert haben, sowie die Aktenvernichtung, die
Aufklärungsvereitelung und Vertuschung der Morde des NSU", kritisierte
etwa Digitalcourage e.V.

In Sachsen, dem Bundesland, das mittlerweile wohl mit Abstand als
reaktionärstes gelten dürfte, plant die Landesregierung aus CDU und
SPD sogar, selbst den besonderen Schutz, unter dem etwa Journalisten,
Rechtsanwälte und Ärzte stehen, aufzuweichen. Geht es nach der
Regierungskoalition, könnten zukünftig bei "erheblichen Gefahren" auch
diese abgehört werden. Gegen die von der sächsischen Landesregierung
aus CDU und SPD geplanten Verschärfungen des Polizeigesetzes hat sich
unterdessen auch im Freistaat eine Initiative gegründet. Die Kampagne
"Sachsens Demokratie" will versuchen, "den unhaltbaren autoritären
Zuständen im Freistaat Sachsen etwas entgegenzusetzen". Dabei wollen
die Aktivistinnen und Aktivisten nicht nur gegen das geplante neue
Polizeigesetz mobil machen, welches unter anderem vorsieht, dass
einzelne Einheiten der Polizei zukünftig mit Handgranaten,
Maschinengewehren und anderem militärisches Equipment ausgestattet
werden, sondern wenden sich zugleich gegen "die Extremismusdoktrin,
die einen 'Linksextremismus' konstruiert und kriminalisiert, indem
emanzipatorische Politik mit nazistischer Gewalt gleichgesetzt wird.
Außerdem soll die Kampagne auch "über zutiefst undemokratische
Zustände in Sachsen" berichten und "Rechtsbeugungen und Eingriffe in
die Bürgerrechte durch Ermittlungsbehörden, Demokratiedefizite der
Landesregierung und ihrer Behörden sowie Überwachung und Kontrolle von
kritischer Zivilgesellschaft" thematisieren.

Mit Protesten ist unterdessen auch am 13. September in Düsseldorf zu
rechnen. Dort findet von 11 bis 13 Uhr eine öffentliche Anhörung des
Innenausschusses mit Sachverständigen zur Novellierung der
Polizeigesetzgebung im Düsseldorfer Landtag statt. Nachdem der
nordrhein-westfälische Landesinnenminister Herbert Reul (CDU) sich
aufgrund der von Experten und Bürgerrechtsorganisationen geäußerten
Ablehnung der von ihm gewünschten Verschärfungen des Polizeigesetzes
in NRW gezwungen sah, die Verabschiedung des Gesetzes auf die Zeit
nach der parlamentarischen Sommerpause zu verschieben, werden immer
mehr Details weiterer geplanter Gesetzesänderungen bekannt. So gibt es
in NRW mittlerweile ein weiteres Gesetz zur Änderung des
Polizeigesetzes, welches den Titel "Gesetz zur Anpassung des
Polizeigesetzes Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden" trägt und in dem es, angelehnt an das
BKA-Gesetz des Bundes, um die Anpassung des Datenschutzes geht. So
soll im Rahmen dieses Gesetzes geregelt werden, dass die Polizei
künftig personenbezogene Daten erheben darf, die von Bürgerinnen und
Bürgern beispielsweise in sogenannten sozialen Netzwerken selbst
veröffentlicht worden sind.

Auch auf bundesweiter Ebene sind mittlerweile Proteste geplant. So
mobilisieren verschiedene Bürgerrechtsorganisationen zu einer
Demonstration mit dem Titel "Freiheit statt Angst - Stoppt die
Polizeigesetze" nach Berlin. Aufgrund verschiedener Paralleltermine
wurde die Großdemonstration, die ursprünglich bereits Ende September
stattfinden sollte, auf den 20. Oktober verschoben. Für den 24.
November ruft das Bündnis "Unheimlich sicher" zu einer Demonstration
gegen die diesjährige Innenministerkonferenz (IMK) in Magdeburg auf.

Das Bündnis befürchtet "weitere Strafverschärfungen und erweiterte
Befugnisse für Polizei und Ordnungsämter". Dabei gehe es "den
Sicherheitsorganen aber nicht um Sicherheit und Terrorismus, sondern
um die Kontrolle der gesamten Gesellschaft sowie die damit verbundene
Beschneidung von Grundrechten". "Es geht letztendlich um den Schutz
der kapitalistischen Grundordnung mit ihrer Elendsverwaltung, die sie
'soziale Marktwirtschaft' nennen", kritisieren die Überwachungsgegner
in ihrem Aufruf zu den Protesten.



Übersicht zu Polizeigesetzen der Länder und dagegen gerichtete
Bündnisse

https://digitalcourage.de/blog/2018/uebersicht-polizeigesetze
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MELDUNG/144: Forscher überprüfen ethische Zulässigkeit der Flüchtlingspolitik (idw)


Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster - 05.09.2018

Forscher überprüfen ethische Zulässigkeit der Flüchtlingspolitik

Internationale Tagung bringt Sozialwissenschaftler und Philosophen
zusammen, um unausgesprochene Normen der Migrationspolitik unter die Lupe
zu nehmen - "Politische Missverständnisse und Lagerbildung vermeiden" -
Interdisziplinäre Veranstaltung des Exzellenzclusters und des Zentrums für
interdisziplinäre Forschung in Bielefeld



Forscher aus Philosophie und Sozialwissenschaften wollen künftig gemeinsam
die ethische Zulässigkeit von Maßnahmen der europäischen
Flüchtlingspolitik untersuchen. "Jenseits der Fälle, in denen Staaten
klarerweise moralisch versagen, gibt es eine Vielzahl von grenzpolitischen
Maßnahmen, die die akademische Ethik noch nicht überprüft hat", sagt der
Philosoph Dr. Matthias Hoesch vom Exzellenzcluster "Religion und Politik"
der Universität Münster im Vorfeld einer Tagung zur Migrationspolitik.
"Solchen Fragen darf die Wissenschaft nicht länger ausweichen. Die
empirische Migrationsforschung bringt sich zu Recht beratend in den
Politikdiskurs ein - über die unausgesprochenen Normen ihrer Agenda hat
sie sich bislang aber zu wenig verständigt." Das lasse sich künftig nur im
Zusammenspiel von empirischer Sozialforschung und philosophischer Ethik
leisten. Zum Beispiel seien Maßnahmen in den Blick zu nehmen, die
Asylsuchende vom Territorium der EU fernhalten sollen - und wie sich das
moralisch etwa mit dem Anspruch der Staaten vertrage, allen Geflüchteten
Schutz zu gewähren, die ihr Territorium erreicht haben. Vor diesem
Hintergrund bringt in der kommenden Woche der Workshop "Studying Migration
Policies" (Über Migrationspolitik forschen) Ergebnisse der empirischen
Sozialwissenschaften mit ethischen Theorien aus Philosophie und
politischer Theorie zusammen.

"Erst wenn Forscher und Politikberater die normativen Annahmen ihrer
migrationspolitischen Ausrichtung moralphilosophisch begründen können und
dies in die Politik einbringen, werden sich politische Missverständnisse
und Lagerbildungen vermeiden lassen." Zugleich sollte die Migrationsethik,
eine junge Disziplin der Philosophie, nicht mehr nur Grundsatzüberlegungen
anstellen, sondern konkrete Migrationspolitiken moralisch bewerten und
dabei empirische Forschungsergebnisse einbeziehen, so Hoesch und die
Bonner Soziologin und Mitveranstalterin Dr. Lena Laube. "Es ist dringend
zu reflektieren, welche der bestehenden Grenzpolitiken zur Reduktion der
Asylsuchenden in der EU ethisch zu rechtfertigen sind." Als Beispiele
nennen die Wissenschaftler eine Entwicklungshilfe, die mit der
Unterstützung des Grenzschutzes afrikanischer Staaten zur Schließung von
Transitrouten einhergehe, Online-Aufklärungskampagnen, die negative
Aspekte der Flucht nach Europa betonten, sowie anreizgesteuerte
Rückführungsprogramme. "Welche Auswirkungen haben diese Maßnahmen für die
Betroffenen? Lassen sich hier allgemeine Kriterien formulieren, die bei
der Bewertung konkreter Fälle hilfreich sind?"

"Forschung sollte Fragen der Öffentlichkeit beantworten"

Die grenzpolitischen Maßnahmen und die Probleme, die sie mit sich bringen,
könnten nur auf Basis des Wissens der empirischen Grenzregime-Forschung
beschrieben und ethisch bewertet werden, so Hoesch. Noch laufe die
philosophische Debatte jedoch "fast ohne Kenntnisnahme der
sozialwissenschaftlichen Forschung" ab. Sie verbleibe auf der Ebene
genereller Fragen - etwa, ob Staaten die Einreise dann beschränken dürfen,
wenn alle Staaten wirtschaftlich gleich dastünden. "Wenn Philosophie und
Sozialwissenschaften künftig stärker gemeinsam an der ethischen Bewertung
konkreter migrationspolitischer Fragen arbeiten", so Hoesch, "wird auch
die Öffentlichkeit profitieren, die sich in Debatten ja intensiv mit
Flüchtlingsfragen befasst." Der Philosoph unterstreicht mit Blick auf die
Migrationspolitikforschung: "Schon die Entscheidung, welchen Fragen in den
empirischen Wissenschaften nachgegangen wird, ist oft von normativen
Überzeugungen bestimmt." Solche Voreinstellungen sollten künftig im Rahmen
einer normativen Theorie überprüft werden. "Es gilt, sich den
philosophischen und politiktheoretischen Diskursen zu stellen."

Die Tagung "Studying Migration Policies at the Interface between Empirical
Research and Normative Analysis" (Migrationspolitikforschung an der
Schnittstelle zwischen empirischer und normativer Analyse) nimmt diese
Fragen vom 10. bis 12. September am Zentrum für interdisziplinäre
Forschung (ZiF) in Bielefeld in den Blick. Der Philosoph Dr. Matthias
Hoesch vom Exzellenzcluster "Religion und Politik" der WWU und die
Soziologin Dr. Lena Laube vom Forum Internationale Wissenschaft der Uni
Bonn veranstalten sie gemeinsam mit dem ZiF. Es werden international
renommierte Wissenschaftler verschiedener Disziplinen erwartet, darunter
der Politikwissenschaftler Prof. Dr. Joseph Carens von der Universität
Toronto und der Philosoph Prof. Dr. David Leslie Miller von der
Universität Oxford, die insbesondere Fragen der Migrationsethik in den
Blick nehmen. Die Rechtswissenschaftlerin Prof. Dr. Ayelet Shachar vom
Max-Planck-Institut Göttingen, die Politikwissenschaftlerin Prof. Dr.
Sandra Lavenex von der Universität Genf sowie der Soziologe und
Politikwissenschaftler Prof. Dr. William Walters aus Ottawa setzen sich
mit Fragen des Migrationsrecht, der europäischen Migrationspolitik und der
Abschiebepolitik auseinander. (maz/vvm)


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2018/sep/PM_Ethische_Zulaessigkeit_der_Fluechtlingspolitik.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik"

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, 05.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





STATISTIK/613: In den meisten Haushalten mit Migrationshintergrund wird überwiegend deutsch gesprochen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 05.09.2018

In den meisten Haushalten mit Migrationshintergrund wird überwiegend
deutsch gesprochen



WIESBADEN - In den meisten Mehrpersonenhaushalten (56%), in denen
mindestens eine Person einen Migrationshintergrund hat, wurde 2017
überwiegend deutsch gesprochen. Eine Person hat dann einen
Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil
nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) auf Basis des Mikrozensus 2017
weiter mitteilt, war die am häufigsten gesprochene ausländische
Sprache in diesen Haushalten türkisch (17%), gefolgt von russisch
(16%), polnisch (9%) und arabisch (7%).

Ob in einem Haushalt Deutsch oder eine ausländische Sprache gesprochen
wird, hängt stark von der Zahl der Haushaltsmitglieder mit
Migrationshintergrund ab. In rund 89% der Haushalte, in denen nur ein
Teil der Haushaltsmitglieder ausländische Wurzeln hatte, verständigte
man sich überwiegend auf Deutsch. Hatten hingegen alle
Haushaltsmitglieder ausländische Wurzeln, sank der Anteil auf 40%.

Weiterhin hängt die gesprochene Sprache im Haushalt stark von der
Herkunft der Haushaltsmitglieder ab. Zum Beispiel wurde in rund 4% der
Haushalte, in denen alle Personen syrische Wurzeln hatten, überwiegend
Deutsch gesprochen. Der jeweilige Anteil lag höher, wenn die
Haushaltsmitglieder türkische (34%) oder russische Wurzeln (50%)
hatten. In den meisten Haushalten, in denen alle Personen oder deren
Eltern aus Kasachstan stammten, wurde dagegen überwiegend Deutsch
gesprochen (62%) - unter anderem weil Kasachstan eines der
Hauptherkunftsländer der (Spät-)Aussiedler und Aussiedlerinnen ist.

In Haushalten, in denen alle Personen nicht in Deutschland geboren,
sondern zugewandert sind, ist zudem die Aufenthaltsdauer entscheidend:
Je länger die Haushaltsmitglieder in Deutschland lebten, desto eher
verständigten sie sich auch auf Deutsch. Lebten die
Haushaltsmitglieder im Durchschnitt weniger als zwei Jahre in
Deutschland, haben sie nur zu 8% überwiegend deutsch miteinander
gesprochen. Hielten sie sich hingegen seit mindestens zehn Jahren im
Land auf, lag dieser Anteil bei 47%.


Methodische Hinweise:

Der Mikrozensus ist eine Stichprobenerhebung, bei der jährlich rund
1% der Bevölkerung in Deutschland befragt wird. Um aus den erhobenen
Daten Aussagen über die Gesamtbevölkerung treffen zu können, müssen
die Daten hochgerechnet werden.

Aufgrund einer Änderung des Mikrozensusgesetzes stehen ab dem
Berichtsjahr 2017 nur für die Bevölkerung in Privathaushalten alle
Merkmale des Fragebogens zur Verfügung. Daher kann der
Migrationsstatus nur noch für die Bevölkerung in Privathaushalten
ermittelt werden und nicht mehr für die Bevölkerung in
Gemeinschaftsunterkünften.

WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Bevölkerung vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 329 vom 05.09.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76
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Internet: www.destatis.de
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KRIEG/1709: Militär - planen, schmieden, Messer wetzen ... (SB)




Heer, Luftwaffe und Marine werden künftig kräftig aufwachsen
müssen, um den veränderten Anforderungen der Landes- und
Bündnisverteidigung gerecht zu werden. Die Planungen gehen davon aus,
dass wir uns bis 2023 auf einen jährlichen Finanzbedarf von etwa 60
Milliarden Euro hinbewegen müssen.

Henning Otte (verteidigungspolitischer Sprecher der Union) [1]

Wenngleich die Befähigung der Bundesrepublik, ihre Interessen mit
militärischen Mitteln durchzusetzen, im Kontext des Nordatlantischen
Bündnisses und der Europäischen Union angesiedelt ist, entspringt sie
doch zugleich eigenständigen Ambitionen, umfassende
Zugriffsinstrumente im Dienst hegemonialen Übergriffs zu entwickeln,
in Stellung zu bringen und anzuwenden. Die seit langem erhobene
Forderung der US-Regierung, die europäischen Verbündeten müßten ihren
Rüstungshaushalt auf das in der NATO vereinbarte Ziel von 2 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts steigern, ist Wasser auf die Mühlen eines
deutschen Militarismus, der darüber seine strategischen Entwürfe als
unvermeidlich zu erfüllende Bündnisverpflichtungen kaschieren kann.
Ideologisch als Verteidigung deklariert, treibt deutsches
Vormachtstreben bestehende Konflikte in der eskalierenden Zuspitzung
waffenstarrender Auseinandersetzungen auf den großen Krieg zu,
obgleich dessen zentrales Schlachtfeld Mitteleuropa wäre und
Deutschland bereits im ersten Schlagabtausch der Verwüstung
anheimfallen würde.

Zugleich hat die zunehmend bellizistische Ausrichtung deutscher
"Sicherheitspolitik" einen immensen sozialpolitischen Preis, da die
gewaltigen Lasten eines massiv umgeschichteten Bundeshaushalts vor
allem jenen Teilen der Bevölkerung aufgebürdet werden, die am
stärksten auf staatliche Sozialleistungen angewiesen sind. Während der
aktuelle Verteidigungsetat etwa 39 Milliarden Euro umfaßt, liefen 1,5
Prozent des BIP auf rund 60 Milliarden und 2 Prozent auf geschätzte 80
Milliarden hinaus. Wenngleich die 2-Prozentmarke derzeit noch als
illusorisch bezeichnet wird, weil Regierungspolitik mögliche
Widerstände bis hin zu Revolten präventiv ins Visier nehmen muß,
werden die 1,5 Prozent in wachsendem Maße als notwendig und fast schon
beschlossene Sache gehandelt. So kündigt der verteidigungspolitische
Sprecher der Union im Bundestag, Henning Otte (CDU), an, daß Heer,
Luftwaffe und Marine künftig "kräftig aufwachsen" müßten, um den
"veränderten Anforderungen der Landes- und Bündnisverteidigung gerecht
zu werden: Die Planungen gehen davon aus, dass wir uns bis 2023 auf
einen jährlichen Finanzbedarf von etwa 60 Milliarden Euro hinbewegen
müssen."

Warum das angeblich unabdingbar ist, erklärt der Generalinspekteur der
Bundeswehr, Eberhard Zorn, als ranghöchster deutscher Militär auf eine
Frage nach den "strategischen Prioritäten Deutschlands": "Und wie Sie
wissen, brauchen wir als weltweit tätige Marktwirtschaft auch freie
Handels- Transport- und Kommunikationslinien". [2] Wenngleich diese
euphemistische Wortwahl wohlweislich alle unmittelbaren Assoziationen
mit Kriegsführung ausspart, ist sie doch nicht aus der Luft gegriffen.
Um dauerhaft ökonomische Kriege zu führen und die Exportoffensive
fortzuführen, bedarf es eines Fundaments militärischer Macht, die
ökonomische Stärke erst durchsetzungsfähig macht, weil sie deren
Voraussetzungen und Bedingungen weltweit diktieren kann. Das tritt im
Zuge der insbesondere von Washington forcierten Demontage der
politischen Abkommen und gewachsenen Übereinkünfte deutlich zutage,
welche die essentiellen Parameter der Herrschaftssicherung brachial in
den Vordergrund katapultiert.

Als Projekt der hiesigen Eliten korrespondiert die deutsche Aufrüstung
daher mit den Ansprüchen der Bevölkerung auf einen Lebensstandard über
dem vieler anderer Länder und insbesondere auf Kosten all jener
Menschen, die in Versorgung der Bundesrepublik mit Rohstoffen und
Billigprodukten, als Hungerlöhner in ausgelagerten Fertigungen, als
Abfallverwerter und auf viele andere Weisen ihrer Substanz beraubt
werden. Deutsche Produktivitätsvorteile und ein riesiger
Niedriglohnsektor machen es wiederum möglich, andere Volkswirtschaften
niederzukonkurrieren und massenhaft ökonomische Existenzen zu
vernichten. Ohne Waffengewalt im mindesten aus dem Fokus
antimilitaristischen Widerstands zu rücken, läßt sich die Frage von
Krieg und Frieden doch nicht mit einer vordergründigen Dichotomie
hinreichend bearbeiten, welche die massenhafte Vernichtungsgewalt
einer imperialistischen Friedensordnung ausblendet.

Zwei Jahre lang haben Verteidigungsministerium und Militärführung an
der Konkretisierung einer Rüstungsoffensive gearbeitet, deren Resultat
nun als sogenanntes "Fähigkeitsprofil der Bundeswehr" den Aufbau einer
modernen Armee bis 2031 beschreibt und der Geheimschutzstelle des
Bundestags übermittelt wurde, wo Abgeordnete ihn unter Bedingungen
einsehen können. Wie aus den veröffentlichten Grundzügen hervorgeht,
ist in drei Zwischenschritten bis 2023, 2027 und 2031 vorgesehen,
insbesondere vier Komplexe in Angriff zu nehmen: Eine hochmoderne
Ausrüstung aller Soldaten mit gleichem Gerät und nicht nur bei
Auslandseinsätzen. Das Füllen "hohler Strukturen", womit das Ausleihen
von Großgerät zwischen Verbänden beendet werden soll. Ein Ausbau der
Cyberverteidigung sowie der Kapazitäten im Weltraum für
satellitengestützte Überwachung und vernetzte Luftverteidigung.

Das Fähigkeitsprofil legt indessen den Schwerpunkt bis 2023 auf die
Aufgaben Deutschlands als Rahmennation der NATO-Speerspitze, für die
eine vollausgestattete deutsche Brigade gestellt werden muß. Diese
schnelle Eingreiftruppe (Very High Readiness Joint Task Force - VJTF)
wurde 2014 gegründet und soll innerhalb von drei Tagen an jeden Ort
verlegbar sein, wo sie benötigt wird. Im kommenden Jahr übernimmt die
Bundesrepublik die Führung dieser Angriffsformation zur beschleunigten
Kriegsführung. Berücksichtigt werden auch die NATO-Beschlüsse vom
Juli, wonach 30 Bataillone, 30 Kampfflugzeuge und 30 Marineeinheiten
in 30 Tagen mobilisierbar sein sollen. In Deutschland werden drei
Divisionen mit acht kampffähigen Brigaden sowie vier Einsatzverbände
der Luftstreitkräfte aufgebaut, für die Marine sind elf neue Fregatten
vorgesehen. In den Plänen werden erstmals konkrete Zahlen zu
beschaffender Panzer und benötigter Soldaten genannt, aber auch
erhebliche Umstrukturierungen angekündigt. Die Streitkräfte zur
Landesverteidigung sollen zu Systemverbünden zusammengelegt werden,
indem beispielsweise das Heer gezielt Luft- und Seeunterstützung
bekommt. [3]

Ursula von der Leyen spricht von einem "großen Modernisierungsplan",
der zeige, "wohin die Reise geht. Die Soldatinnen und Soldaten spüren,
dass wir nach dem Tiefpunkt im Jahr 2015 nach 25 Jahren des
Schrumpfens in der Bundeswehr jetzt langsam die Talsohle
durchschritten haben. Aber es liegt noch ein langer Aufstieg vor uns,
den wir bewältigen müssen." Die allenthalben kolportierten Mißstände
und Mängel geben einen vorzüglichen Deckmantel ab, der angeblich nicht
einsatztauglichen Truppe eine gehaltvolle Kur zu verordnen. So
verlangt die neue Konzeption der Bundeswehr denn auch, daß ihre
Fähigkeiten "von kleineren Einsätzen bis hin zum anspruchsvollsten
Einsatz im Rahmen einer sehr großen Operation innerhalb und am Rande
des Bündnisgebietes reichen". Gleichzeitig sei es notwendig, weltweit
"hoch intensive Operationen in schneller Reaktion bis hin zu lang
andauernden stabilisierenden Einsätzen im Rahmen der Sicherheitsvor-
und Krisennachsorge" zu führen, wie es im Papier heißt.

Die Verteidigungsministerin gibt der großen Koalition vor, wie das
gewaltige Vorhaben im Haushalt durchgesetzt werden soll: "Wir haben
einen genau festgelegten Finanzrahmen, der von der Bundesregierung bei
der NATO auch so angezeigt worden ist." 2019 würden für den
Verteidigungsetat 1,3 Prozent des BIP zur Verfügung gestellt, 2024
seien es 1,5 Prozent. Als gebe es kein Zurück mehr, spielen die
maßgeblichen Akteure einander die Bälle zu, während für die
Öffentlichkeit demokratischer Parlamentarismus in Szene gesetzt wird.
Nachdem der Wehretat bereits ein Streitpunkt zwischen den
Koalitionären gewesen war, erhöhte SPD-Finanzminister Olaf Scholz die
Mittel für 2019 um etwa vier Milliarden Euro auf 42,9 Milliarden Euro.
Die finanziellen Mittel trotzte von der Leyen in zähen Verhandlungen
dem Finanzminister ab, heißt es. Dessen Plänen zufolge sind etwas mehr
als 43 Milliarden Euro bis zum Jahr 2022 vorgesehen, während die
Streitkräfte nun eine Erhöhung auf 60 Milliarden Euro bis 2023
fordern. Um diese Diskrepanz auszubügeln, wird also noch jede Menge
demonstratives Armdrücken und zähneknirschendes Einlenken erforderlich
sein - sofern niemand der Bundesregierung entscheidend in die Parade
fährt.


Fußnoten:

[1] www.zdf.de/nachrichten/heute/von-der-leyen-legt-plan-zur-bundeswehr-modernisierung-vor-100.html

[2] www.wsws.org/de/articles/2018/09/05/mili-s05.html

[3] www.spiegel.de/politik/deutschland/bundeswehr-wehretat-soll-auf-60-milliarden-euro-steigen-a-1226388.html
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REPRESSION/1612: Hambacher Forst - von der Frucht getrennter Kern ... (SB)




Seit sechs Jahren ist der Hambacher Forst von radikalökologischen AktivistInnen
besetzt, um die vollständige Abholzung dieses uralten und einst sehr großen
Waldes zu verhindern. Wie viele Generationen dieser meist jungen Menschen auch
immer durch ihre Wochen, Monate oder Jahre währende Anwesenheit dafür gesorgt
haben, daß die Wald- und Wiesenbesetzung als höchst vitales Zentrum alternativer
Lebensentwürfe Bestand hat, so ist daraus ein für die Bundesrepublik
einzigartiges Soziotop abseits gesellschaftlicher Norm- und
Ordnungsvorstellungen entstanden. Insofern geht es bei der Verteidigung des
Hambacher Waldes gegen die angekündigte Rodung weiterer Bäume nicht nur um deren
Erhalt, sondern auch um die Existenz eines Gegenmodells zur vorherrschenden,
verbrauchsintensiven, menschen- wie naturfeindlichen imperialen Lebensweise.

Nun, da der Kampf zwischen der Erweiterung des Hambacher Braunkohletagebaus und
der Bewahrung des kleinen Restes eines uralten Waldes, den die Menschen aus den
umliegenden Dörfern als Allmende gemeinsam nutzten und bewahrten, bevor sie von
der großen Maschine kapitalistischer Wertproduktion aufgesogen und atomisiert
wurden, bundesweit Beachtung gefunden hat, sind im Rundfunk auch Stimmen aus der
Waldbesetzung zu vernehmen. Die etwa im Deutschlandfunk als "Aussteiger"
titulierten AktivistInnen hätten allerdings so viel mehr zu sagen, denn als
Exponenten eines potentiell kriminalisierten Widerstandes gegen den Kohlekonzern
RWE und seine SachwalterInnen in Politik und Gesellschaft vorgeführt zu werden. 
Ihre an den Rand der Auseinandersetzungen um Natur- und Umweltschutz versus
Wachstums- und Wettbewerbsfähigkeit gedrängte Existenz ist Ausdruck einer
Ignoranz, mit der die Notwendigkeit entschiedener Maßnahmen gegen den
Klimawandel und die Zerstörung vitaler Ökosysteme so laut hinausposaunt wird,
daß die realpolitische Negation all dessen im ohrenbetäubenden Lärm des
Politikgetriebes untergeht.

In sechs Jahren des Lebens am Rande der Zivilisation inmitten der
hochorganisierten und durchstrukturierten BRD wurde ein Keim alternativer
Lebensformen gesetzt, der in den radikalökologischen Kämpfen Europas und darüber
hinaus seinen festen Platz als einen der Orte hat, wo die postkapitalistische
Zukunft bereits in Ansätzen verwirklicht wurde. Die Rede ist von dem zweifellos
hochambitionierten Vorhaben, Herrschaftsfreiheit in den Beziehungen zwischen
Menschen wie in den gesellschaftlichen Naturverhältnisse nicht auf eine ungewisse
Zukunft zu verschieben, sondern so weitgehend wie möglich in der alltäglichen
Lebenspraxis zu realisieren. Das betrifft die Reduzierung aller für die
physische Reproduktion oder bauliche Gestaltung erforderlichen Ressourcennutzung
auf ein denkbares Minimum ebenso wie die möglichst pflanzliche Ernährungsweise
und die Nutzung selbsterzeugten Stroms auf einfachstem Niveau. Die Baumhäuser
werden lediglich mit Tauen im Geäst verankert, und die Wege durch den Wald
werden so begangen, daß möglichst keine Triebe junger Pflanzen dadurch
beschädigt werden. 

Das betrifft vor allem auch die Etablierung eines gesellschaftlichen Freiraums,
in dem Menschen unbeeinträchtigt von den Imperativen patriarchaler und
chauvinistischer Anmaßung auf selbstbestimmte Weise leben und arbeiten können. 
Insofern repräsentiert die Wald- und Wiesenbesetzung auch den Gegenentwurf zu
einer Neuen Rechten, die im Streben nach politischer Hegemonie alle Register
autoritärer Ermächtigung und rassistischer Feindbildproduktion zieht. Es ist
keine Beiläufigkeit, sondern legt das ideologische Fundament des heftig tobenden
Kampfes um politische wie kulturelle Deutungshoheit frei, wenn die Neue Rechte
alle Versuche, den Zwang geschlechtlicher, arbeitsgesellschaftlicher, ethno- und
anthropozentrischer Ordnungsvorstellungen zu überwinden, durch aggressive
Polemik gegen "Kulturmarxismus", "Genderwahn" oder "grün- und linksversiffte
Gutmenschen" zu diffamieren versucht [1].

Natürlich ist ein solches Soziallabor nicht autark, sondern lebt vor allem von
dem, was das warenerzeugende System in seiner ausschließlich an
Kapitalverwertung orientierten Dauerrotation an überschüssigen Produkten
freisetzt. Als selbstorganisiertes, von dem zentralen Interesse an einer
lebenswerten Zukunft getragenes Projekt hat die Wald- und Wiesenbesetzung längst
ein so vitales Eigenleben entfaltet, daß im Lauf der Jahre diverse Reportagen
durchaus zugewandter Art in audiovisuellen und Printmedien entstanden sind. 
Allerdings wurden diese in der Regel aus einer journalistischen Distanz heraus
verfaßt, die im Ergebnis eher Erlebnisberichte aus einer exotischen Nische
gesellschaftlicher Randständigkeit hervorgebracht als zur notwendigen
Auseinandersetzung mit der eigenen Lebensweise und den eigene Anteilen an
destruktiven Verwertungsprozessen geführt haben.

Von daher geht es bei der aktuellen Konfrontation mit RWE und der Staatsgewalt
auch darum, die große gesellschaftliche Relevanz der eigenen Position
herauszustreichen und der die globale Rücksichtslosigkeit fossilistischer und
kapitalistischer Wertproduktion repräsentierenden Gegenseite nicht die
Definitionsmacht über das Geschehen zu überlassen. Daß diese mit allen Mitteln
versucht, die den Wald verteidigenden AktivistInnen auf den Vorwurf der Gewalt
zu reduzieren, ist nichts Neues und liegt in der legalistischen Funktionsweise
herrschender Interessen, ihre radikalen KritikerInnen ins Unrecht zu
manövrieren, um sich keinesfalls auf eine inhaltliche Auseinandersetzung
einlassen zu müssen.

In Legitimationsinstanzen wie der Kohlekommission über den Tisch gezogen zu
werden, während die Polizei am Boden materieller Gewaltverhältnisse unumkehrbare
Tatsachen schafft, ist ein bewährtes Mittel der von ganz anderen Interessen als
dem Schutz der natürlichen Lebenswelt oder der Entwicklung einer
sozialökologisch verträglichen Lebensweise getriebenen Formationen in Staat und
Kapital. Den Kampf um den Hambacher Wald auf eine Weise zu politisieren, die das
ganze Ausmaß des Widerspruches, sich auf eine drastische Reduzierung der
Emission klimaschädlicher Gase festzulegen und fast nichts dergleichen zu tun,
zu Tage fördert, könnte auch eine Linke interessieren, der das politische
Subjekt weitgehend abhandengekommen ist. Eindeutig Position zu beziehen auch
gegen eine Gewerkschaft wie die IG BCE und eine Partei wie die SPD, die das
Argument zu erhaltender Arbeitsplätze auf eine Weise verabsolutieren, als gäbe
es kein Morgen, könnte Klarheit schaffen für eine Bewegungslinke, der bei den
G20-Protesten in Hamburg ein vernichtender Schlag zugefügt werden sollte.

Es ist kein Zufall, daß dieser Tage von interessierter Seite immer wieder der
Vergleich zwischen der Konfrontation im Hambacher Wald und den G20-Protesten im
Juni 2017 gezogen wird. Seit Anfang September wurde bei der Kriminalisierung des
Widerstandes im Hambacher Wald ein Gang hochgeschaltet, indem der Wald zum
"Gefährlichen Ort" nach dem Polizeigesetz NRW erklärt wurde. Anlaßlose
Personalienkontrollen und Durchsuchungen, Einschränkungen des
Versammlungsrechtes und andere Repressalien, zu der die Polizei nun ermächtigt
ist, belegen, was die Staatsmacht im Kern begründet. Wenn die Argumente zur
Durchsetzung herrschender Interessen versagen, werden Grundrechte unter dem
Vorbehalt des Ausnahmezustandes eingeschränkt, was ein Schlaglicht auf die
derzeit in fast allen Bundesländern verschärften Polizeiaufgabengesetze wirft. 
Damit wird auch auf systematische und zielgerichtete Weise ein Keil zwischen die
AktivistInnen der Wald- und Wiesenbesetzung und das Umfeld der UnterstützerInnen
bis hin zum BUND, der als umweltpolitische Lobbyorganisation auf ganz anderem
Parkett aktiv ist, getrieben.

Ein Spaziergang im Wald ist gefährlich geworden, weil der in die grüne Lunge des
Planeten eintauchende Mensch sich aufgrund vorläufiger Behauptungen in einer
Arrestzelle wiederfinden könnte. Die in Leib und Leben permanent durch den
Braunkohletagebau gefährdeten Biorganismen sollen in ihrer Schwäche und
Verletzlichkeit keine Stimme haben, die zu den Nutznießern ihres Verbrauchs und
ihrer Zerstörung durchdringen könnte. Das Kleine und Schwache zu schützen, das
am Rand und in den Nischen tauschwertorientierer Wandel- und Wechselverhältnisse
kaum vorkommende Leben in seiner Eigenart zu würdigen und zu respektieren, heißt
auch, der Flüchtigkeit und Nichtigkeit der eigenen Existenz unwiderrufliche
Wirkung, sprich Wirklichkeit abzuringen. Im Streit um die Reste eines Waldes, den
die vergessene Erinnerung an die Möglichkeit, dem Blutfluß alles verzehrender
Gewalt ein Ende zu bereiten, wie Nebelschwaden über dem taufeuchten Grund
durchströmen, liegen Erkenntnismöglichkeiten verborgen, die gering zu schätzen
den immer gleichen Fehler wiederholen, an den wesentlichen Fragen vorbeizugehen.


Fußnoten:

[1] BERICHT/076: Linke Buchtage Berlin - rechtsseitig durchdrungen ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0076.html

BERICHT/078: Linke Buchtage Berlin - der gleiche Kampf noch immer ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0078.html
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STANDPUNKT/796: Maas-Reise Türkei - medico kritisiert Normalisierung auf Kosten der Menschenrechte (medico international)


medico international - 5. September 2018

Maas-Reise Türkei 

medico kritisiert Normalisierung auf Kosten der Menschenrechte und warnt
vor Idlib-Deal



Die Frankfurter Hilfs- und Menschenrechtsorganisation kritisiert die von
der Bundesregierung angestrebte Normalisierung der Beziehungen zur
Türkei.

"Menschenrechte dürfen nicht zugunsten von wirtschaftlichen und
strategischen Interessen geopfert werden. Die kritische Zivilgesellschaft
in der Türkei ist weitestgehend verboten und inhaftiert. Der Einsatz für
Menschenrechte und demokratische Beteiligung darf nicht unter Strafe
gestellt werden. Dies sollte das oberste Gebot für die Zusammenarbeit
beider Staaten sein", sagt Anita Starosta von medico international.

Beim Treffen des deutschen Außenministers mit dem türkischen Präsidenten
Erdogan und seinen Amtskollegen Mevlüt Cavusoglu in Türkei müsse sich Maas
für die Freilassung aller politischer Gefangen einsetzen, auch wenn sie
keine deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Die lokalen medico-Partner
können ihre Arbeit zzt. nur unter schwierigsten Bedingungen fortsetzen. Die
überwiegende Mehrheit der Partnerorganisationen ist aktuell verboten, vor
allem wenn sie sich für die Rechte der kurdischen Minderheit einsetzen.

Zwar seien die Rüstungsexporte an die Türkei in diesem Jahr zurückgegangen,
eine Garantie für einen Auslieferungsstopp gibt es bisher jedoch nicht.
Beim türkischen Einmarsch im syrischen Afrin kam auch der deutsche 
Leopard-Panzer in einem völkerrechtswidrigen Einsatz zum Einsatz. Noch immer
unterstützt medico die Nothelfer in einem Flüchtlingslager von etwa 100.000
Menschen, die aus Afrin fliehen mussten und nun obdachlos sind. "Wir
fordern den Stopp aller Rüstungsexporte in die Türkei", so Starosta und
weiter: "Außerdem muss es für die Flüchtlinge aus Afrin wieder eine
Perspektive der Rückkehr geben. Diese gibt es jedoch nur, wenn sich die
Türkei und die ihr nahestehenden Milizen, aus dem Gebiet zurückziehen."

Gegenstand der Gespräche zwischen Maas und seinem Amtskollegen soll
ebenfalls die Situation der Flüchtlinge im syrischen Idlib sein. Sollten
Assad-Truppen und Russland die Region angreifen, werden die
Hunderttausenden Binnenflüchtlinge als letzten Ausweg in die Türkei fliehen
müssen. Bisher versperrt die Türkei diese Route. Auch medico-Partner werden
am Grenzübertritt gehindert. "Die Flüchtlinge in Idlib haben bereits
brutale Kriegserlebnisse hinter sich und brauchen einen sicheren und
menschenwürdigen Aufenthaltsort jenseits von Krieg und Verfolgung. Statt
den nächsten schmutzigen Flüchtlingsdeal mit der Türkei auszuhandeln, muss
die die Bundesregierung sich für eine Aufnahme in Europa einsetzten", so
medico-Pressesprecherin Katja Maurer.

 * 

Quelle:

medico international - 5. September 2018

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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USA/1409: Washington - gewählte Feinde und unerwünschte Freunde ... (SB)


Washington - gewählte Feinde und unerwünschte Freunde ...



Man muß für Donald Trump absolut nichts übrig haben, um zu erkennen,
daß die Angriffe auf seine Person ein Ausmaß erreichen, das kein
US-Präsident vor ihm aushalten mußte. Sicherlich erntet der ehemalige
New Yorker Immobilienmagnat jenen Sturm, den er mit beleidigenden und
rassistischen Sprüchen im Wahlkampf 2016 gesät hat und seit dem Einzug
ins Weiße Haus Ende Januar 2017 weiter entfacht. Und dennoch läßt sich
der Konsens der US-Konzernmedien und der meisten staatskonformen
Kommentatoren, Trump müsse so schnell wie möglich aus seinem Amt
gedrängt werden, nicht mit der Sorge um Demokratie, Frauenrechte,
gesellschaftlichen Frieden oder gar Umwelt erklären. Die offene
Feindschaft des politischen Establishments Trump gegenüber rührt aus
dessen erklärtem Willen her, das militärische Engagement der USA in
Übersee zu reduzieren und sich dafür mit gegnerischen Mächten wie
Rußland und Nordkorea zu arrangieren. Ein solches Ansinnen steht dem
Streben der aus neokonservativen Republikanern und
humanitär-interventionistischen Demokraten bestehenden Dauermehrheit
im Kongreß nach amerikanischer Welthegemonie im Weg und wird deshalb
mit allen Mitteln bekämpft.

Am 5. September hat die New York Times, völlig ungewöhnlich, den
spektakulären Gastbeitrag eines nicht namentlich in Erscheinung
tretenden Mitarbeiters des Präsidenten veröffentlicht, in dem die
Person behauptet, Teil einer Widerstandsgruppe im Weißen Haus zu sein,
die nach bestem Willen Amerika und die Welt vor dem Chaoten Trump zu
schützen versuche. Zunächst ist festzustellen, daß diese Person
möglicherweise gar nicht existiert. Schließlich war es die New York
Times, die 2002 und 2003 die Lügengeschichten der Regierung George W.
Bushs über Saddam Husseins "Massenvernichtungswaffen" und Bagdads
Verbindungen zum Al-Kaida-"Netzwerk" Osama Bin Ladens auf ihrer
Titelseite brachte und damit half, die nötige öffentliche Atmosphäre
für den illegalen Einmarsch amerikanischer und britischer Streitkräfte
in das Zweistromland zu schaffen. 2004 hat Amerikas "Paper of Record"
auf ausdrückliche Bitte des Weißen Hauses einen Enthüllungsbericht der
eigenen Redaktion über die illegale Ausspähung des gesamten
US-Telefon- und Internetverkehrs durch die NSA der Öffentlichkeit
vorenthalten, um den Sieg von Bush jun. bei der Präsidentenwahl gegen
John Kerry nicht zu gefährden.

Nichtsdestotrotz gibt der "Gastbeitrag" in der New York Times
aufschlußreiche Informationen über die politische Stoßrichtung der
Trump-Feinde. Der Autor der denkwürdigen Schrift erklärt zum Beispiel,
nicht alles, was die Trump-Regierung in den letzten eineinhalb Jahren
gemacht habe, sei schlecht gewesen. Lobend hervorgehoben werden
"historische Steuererleichterungen" für die Großkonzerne und die
Schwerreichen, "Deregelierung", sprich Abbau von
Umweltschutzvorschriften und Arbeitsplatzstandards, sowie die
"Stärkung des Militärs". Vergeblich sucht man im Artikel nach Kritik
an den umstrittensten Maßnahmen der bisherigen Trump-Ära, nämlich an
dem Einreiseverbot für Muslime und der Verhaftung von Flüchtlingen und
Asylsuchenden sowie ihre Unterbringung in speziellen Lagern, Eltern
von Kindern getrennt. Dafür wird Trump als "amoralischer" Lügner und
Schwätzer dargestellt, der sprunghaft, launisch und völlig irrational
agieren soll. Die Entscheidungen Trumps, die den radikalsten Bruch mit
der Politik seiner Vorgänger darstellen, nämlich der Ausstieg aus dem
Atomabkommen mit dem Iran, die Verlegung der US-Botschaft in Israel
von Tel Aviv nach Jerusalem und die Streichung der amerikanischen
Zuwendungen für das Hilfswerk der Vereinten Nationen für
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten werden in dem Artikel mit keinem
Wort erwähnt, geschweige denn moniert.

Der Verfasser des Artikels lastet Trump eine Vorliebe für "Autokraten
und Diktatoren" an. Interessant, wenn nicht sogar bezeichnend, ist die
Auswahl der Staatsführer, die hier als keine gute Gesellschaft für
einen US-Präsidenten hingestellt werden. Der philippinische Präsident
Rodrigo Duterte, den Trump wegen seines blutigen Feldzugs gegen
Drogenkriminelle mehrfach gepriesen hat, und der saudische Kronprinz
Mohammed Bin Salman, dem Trump milliardenteure Rüstungsgüter verkauft
hat, um im Jemen Völkermord zu verüben, bleiben natürlich außen vor.
Es sind Trumps Friedensofferten gegenüber Wladimir Putin und Kim
Jong-un, die in dem Artikel als verurteilenswert dargestellt werden.
Dafür wird der vor kurzem verstorbene Kriegstreiber John McCain als
Beispiel eines "ehrenhaften" US-Staatsmanns angeführt, dem Trump nicht
das Wasser reichen könne.

Der außergewöhnliche NYT-Gastbeitrag erschien einen Tag, nachdem in
der Washington Post die ersten Auszüge aus dem neuen Buch der
Watergate-Legende Bob Woodward über das vermeintliche Durcheinander in
der Trump-Administration veröffentlicht wurden. Woodward zitiert
Stabschef John Kelly dahingehend, das Weiße Haus sei eine
"Irrenanstalt" und Trump ein "Idiot". Kelly bestreitet vehement, eine
solche Beschreibung jemals von sich gegeben zu haben und hat sich zu
der produktiven Zusammenarbeit mit Präsident Trump bekannt. In
Woodwards "Fear" wird beschrieben, wie Trump im vergangenen Jahr
angeregt hat, die 26.500 US-Soldaten in Südkorea mit dem Argument nach
Hause zu holen, der Koreakrieg sei lange vorbei, die Stationierung
mache finanziell wie militärisch keinen Sinn. Dafür soll der Präsident
von Verteidigungsminister James Mattis eines Besseren belehrt werden;
die US-Streitkräfte in Südkorea dürften nicht abgezogen werden, denn
sie würden den "Dritten Weltkrieg" verhindern.

Der Austausch zwischen Trump und General a. D. Mattis - sofern er sich
wie von Woodward geschildert überhaupt ereignet hat - macht die
Trennlinie zwischen dem amtierenden US-Präsidenten und der
außenpolitischen Elite in Washington dennoch sichtbar. Auch wenn er
nicht über einen umfassenden sicherheitspolitischen Sachverstand
verfügt, hat Trump immerhin die Gefahr der imperialen Überdehnung, vor
der bereits vor Jahren der Historiker Paul Kennedy warnte, erkannt und
will deshalb das US-Militär schlagkräftiger machen, indem man sich von
überholten Verpflichtungen im Ausland verabschiedet. Washingtons
Geopolitiker fürchten ihrerseits die Trumpsche Konsolidierung, weil
die USA aus ihrer Sicht dadurch strategische Positionen aufgeben
könnten, die sich noch als nützlich - etwa der asiatische Brückenkopf
in Südkorea bei einem Krieg gegen die Volksrepublik China - erweisen
könnten. Durch die Dauerbeschäftigung mit der Hauptstadtintrige gegen
Trump - Stichwort "Russiagate" - können alle Beteiligten ausblenden,
daß das Festhalten an der Osterweiterung der NATO und provokante
Manöver der US-Marine im Südchinesischen Meer den Dritten Weltkrieg
der USA gegen Rußland respektive China wahrscheinlich machen.
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KIND/177: Nordrhein-Westfalen folgt Gutachten - Grabsteine aus Kinderarbeit verboten (idw)


Hochschule Düsseldorf - 05.09.2018

NRW-Landesregierung folgt HSD-Gutachten: Grabsteine aus Kinderarbeit
verboten



Die nordrhein-westfälische Landesregierung verbietet die Aufstellung von
Grabsteinen, sofern Kinderarbeit bei ihrer Herstellung nicht
ausgeschlossen werden kann. Per Kabinettsbeschluss (4.9.2018) folgt die
Landesregierung damit den Empfehlungen eines umfangreichen Gutachtens, das
Prof. Dr. Walter Eberlei (Hochschule Düsseldorf) vorgelegt hat.

Das Gutachten belegt Kinderarbeit in Steinbrüchen in Indien, Vietnam und
den Philippinen. Außerdem zeigt es auf, dass auch bei Steinen aus China
nicht ausgeschlossen werden kann, dass Kinder an ihrem Abbau oder ihrer
Bearbeitung beteiligt waren. Die genannten Länder gehören zu den
Hauptlieferanten von Naturstein, der in Deutschland auch zu Grabsteinen
verarbeitet wird. Steine aus diesen Ländern müssen künftig als
kinderarbeitsfrei zertifiziert sein, sonst dürfen sie in NRW nicht
aufgestellt werden.

Die Arbeit in Steinbrüchen gehört zu den schlimmsten Formen von
Kinderarbeit, die von der Internationalen Arbeitsorganisation
(International Labour Organisation, ILO) schon vor Jahren strikt verboten
wurden. Deutschland importiert in großem Maße Natursteine aus Ländern, in
denen ausbeuterische Kinderarbeit an der Tagesordnung ist. Ein spezieller
Fall sind dabei Grabsteine: Ein Großteil der Grabsteine und
Grabeinfassungen auf deutschen Friedhöfen wird aus diesen Natursteinen
gefertigt. Kinderarbeit in der Natursteinindustrie ist ausbeuterisch,
gesundheitsschädigend, lebensgefährlich; sie wird schon seit vielen Jahren
von den Vereinten Nationen besonders geächtet.

Der Landtag Nordrhein-Westfalens hat im Juli 2014 das Bestattungsgesetz
ergänzt und damit die Aufstellung von Grabsteinen, die mit ausbeuterischer
Kinderarbeit produziert wurden, landesweit verboten. Natursteine aus
Ländern, in denen Kinderarbeit in der Natursteinindustrie anzutreffen ist,
müssten als kinderarbeitsfrei zertifiziert werden. Per Runderlass des
federführenden NRW-Gesundheitsministeriums vom 18. März 2015 wurde die
Zertifizierungspflicht jedoch ausgesetzt - die konkrete Umsetzung sei noch
zu regeln. Dieser Prozess hat vier Jahre benötigt und wurde jetzt von der
Landesregierung zum Abschluss gebracht.

Ein zu klärender Aspekt betraf die Frage, welche Lieferländer betroffen
sind. Im Auftrag der Landesregierung hat Professor Dr. Walter Eberlei von
der Hochschule Düsseldorf (HSD) eine breit angelegte Studie koordiniert,
in der die Länder identifiziert wurden, denen eine Zertifizierungspflicht
auferlegt werden muss: So sind Indien, Vietnam und die Philippinen
eindeutig als Lieferländer benannt worden, in denen schlimmste Formen von
Kinderarbeit in der Natursteinindustrie nachgewiesen wurde. Für China ist
Kinderarbeit im Natursteinsektor nicht auszuschließen. Die Ergebnisse
liegen der Landesregierung seit Anfang 2017 vor, eine aufbereitete und
ergänzte Fassung der Studien wurde kürzlich als Buch veröffentlicht.


Originalpublikation:

Walter Eberlei (Hg.):

Grabsteine aus Kinderhand. Kinderarbeit in Steinbrüchen des globalen
Südens als politische Herausforderung.

Frankfurt/M. 2018.

Webseite: www.grabsteine-aus-kinderhand.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution637

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Düsseldorf, 05.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





RENTE/715: Frauen-Bündnis gegen Altersarmut will Mindestrente für alle (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. September 2018

Frauen-Bündnis gegen Altersarmut will Mindestrente für alle - 

Besserer Zugang von Frauen zur betrieblichen Altersvorsorge



Ein von neun großen Verbänden gegründetes "Frauen-Bündnis gegen
Altersarmut" hat sich für eine Rentenpolitik ausgesprochen, "die den
Arbeits- und Lebenssituationen von Männern und Frauen gleichermaßen
gerecht wird". In einem offenen Brief werden die Mitglieder der von
der Bundesregierung eingesetzten Rentenkommission aufgefordert, sich
für eine Stärkung der gesetzlichen Rente und einen besseren Zugang
von Frauen zur betrieblichen Altersvorsorge einzusetzen. Das
Rentenniveau müsse "auf mindestens 50 Prozent" angehoben werden. Dem
Bündnis gehören die Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros,
der Deutsche Frauenrat, der Deutsche LandFrauenverband, der Deutsche
Gewerkschaftsbund, der Katholische Deutsche Frauenbund, der Verband
alleinerziehender Mütter und Väter, der Verband berufstätiger Mütter,
der Sozialverband Deutschland (SoVD) sowie die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) an.

"Viele Frauen erreichen mit ihrem Einkommen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht einmal die Höhe der Grundsicherung von
durchschnittlich 819 Euro", erklärte Stefanie Nutzenberger, im
ver.di-Bundesvorstand zuständig für Frauenpolitik. Die bisherige
Grundsicherung sei kein Instrument, um Frauen wirksam vor Altersarmut
zu schützen. "Es war falsch, die Mindestrente abzuschaffen. Notwendig
ist jetzt eine Neuauflage mit verbesserten Bedingungen. Eine
Mindestrente, die jede Frau und jeder Mann nach dem Arbeitsleben ohne
Abstriche bekommt, wäre zumindest eine armutsvermeidende Maßnahme",
sagte Nutzenberger. Arbeiten auch für die Rente müsse sich wieder
lohnen. Die Stabilisierung des bisherigen Rentenniveaus reiche
alleine nicht aus, da etwa jede dritte Frau im Niedriglohnbereich
arbeite. Auch sei die Zahl der Frauen, die heute nach einer
Bedürftigkeitsprüfung anspruchsberechtigt sind und die Voraussetzung
von 35 Beitragsjahren erfüllen, verschwindend gering.

Das Frauen-Bündnis gegen Altersarmut fordert die Rentenkommission
auf, den sozialen Ausgleich für Fürsorgeleistungen zu beachten. "Die
Betreuung von Kindern und Angehörigen darf nicht zu Renteneinbußen
führen", heißt es in dem offenen Brief. Neben einer
steuerfinanzierten, gleichen Mütterrente für alle müssten auch die
Zeiten der Pflege von Angehörigen wesentlich besser anerkannt werden.

 * 

Quelle:
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BANK/554: Studie bestätigt Banken-Bashing während der Finanzkrise und zeigt Lösungswege auf (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 05.09.2018

Studie bestätigt Banken-Bashing während der Finanzkrise und zeigt
Lösungswege auf

Bestimmte Banken in Zeitungsberichten besonders kritisiert, vertraute
Banken konnten dem Banken-Bashing entgehen



Am 15. September 2018 jährt sich der Zusammenbruch von Lehman Brothers
zum zehnten Mal. Mit diesem Ereignis beschleunigte sich die Finanzkrise, die
die Fundamente der weltweiten Finanzordnung ins Wanken brachte. Nur durch
enorme, meist steuerfinanzierte Rettungspakete konnten eine Vielzahl an
Bankinstituten gerettet und der drohende Zusammenbruch des Bankensystems
abgewendet werden. Die hohen Verluste der Banken, der Schock über die
starken Auswirkungen auf die Realwirtschaft und die sich anschließenden
Rettungspakete führten zu einer scharfen Kritik an den Banken, dem
sogenannten Banken-Bashing. Dabei waren und sind die ökonomischen
Zusammenhänge dieser Krise nicht einfach nachvollziehbar. Dennoch - oder
gerade deshalb - hat sich während der Krise eine dezidierte öffentliche
Meinung zur Reputation der einzelnen Banken entwickelt.

Eine Gruppe von Wissenschaftlern der Universitäten Mainz und Mannheim hat
nun untersucht, welche Faktoren die Reputation einer Bank während der
Finanzkrise beeinflussten. Die Studie wurde kürzlich von der international
renommierten Fachzeitschrift Business & Society zur Veröffentlichung
angenommen. In der Studie wurde die Entwicklung der Berichterstattung in
Zeitungen zu rund 80 Banken in Deutschland im Zeitraum von 2005 bis 2012
mit Hilfe automatisierter Textanalyse untersucht. "Uns ging es darum zu
verstehen, wie sich die öffentliche Meinung in Bezug auf die Reputation
einzelner Banken entwickelt hat. Insbesondere wollten wir herausfinden,
warum manche Banken in besonderem Maße ins Kreuzfeuer der Kritik gerieten,
während andere Banken vergleichsweise glimpflich davonkamen", so Dr. Mario
Englert, der diese Analyse während seiner Promotion an der Universität
Mannheim initiiert hat.

Die Finanzkrise führt zu einem Anstieg der Berichterstattung über
Banken - mit einer überwiegend negativen Beurteilung

Zur Messung der Reputation von Banken wurden Zeitungsartikel genutzt, ein
allgemein anerkannter Spiegel der öffentlichen Meinung. Für die
betrachteten acht Jahre bezog die Untersuchung mehr als 90.000 Artikel aus
20 überregionalen Zeitungen mit insgesamt regelmäßig mehr als 6 Millionen
Lesern in die Analyse ein. Bei den Banken wurden alle großen und in
Deutschland operativ tätigen Banken herangezogen, darunter auch
ausländische Geldinstitute.

Zunächst wurde die Anzahl der Zeitungsartikel analysiert. Es zeigte sich,
dass die Anzahl der Berichte zu Banken während der Finanzkrise anstieg.
Weiterhin wurde vermehrt über Banken mit schlechter wirtschaftlicher Lage
berichtet. Es zeigte sich aber auch, dass in der Finanzkrise vor allem
über Banken berichtet wurde, die dem Leser besonders nahe sind,
beispielsweise aufgrund eines dichten Filialnetzes in Deutschland. Dieses
Ergebnis lässt sich unter anderem damit erklären, dass Berichte über
vertraute Banken den Lesern Orientierung in turbulenten Zeiten bieten
können.

Außerdem wurde untersucht, wie sich der Ton in der Berichterstattung
während der Finanzkrise änderte. Hierzu wurden die Zeitungsartikel
mithilfe eines speziell entwickelten Wörterbuchs automatisiert analysiert.
Die Auswertung ergab, dass sich die Beurteilung der Bankenbranche durch
die öffentliche Meinung während der Finanzkrise verschlechtert hat. Eine
negative Berichterstattung ist für Branchen in einer wirtschaftlichen
Schieflage typisch. Allerdings war die Berichterstattung sogar noch
negativer als angesichts der wirtschaftlichen Situation der Branche zu
erwarten war. Insoweit zeigt die Studie, dass es tatsächlich zu einem
allgemeinen Banken-Bashing während der Finanzkrise kam.

Vertraute Banken können dem Banken-Bashing entkommen

Im Fokus der Untersuchung stand, welche Banken in besonderem Maße
kritisiert wurden - und warum bestimmte Banken diesem Banken-Bashing
entkommen konnten. Hier bestätigte die Studie die Erwartung, dass große
Banken und Banken mit schlechten finanziellen Ergebnissen im besonderen
Maße Reputationsverluste hinnehmen mussten. Interessanterweise waren diese
Effekte während der Finanzkrise stärker als davor. Dies bedeutet, dass
Zeitungsartikel über finanzielle Verluste bei einer Bank während der
Finanzkrise deutlich negativer ausfielen als solche bei ähnlichen
Ereignissen vor der Finanzkrise.

Wichtigstes Ergebnis der Studie ist jedoch, dass bestimmte Geldinstitute
dem Banken-Bashing entkommen konnten. Hierbei handelt es sich um Banken,
die dem Leser beispielsweise aufgrund eines großen Filialnetzes besonders
vertraut sind. Es zeigte sich, dass über solche Banken während der
Finanzkrise sogar positiver als zuvor berichtet wurde, wenn Faktoren wie
die Größe und die wirtschaftliche Lage der Bank berücksichtigt werden.
Vertraute Banken konnten somit im relativen Vergleich ihre Reputation
stärken. Hingegen wurden ausländische und somit vergleichsweise unbekannte
Banken viel stärker abgestraft. "Es ist erstaunlich zu sehen, wie stark
'Vertrautheit' als nichtfinanzielle Determinante die öffentliche
Berichterstattung zu Banken während der Finanzkrise beeinflusst hat. Diese
relativen Reputationsgewinne lassen sich nicht alleine über die
tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung dieser Banken erklären", so Prof.
Dr. Christopher Koch, Professor für Corporate Governance und
Wirtschaftsprüfung an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU).

Neben diesen Ergebnissen wurden in der Analyse auch weitere Effekte
sichtbar. So hängen Anzahl und Beurteilung der verfassten Artikel einer
Zeitung signifikant von der der geographischen Nähe zu einzelnen Banken
ab. Frankfurter Zeitungen beispielsweise bewerten Bankinstitute mit Sitz
in Frankfurt systematisch positiver als andere Zeitungen.

Die richtige Strategie für die Zukunft

Die Studie zeigt, dass die öffentliche Wahrnehmung von "Vertrautheit" von
Banken sehr positive Effekte in einer Krisensituation hervorbringen kann.
Diese Attribute wirkten in der Finanzkrise wie eine
"Reputationsversicherung", die den jeweiligen Banken eine deutlich bessere
Position in der Krise bescherte. Eine Strategie für Banken, die in
besonderem Maße von der öffentlichen Meinung abhängig sind, könnte daher
sein, durch Investition in nichtfinanziellen Bereichen zu einer
"vertrauteren" Bank zu werden. Einige Banken haben dies anscheinend auch
bereits erkannt und Initiativen zu einem entsprechenden Kulturwandel
durchgeführt. Eine solche Strategie kann nach den Ergebnissen der
veröffentlichten Studie eine sinnvolle Möglichkeit darstellen, die
Reputation einer Bank wieder zu verbessern beziehungsweise für die nächste
Krise zu schützen.


Weiterführende Links:

https://www.linkedin.com/in/mario-englert-13b3a7129/

- berufliches Profil zu Dr. Mario Englert

https://www.cg.bwl.uni-mainz.de/

- Corporate Governance und Wirtschaftsprüfung

https://www.bwl.uni-mannheim.de/wuestemann/

- ABWL und Wirtschaftsprüfung

Originalpublikation:

Mario R. Englert, Christopher Koch, Jens Wüstemann

The Effects of the Financial Crisis on the Organizational Reputation of
Banks: An Empirical Analysis of Newspaper Articles

Business & Society, zur Veröffentlichung angenommen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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GEWERKSCHAFT/1701: Verhandlungen mit Ryanair - Auch zweite Runde ohne Ergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. September 2018

Verhandlungen mit Ryanair: Auch zweite Runde ohne Ergebnis



Berlin - Auch die zweite Verhandlungsrunde zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Fluggesellschaft Ryanair
verlief ohne Ergebnis. Die Tarifparteien waren am gestrigen 5.
September in Berlin zu Verhandlungen für die rund 1.000 Flugbegleiter
bei Ryanair in Deutschland zusammengekommen, nachdem die Ryanair
kurzfristig den Termin vereinbart hatte.

In dieser zweiten Verhandlungsrunde ging es vorrangig um das Thema
Leiharbeit. "Es wird Zeit, dass Ryanair sein Leiharbeitssystem
überdenkt. Das Unternehmen steht in der Pflicht die äußerst
unsicheren Arbeitsbedingungen dieser Beschäftigten abzustellen",
betont ver.di-Verhandlungsführerin Mira Neumaier. Ryanair habe
zugesagt, weitreichende Übernahmeangebote an Leiharbeitnehmer/innen
in Deutschland zu prüfen. Diesen Beschäftigten sei aber unter
Umständen auch Kündigung oder Versetzung ins Europäische Ausland in
Aussicht gestellt worden, falls dies nicht unter den vom Unternehmen
vorgegebenen Bedingungen stattfinde. Über 600 der derzeit rund 1000
Flugbegleiter bei Ryanair in Deutschland sind als Leiharbeitnehmer
beschäftigt. Zum Teil in langjährigen Kettenbefristungen, einige ohne
Basisgehalt oder garantiertes Einkommen.

Auch weitere Komponenten der Verhandlung, in Fragen der
Entgelterhöhung oder die Anwendung von nationalem Arbeitsrecht seien
ohne Ergebnis geblieben, weil die Arbeitgeberseite an dem
enttäuschenden Angebot der ersten Runde festgehalten hätte.

Ryanair habe um Bedenkzeit bis Ende der Woche gebeten, um ihre
Positionen zu überdenken. Ein nächster Verhandlungstermin wurde
bislang nicht vereinbart.

Aktuell hatte Ryanair das Angebot gemacht, nationale Verträge
abschließen zu wollen, allerdings erst zum Jahr 2022. Darüber hinaus
habe die Fluggesellschaft die Einführung von Betriebsräten abgelehnt.
Das Entgeltangebot, das für die Jahre 2018 und 2021 keine weiteren
Erhöhungen vorsieht, für 2019 die Umwandlung einer bestehenden
Leistungsprämie sowie eine Erhöhung pro Flugstunde um 50 Cent, und
eine Erhöhung der Entgelte in 2020 um 41 Euro pro Monat sei völlig
indiskutabel.

"Die Haltung der Arbeitgeber ist verantwortungslos" kritisiert
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. "Die Gehälter der
Flugbegleiter/innen bei Ryanair sind so niedrig, dass sie nicht
ausreichen, um einen auskömmlichen Lebensstandard zu sichern. Dazu
haben sie keine Planbarkeit, weil die Anzahl der Flugstunden nicht
absehbar ist und sich ständig ändern. Somit haben sie weder
Perspektiven noch eine Chance für ihre Zukunftsplanung". ver.di werde
sich in den nächsten Tagen mit den internationalen Partnern, die die
Beschäftigten bei Ryanair gewerkschaftlich vertreten, über das
weitere Vorgehen beraten.

Zu den zentralen Forderungen von ver.di für die Kabinenbeschäftigten
gehört eine substantielle Entgeltsteigerung, die das Einkommen für
alle Beschäftigten existenzsicher und planbar macht. Dazu gehören
unter anderem die Einführung eines Basisgehaltes für alle
Flugbegleiter, die Erhöhung dieses Gehaltes und die Einführung einer
Mindeststundengarantie. Des Weiteren fordert ver.di eine Kompensation
bei Verspätungen und die Einrichtung einer betrieblichen
Interessenvertretung.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1700: Kaufhof und Karstadt - Beschäftigte nicht in die Planungen einbezogen (ver.di)
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Kaufhof und Karstadt: Beschäftigte nicht in die Planungen einbezogen



Berlin - Mit Kritik an den Eigentümern von Karstadt und Galeria Kaufhof hat
die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) auf nicht
bestätigte Medienberichte über angebliche Einzelheiten der
Übernahmegespräche reagiert. "Die Beschäftigten von Galeria Kaufhof
und Karstadt sowie ihre Gewerkschaft ver.di erwarten, dass sie jetzt
unverzüglich von den Eigentümern über die Planungen eines möglichen
Zusammengehens der beiden Unternehmen informiert und in die Planungen
einbezogen werden", sagte das für den Handel zuständige
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. Sowohl die
Gewerkschaft wie auch die Betriebsräte beider Unternehmen seien
bisher über die Zukunft der Beschäftigten im Unklaren gelassen
worden.

"Wer Geld für solch eine Transaktion hat, muss auch Geld für die
Beschäftigten haben", sagte Nutzenberger. "Hier geht es um die
Zukunft von 20.000 Beschäftigten und ihre Familien. Ein Warenhaus,
dass auf Lohndumping aufgebaut werden soll, wird keine Zukunft
haben". Eine wichtige Zukunftsinvestition wäre die schnelle
Rückführung der Karstadt-Beschäftigten in den Flächentarifvertrag.
Nutzenberger: "Beschäftigungs- und Standortsicherung sowie die
Tarifbindung für Kaufhof und für Karstadt sind keine unerfüllbaren
Forderungen". Die Handelskette HBC (Galeria Kaufhof) und die Signa
Holding des österreichischen Investors Rene Benko (Karstadt) müssten
ihrer sozialen Verantwortung nachkommen. ver.di spreche sich gegen
eine Verschmelzung der beiden Unternehmen aus.

Der Vorsitzende des Gesamtbetriebsrates von Galeria Kaufhof, Uwe
Hoepfl erklärte: "Es ist skandalös, als Vertretung der Beschäftigten
über Medien erfahren zu müssen, dass angeblich 5.000 Stellen
gestrichen werden sollen". Kaufhof habe bereits im letzten Jahr fast
1.300 Stellen gestrichen. "Wie wollen wir eine sichere Zukunft für
das Unternehmen planen, wenn es immer weniger Menschen auf der
Verkaufsfläche gibt", so Hoepfl. Der Karstadt-Gesamtbetriebsratsvorsitzende
Jürgen Ettl erklärte: "Es geht hier um Menschen. Wir erwarten, dass man mit
unseren Kolleginnen und Kollegen verantwortlich umgeht." An
Medien-Spekulationen würde er sich der Betriebsrat nicht beteiligen.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1699: Eurowings - Beschäftigte aller Sparten üben scharfe Kritik am Management (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. September 2018

Eurowings: Beschäftigte aller Sparten üben scharfe Kritik am
Management



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert die
Eurowings auf, unverzüglich Lösungen für die Beschäftigten in der
Eurowings-Gruppe zu finden. Hintergrund ist, dass es in allen Sparten
massive Probleme gibt, die zu starken Protesten gegenüber dem
Management führen.

Aus diesem Grund sind am gestrigen Mittwoch (5. September) Vertreter
der Tarifkommissionen von Kabine, Cockpit, Technik und Verwaltung in
den Unternehmen der Eurowings-Gruppe zu ihrer Konferenz am
Düsseldorfer Flughafen zusammengekommen. Dabei kritisierten die
Beschäftigtenvertreter den Umgang mit den Beschäftigten in der
Airline.

"Das starke Wachstum des Unternehmens wird auf dem Rücken der
Beschäftigten ausgetragen", kritisiert ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Christine Behle. "Es kommt zu Arbeitsverdichtungen, die nicht länger
hinnehmbar sind. Das Management scheint nicht in der Lage zu sein,
diese Probleme gemeinsam mit den Sozialpartnern anzugehen, um
konstruktive Lösungen zu finden." Diese Situation ziehe sich durch
alle Bereiche der Eurowings-Gruppe.

So fordere die Techniksparte in den laufenden Verhandlungen dringend
Bewegung. Eine Erhöhung der Gehälter sei überfällig. Zudem sollen
Neubeschäftigte nicht mehr unterhalb des bestehenden Tarifniveaus
vergütet werden. Die Beschäftigten der Verwaltung arbeiten mit akutem
Mitarbeitermangel bei zunehmender Arbeitsverdichtung. Die
Cockpit-Tarifkommissionen der Airlines Eurowings und Eurowings Europe
München verlangen Lösungen, um die Integration der Piloten der LGW
(Luftfahrtgesellschaft Walter) sowie der in München stationierten
Eurowings Europe sicherzustellen. Die Flugbegleiter der LGW haben
nach der Ankündigung von Arbeitsplatzabbau Beschäftigungssicherung in
der Airline-Gruppe gefordert. Die Verhandlungen dazu scheiterten in
der vergangenen Woche. Die Verhandlungen um einen Manteltarifvertrag
für die Eurowings-Flugbegleiter wurden am späten Dienstagabend (4.
September) ohne Ergebnis vertagt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/819: Inlandsnachfrage trägt deutsche Konjunktur - Weltwirtschaft birgt Risiken (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 05.09.2018

Inlandsnachfrage trägt deutsche Konjunktur, Weltwirtschaft birgt
Risiken



Das RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung bleibt bei seiner
Prognose von 1,8 Prozent für das deutsche Wirtschaftswachstum im Jahr
2018. Für 2019 erwartet es statt 1,5 jetzt 1,7 Prozent, für 2020 einen
Anstieg auf 1,9 Prozent. Das Wachstum wird hauptsächlich von Konsum und
Investitionen getragen, der Außenhandel wächst aufgrund der
Handelskonflikte nur langsam. Die Arbeitslosenquote dürfte weiter von 5,2
Prozent in diesem Jahr auf 4,8 Prozent im kommenden Jahr zurückgehen. Bis
zum Jahresende 2020 könnte sich die Zahl der Marke von zwei Millionen
nähern. Dabei wird eine Inflationsrate von 1,8 Prozent in diesem und 1,9
Prozent im kommenden Jahr erwartet. Die öffentlichen Haushalte werden 2018
und 2019 voraussichtlich Überschüsse von 57 bzw. 46 Milliarden Euro
erzielen.


Die wichtigsten Ergebnisse:

• Das RWI erwartet in seiner Prognose des deutschen
Wirtschaftswachstums wie bereits im Juni dieses Jahres für 2018 ein
Wachstum von 1,8 Prozent. Für 2019 erwartet es statt 1,5 jetzt 1,7
Prozent, für 2020 einen leichten Anstieg auf 1,9 Prozent. Getragen wird
das Wachstum hauptsächlich von der Inlandsnachfrage. Für die Exporte
dagegen zeichnet sich, nicht zuletzt aufgrund der verbreiteten
protektionistischen Tendenzen, eine weiterhin nur langsame Zunahme ab.

• Am Arbeitsmarkt wird sich der Beschäftigungsaufbau mit geringerem
Tempo fortsetzen. Die Arbeitslosenquote dürfte weiter von 5,2 Prozent in
diesem Jahr auf 4,8 Prozent im kommenden Jahr sinken. Treibende Kraft
hierfür bleibt wohl der Dienstleistungssektor. Da das Potenzial an
Erwerbstätigen langsamer zunimmt, haben sich zuletzt die Chancen von
Arbeitslosen auf eine neue Beschäftigung verbessert. Das RWI erwartet,
dass diese Entwicklung anhält und die Zahl der registrierten Arbeitslosen
sich bis zum Jahr 2020 der Marke von zwei Millionen nähert.

• Die Inflation dürfte im Prognosezeitraum bis 2020 knapp unter zwei
Prozent bleiben. Für das Jahr 2018 werden 1,8 Prozent erwartet, für die
folgenden Jahre 1,9 und 1,7 Prozent. Zuletzt war die Teuerung stark durch
die Energiepreise getrieben, deren Einfluss im Prognosezeitraum wohl
nachlassen wird. Wegen der hohen Kapazitätsauslastung dürfte die
Kerninflation hingegen anziehen.

• Der staatliche Budgetüberschuss dürfte in diesem Jahr auf 58
Milliarden Euro steigen. Grund dafür ist, dass die Konjunktur von der
Inlandsnachfrage getrieben ist und daher für besonders hohe Einnahmen
durch Abgaben sorgt. Für das kommende Jahr zeichnet sich eine deutlich
expansiver ausgerichtete Finanzpolitik mit Steuersenkungen und höheren
Transferzahlungen ab. Das Budgetsaldo dürfte daher zurückgehen auf 46
Milliarden Euro im Jahr 2019 und 47 Milliarden Euro 2020 - im
längerfristigen Vergleich dennoch hohe Werte. Der Schuldenstand des
Staates könnte so bereits 2019 unter die Maastricht-Grenzen von 60 Prozent
in Relation zum Bruttoinlandsprodukt sinken.

Zu den Auswirkungen internationaler Entwicklungen auf die deutsche
Konjunktur sagt RWI-Konjunkturchef Roland Döhrn: "Trotz der derzeit
günstigen Lage bestehen erhebliche Abwärtsrisiken. Eine Verschärfung der
internationalen Handelskonflikte, ein "harter" Brexit oder eine Ansteckung
anderer Schwellenländer durch die aktuellen Probleme der Türkei hätte auf
eine exportorientierte Wirtschaft wie die deutsche beträchtliche negative
Auswirkungen." Bislang zeigt sich die Weltwirtschaft trotz der zunehmenden
Handelskonflikte und geopolitischen Spannungen zwar bemerkenswert robust.
Im Prognosezeitraum dürfte das weltweite Wirtschaftswachstum dann aber
nachlassen und wohl von 3,4 Prozent im Jahr 2018 auf 3,1 und 2,9 Prozent
in den kommenden beiden Jahren zurückgehen.

(veröffentlicht in "RWI Konjunkturberichte", Heft 3/2018)


Weitere Informationen unter:

https://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_3-2018.pdf

(RWI-Konjunkturbericht, September 2018)

https://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/eckwertetabelle_03-2018.pdf

(Eckwertetabelle zum RWI-Konjunkturbericht)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 05.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/4376: Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat Juli 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 6. September 2018

Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe

Berichtsmonat Juli 2018



Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] sind die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im Juli gegenüber dem
Vormonat um 0,9 % gesunken. [2] Die Bestellungen aus dem Inland
erhöhten sich um 2,4 %. Bei den Aufträgen aus dem Euroraum und dem
Nicht-Euroraum kam es zu Rückgängen um 2,7 % bzw. 4,0 %. Der Anteil an
Großaufträgen war leicht unterdurchschnittlich.

Im Zweimonatsvergleich Juni/Juli gegenüber April/Mai ergab sich ein
Orderminus von 3,1 %. Ausschlaggebend hierfür waren die
Investitionsgüter mit -4,1 %. Während die Bestellungen im
Verarbeitenden Gewerbe aus dem Inland um 0,7 % zunahmen, verringerten
sich die aus dem Euroraum und Nicht-Euroraum um 2,0 % bzw. 8,0 %.

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe haben sich, nach einem
sehr dynamischen zweiten Halbjahr 2017, seit Jahresbeginn merklich
abgeschwächt. Dabei dürften die weltweiten Verunsicherungen durch
Handelskonflikte eine Rolle gespielt haben. Darüber hinaus gibt es
temporäre Engpässe bei der Zulassung nach dem neuen Fahrzyklus für Pkw
(WLTP), der am 1. September in der EU in Kraft getreten ist. Der
Rückgang der Bestellungen im Wirtschaftszweig Kraftwagen und
Kraftwagenteile machte, bezogen auf das gesamte Verarbeitende Gewerbe,
etwa 2 Prozentpunkte des Rückgangs von 3,1 % im Juni/Juli aus. Ein
Teil davon dürfte nachgeholt werden. Nach wie vor ist der
Auftragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe sehr hoch und das
Geschäftsklima verbesserte sich zuletzt sogar wieder.

[1] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 6. September
2018.

[2] Alle Angaben basieren auf vorläufigen Daten und sind preis-,
kalender- und saisonbereinigt (Verfahren X13 JDemetra+).

Downloads

2018/07 - Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe

Berichtsmonat Juli 2018

PDF: 369 KB

Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe - lange Reihen

Stand: 06.09.2018

PDF: 212 KB

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 6. September 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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KIRCHE/2133: Nach Papstbesuch - Katholiken und ÖRK planen Zukunft (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - Meldung vom 6. August 2018

Nach Papstbesuch: Katholiken und ÖRK planen Zukunft



Zehn Wochen nachdem Papst Franziskus den Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK)
in Genf als "Pilger auf der Suche nach Einheit und Frieden" besucht hat,
sind führende Persönlichkeiten verschiedener Kirchen als Vertreterinnen und
Vertreter des ÖRK und der Römisch-katholischen Kirche in dieser Woche zu
einer Tagung in Deutschland zusammengekommen, um sich weiter mit der
Aufgabe zu beschäftigen, die in dem Thema des Papstbesuchs zusammengefasst
ist: "Gemeinsam unterwegs sein, beten und arbeiten".

Die Mitglieder der Gemeinsamen Arbeitsgruppe der Römisch-katholischen
Kirche und des ÖRK tagen vom 3. bis 7. September in der Nähe der
historischen Stadt Augsburg in Bayern, dem Kernland der Reformation, und
der Ort, an dem 1999 die versöhnende Gemeinsame Erklärung zur
Rechtfertigungslehre unterzeichnet wurde.

Die Tagung findet in einem ökumenischen Zentrum statt, das von der 
Fokolar-Bewegung und Mitgliedern einer evangelisch-lutherischen Bruderschaft
betrieben wird, und wird sich mit den Herausforderungen und Chancen
beschäftigen, die sich durch den Papstbesuch beim ÖRK am 21. Juni aufgetan
haben.

ÖRK-Generalsekretär Pastor Dr. Olav Fykse Tveit erinnerte an die durch den
Besuch ausgelöste Freude, aber auch an die nun anstehenden Aufgaben.

"Der ganze Tag mit Papst Franziskus war wahrlich ein Zeichen der Hoffnung
für all jene, die wünschen, dass Christinnen und Christen eins sind in
Christus und auch so handeln", sagte er. "Aber wir werden hier nicht
aufhören. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe steht jetzt vor einer wichtigen
Aufgabe, denn gemeinsam können wir so viel mehr für all jene tun und
erreichen, die uns brauchen, und gemeinsam können wir beweisen, wie dies zu
größerer Einheit beiträgt."

Bischof Brian Farrell, Sekretär des Päpstlichen Rates zur Förderung der
Einheit der Christen, sprach über die Herausforderung, vor der die
ökumenische Bewegung stehe. "Während seines Besuchs beim ÖRK rief Papst
Franziskus die ganze ökumenische Bewegung auf, die nach innen gerichteten
Diskussionen und das Zögern hinter uns zu lassen, und unsere Unterschiede
nicht dazu benutzen, um zu rechtfertigen, dass wir weiterhin getrennt
voneinander bleiben und es ablehnen, zusammenzuarbeiten, um die erlösende
Kraft des Evangeliums in unsere zerbrochene Welt zu bringen", erklärte er.

Bischof Heinrich Bedford-Strohm, Vorsitzender des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland, sprach über die Feierlichkeiten zum 500.
Reformationsjubiläum: "Ist Christus etwa zerteilt?" Diese Frage aus dem
ersten Brief des Paulus an die Korinther hatte Bedford-Strohm 2010 dazu
veranlasst, vorzuschlagen, das Reformationsjubiläum 2017 als ein
"Christusfest" zu feiern und sich dabei auf den zentralen Stellenwert des
Evangeliums von Jesus Christus und nicht nur auf das lutherische Erbe zu
konzentrieren.

"Es war großartig zu sehen, wie Türen und Herzen geöffnet wurden, wie
Freundschaften geschlossen wurden und wie Christinnen und Christen aus ganz
verschiedenen kirchlichen Traditionen gemeinsam feiern, Erinnerungen heilen
und neue Beziehungen aufbauen konnten. Das muss weitergehen!", sagte
Bedford-Strohm.

Die anstehende Arbeit

Die Gemeinsame Arbeitsgruppe wird unter der Leitung des orthodoxen
Metropoliten Nifon von Targoviste (Rumänien) und des katholischen
Erzbischofs Diarmuid Martin von Dublin (Irland) auch ihre Arbeit an zwei
Dokumenten fortsetzen, die die ökumenische Zusammenarbeit in den
Friedensbemühungen und der seelsorgerischen Betreuung von Migrierenden und
Flüchtlingen beleuchten und hervorheben.

In der Vorbereitung dieser Dokumente wurde auch mit Experten des
vatikanischen Dikasteriums für den Dienst zugunsten der ganzheitlichen
Entwicklung des Menschen und des Päpstlichen Rates für den Interreligiösen
Dialog zusammengearbeitet. Diese Stellen des Heiligen Stuhls arbeiten auch
in der Vorbereitung einer Konferenz zu den Themen Migration,
Fremdenfeindlichkeit und politisch motivierter Populismus, die vom 18. bis
20. September in Rom stattfinden wird, eng mit dem ÖRK zusammen.

Mehr als ein halbes Jahrhundert nach ihrer Gründung wird die Gemeinsame
Arbeitsgruppe darüber hinaus die künftige Ausrichtung der Beziehungen
zwischen der Römisch-katholischen Kirche und dem ÖRK erörtern und ein
Digitalisierungsprojekt besprechen, das das umfangreiche historische Archiv
der Arbeitsgruppe online verfügbar machen soll.

Der ÖRK ist eine weltweite Gemeinschaft von 350 protestantischen,
orthodoxen, anglikanischen, unabhängigen und anderen Kirchen, die zusammen
mehr als 550 Millionen Mitglieder in 120 Ländern vertreten. Die 
Römisch-katholische Kirche ist kein ordentliches Mitglied, arbeitet aber eng mit
dem ÖRK zusammen.


Weitere Informationen über die Gemeinsame Arbeitsgruppe des ÖRK mit
der Römisch-katholischen Kirche: 

https://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/was-wir-tun/jwg-with-roman-catholic-church

 * 

Quelle:

Meldung vom 6. September 2018

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz

Internet: http://www.oikoumene.org
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MELDUNG/233: Kirchenasyl - Menschenrechte gehen vor (BAG Asyl in der Kirche)


Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche e. V. - 23. August 2018

Kirchenasyl: Menschenrechte gehen vor!



Die Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche e.V. (BAG)
kritisiert eine Verengung der Kirchenasyldiskussion auf formale Aspekte und
weist den einseitigen Vorwurf an Kirchengemeinden, sich nicht an Regeln zu
halten, zurück.

"Eine solche Fokussierung greift wesentlich zu kurz", sagt die
Vorstandsvorsitzende der BAG, Pastorin Dietlind Jochims. "Das zentrale
Anliegen von Kirchenasyl ist der Schutz von Menschenrechten, nicht
Regelkonformität."

2015 hatten sich nach einem Streit um das Kirchenasyl das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) und die Kirchen auf eine
Kommunikationsstruktur geeinigt, die gute Lösungen in besonderen
Härtefällen ermöglichen sollte. Dabei ging es in erster Linie um 
Dublin-Kirchenasyle, die Rücküberstellungen innerhalb Europas verhindern sollten.

"Wir haben diese Vereinbarung begrüßt. Besondere Härtefälle beim BAMF
vorbringen und eine Überprüfung erreichen zu können, das war eine Chance",
so Jochims.

Insofern sei das Einreichen eines Härtefalldossiers wünschenswert und im
eigenen Interesse der Kirchengemeinden und Betroffenen: Nur so könne das
BAMF die vorgebrachten Umstände sichten und bewerten. Eine Dossierquote von
lediglich 50% sei unbefriedigend, so Jochims.

Als ein Regelverstoß allerdings könnten in der Vergangenheit nicht
eingereichte Dossiers nicht automatisch gewertet werden: Eine Verpflichtung
zur Vorlage gab es in der Vereinbarung von 2015 nicht. Für etliche Fälle
hatten Kirchen und BAMF bisher außerdem ausdrücklich vereinbart, kein
Dossier zu erstellen.

Zum ganzen Bild gehört nach Aussage der BAG ebenfalls: Seit 2016 gibt es
deutliche Kritik auch an dem Umgang des BAMF mit der Vereinbarung. Mitte
2016 hatte das Dublinreferat die Bearbeitung der Dossiers übernommen, bis
dahin war die Qualitätssicherung des BAMF zuständig. Die Anerkennungsquote
für Dossiers ist seit diesem Zuständigkeitswechsel von 80% auf 20%
gesunken. Antworten sind oft erschreckend allgemein und pauschal.
Individuelle Erfahrungen und humanitäre Gesichtspunkte bleiben
unberücksichtigt. An ärztliche Stellungnahmen werden immer höhere
Anforderungen gestellt. Jochims: "Wir vermissen Überlegungen, wie diese
Defizite im BAMF endlich behoben werden sollen. Eingereichte Einzelfälle
qualitativ gut zu überprüfen, das gehört selbstverständlich auch zur
Vereinbarung."

Die BAG bedauert sehr, dass es keine Rückkehr zu guter Kommuniktion und
lösungsorientiertem Miteinander gegeben hat. Stattdessen wurde auf Weisung
des Bundesinnenministers zum 1. August eine Reihe von Verschärfungen für
die Gemeinden und die Menschen im Kirchenasyl eingeführt.

"Von dem ursprünglich gemeinsam geäußerten Anliegen, besondere humanitäre
Härten für Geflüchtete zu vermeiden, hat man sich mit diesen Maßnahmen
leider noch weiter entfernt."

Ob die Sanktionen rechtlich zulässig sind, wird überprüft werden. Aber auch
unter erschwerten Bedingungen werden Kirchengemeinden sich nicht entmutigen
lassen. Wir sind froh, dass es Gemeinden gibt, die aus chirstlicher
Verantwortung handeln, wenn Menschen durch eine Abschiebung Lebensgefahr
oder eine Verletzung ihrer Menschenrechte droht", sagt Jochims.

 * 

Quelle:

Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche e. V.

Kirche Zum Heiligen Kreuz, Zossener Str. 65, 10961 Berlin

Telefon: 030-25898891, Telefax: 030-69041018

E-mail: info@kirchenasyl.de

Internet: http://www.kirchenasyl.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / MEINUNGEN





STANDPUNKT/010: Verbot eines Kulturfestivals als Geschenk für einen Diktator (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Verbot eines Kulturfestivals als Geschenk für einen Diktator



Nur Wochen vor dem umstrittenen Besuch des türkischen Präsidenten Erdogan
in Deutschland sorgt das Verbot des 26. Internationalen Kurdischen
Kulturfestivals am 8. September in Dinslaken für Aufsehen. Laut Vertretern
der 'Afrin Solidarity Platform', ein Zusammenschluss von 93 Organisationen,
der das diesjährige Kulturfestival organisiert, wurde die Durchführung des
Festivals durch die zuständigen Behörden in Dinslaken untersagt. Technische
Fragen werden als Begründung für das Verbot vorgeschoben.

Dr. Rizgar Qasim, Sprecher der 'Afrin Solidarity Platform', protestiert
gegen das Verbot: "Das Verbot unseres diesjährigen Festivals steht in
direktem Zusammenhang mit dem Wunsch der deutschen Bundesregierung, die
Beziehungen zum türkischen Regime auszubauen. Es soll Erdogan darüber
hinwegtrösten, dass er eventuell selbst während seines Staatsbesuches in
Deutschland nicht öffentlich zu seinen Anhängern sprechen darf. Wir finden
das einen Skandal! Es ist ein katastrophales Signal für das demokratische
Zusammenleben in unserem Land, wenn ein Kulturfestival von
unterschiedlichen kulturellen und religiösen, aber auch verschiedenen
politischen Gruppierungen verboten wird. Wir sind sprachlos und entsetzt!"

Den Rahmen für das 26. Kulturfestival stellt ein umfangreiches
Kulturprogramm dar. Neben international bekannten Sängern wie Mikail Aslan
sollen auch Jugendtanzgruppen auftreten. Ein extra Programm für Kinder ist
vorgesehen. Ergänzt wird das Programm durch Reden politischer
Vertreterinnen und Vertreter wie Pervin Buldan (Ko-Vorsitzende der HDP),
Abgeordneten der Partei DIE LINKE und Bündnis90/Die Grünen. Bürgermeister
aus Italien werden als weitere internationale Gäste erwartet. Insgesamt
wird mit ca. 25.000 Besucherinnen und Besuchern gerechnet. Das Bündnis
'Afrin Solidarity Platform' tritt als Veranstalter des Kulturfestivals auf.
Dieser Zusammenschluss aus politischen, kulturellen, frauenspezifischen und
glaubensorientierten Gruppen und Organisationen führte während des Krieges
der Türkei gegen den nordsyrischen Kanton Afrin zu Beginn diesen Jahres
unzählige Veranstaltungen durch, um den Krieg zu stoppen.

Dr. Rizgar Qasim fordert eine Rücknahme des Veranstaltungsverbots: "Im
Namen aller 93 kurdischen, türkischen, alevitischen und christlichen
Organisationen, die unser diesjähriges Kulturfestival veranstalten, fordere
ich die sofortige Zurücknahme der fadenscheinigen Begründung und eine
Aufhebung des Verbots. Diesbezüglich befinden wir uns weiterhin in
Verhandlungen mit den verantwortlichen Stellen. Wir haben den Eindruck,
dass diese unser Anliegen verstehen und rechnen daher mit einer Erlaubnis
für unser Festival. Wir wollen und werden am Samstag gemeinsam Werte wie
Vielfalt, Frieden und Demokratie feiern. Denn das sind Werte, die nicht
verhandelbar sind und für die wir uns tagtäglich einsetzen. Hier in
Deutschland und im Mittleren Osten."

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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SCHACH-SPHINX/06677: Habsucht geht mit dem Raub unter (SB)


In kritischen Stellungen ist ein gesundes Maß an Intuition oft die
einzige Richtschnur, die einem Großmeister zur Verfügung steht. In
solchen Stellungen ist Tarraschs Hauptlehrsatz vom "besten" Zug
vielleicht tatsächlich anzuwenden. Die Spanne zwischen Remis und
Verlust ist schmal, doch für eine gründliche Analyse fehlt während
einer Partie begreiflicherweise die Zeit. Kritische Stellungen werden
ja nicht in der Eröffnungsphase erreicht, zumeist jedenfalls nicht. In
der Klaus-Junge-Variante des slawischen Damengambits scheint es eine
Fülle solch schwebender Stellungen zu geben, die allesamt lange
Stunden des Nachdenkens und Prüfens erfordern. Im heutigen Rätsel der
Sphinx mußte sich Alexej Schirow dieser Herausforderung stellen, und
er griff fehl, als er nunmehr 1...Dd4xb2!? spielte: 2.Sb7-d6+ Kc8-b8
3.Td1-b1! Db2xg7? - der entscheidende Fehler, nur mit 3...Db2-c3!?
hätte er kämpfen können - 4.Tb1xb4+ Kb8-c7 - 4...Kb8-a8 5.Tb4-a4 f7-f5
6.Sd6-b5 - 5.Ta1-a6 Tg8-b8 6.Ta6xa7+ Kc7xd6 7.Tb1xb8 Dg7-g4 8.Tb8-d8+
Kd6-c6 9.Ta7-a1 und Schwarz gab auf. Erst nach der Partie konnte der
Remisweg gefunden werden. Und hier bewahrheitet sich, daß, wer am
Material hängt, mit dem Raub auch untergeht, Wanderer.
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Iwantschuk - Schirow

Wijk aan Zee 1996


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Für dieses Mal war es Weiß, der einen Erfolg verbuchen konnte mit
1.Df3-h3! Ld6-f8 2.Te1-e3! Kg6-g7 - 2...f5-f4 3.Dh3-h5+ Kg6-g7 4.Te3-
d3! Ld7-e8 5.Dh5-g5+ bzw. 2...Kg6-f6 3.Te3-f3! - 3.Te3-g3+ Kg7-h8 -
hübsch verschanzt, aber... - 4.Dh3-h4 Ld7-e6 5.Lc1-f4 und hier griff
Schwarz in arger Schachblindheit mit 5...Lf8-e7? fehl. Nach 6.Lf4xc7
gab er sofort auf. Indes, auch nach 5...Td8xd5 6.Lf4xc7 Lf8-g7 stände
er beschämend schlecht und hoffnungslos.



Erstveröffentlichung am 7. September 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/492: "Tausche-Ideen-aus-Tag" - Tipps für die Entwicklung von kreativen Ideen (idw)


Hochschule Fresenius - 05.09.2018

"Tausche-Ideen-aus-Tag": Tipps für die Entwicklung von kreativen Ideen



Am 10. September ist der "Tausche-Ideen-aus-Tag". Ins Leben gerufen hat
ihn der amerikanische Patentamts-Bibliothekar Robert Birch mit dem Ziel,
dass Menschen sich durch den Austausch von Ideen gegenseitig inspirieren.
Die Psychologin Dr. Yvonne Glock, die den berufsbegleitenden Studiengang
Wirtschaftspsychologie (B.Sc.) und den Masterstudiengang Digital
Psychology (M.Sc.) an der Hochschule Fresenius in Hamburg leitet, erklärt,
worauf es ankommt, damit kreative Austauschprozesse gelingen.

Hamburg. Ob Design Thinking, Mind Mapping oder Brainstorming - es gibt
zahlreiche Ansätze und Methoden, die für die Entwicklung von kreativen und
innovativen Ideen förderlich sein sollen. Ein wichtiger Aspekt dabei ist,
sich mit anderen auszutauschen. "Damit auch tatsächlich wertvolle Ideen
entstehen, sollten einige Dinge beachtet werden", so Dr. Yvonne Glock.

Grundsätzlich gilt: "Man braucht vor allem Zeit. Wichtig ist natürlich
darüber hinaus, dass es zwischen den Teilnehmern keine großen Konflikte
gibt, die die gemeinsame Ideengenerierung behindern", betont die
Psychologin. "Um die Kreativität in Gruppen zu fördern, sollten Ideen
keinesfalls direkt bewertet werden, die Teilnehmer sollten zudem bereit
sein, ihre Denkmuster zu hinterfragen und die Stimmung in der Gruppe
sollte positiv sein", führt sie weiter aus.

Effektive Formen der Ideenfindung

Das klassische Brainstorming steht mittlerweile häufig in der Kritik.
"Dies liegt daran, dass bei wenig geübten Moderatoren keine Trennung der
Ideen von der Bewertung stattfindet. Am Ende entstehen dann oft weniger
Ideen, als wenn sie von Einzelpersonen entwickeln werden", erklärt Glock.
Daher empfiehlt sie als alternative Form das Brainwriting, da es auch ohne
einen geübten Moderator durchgeführt werden kann. Beim Brainwriting gibt
es verschiedene Formen, zum Beispiel die 6-3-5 Methode, bei der sechs
Teilnehmer jeweils drei Ideen auf ein Blatt Papier notieren, dieses dann
an den nächsten Teilnehmer weitergeben, der jeweils neue Ideen auf dem
Blatt notiert.

Sofern etwas mehr Zeit zur Verfügung steht, bieten sich zur
Ideengenerierung in Projekten laut Glock auch die Methode der Denkhüte
oder die Disneymethode an, bei denen verschiedene Perspektiven wie z.B.
die des Träumers, des Visionärs, des Kritikers oder des Realisten
eingenommen werden -- unabhängig davon, welche Position man selbst
vertritt.

Zur Ideensammlung eignen sich auch die Anfertigung von Mindmaps oder die
Arbeit mit der Reizwortmethode. Hierbei schreiben die Teilnehmer zu
vorgegebenen Stichworten ihre Gedanken auf. Zur Förderung von Ideen lässt
sich auch die sogenannte Kopfstandtechnik einsetzten. Hier wird die
eigentliche Fragestellung zunächst in das Gegenteil umgewandelt. Es wird
also beispielsweise nicht gefragt, wie man die eigenen Verkäufe als
Unternehmen erhöhen kann, sondern stattdessen, warum Kunden bei der
Konkurrenz kaufen. Die gesammelten Ideen werden dann in einem zweiten
Schritt genutzt, um breiter gefächerte Ideen für die Ausgangsfragestellung
zu erhalten.


Ein ausführliches Interview mit Dr. Yvonne Glock gibt es im
Wissenschaftsblog adhibeo:

http://www.adhibeo.de/2018/09/05/haben-wir-bessere-ideen-wenn-wir-uns-mit-anderen-austauschen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 05.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1167: Herten - "Zumba-Gold", 14 Termine ab 17. September 2018


Zumba-Gold



Zumba ist ein Sport-Trend aus den USA, der die Herzen der Fitnessszene
schon längst erobert hat. Elemente aus dem Fitness- und
Intervalltraining werden mit lateinamerikanischen Tanzschritten
kombiniert und durch heiße Latinoklänge begleitet. So entsteht ein
dynamisches und effektives Fitness-Workout. Beim Zumba-Gold sind
sowohl die Übungen als auch das Tempo speziell auf Junggebliebene,
Sportanfängerinnen und Sportanfänger oder Personen mit
Bewegungseinschränkungen zugeschnitten. Kondition und Koordination
werden durch anregende und schnell erlernbare Bewegungen leicht
aufgebaut und verbessert.

8730

Evangelia Liaka

montags 17.00 - 18 Uhr

ab 17. September 2018

14 Termine (18 UStd)

Grundschule Herten-Mitte (Turnhalle)

65 Euro (erm. 46 Euro / HP 33 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1166: Herten - "Pilates und Beckenbodentraining", 14 Termine ab 17. September 2018


Pilates und Beckenbodentraining



Effektive Pilates-Übungen kräftigen die Muskulatur und halten sie
geschmeidig. So sollen die Wirbelsäule sowie die Gelenke an
Beweglichkeit gewinnen. Der Fokus dieses Kurses liegt auf der
Ausarbeitung der Rumpfmuskulatur und der Stärkung des Beckenbodens.
Begleitet von einer bewussten Atmung werden Bauch und Rücken besonders
intensiv trainiert. Ziel ist es, sich für den Berufsalltag, aber auch
für die Freizeitaktivitäten, zu stärken. Eine Gymnastikmatte sollte
zum Kurs mitgebracht werden.

8680

Janet Golde

montags 20.15 - 21.15 Uhr

ab 17. September 2018

14 Termine (19 UStd)

Augustaschule (Turnhalle)

65 Euro (erm. 46 Euro / HP Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich
- online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/855: Herten - "Die Nymphe und der finstere Förster" am 20.9.2018


Kleinkunstreihe 7nach8 präsentiert "Die Nymphe und der finstere
Förster"



Herten. Auf höchstem sprachlichen Niveau tauchen Lisa Eckhart und Sven
Kemmler am Donnerstag, 20. September, in die tiefsten Abgründe des
menschlichen Seins ein. Pünktlich um 20.07 Uhr diskutieren sie im
Glashaus das ewige Spiel zwischen den Geschlechtern, das schon Götter
stürzte und unvergessene Werke schuf. Tickets sind ab sofort im
Vorverkauf erhältlich.

"Die Gäste erleben einen Abend mit scharfsinniger Rhetorik und können
sich auf einen bisweilen bitterbösen wie witzigen Schlagabtausch
zwischen der Kabarettistin die mittlerweile in namenhaften
Fernsehshows auftritt und dem Poetry-Slammer, freuen", so Bettina Hahn
vom Kulturbüro. Denn seit Adam in Evas Apfel biss, trennen sich
bekanntlich die Ansichten zu diesem Thema. Doch Lisa Eckhart und Sven
Kemmler beweisen, jenseits der üblichen Klischees gibt es mehr Dinge
zwischen Mann und Frau, als manch eine Schulweisheit preisgibt.

Wer die Neuentdeckung in der Kabarettszene nicht verpassen will,
sollte die Gelegenheit nutzen Lisa Eckhart zusammen mit Sven Kemmler
im Glashaus zu sehen.

Die Veranstaltung wird unterstützt von der Volksbank Ruhr-Mitte.

Eintritt

Vorverkauf 18 Euro (ermäßigt 10 Euro), Abendkasse 20 Euro

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Infos

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel.: (0 23 66) 303 179,
www.herten.de

www.lisaeckhart.com 

www.sven-kemmler.de

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24 Uhr
gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/255: Wiesbaden - »3 Musketiere«, Premiere 28.9., weitere Termine 30.9., 5.10.


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

PREMIERE IM JUNGEN STAATSMUSICAL

»3 Musketiere - Das Musical«

Musik und Text Rob Bolland und Ferdi Bolland Buch André Breedland

Premiere am 28. September 2018 um 19.30 Uhr im Kleinen Haus

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 30. September & 5. Oktober
2018, jeweils um 19.30 Uhr



Frankreich im 17. Jahrhundert. D'Artagnan, ein junger Gascogner, macht
sich auf den Weg nach Paris, er will ein Musketier der Garde des
Königs werden und damit in die Fußstapfen seines Vaters treten. Kaum
angekommen gerät er in Konflikte mit den drei Musketieren Aramis,
Athos und Porthos. Doch plötzlich müssen sie sich gegen die Schergen
des Kardinals Richelieu verteidigen. Sie werden zu Freunden. Eine
Abenteuergeschichte um Macht, Intrige und Leidenschaft beginnt.

Das Musical von Rob und Ferdi Bolland nach der berühmten Romanvorlage
von Alexandre Dumas besticht durch kraftvolle Rock-Popmusik und
gefühlvolle Balladen, packende Szenen, spektakuläre Fechtkämpfe und
auch eine große Portion Humor.

Inszenierung & Choreografie Iris Limbarth

Musikalische Leitung Frank Bangert

Bühnenbild Britta Lammers

Kostüme Heike Korn

Kampfchoreographie Atef Vogel

Ensemble des Jungen Staatsmusicals

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/787: Bremen - Fidelio, Premiere am 16. September 2018


THEATER BREMEN

Fidelio

- Die Durchleuchtung einer Freiheitsoper

- Paul-Georg Dittrich inszeniert Beethovens "Fidelio"

- Yoel Gamzou hat die Musikalische Leitung.

Premiere ist am 16. September um 18 Uhr im Theater am Goetheplatz.



Beethovens einzige Oper ist das Zeugnis einer immensen Abarbeitung an
der Gattung Oper und dem Thema der Freiheit. Leonores Errettung ihres
dem Tode geweihten Gatten wird zu einem Fanal für politische
Mündigkeit. Ein Thema, das Fidelio als Oper für besondere
Gelegenheiten prädestiniert. "Und durchaus auch für die unrühmlichen",
führt Brigitte Heusinger, seit der Spielzeit 2018/19 Leitende
Dramaturgin im Musiktheater, aus: "Dies ist der Ausgangspunkt der
szenischen Umsetzung, die im ersten Teil exemplarische Aufführungen
anzitiert und Revue passieren lässt." In insgesamt acht Dioramen nimmt
Dittrich Bezug auf geschichtsträchtige Inszenierungen aus
verschiedenen Jahrzehnten.

Im zweiten Teil wird der appellative Charakter der Oper, die Forderung
nach Einmischung und Teilhabe wörtlich genommen. 60 Zuschauer*innen
wechseln die Seite, die klassische Guckkasten-Situation wird
aufgehoben. Bei Brot und Theaterwein werden sie zur Tischgesellschaft
auf der Bühne. Karten für diese speziellen Plätze gibt es
ausschließlich an der Theaterkasse.

Stilistisch changiert "Fidelio" zwischen Singspiel, dramatischer Oper
und Oratorium, die musikalische Leitung hat Generalmusikdirektor Yoel
Gamzou inne. In den Hauptpartien geben Christian-Andreas Engelhardt
als Florestan und Nadine Lehner als Leonore ihr Debüt, Tenor Joel
Scott alias Jaquino ist in Bremen erstmals zu erleben.

Nach "Wozzek" und "La Damnation de Faust", beide Arbeiten nominiert
für den Deutschen Theaterpreis DER FAUST, und in der vergangenen
Spielzeit "Lucia di Lammermoor", ist der Regisseur Paul-Georg Dittrich
nun mit seiner vierten Inszenierung am Theater Bremen zu sehen.
Dittrich, geboren 1983, studierte Regie in Hamburg und arbeitet häufig
sparten- und medienübergreifend. Er inszenierte u.a. am Schauspiel
Frankfurt, am Schauspielhaus fend. Er inszenierte u.a. am Schauspiel
Frankfurt, am Schauspielhaus Wien, am Maxim Gorki Theater Berlin und
an der Staatsoper Hamburg.

Fidelio

Oper in zwei Aufzügen von Ludwig van Beethoven

Text Joseph Ferdinand Sonnleithner, Stephan von Breuning und Georg
Friedrich Treitschke nach Jean-Nicolas Bouilly

Premiere am Sonntag, 16. September 2018 um 18 Uhr im Theater am
Goetheplatz

Musikalische Leitung: Yoel Gamzou

Regie: Paul-Georg Dittrich

Bühne: Lena Schmid

Kostüme: Anna Rudolph

Licht: Joachim Grindel

Chor: Alice Meregaglia

Video: Kai Wido Meyer

Dramaturgie: Isabelle Becker, Brigitte Heusinger

Mit: Christian-Andreas Engelhardt, Christoph Heinrich, Nadine Lehner,
Claudio Otelli, Daniel Ratchev, Marysol Schalit/Iryna Dziashko, Joel
Scott, Jeong Hoon Lee, Romualdas Batalauskas. Chor und Extrachor des
Theater Bremen. Es spielen die Bremer Philharmoniker

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/770: Kampagne für den vollständigen Ersatz aller Botox-Tierversuche (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 6. September 2018

Kampagne für den vollständigen Ersatz aller Botox-Tierversuche



Der Bundesverband Menschen für Tierrechte hat eine Kampagne für die
Entwicklung weiterer tierversuchsfreier Verfahren für das Faltenmittel
Botox gestartet. Durch die zu erwartenden neuen medizinischen Anwendungen
von Botox, wird sich auch die Zahl der Tierversuche für die noch
verbliebenen Pflichttests erhöhen. Deswegen fordert der Tierrechtsverband
die Hersteller auf, auch für die verbliebenen Tests tierleidfreie Verfahren
zu entwickeln und sich verstärkt für deren außereuropäische Anerkennung
einzusetzen.

Die intensive Lobbyarbeit von Tierrechtsorganisationen in den letzten
Jahren hat dazu beigetragen, dass für die gesetzlich vorgeschriebenen
Chargenprüfungen von medizinischen und kosmetischen Botox-Produkten
mittlerweile tierleidfreie Verfahren mit menschlichen Zellen genutzt werden
dürfen. Diese Zell-Tests können aber nur 80 bis 85 Prozent aller
Tierversuche in den Sicherheitsprüfungen zur Vermarktung ersetzen. Denn es
werden - trotz existierenden tierfreien Verfahren - immer noch qualvolle
LD50-Tests (1) an Mäusen für sogenannte Bulk-Tests und Qualitätsprüfungen
durchgeführt. "Der große Erfolg der letzten Jahre bei der Anerkennung
tierleidfreier Verfahren darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass neben
Chargenprüfungen noch weitere Tests behördlich gefordert werden, für die
der Zell-Test als Tierversuchsersatz nicht genehmigt ist. Erst wenn auch
für diesen Bereich Ersatz-Tests zur Verfügung stehen, werden alle
Botox-Tests beendet", so Dr. Christiane Hohensee, wissenschaftliche
Referentin bei Menschen für Tierrechte.

Botox: Medizinisches Potenzial bedingt mehr Tierversuche

Sowohl beim Hersteller Merz als auch bei Ipsen, einem weiteren führenden
Botox-Hersteller, gilt die Zulassung des tierfreien Zell-Tests sowohl für
das Faltenmittel als auch für das medizinische Botulinumtoxin. Botox gilt
bei vielen neurologischen Erkrankungen als effektives und sicheres
Therapeutikum. Da Botox großes Potenzial für weitere medizinische
Anwendungen hat, ist zu erwarten, dass mit Neuentwicklungen weitere Tieren
in Bulk-Tests (2) und Qualitätsprüfungen (3) sowie in zusätzlichen
Tierversuchen für die Auslandsvermarktung leiden müssen. Um auf die
vielfältigen Botox-Anwendungen aufmerksam zu machen, wird der
Tierrechtsverband in einer 6-teiligen Serie über medizinische
Anwendungsmöglichkeiten berichten.

Sowohl Merz als auch Ipsen haben zugesagt, auch für die verbleibenden
behördlich geforderten Tests tierleidfreie Verfahren zu entwickeln.
Gemeinsam mit seinen Unterstützern will Menschen für Tierrechte die
Hersteller beim Wort nehmen und mit Nachdruck die Entwicklung der noch
fehlenden Verfahren sowie Verhandlungen mit den außereuropäischen
Regulationsbehörden einfordern.


Anmerkungen:

(1) Beim LD50-Test wird das Nervengift den Mäusen in verschiedenen
Verdünnungen in die Bauchhöhle gespritzt, um die Konzentration zu
ermitteln, bei der die Hälfte der Tiere stirbt. Die Tiere leiden bis zu
vier Tagen unter qualvollen Krämpfen und ersticken letztlich, da das Gift
zu einer Atemlähmung führt. Der Bundesverband fordert seit Jahren die
Abschaffung dieser qualvollen Tests.

(2) In sogenannten Bulk-Tests an der Maus wird der in der entsprechenden
Formulierung gelöste Wirkstoff zur Abfüllung bei der Herstellung des
Fertigprodukts überprüft. Die Ersatzverfahren dürfen dagegen nur für die
Chargenprüfung genutzt werden, um Stabilität und Konzentration in
homöopathisch kleinen Dosen zu testen.

(3) In den behördlich vorgeschriebenen Qualitätsprüfungen wird in
regelmäßigen Abständen die Qualität und Aussagekraft der Zell-Tests anhand
eines Tierversuchs auf Qualität und Aussagekraft hin überprüft.


Direktlink zur Unterschriftenaktion:

https://www.change.org/p/wissenschaft-sowie-die-kosmetische-und-pharmazeutische-industrie-neue-botox-tests-m%C3%BCssen-tierversuche-komplett-ersetzen-c58de4d4-8615-48e5-a21d-e7ac6dce1f3a

Infoserie zur Botox-Kampagne:

https://www.tierrechte.de/2018/09/05/kampagne-fuer-ersatz-qualvoller-tierversuche-bei-botoxtests/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. September 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





GEFAHR/154: 8881 Usutu-Verdachtsfälle (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. September
2018

NABU-Zahl des Monats:

8881 Usutu-Verdachtsfälle

Virus tötet mehr Vögel als je zuvor



Berlin - Dem NABU wurden allein in diesem Jahr bereits 8881 Fälle von
erkrankten oder toten Vögeln gemeldet, die mutmaßlich von einer
Infektion mit dem Usutu-Virus betroffen sind. Es ist davon auszugehen,
dass in diesem Jahr in Deutschland mehr Vögel vom Usutu-Virus
betroffen sind als je zuvor. Meist sind Amseln von dem Erreger
befallen, in geringen Zahlen aber auch andere Arten wie Singdrosseln,
Meisen oder Finken. Das von Mücken auf Vögel übertragene ursprünglich
südafrikanische Usutu-Virus tritt seit 2010 in Süd-West-Deutschland
auf und breitet sich seitdem immer weiter nach Norden aus. Wo das
Virus neu auftritt, kommt es vor allem bei Amseln zu Massensterben. In
diesem Jahr ist davon vor allem der Norden Deutschlands betroffen.
Über ein Viertel aller Meldungen kommt aus Niedersachsen, viele
weitere aus Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen.

Usutu-Infektionen treten vor allem im Spätsommer im August und
September auf. Ein Rückgang der Meldungen verendeter Vögel ist derzeit
noch nicht zu beobachten. Pro Tag gehen beim NABU weiterhin etwa 400
Verdachtsmeldungen ein. Um Ausbreitung, und Verlauf dieser neuen
Vogelkrankheit zu erfassen und ihre Auswirkungen auf die Bestände
unserer Vögel zu untersuchen, bittet der NABU um Meldungen kranker
oder an Krankheit gestorbener Vögel unter www.nabu.de/usutu-melden -
und, wenn möglich - zusätzlich um die Einsendung frischer toter
Kadaver an das Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin in Hamburg.




Mehr Infos:

www.nabu.de/news/2018/08/25040.html

www.nabu.de/usutu

www.nabu.de/usutu-melden

"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 
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NABU Pressedienst, 05.09.2018
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EUROPA/534: EU-Entscheidungen werden transparenter (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.09.2018 / Politik & Recht

EU-Entscheidungen werden transparenter



Die EU-Kommission muss Folgenabschätzungen, die sie als Grundlage für
Entscheidungen verwendet, zukünftig öffentlich machen. Dieses Urteil
fällte der Europäische Gerichtshof (EuGH) am Montag und entschied
damit zugunsten der Umweltrechtsorganisation ClientEarth.

Nachdem das Gericht der EU 2015 noch gegen eine Offenlegung
entschieden hatte, erklärten die Richter*innen der Großen Kammer des
EuGH, dass transparentere Entscheidungsprozesse die Legitimität und
Glaubwürdigkeit der Arbeit der Kommission erhöhen könnten. Deshalb
müssten Dokumente in größtmöglichem Zugang direkt zugänglich gemacht
werden. Das Urteil solle außerdem sicherstellen, dass die Kommission
"ihre Aufgaben in völliger Unabhängigkeit und ausschließlich im
allgemeinen Interesse wahrnimmt", so die Richter in ihrer Erklärung.

ClientEarth forderte 2014 Einsicht in zwei Folgenabschätzungen für
Richtlinienentwürfe, die die Kommission jedoch verweigerte, um den
Entscheidungsfindungsprozess nicht zu 'gefährden'. Daraufhin klagte
die Organisation vor dem Gericht der EU. Folgenabschätzungen ('impact
assessments') bilden die Grundlage vieler Legislativvorschläge der
Kommission und analysieren die möglichen sozialen, ökonomischen und
ökologischen Folgen des Vorschlags.

Für ClientEarth-Anwältin Anais Berthier ist das Urteil "ein
fantastischer Sieg in unserem langjährigen Einsatz für mehr
Transparenz in der Entscheidungsfindung der EU." Dass die Kommission
Folgenabschätzungen in Zukunft bereits während des
Entscheidungsfindungsprozesses veröffentlichen muss, werde die
politische Debatte und die demokratischen Rechte der EU-Bürger*innen
stärken, so Berthier. [km]



Urteil des EuGH

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=205322&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=452810

Pressemitteilung ClientEarth

https://www.clientearth.org/clientearth-lawyers-win-ground-breaking-legal-victory-for-eu-transparency-and-accountability/

 * 

Quelle:

EU-News, 06.09.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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FRAGEN/003: Wald statt Kohle (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 138/3.2018

Wald statt Kohle

Naturführer Michael Zobel über den Hambacher Forst und die von ihm
angebotenen Waldspaziergänge

Interview von Ronja Heise und Jana Ballenthien



Der Hambacher Forst ist ein bemerkenswerter Wald. Es gibt ihn seit
der letzten Eiszeit, er ist ein mittlerweile seltener Wald-Typ und
beherbergt viele gefährdete Tier- und Pflanzenarten. Doch dass der
Wald weit über das Rheinland und die Bundesrepublik hinaus bekannt
ist, liegt daran, dass er zerstört wird - für den Klima-Killer Kohle
(siehe auch Artikel im Magazin Nr. 136/1.2018). Um seinen
Braunkohletagebau Hambach zu erweitern, rodet der Stromkonzern RWE
jedes Jahr Teile des Hambacher Forst - trotz des breiten und
andauernden Protests. Insbesondere mit der seit sechs Jahren
existierenden Waldbesetzung ist der Wald zum Symbol geworden: für den
Widerstand gegen die zerstörerische Logik des fossilen Energiesystems.


Der Naturführer Michael Zobel tut ganz praktisch etwas dagegen. Er
bietet seit mehreren Jahren Sonntagsspaziergänge im Hambacher Forst
an, um den Blick auf den Mikrokosmos der Natur zu lenken, um die es
geht. Auf seinen gut besuchten Führungen bringt der zweifache Vater
und Großvater den Teilnehmenden den Wald und seine Geschichte, aber
auch den Widerstand gegen die Rodung näher. In unserem Interview
erzählt er von dem gefährdeten Wald, seinen Erlebnissen auf den
Führungen und der ab Oktober drohenden Rodungssaison.

 * 

Wie ist es dazu gekommen, dass Du seit Jahren naturpädagogische
Waldspaziergänge im Hambacher Forst anbietest?

Im April 2014 war ich zusammen mit meiner Lebensgefährtin Eva Töller
zum ersten Mal im Hambacher Wald unterwegs. Wie viele Andere hatten
wir immer nur von diesem Wald gehört, der seit fast vierzig Jahren
verschwindet, dem Braunkohletagebau Hambach zum Opfer fällt - nur 35
Kilometer von Aachen entfernt. Und genau wie viele unserer Freunde und
Bekannten hatten wir diese Umweltkatastrophe bis dahin noch nicht
gesehen!

Wir waren geschockt, wir waren fasziniert, wir waren verzweifelt ...
und was liegt näher in meinem Beruf, als Führungen anzubieten. Das
geschieht seitdem regelmäßig einmal im Monat. Am 15. Juli 2018 fand
der 51. dieser Waldspaziergänge statt. Der Wald wird immer kleiner,
die Führungen immer größer. Aktuell haben insgesamt mehr als 13.000
kleine und große Menschen teilgenommen.

Warum wird vom Hambacher Forst gesprochen und müsste es nicht
eigentlich Hambacher Wald heißen?

Wie ihr schon gehört habt, spreche ich vom Hambacher Wald. Die
Bezeichnung Hambacher Forst gab es eigentlich nicht, stattdessen
bestand dieser wunderbare Wald aus vielen, den umliegenden
Bürgewaldgemeinden gehörenden Teilstücken, zum Beispiel der Große
Forst bei Stetternich, die Elsdorfer Bürge, der Rödinger Wald und
viele mehr. Erst mit Beginn des Tagebaus 1978 wurde die Bezeichnung
Hambacher Forst "erfunden". Namensgeber ist die nahegelegene Ortschaft
Hambach. Es handelt sich wie bei den meisten Wäldern unserer Heimat
nicht um einen Urwald, sondern um einen Wald, der immer von Menschen
genutzt wurde.

Was macht den Wald so besonders?

Bis zum Jahre 2040 soll mit dem Hambacher Wald ein einstmals 6000
Hektar großes Waldgebiet, das auf eine 12.000-jährige Geschichte
zurückblickt, bis auf wenige Reste dem Braunkohletagebau Hambach
weichen. Der Wald gehört zu den letzten der schon im 10. Jahrhundert
von Kaiser Otto II urkundlich erwähnten so genannten Bürgewälder. Es
handelt sich um naturnahe Wälder, deren Entwicklung seit der
nacheiszeitlichen Wiederbewaldung nie unterbrochen wurde. Als
besondere botanische "Spezialität" haben sich in diesem Wald noch
natürliche Vorkommen von Winterlinden erhalten, die in der
Wärmeperiode des Atlantikums vor etwa 3.000 bis 6.000 Jahren
eingewandert waren. Der Hambacher Forst ist die mit Abstand größte
Eichen-Hainbuchen-Maiglöckchen-Waldfläche innerhalb der atlantischen
biogeographischen Region Deutschlands. Dazu ist dieser Wald Lebensraum
und Refugium für seltene und europarechtlich geschützte Tiere wie z.B.
Bechsteinfledermaus, Springfrosch, Haselmaus oder Mittelspecht. Bis
zum Beginn der Rodungen war er der größte zusammenhängende Wald des
Rheinlands.

Der heutige Zustand des Waldes treibt mir die Tränen in die Augen. Wir
müssen uns klarmachen, dass etwa 90 Prozent der Waldfläche
unwiederbringlich vernichtet wurden. Und auch diese kleine Restfläche
steht kurz vor der endgültigen Zerstörung, weil ab 1. Oktober RWE
neuerliche Rodungen angekündigt hat. Und auch ohne Rodungen ist der
Wald in größter Gefahr und kämpft ums Überleben, er leidet unter
anderem unter der Grundwasserabsenkung um unvorstellbare fast 500
Meter für den Tagebau.

Wie kann es sein, dass ein so alter und artenreicher und ehemals
riesiger Wald nicht geschützt ist?

Das ist eine spannende Frage, und damit beschäftigen sich momentan
diverse Gerichte. Der BUND hat das Land NRW verklagt und zwar in
zweifacher Hinsicht: Die Gerichte sollen feststellen, dass die
Nichtmeldung als FFH-Gebiet rechtswidrig war und zusätzlich, dass der
verbliebene Restwald noch als FFH-Schutzgebiet gemeldet werden muss.
Die juristische Situation ist im Moment ein wenig unübersichtlich.
Klar ist aber, dass die diversen Klagen des BUND zu der Situation
geführt haben, dass die Rodungssaison 2017/2018 nach zwei Tagen
gestoppt werden musste. Eine echte Sensation, zum ersten Mal seit
vierzig Jahren blieben in der vergangenen Rodungssaison die
Kettensägen still.

RWE spricht davon, dass sie 'neue Natur schaffen'. Was hältst du
davon?

Auf meinen Führungen betone ich immer wieder, dass die Leistungen zum
Thema Rekultivierung im Weltmaßstab durchaus beachtlich sind. RWE tut
das allerdings nicht ganz freiwillig, denn zum einen zwingt das
Bergrecht sie dazu, zum anderen geht es natürlich auch ums Image.
Wovon ich eine Gänsehaut bekomme, ist die Propaganda, in der es
sinngemäß darum geht, dass die Landschaft nach dem Tagebau schöner und
wertvoller wäre als zuvor. Niemand kann einen Wald und eine
Bodenstruktur, die seit dem Ende der letzten Eiszeit gewachsen ist, am
Reißbrett und am Computer ersetzen. Da überschätzen Menschen sich
gewaltig. Und gerade heute, am 28. Juni, wurde während eines größeren
Polizeieinsatzes ein kleiner Tümpel, bewohnt von etwa 25 Molchen,
zugeschüttet und plattgewalzt ..., das zum Thema "neue Natur
schaffen."

Der Hambacher Forst ist zu einem bekannten Symbol des Widerstands
gegen Kohle geworden. Wer ist im Rheinland gegen die Rodung aktiv?

Der Widerstand gegen die Nutzung der Braunkohle wird immer stärker,
die Vernetzung der verschiedenen Aktiven und Aktionen immer größer.
Und es stimmt, der Hambacher Forst ist ein inzwischen weit über die
Grenzen des Rheinlands bekanntes Symbol geworden. Hier gibt es ein
breites Bündnis, von Bürgerinitiativen bis zu Kirchengruppen, von
Umweltverbänden bis zu Waldbesetzern. Die Methoden sind
unterschiedlich, das Ziel ist dasselbe, der zügige Stopp einer völlig
veralteten und gesundheitsgefährdenden Technik.

Auf deinen Waldspaziergängen führst du die Gruppen auch immer durch
die Waldbesetzung. Wie ist dein Verhältnis zu den Waldbesetzer*innen?


Da habe ich einen ganz klaren Standpunkt. Ohne die seit sechs Jahren
andauernde Besetzung des Hambacher Waldes wäre das Thema Hambacher
Wald/Braunkohleverstromung niemals so in die öffentliche Wahrnehmung
gerückt. Ohne die Waldschützer auf ihren Baumhäusern wären auch nicht
mehr als 13.000 Menschen zu unseren Führungen gekommen. Die jungen
Menschen im Wald sind für mich ein ganz wesentlicher Teil der
wachsenden Bewegung. Man kann über Aktionsformen und Methoden
streiten, aber die Menschen im Hambacher Wald leisten unter
schwierigen Umständen und unter hohem persönlichen Risiko eine Arbeit
für uns alle. Hut ab! Abgesehen davon sind viele der Menschen zu
richtig guten Freunden geworden.

Wird letztendlich die Bechsteinfledermaus den Wald retten?

Ich möchte mir den Traum bewahren, dass wenigstens der kleine Rest des
wunderbaren Waldes gerettet werden kann. Sei es durch überfällige
Gerichtssurteile, sei es durch politische Entscheidungen, sei es wegen
der Kolonien der Bechsteinfledermaus. Seit dieser Woche tagt in Berlin
die Kohlekommisssion. Mit einer spannenden Besetzung, die "weiter
so"-Fraktion hat nicht die Übermacht, RWE steht mit dem Rücken zur
Wand, die Welt schaut auf Deutschland als vermeintlichem Vorreiter im
Klimaschutz. Und der Hambacher Wald könnte zur Nagelprobe der
Kommission werden. Ich kann mir nicht vorstellen, dass in Berlin
beraten wird und gleichzeitig im Oktober im Hambacher Wald die Bäume
fallen.

Wie wird es mit dem Wald und seinen Bewohner*innen weitergehen,
sollte RWE tatsächlich im Oktober roden?

In der kommenden Rodungssaison geht es um das Herz des noch
verbliebenen Waldes. Es geht um Alles oder Nichts. Es geht um die
Besetzungen, die Baumhäuser, die Waldschützer. Sollten die Rodungen im
Oktober tatsächlich beginnen, dann könnte auch die Lage im Wald außer
Kontrolle geraten. Viele Menschen im Wald sind verzweifelt, werden
sich den Rodungsmaschinen in den Weg stellen. Ich habe die Hoffnung,
dass bis zum Herbst so viele Menschen mobilisiert sind, dass Rodungen
gar nicht möglich sind. Daran arbeiten wir und viele andere. Es geht
nicht zuletzt um den Frieden in der Region. Ich möchte mit den
Führungen beitragen, diesen Frieden zu bewahren, Gespräche aufrecht zu
erhalten, dem IRWEg ein Ende zu machen.

Gab es einen besonderen Moment für dich im Wald?

Es gibt viele besondere Momente. Aber der Höhepunkt war sicherlich die
Nachricht im vergangenen Herbst, dass das Oberverwaltungsgericht die
Rodungssaison 2017/2018 gestoppt hat. Zum ersten Mal seit vierzig
Jahren hatten wir damit eine "Rodungs-Verhinderungs-Saison"! Selten
habe ich so viele ungläubige Gesichter und Tränen der Freude gesehen,
als die Nachricht kam. Ich wünsche mir noch viele solcher Momente. Und
ich möchte auch in zehn Jahren noch Führungen im Hambacher Wald
anbieten ...

Das Interview führten unsere Energiereferentin Ronja Heise
und unsere Waldreferentin Jana Ballenthien



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- In der kommenden Rodungssaison wird es um das Herz des Hambacher
Waldes gehen. Michael Zobel hofft auf einen breiten Protest gegen
diese skandalöse Waldzerstörung für Kohle

- Michael Zobel bringt bei Sonntagsspaziergängen Interessierten die
Einzigartigkeit des Hambacher Waldes nahe

- "Ohne die Wald-Besetzung wäre das Thema Hambacher Wald und
Braunkohleverstromung niemals so in die öffentliche Wahrnehmung
gerückt"

- Klimaprotest international: Das Bündnis Code Rood, Alarmstufe Rot,
setzt sich in den Niederlanden mit phantasievollen Aktionen für
eine nachhaltige und faire Energieversorgung ein und lädt für den 28.
August zu einer Aktion gegen Erdgas in Groningen ein

 * 
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GENTECHNIK/021: Bioökonomierat fordert neues Gentechnikrecht (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 31.08.2018

Bioökonomierat fordert neues Gentechnikrecht



UPDATE +++ Nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs zu den
neuen gentechnischen Verfahren hat der Bioökonomierat die Politik
aufgefordert, das Gentechnikrecht zu ändern. Wenn Pflanzen und Tiere,
die mit Genome-Editing-Technologien manipuliert wurden, zeitaufwendig
nach EU-Recht zugelassen werden müssten, verliere Deutschland den
Anschluss an die internationale Entwicklung, meint das Beratergremium
der Bundesregierung.


Doch auch die 17 Mitglieder des Rats sehen bei einer zu rasanten
unkontrollierten Ausbreitung derart gentechnisch veränderter
Organismen (GVO) Risiken. Daher sollte die Bundesregierung ihrer
Ansicht nach solche GVO auch nicht komplett freigeben. Wichtig sei
eine Regulierung, die zwischen Mutationen und Gentransfers
unterscheide und risikoorientierte Verfahren für die Zulassung und
Freisetzung vorsehe, sagt Christine Lang, Ko-Vorsitzende des
Bioökonomierats und Mitgründerin der Berliner Biotech-Firma
Organobalance.

Der 2009 gegründete Bioökonomierat, in dem ExpertInnen aus Wirtschaft,
Wissenschaft und Gesellschaft vertreten sind, plädiert für ein
abgestuftes Genehmigungs- und Zulassungsverfahren mit
unterschiedlichen Risikoklassen. Ferner spricht der Rat sich dafür
aus, es behördlich zu registrieren und zu beobachten, wenn
Wissenschaftler oder Unternehmen Genome-Editing-Technologien
einsetzen. Die aktuelle Kennzeichnungspflicht für gentechnisch
veränderte Organismen lässt sich nach Ansicht des Gremiums nur
aufrechterhalten, wenn sie sich auf größere, artfremde
Genomveränderungen beschränkt. Bei winzigen sogenannten Punkmutationen
sei eine Kennzeichnung im internationalen Warenverkehr nicht
praktikabel. Der Rat empfiehlt daher, die Infrastruktur für
freiwillige Zertifizierungen zu stärken, um Verbrauchern die Wahl zu
lassen, sich für gentechnikfreie Lebensmittel zu entscheiden.

Bei gesellschaftlich besonders relevante Anwendungen der neuen
Technologien müsse die Forschung stärker öffentlich gefördert werden,
fordert das Gremium unter Vorsitz von Professor Joachim von Braun,
Direktor des Zentrums für Entwicklungsforschung an der Universität
Bonn. Begleitend müssten die Auswirkungen auf die Artenvielfalt sowie
auf gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen mithilfe
öffentlicher Gelder wissenschaftlich untersucht werden. Schließlich
wünschen sich die Berater neue Dialogformate für einen konstruktiven
Diskurs mit der Gesellschaft und eine bessere internationale
Zusammenarbeit.

Ziel des Bioökonomierats ist laut Webseite, positive Rahmenbedingungen
für eine biobasierte Wirtschaft zu schaffen, sowie Forschung und
Entwicklung in der Bioökonomie zu fördern. Bei seiner Arbeit wird das
ehrenamtliche Beratergremium von einer Geschäftsstelle unterstützt,
die das Bundesforschungsministerium nach Angaben einer Sprecherin seit
1.12.2008 mit insgesamt 6,83 Millionen Euro gefördert hat. Aufgabe der
Geschäftsstelle sei die fachliche und administrative Betreuung und
Unterstützung des Bioökonomierats. Dazu gehöre auch, Vorträge
vorzubereiten. Außerdem enthalte das Budget mögliche Reisekosten der
Ratsmitglieder, die nach Bundesreisekostengesetz erstattet würden.
[vef]

Update: Fördersumme des Bundesforschungsministeriums



Bioökonomierat - Genome Editing: Bioökonomierat fordert neues
EU-Gentechnikrecht (28.8.2018)

http://biooekonomierat.de/aktuelles/stellungnahme-zu-genome-editing/

Tagesspiegel - Bioökonomierat: Gentechnik-Gesetze der EU müssen
geändert werden - Wissen (29.8.2018)

https://www.tagesspiegel.de/wissen/regulierung-von-genome-editing-biooekonomierat-gentechnik-gesetze-der-eu-muessen-geaendert-werden/22972008.html

Infodienst - Der EuGH stellt klar: Gen-Scheren sind Gentechnik
(25.07.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33314/#gsc.tab=0

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33379/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Medien kritisieren Förderung einer neuen Fachstelle Gentechnik,
03.09.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33380/

Heerwurm: Resistenter Schädling hat Asien erreicht, 27.08.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33371/

Behörde: Cibus-Raps doch gentechnisch verändert, 20.08.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33361/

 * 

Quelle:

Nachricht, 31.08.2018

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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RECHT/275: Deutsche Umwelthilfe gewinnt Klage gegen Land Hessen für "Saubere Luft" in Frankfurt (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 6. September 2018

Deutsche Umwelthilfe gewinnt Klage gegen das Land Hessen für
"Saubere Luft" in Frankfurt am Main - Klare Entscheidung für
Hardware-Nachrüstung von Kanzlerin Merkel gefordert

VG Wiesbaden: Zonale Diesel-Fahrverbote in Frankfurt am Main ab 1.
Februar 2019 einzuführen - Ausdehnung der Fahrverbote auf
Dieselfahrzeuge der Abgasstufe Euro 5 ab 1. September 2019 - Land muss
Busflotte mit SCRT-Filtern nachrüsten und deutliche Verschärfung der
Parkraumbewirtschaftung in den Luftreinhalteplan aufnehmen



Berlin/Wiesbaden, 6.9.2018: Das Verwaltungsgericht Wiesbaden hat
gestern über die Klage der Deutschen Umwelthilfe (DUH) gegen das Land
Hessen für 'Saubere Luft' in Frankfurt am Main verhandelt und
entschieden (4 K 1613/15.WI), dass flächendeckende zonale
Diesel-Fahrverbote in Frankfurt umgesetzt werden müssen. Nach dem
Urteil ist das Land Hessen verpflichtet, den Luftreinhalteplan für
Frankfurt bis zum 1. Februar 2019 so fortzuschreiben, dass darin alle
Maßnahmen enthalten sind, mit denen der Grenzwert für Stickstoffdioxid
(NO2) schnellstmöglich eingehalten wird. Die internationale
Umweltrechtsorganisation ClientEarth unterstützt Klagen für 'Saubere
Luft' der DUH.

Konkret beschloss das Gericht Fahrverbote für alle Dieselfahrzeuge bis
einschließlich Abgasstufe Euro 4 und für alle Benziner bis
einschließlich Euro 2. Die durch das Land Hessen auszuweisende
Verbotszone muss spätestens ab 1. Februar 2019 in Kraft treten. Ab 1.
September 2019 ist das Verbot auf Dieselfahrzeuge der Abgasnorm Euro 5
auszuweiten. Für die Verbotszone bietet sich nach den Ausführungen des
Gerichts die bislang schon geltende Umweltzone an. Die zu erteilenden
Ausnahmen, beispielsweise für Handwerker und Lieferbetriebe, so das
Verwaltungsgericht weiter, müssen zeitlich befristet sein. Durch
spürbare Gebühren, die für die Erteilung einer Ausnahme erhoben
werden, müssen deutliche Anreize für eine Hardware-Nachrüstung auch
dieser Fahrzeuge gesetzt werden.

Da diese Maßnahmen allein nach den Berechnungen des Landes Hessen
immer noch nicht genügen werden, um den Grenzwert für Stickstoffdioxid
im Jahr 2020 einzuhalten, hat das Verwaltungsgericht darüber hinaus
entschieden, dass zwei weitere Maßnahmen zwingend in den
Luftreinhalteplan aufzunehmen sein werden. Das Land Hessen ist daher
verpflichtet worden, Maßnahmen in den Luftreinhalteplan aufzunehmen,
mit denen die komplette für den ÖPNV in Frankfurt am Main genutzte
Busflotte mit SCRT-Filtern nachgerüstet wird. Außerdem müsse das Land
für eine deutlich intensivierte Parkraumbewirtschaftung die Parkplätze
in der besonders belasteten Innenstadt verknappen und die Gebühren für
Parkplätze erheblich erhöhen. Zudem solle durch Park & Ride-Parkplätze
am Stadtrand die Zahl der einfahrenden Pkw in die Innenstadt reduziert
werden.

Dazu erklärt Jürgen Resch, DUH-Bundesgeschäftsführer: "Das war ein
guter Tag für die 'Saubere Luft' in Frankfurt. Das Gericht hat nicht
nur bestätigt, dass das EU-Recht zum Gesundheitsschutz wichtiger ist
als die Profitinteressen betrügerischer Autohersteller, die über Jahre
hinweg Diesel-Pkw mit unwirksamen Billigst-Katalysatoren verkauft
haben. Wir fordern die schwarz-grüne Landesregierung nun auf, dieses
kluge Urteil, das auch einen Einstieg in die Art der für unsere Städte
notwendigen Verkehrswende hin zu weniger Autos insgesamt beinhaltet,
anzuerkennen und umzusetzen. Ministerpräsident Volker Bouffier hat
sich vergangene Woche erstmals der DUH-Position zur verpflichtenden
Hardware-Nachrüstung von Diesel-Pkw wie Nutzfahrzeugen auf Kosten der
für den Abgasbetrug verantwortlichen Autokonzerne angeschlossen. Ob
Bouffiers Aussagen nur taktischer Natur waren und das Gericht
beeindrucken sollten oder ob er es schafft, die Bundeskanzlerin aus
dem Würgegriff von BMW, Daimler und VW zu befreien, wird durch die
nahe Hessen-Wahl eine vielleicht den Wahlausgang beeinflussende Frage.
Ende September will Bundeskanzlerin Angela Merkel in dieser Frage eine
Entscheidung treffen. Verkehrsminister Andreas Scheue
r, vor allem bekannt als der Vertreter der Automobilindustrie in der
Bundesregierung, hat jedenfalls unmittelbar nach dem gestrigen Urteil
die bisherige Haltung bekräftigt und die Hardware-Nachrüstung von
Betrugs-Diesel-Pkw erneut abgelehnt."

Die DUH hat insgesamt zu 61 deutschen Städten mit erheblichen
Überschreitungen des Grenzwerts für das Dieselabgasgift NO2
Rechtsverfahren eingeleitet und davon in mittlerweile 28 Städten
Klageverfahren eingeleitet. Bisher hat die DUH alle Klagen für
'Saubere Luft' zur Einhaltung der Luftqualitätsgrenzwerte gewonnen.
Nach den Erfolgen in Aachen, München, Düsseldorf und Stuttgart zeigt
nun auch die klare Entscheidung zur Mainmetropole Frankfurt, dass
Diesel-Fahrverbote kurzfristig kommen werden. Ähnliche
Gerichtsentscheidungen werden in den nächsten Monaten erwartet, wenn
unter anderem die Fälle in Berlin, Bonn, Darmstadt, Köln, Dortmund,
Gelsenkirchen, Essen, Mainz und Wiesbaden verhandelt und entschieden
werden.

Dazu Remo Klinger, Rechtsanwalt, der die DUH in den Klagen vertritt:
"Das Urteil ist großartig. Das Verwaltungsgericht hat die juristische
Welt aber nicht neu erfunden. Es hat das umgesetzt, was das
Bundesverwaltungsgericht im Februar 2018 zu Düsseldorf und Stuttgart
entschieden hat. Wenn das Hessische Umweltministerium etwas für die
Gesundheit der Menschen tun will, sollte man das Urteil akzeptieren.
Jedes Rechtsmittel wäre der Beweis dafür, dass man allein auf
Verschleppung setzt, zulasten aller damit einhergehender Folgen für
die Gesundheit der Bürger."

Rechtsanwalt Ugo Taddei von ClientEarth sagt: "Das oberste deutsche
Verwaltungsgericht hat im Februar die Weichen für Diesel-Fahrverbote
und saubere Luft gestellt und wir sehen nun, wie der Dominoeffekt
einsetzt. Inzwischen haben die Gerichte in Frankfurt, Düsseldorf,
München, Stuttgart und Aachen Diesel-Fahrverbote angeordnet. Der Trend
ist unübersehbar, aber die Bundesregierung weigert sich immer noch
eine nationale Lösung zu forcieren und Hardware-Nachrüstungen
anzuordnen. Deutschland muss aufhören, auf Zeit zu spielen und sein
Luftreinhalteproblem in den Griff bekommen. Jede Verspätung geht auf
Kosten der Gesundheit der Menschen."

Hintergrund:

Derzeit führt die DUH in 28 Städten, in denen der
Jahresmittelgrenzwert für Stickstoffdioxid (NO2) von 40 Mikrogramm pro
Kubikmeter (µg/ml) überschritten wird, Klageverfahren für 'Saubere
Luft'. Im November 2015 hat die DUH Klage gegen das Land Hessen wegen
anhaltender Überschreitung der NO2-Grenzwerte in Frankfurt eingereicht
(4 K 1613/15.WI). Diesel-Fahrverbote sind zur kurzfristigen Einhaltung
des NO2-Grenzwertes die einzige Option und laut Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 27. Februar 2018 rechtmäßig.

Die verkehrsnahe Messstelle an der Friedberger Landstraße zeigte im
Jahr 2017 mit 47 µg/ml eine deutliche Überschreitung des erlaubten
Jahresmittelwerts von 40 µg NO2/ml an, Messungen an mehreren anderen
Standorten ergaben Werte von deutlich über 50 µg NO2/ml. Aktuelle
Messungen der DUH von Februar und Juni 2018 offenbarten ebenfalls
Werte oberhalb des erlaubten Grenzwertes verteilt im gesamten
Frankfurter Stadtgebiet. Nahezu alle großen Hauptverkehrsstraßen in
Frankfurt sind davon betroffen. NO2 ist gesundheitsschädigend und
führt zu vorzeitigen Todesfällen. Die Europäische Umweltagentur EEA
hat im Herbst 2017 die gesundheitlichen Folgen der NO2-Verschmutzung
mit jährlich 12.860 vorzeitigen Todesfälle allein in Deutschland
beziffert.




Links:

Zu den aktuellen Ergebnissen der Messaktion "Decke auf wo Atmen krank
macht": 

http://l.duh.de/p180828

Hintergrundpapier "Klagen für saubere Luft" 

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/CO2-Minderung/2018-05-29_Hintergrundpapier_Right-to-Clean-Air_D.PDF

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 06.09.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin
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VERKEHR/1148: Neue Abgastests und weitere Fahrverbote (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.09.2018 / Verkehr

Neue Abgastests und weitere Fahrverbote



Seit dem 1. September müssen alle Neufahrzeuge neue Emissionstests
bestehen, bevor sie in Europa zugelassen werden können. Die Tests
sind seit September 2017 bereits für neue Automodelle vorgeschrieben
und werden nun auf alle neuen Fahrzeuge ausgeweitet.

Die neuen Emissionstests (Emissionsmessung im praktischen Fahrbetrieb -
 Real Driving Emissions, RDE) sowie verbesserte Laboruntersuchungen
(nach dem weltweit harmonisierten Prüfverfahren für Personenwagen und
leichte Nutzfahrzeuge - 'World Harmonised Light Vehicle Test
Procedure', WLTP) sollen zuverlässigere Daten liefern, wie viele und
welche Schadstoffen in die Luft gepustet werden. Das WLTP ersetzt den
neuen europäischen Fahrzyklus (NEFC), der die heutigen Fahrbedingungen
und Fahrzeugtechnologien nicht mehr angemessen widerspiegelt. Das WLTP
wird EU-weit und national CO2- und Kraftstoffverbrauchswerte liefern,
die den tatsächlichen Fahrbedingungen eher entsprechen. Die Hoffnung
ist, dass dies einen stärkeren Anreiz zum Einsatz von
kraftstoffeffizienten und kohlenstoffarmen Technologien schafft.

Der Stadtverkehr ist mitverantwortlich für die Verschmutzung der Luft
in zahlreichen Gegenden. Schadstoffe in der Luft verursachen in der EU
jedes Jahr 400.000 vorzeitige Todesfälle und führen zu
Atemwegserkrankungen und erheblichen Gesundheitskosten.

Anfang September entschied das Verwaltungsgericht Wiesbaden über ein
Fahrverbot für ältere Dieselautos in Frankfurt am Main. Demnach sind
zunächst von Februar 2019 an Dieselfahrzeuge mit Euro-4-Motoren sowie
Benziner der Schadstoffklassen 1 und 2 betroffen, wie der Vorsitzende
Richter Rolf Hartmann in seiner Urteilsbegründung sagte. Vom 1.
September 2019 an sollen auch Euro-5-Diesel nicht mehr fahren dürfen.

Bereits Ende Juli urteilte Verwaltungsgericht Stuttgart, dass die
Landesregierung Dieselfahrverbote für Euro 5 Diesel-Pkws und
Nutzfahrzeuge in ihren Luftreinhalteplan aufnehmen muss.

Beide Gerichte reagierten mit ihren Urteilen auf Klagen der Deutschen
Umwelthilfe (DUH). Im Fall von Stuttgart beantragte die DUH jetzt die
Festsetzung eines Zwangsgeldes für 'Saubere Luft' in Stuttgart gegen
die baden-württembergische Landesregierung, weil diese einen nur
"unzureichenden Luftreinhalteplan" vorgelegt habe. Auch in München
setzt sich die DUH für saubere Luft ein. Im dortigen Verfahren hatte
der Bayerische Verwaltungsgerichtshof Ende August 2018 angekündigt,
die Frage der Zwangshaft durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH)
klären zu lassen. [mbu]



EU-Kommission zu neuen Abgastests (Englisch)

https://ec.europa.eu/growth/content/clean-mobility-new-emissions-tests-become-mandatory-all-new-cars-1-september-2018_en

DUH zu Stuttgart und München 

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/180903-deutsche-umwelthilfe-stellt-antrag-auf-festsetzung-eines-zwangsgeldes-fuer-saubere-luft-in-st/

DUH zu Frankfurt

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe-gewinnt-klage-gegen-das-land-hessen-fuer-saubere-luft-in-frankfurt-am-main-k/

 * 
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EU-News, 06.09.2018
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ATOM/1363: Atom-Schizophrenie der EU beenden - EURATOM-Vertrag jetzt auflösen (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 3. September 2018

Atom-Schizophrenie der EU beenden - EURATOM-Vertrag jetzt
auflösen

GLOBAL 2000 begrüßt Berufung Österreichs gegen Subventions-Genehmigung
für AKW Hinkley Point C



In der heutigen Ausgabe der Kronen Zeitung wurde der Beschluss der
Österreichischen Bundesregierung für den kommenden Ministerrat
angekündigt, gegen die Abweisung der Klage gegen die Genehmigung von
Subventionen für das britische Atomkraftwerk Hinkley Point C durch die
Europäische Kommission zu berufen.

"Die komplexe Rechtsmaterie betrifft im Grunde die Förderwürdigkeit
von Atomkraftwerken, also ob diese aus Steuergeldern hohe Subventionen
erhalten sollen, nicht nur wie ohnehin geschieht für die
Atom-Unfall-Haftung, den Abriss und die Endlagerung des
hochradioaktiven Mülls für Jahrtausende, sondern nach Willen der
Europäischen Kommission eben auch für den Neubau von Atomkraftwerken
in Europa", erklärt Dr. Reinhard Uhrig, Atomsprecher der
österreichischen Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000. "Längst ist
klar, dass die Atom-Technologie unsicher und unwirtschaftlich ist -
durch einen der Gründungsverträge der Europäischen Union, den
EURATOM-Vertrag von 1957, genießt sie aber immer noch eine unverdiente
Sonderstellung - und soll weiter gefördert werden."

Hinkley Point: das teuerste Kraftwerk der Welt

Bereits vor Baubeginn des eigentlichen AKW im britischen Hinkley Point
kam es zu zwei Kostensteigerungen, derzeit um mehr als ein Viertel
(26,88 Prozent) auf 18 Milliarden Pfund gegenüber dem ursprünglich
veranschlagten Preis von 16 Milliarden Pfund. Das geplante Startdatum
des Reaktors wurde bereits um 15 Monate nach hinten verschoben auf
2027, weitere Kostensteigerungen sind bei Atom-Projekten die Regel.
Für dieses Projekt genehmigte die Europäische Kommission 2014 drei
Beihilfen, einen Fixabnahmevertrag über 35 Jahre zum überhöhten
Strompreis von 92,5 Pfund pro Megawattstunde, einer Kreditgarantie
über 17 Milliarden Pfund sowie der Entschädigungszusage, falls
zukünftige Regierungen das Kraftwerk früher schließen lassen wollten.
Gegen diesen Entscheid legte die Republik Österreich 2015
Nichtigkeitsklage ein.

Fehlerhafte Klagsabweisung und Berufung

Die RichterInnen des Europäischen Gerichts (EuG) argumentierten in
ihrer Begründung der Abweisung der österreichischen Klage, dass die
Subventionierung grundsätzlich durch den EURATOM-Vertrag
gerechtfertigt sei, dessen Ziel die 'Förderung der Atomkraft' ist. Da -
 wie sowohl die Europäische Kommission wie auch das Gericht bestätigen
- Investitionen in Atomkraftwerke rein marktwirtschaftlich nicht
darstellbar, weil viel zu riskant und gleichzeitig unwirtschaftlich
sind, sei eine einseitige Förderung von neuen Atomkraftwerken
gerechtfertigt, auch wenn diese keinerlei technologische Innovation
zeigten, da es ja in 'öffentlichem Interesse' sei, diese Technologie
weiter künstlich am Leben zu erhalten.

"Die Berufung der Republik Österreich ist wichtig: dem Irrglaube der
Kommission, dass der EURATOM-Vertrag genauso für eine
Wettbewerbsprüfung heranzuziehen sei wie der Lissaboner Vertrag, unter
dessen Wettbewerbsrecht Kommission und Gericht den Fall eigentlich
prüfen sollten, zeigt aber die fundamentale Atom-Schizophrenie der
Europäischen Union: Während ab nächstem Jahr nur noch 13 EU-Länder
Atomkraftwerke betreiben, haben 14 entweder von vornherein die Finger
von der Nukleartechnologie gelassen oder sind bereits ausgestiegen",
sagt Uhrig. "Eine Reform des EURATOM-Vertrages und eine Überführung
der sicherheitsrelevanten Teile in den viel neueren Arbeitsvertrag der
Europäischen Union ist nötig. Hier sind umgehende Schritte der
Bundesregierung erforderlich."

EURATOM-Reform im Regierungsprogramm

Im Österreichischen Regierungsprogramm wird eine Überarbeitung des
obsoleten EURATOM-Vertrags im Zuge der Brexit-Verhandlungen und dem
Austritt Großbritanniens aus EURATOM als Ziel genannt ("Im Zuge der
Brexit-Verhandlungen für eine Überarbeitung des EURATOM-Vertrags
eintreten - mit dem Ziel einer finanziellen Besserstellung jener
Staaten, die vollständig auf Atomkraft verzichten oder in Zukunft
verzichten wollen").

"Dieses knappe Zeitfenster bis März 2019 ist nun zu nutzen: Auch die
deutschen Regierungsparteien haben sich im Koalitionsabkommen zu einer
Reform des EURATOM-Vertrags bekannt, sind aber derzeit nicht aktiv.
Nur durch Initiative Österreichs während der Ratspräsidentschaft kann
dieser Koalitionspunkt noch erfüllt werden", betont Uhrig.

Nur die Auflösung von EURATOM sowie eine Integration der notwendigen
Kontrollinstanzen in die ohnehin existierenden Strukturen der
Europäischen Kommission bzw. in den EU-Vertrag (EUV) und den Vertrag
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) können das
unsägliche Primat der postulierten Förderung von Atomkraft beenden.

GLOBAL 2000 wird gemeinsam mit seinen internationalen Partnern
Initiativen der Zivilgesellschaft vorbereiten.

Hintergrundinformationen zu Hinkley Point unter

www.global2000.at/akw-hinkley-point

 * 

Quelle:

Presseinformation, 03.09.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien
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ATOM/1362: Hinkley-Point-Entscheidung - Österreich geht in Berufung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.09.2018 / Klima & Energie

Hinkley-Point-Entscheidung: Österreich geht in Berufung



Mitte Juli (EU-News 13.07.2018 [1]) hatte das Gericht der EU (EuG) 
eine Klage Österreichs zurückgewiesen. Das Alpenland hatte mit
Unterstützung Luxemburgs gegen einen Beschluss der EU-Kommission
geklagt. Die EU-Kommission hatte 2014 Beihilfen der britischen
Regierung an den Kraftwerksbetreiber für den Bau des dritten
Atommeilers Hinkley Point C in der Grafschaft Somerset gebilligt. Das
EuG erkannte jedoch keine Verletzung der unionsrechtlichen
Beihilfevorschriften.

Gegen das Urteil des EuG will Österreichs Nachhaltigkeitsministerin
Elisabeth Köstringer (ÖVP) nun in Berufung gehen. Atomkraft sei keine
Zukunftstechnologie und dürfe nicht mit Steuergeldern mitfinanziert
werden, zitiert die österreichische Kronen Zeitung Köstinger. Darüber
hinaus diene die Förderung und Errichtung neuer AKW nicht dem
Interesse der Europäischen Union.

Der Umweltinformationsdienst ENDS Europe berichtete, dass die
britische Regierung den Betreibern einen minimalen Abnahmepreis von
92,5 Pfund pro Megawattstunde für 35 Jahre vertraglich zugesichert
habe. Die von ENDS befragte EU-Abgeordnete Molly Scott Cato (Grüne,
Großbritannien) begrüßte den Plan Österreichs, in Berufung zu gehen.
Hinkley Point habe überhaupt nur gebaut werden können, weil die
britische Regierung Subventionen weit über dem marktüblichen Preis
zahle. Aus ihrer Sicht widerspreche das den europäischen Vorschriften.

Auch Greenpeace hatte Mitte Juli mit Ablehnung gegen das EuG-Urteil
reagiert. Atomenergie gehöre der Vergangenheit an und sollte
keinesfalls durch Steuergelder unterstützt werden. Auch widerspreche
die Entscheidung der neuen Erneuerbare-Energien-Richtlinie. [jg]




Artikel Kronen Zeitung

https://www.krone.at/1765221

Artikel ENDS (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/53599/austria-to-appeal-hinkley-eu-court-ruling?utm_source=04/09/2018&utm_medium=email&utm_campaign=ENDS%20Europe%20editorial%20bulletin?utm_source=04/09/2018&utm_medium=email&utm_campaign=ENDS%20Europe%20editorial%20bulletin

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-klima-energie/beihilfen-fuer-atomkraftwerk-hinkley-point-c-sind-rechtens/
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VERPACKUNG/279: Start des Verpackungsregisters LUCID - Mehr Transparenz, mehr Fairness (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. September 2018

Start des Verpackungsregisters LUCID:

Mehr Transparenz sorgt für mehr Fairness bei Sammlung und Recycling



Vier Monate vor Inkrafttreten des Verpackungsgesetzes ist das
Verpackungsregister LUCID online gegangen. Alle, die verpackte Waren
für den privaten Endverbraucher in Deutschland erstmalig in Verkehr
bringen, müssen dort bis zum 1. Januar 2019 registriert sein. Die
Registrierung ist ab jetzt möglich. Damit wird für jeden erkennbar, ob
ein Hersteller seine Produktverantwortung für seine Verpackungen ernst
nimmt. Hersteller, die nicht registriert sind, dürfen ihre verpackte
Ware ab dem 1. Januar 2019 nicht mehr verkaufen. Das System der
Produktverantwortung sorgt dafür, dass die Sammlung und das Recycling
von Verpackungen von denen bezahlt wird, die die Verpackungen in
Umlauf bringen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wir produzieren in Deutschland
zu viel Plastikmüll. Das wollen wir ändern, indem wir überflüssiges
Plastik vermeiden und dafür sorgen, dass Verpackungen klüger und
ökologischer gestaltet werden. Das, was wir nicht vermeiden können,
muss mehr als bisher recycelt werden. Mit dem Verpackungsgesetz setzen
wir höhere Recyclingquoten. Außerdem sorgen wir dafür, dass mehr
Transparenz in Sammlung und Recycling der Verpackungsabfälle kommt.
Die Zentrale Stelle und das neue Verpackungsregister LUCID tragen dazu
bei, dass die Kosten künftig fair auf alle Verursacher verteilt
werden. Manche Produzenten, die sich bisher vor ihrer Verantwortung
gedrückt haben, werden sich dann womöglich zum ersten Mal Gedanken
machen müssen, wie sie sparsamer und ökologischer verpacken können."

Ziel ist es, dass künftig endlich alle Hersteller ihrer erweiterten
Produktverantwortung nachkommen und für die Entsorgung und das
Recycling ihrer Verpackungen bezahlen. Dies gilt unabhängig davon, ob
die Produkte in den jeweiligen Verpackungen online oder im stationären
Ladengeschäft vertrieben werden. In der Vergangenheit hatten einige
Hersteller sich als "Trittbrettfahrer" nicht an den Kosten des Systems
beteiligt.

Die neue Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister hat viele
Aufgaben bei der Umsetzung des Verpackungsgesetzes zentralisiert und
sorgt so für mehr Effizienz. Nach der Veröffentlichung einer
Orientierungshilfe zur Bemessung des recyclinggerechten Designs von
Verpackungen und der Konkretisierung der Pflichten durch den Katalog
systembeteiligungspflichtiger Verpackungen folgt nun der Start des
Verpackungsregisters LUCID.

Gunda Rachut, Vorstand der Stiftung Zentrale Stelle
Verpackungsregister: 

"Mit dem frühzeitigen Start des Registers - bereits vier Monate vor
Inkrafttreten des Verpackungsgesetzes - geben wir allen Unternehmen
die Möglichkeit, sich schon jetzt auf die neuen Vorgaben einzustellen.
Gerade kleine Unternehmen sollen ausreichend Zeit bekommen, um die
Vorgaben des Verpackungsgesetzes reibungslos bis zum offiziellen
Inkrafttreten des Gesetzes umsetzen zu können."

Möglich ist die Registrierung ab sofort über die Website der Zentralen
Stelle Verpackungsregister unter www.verpackungsregister.org.
Verpflichtete Unternehmen müssen sich künftig über dieses Portal mit
ihren Stammdaten und den durch sie vertriebenen Markennamen
registrieren. Das Verfahren ist schlank ausgestaltet und nimmt ca. 10
bis 15 Minuten in Anspruch. Die Firmen- und Markennamen der
registrierten Unternehmen sind künftig über das Verpackungsregister
LUCID öffentlich für alle sichtbar, so dass nicht nur die Zentrale
Stelle Verpackungsregister, sondern zum Beispiel auch Verbraucher
künftig die Möglichkeit haben, Hersteller und Händler auf die
Übernahme Ihrer Verantwortung zu überprüfen.

 * 
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ARTENRAUB/278: Kein 'sicherer Hafen' für Dickhäuter - Elefanten-Massaker in Botswana (WWF)


WWF Pressemitteilung - 4. September 2018

Elefanten-Massaker in Botswana

87 gewilderte Elefanten entdeckt / Wilderei-Krise schwappt über in
'sicheren Hafen' für Dickhäuter



Berlin: Im Norden Botswanas sind während einer Wildtierzählung die
Überreste von 87 getöteten Elefanten entdeckt worden. Nach ersten
Untersuchungen fielen die Tiere vor etwa zwei Wochen Wilderern zum
Opfer, die es auf ihre Stoßzähne abgesehen hatten. Bei dem Fund
handelt es sich um eine der größten Ansammlungen getöteter Elefanten,
die bislang auf dem afrikanischen Kontinent entdeckt wurden. Bislang
galt Botswana als 'sicherer Hafen' für die Dickhäuter - etwa 130.000
der Tiere leben in dem Land.

Katharina Trump, Referentin für Wildtierkriminalität beim WWF,
kommentiert: "Dieser beispiellose Angriff zeigt, wie erbarmungslos die
hochgerüstete Wildtiermafia vorgeht. Afrika hat in nur einem Jahrzehnt
über 100.000 seiner Elefanten verloren. Bei nur noch geschätzten
4-500.000 Tieren auf dem Kontinent ist das eine dramatische
Entwicklung, die wir dringend stoppen müssen.

In den vergangenen Monaten und Jahren konnten wir einige Erfolge
feiern, wie zum Beispiel ein Handelsverbot in China, dem weltweit
wichtigsten Absatzmarkt für Elfenbein. Dass nun in sicher geglaubten
Regionen ein solches massenhaftes Morden möglich ist, zeigt uns, dass
es nach wie vor eine hohe Nachfrage nach illegalem Elfenbein gibt. Es
handelt sich um ein Problem, das wir nur durch globale Zusammenarbeit
lösen können.

Dieser traurige Fund muss Anreiz sein für alle Staaten, sich stärker
gegen den illegalen Wildtierhandel einzusetzen. Es werden mehr
Ressourcen bei der Bekämpfung der Wilderei vor Ort und der Korruption
benötigt, aber auch die Nachfrage in Asien muss durch Aufklärung und
bessere Strafverfolgung gesenkt werden. Vom Erfolg dieses Kampfes
hängen Afrikas Elefantenbestände ab, sondern auch Entwicklungschancen
vieler Länder Afrikas."

In London findet vom 11. bis 12. Oktober Konferenz zur Bekämpfung des
illegalen Artenhandels statt. Regierungsvertreter aus aller Welt
treffen sich in der britischen Hauptstadt, um über Lösungen für die
Wildereiproblematik zu beraten.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 04.09.2018
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ATOM/084: Weltstatusbericht zu Atomkraft erschienen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.09.2018 / Klima & Energie

Weltstatusbericht zu Atomkraft erschienen



Der aktuellste Statusbericht über die Nuklearindustrie, der World
Nuclear Industry Status Report 2018 (WNISR 2018) zeigt, dass es keine
"Renaissance der Atomenergie" gibt (taz). Er fasst unter anderem
zusammen, wieviele Atomkraftwerke (AKW) im Bau oder geplant sind und
wie viele abgeschaltet wurden. Die Daten zur Atomwirtschaft umfassen
289 Seiten.

Es gibt 31 Länder, in denen Atomkraftwerke betrieben werden, insgesamt
sind es 413 Reaktoren. An der Spitze stehen die USA, gefolgt von
Frankreich, China, Russland und Südkorea.

2017 wurden fünf AKW-Bauten begonnen und im ersten Halbjahr 2018 zwei.
Von den geplanten Reaktoren sind 33 in Verzug, darunter einer in
Flamanville, Frankreich, und Olkiluoto in Finnland. "Der Bericht
identifiziert auch die Stilllegung zahlreicher alter Reaktoren als
eine der großen Herausforderungen der Atomindustrie. Wie schwierig und
auch teuer das werden kann, sieht man im Moment auch in Litauen, wo
seit Jahren an der Stilllegung alter Sowjetmeiler gearbeitet wird,
deren Stilllegung mit dem EU-Beitritt verknüpft war," berichtet
Rebecca Harms. Die grüne Europaabgeordnete verhandelt zurzeit als
Berichterstatterin des Europaparlaments über den finanziellen Beitrag,
den die EU zur Stilllegung dieser Reaktoren zahlt.

China gilt als Sonderfall, da das Land bei der Erzeugung von Atomstrom
im letzten Jahr 18 Prozent zulegte.

Die verbliebenen acht Atomreaktoren in Deutschland erwirtschafteten
72,2 Terawattstunden netto in 2017 (1 TWh entspricht 1Mrd.
Kilowattstunden), ein Rückgang um 10 Prozent gegenüber dem Vorjahr und
etwa die Hälfte des Wertes im Rekordjahr 2001. Sie stellten 11,6
Prozent der deutschen Stromerzeugung, das ist kaum mehr als ein
Drittel des historischen Maximums vor zwei Jahrzehnten (30,8 Prozent
in 1997). [jg]



World Nuclear Industry Status Report 2018

https://www.worldnuclearreport.org/IMG/pdf/20180902wnisr2018-hr.pdf

Bericht in der Tageszeitung taz

http://www.taz.de/!5533034/

Stellungnahme Rebecca Harms

http://rebecca-harms.de/post/world-nuclear-industry-status-report-2018-atomindustrie-weltweit-weiter-auf-dem-rueckzug-12445

 * 

Quelle:

EU-News, 05.09.2018
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FISCHEREI/181: Fangquotenvorschlag für die Ostsee im kommenden Jahr (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.09.2018 / Wasser & Meere

Fangquotenvorschlag für die Ostsee im kommenden Jahr



Der Hering in der westlichen Ostsee hat sich noch nicht ausreichend
erholt, deshalb soll es 2019 geringere Fangquoten geben. Das hat die
EU-Kommission am Freitag letzter Woche empfohlen. Für Scholle und
Dorsch in der westlichen Ostsee, Sprotten und Hering im Golf von Riga
und Lachs im Hauptbecken der Ostsee gelten dagegen voraussichtlich
höhere Fangquoten.

Die Bemühungen der letzten Jahren zeigen laut EU-Umweltkommissar
Karmenu Vella erste Erfolg. Wichtige Bestände in der Ostsee bauten
sich langsam wieder auf. 7 von 8 Fanggrenzen erfolgten bereits nach
dem Prinzip des maximalen nachhaltigen Ertrags, was 95 Prozent der
Fischanlandungen abdecke. Weitere Maßnahmen seien jedoch weiterhin
notwendig, um sicherzustellen, dass alle Bestände auf ein Niveau
wachsen, das eine nachhaltige Nutzung ermögliche, mahnte Vella.

Die für Fischerei zuständigen MinisterInnen der EU-Staaten sollen den
Kommissionsvorschlag nun beraten. Ein Beschluss könnte beim
Fischereirat am 15. und 16. Oktober folgen. [jg]



Pressemitteilung der Kommission mit Übersichtstabelle

https://ec.europa.eu/fisheries/commission-proposes-baltic-sea-fishing-opportunities-2019-increased-quotas-plaice-and-western-cod_de

Verordnungsvorschlag KOM (2018) 608

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM:2018:608:FIN

 * 
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EU-News, 03.09.2018
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EUROPA/413: Österreich braucht eine nachhaltige Landwirtschafts-Politik! (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 6. September 2018

EU-Agrarpolitik und Soforthilfe: Österreich braucht eine
nachhaltige Landwirtschafts-Politik!

GLOBAL 2000 zu den heute beschlossenen Finanzhilfen für Landwirte mit
dürrebedingten Ernteausfällen



Heute wurde bekannt gegeben, dass für die dürregeschädigten Landwirte
in Österreich rund 60 Millionen Euro als Sofortunterstützung bereit
gestellt werden.

Helmut Burtscher-Schaden,Umweltchemiker von GLOBAL 2000, kommentiert
die Situation: "Grundsätzlich sind Finanzhilfen für von Katastrophen
getroffene Landwirtschaften zu begrüßen. Es ist ein wichtiges Zeichen
und Gebot der gesellschaftlichen Solidarität. Diese Sofortbeihilfen im
Nachhinein müssen aber von gezielten Investitionen in eine zukünftige
Landwirtschaft begleitet werden, die die Notwendigkeit solcher Hilfen
reduziert. Die Landwirtschaft zählt zu den ersten Opfern der
Erderwärmung und zugleich zählt Energie- und Rohstoff-intensive
Produktion auch zu den größten Verursachern der Kimakrise. Dieser
unsägliche Kreislauf muss unterbrochen werden. Um die LandwirtInnen
vor zukünftigen Schäden zu bewahren, müssen die Finanzmittel der
öffentlichen Hand für den Aufbau resilienter Systeme genutzt werden.
Eine Politik, die die Agrargelder der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU
dazu nutzt, wetteranfällige Hochleistungssysteme am Tropf der
Im-Nachhinein-Hilfen zu halten, begibt sich allerdings in einen
verhängnisvollen Teufelskreis."

GLOBAL 2000 fordert, dass den notwendigen Sofortbeihilfen
dürregeschädigter LandwirtInnen eine Resilienz-Reform der
EU-Agrarpolitik folgt

Die Reform der EU-Agrarpolitik, die jetzt gerade verhandelt wird, muss
mehr können als Versicherungsleistungen und Bewässerung - sie muss
umweltfreundliche, resiliente, klimaschonende und klimafeste
Landwirtschaft fördern. Dass, wie auch verlautbart, beim
Wiederaufforstungsprogramm die Aufforstung klimafitter Mischwälder
gefordert wird, ist für GLOBAL 2000 ein Schritt in die richtige
Richtung. Diese Art der Unterstützung müsse aber von allen relevanten
Bereichen Hand in Hand gehend ausgebaut werden. Burtscher weiter:
"Neben mittlerweile üblichen, jährlichen Hilfen in Not braucht es ganz
grundsätzlich eine Politik, die Landwirtschaft krisenfest macht".

Nur ein Teil der Agrargelder aus der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU
ist an konkrete und das Ziel erreichende Leistungen in den Bereichen
Klimaschutz, Klimaanpassung, Umwelt und Artenvielfalt gebunden. Das
schadet dem Wiederaufbau eines insgesamt widerstandsfähigen,
anpassungsfähigem Umweltgleichgewicht und es schadet unseren
Betrieben, die in der Zeit der Anpassung an den Klimawandel nicht nur
mit Entschädigungen, sondern auch mit Unterstützung für einen Wandel
unterstützt werden sollen. Es ist nicht nachvollziehbar, warum
nachhaltige Bewirtschaftungssysteme einen Wettbewerbsnachteil
gegenüber geförderten, nicht-nachhaltigen Bewirtschaftungssystemen
haben - und das bezahlt von den SteuerzahlerInnen.

Burtscher abschließend: "Schutz nicht nur bei Grenzen, sondern auch
Schutz der mannigfaltigen Leistungen, die eine nachhaltige
Landwirtschaft für unsere Gesellschaft erbringt. Und auch Schutz für
diejenigen LandwirtInnen, die den Weg einer nachhaltige Landwirtschaft
gerne gehen würden. Ministerin Köstinger sollte für eine Abschaffung
pauschaler Flächenprämien und starke, sinnvolle Auflagen für eine
resiliente, die Wasserqualität, Bodenfruchtbarkeit und Gesundheit
fördernde Landwirtschaft kämpfen. Die neue Agrarpolitik wird mit
vielen Milliarden die Jahre von 2021 an bis 2028 prägen.
Agrarökologische Anbaumethoden bieten den Bäuerinnen und Bauern eine
Zukunft und sichern unsere Ernährung. Sie sollen nicht länger
wirtschaftlich mit einer Agrarproduktion konkurrieren müssen, die
Fördergelder bekommt und dabei öffentliche Güter verschmutzt."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.09.2018
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EUROPA/412: GAP & SDGs - was nicht passt, wird passend gemacht! (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.09.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

GAP & SDGs - was nicht passt, wird passend gemacht!



Wie nachhaltig ist die europäische Landwirtschaftspolitik? Der DNR und
das Forum Umwelt und Entwicklung analysieren in einem neuen
Steckbrief, ob die Entwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) mit
den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung übereinstimmt.

Die Europäische Union befindet sich aktuell in weitreichenden Debatten
über ihre Zukunft. Auch wenn die Schlagzeilen über das Ringen um den
nächsten EU-Haushalt von Themen wie Migration, Sicherheit und Zukunft
der Eurozone dominiert werden, steht auch der GAP eine Reform ins
Haus. Die GAP ist eine der ältesten Politiken der Europäischen
Gemeinschaft und nimmt mit fast 40 Prozent des EU-Budgets den
Löwenanteil der EU-Gelder in Anspruch. Am 1. Juni 2018 stellte
EU-Agrarkommissar Phil Hogan seine Pläne der neuen GAP über die
Finanzperiode von 2021 bis 2027 vor. Das Ergebnis dieses politischen
Reformprozesses wird die Landwirtschaft in Europa im kommenden
Jahrzehnt prägen.

Obwohl der Reformbedarf hoch ist, haben die EU-Politiker*innen
Schwierigkeiten, sich auf einen gemeinsamen Kurs für die Zukunft zu
einigen. Ein wichtiger Orientierungsrahmen für die Debatte liegt
bereits vor: Die globalen Ziele für nachhaltige Entwicklung der
Vereinten Nationen (Sustainable Development Goals, SDGs), die ein
breites Spektrum von Zielen bis 2030 festlegen. Zu deren Erfüllung hat
sich auch die Europäische Union verpflichtet, und somit könnten sie
eine nützliche Diskussionsgrundlage darstellen.

Dieser Steckbrief, der aus einer Zusammenarbeit zwischen dem Forum
Umwelt und Entwicklung und dem DNR entstanden ist, stellt die
Zusammenhänge sowie mögliche Synergieeffekte zwischen den beiden
Politiken dar. [lr/km]



Steckbrief zu GAP und SDGs

https://www.dnr.de/publikationen/steckbriefe-factsheets/steckbrief-gap-sdgs-was-nicht-passt-wird-passend-gemacht/

 * 
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WALD/238: Wald durch Trockenheit stark geschädigt (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 6. September 2018

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "Der Wald ist durch
die Trockenheit stark geschädigt."

Bundesministerin Klöckner und der Waldbeauftragte des
Landwirtschaftsministeriums machen sich ein Bild vom Ausmaß der
Schäden



Bundesministerin Klöckner hat sich gemeinsam mit dem Waldbeauftragten
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) Cajus
Julius Caesar beim Besuch einer Forstbetriebsgemeinschaft in
Mecklenburg-Vorpommern einen Eindruck von den Schäden durch die lang
anhaltende Trockenheit und Hitze verschafft.

Bundesministerin Julia Klöckner erklärt dazu:

"Bereits jetzt ist zu erkennen, dass der Wald unter der Trockenheit
gelitten hat. Ein Großteil der Anpflanzungen und jungen Kulturen ist
vertrocknet. Dazu kommt noch, dass die Bäume anfälliger für
Insektenfraß und Waldbrände sind. Das gesamte Ausmaß der Schäden kann
jedoch erst mit erheblicher Zeitverzögerung festgestellt werden, das
hängt auch vom weiteren Witterungsverlauf ab. Wir brauchen
verlässliche Zahlen, Daten und Fakten.

Mein Ministerium prüft aber bereits jetzt die Möglichkeiten einer
Anpassung und Aufstockung über die Gemeinschaftsaufgabe 'Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes' (GAK), um zusätzliche
Unterstützung bei der Behebung der Schäden zu leisten. Das Thema ist
mir so wichtig, dass ich es bei der nächsten Agrarministerkonferenz
Ende September erörtern werde."

Der Waldbeauftragte Cajus Julius Caesar ergänzt:

"Wie auch die Bundesministerin beobachte ich als Waldbeauftragter die
Schäden im Wald mit großer Sorge. Nadelholz- und Laubholzkulturen sind
gleichermaßen betroffen. Das ist gerade hier im Nordosten auf den
Böden mit wenig Wasserhaltevermögen besonders dramatisch. Die
langanhaltende Trockenheit und die Hitze hat die Forstkulturen sehr
stark getroffen."

Hintergrund:

Bereits jetzt greifen zahlreiche Maßnahmen, um die Waldbesitzer in der
derzeitigen Situation zu unterstützen. So helfen Bund und Länder
beispielsweise über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) beim Umbau von
Nadelwäldern zur Anpassung an den Klimawandel, durch die Förderung des
Wegebaus, der Anlage von Holzlagerplätzen sowie der Wiederaufforstung
geschädigter Flächen. Auch Steuererleichterungen und -stundungen sowie
die Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen sind möglich.
Zusätzlich fördert der Bund den Waldklimafonds, um die Wälder an den
Klimawandel anzupassen. Der Fonds wird ab 2019 von 20 Millionen auf 25
Millionen Euro jährlich aufgestockt.

 * 
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BILDUNG/232: Auge in Auge mit der Seenadel (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Sommer 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Auge in Auge mit der Seenadel 

Erste virtuelle Realität der Ostsee erleben

von Nicole Flöper



Dunkles Grün - darauf muss sich jeder einstellen, der zum Tauchgang in
die Ostsee aufbricht. Wer sich trotzdem traut, den erwartet ein
einmaliges Naturschauspiel. Denn in den Tiefen der Ostsee verbirgt
sich ein faszinierendes Unterwasserreich. Wogende Seegraswiesen,
Sandbänke und artenreiche Steinriffe sind das Zuhause von Seenadeln,
Robben und Schweinswalen - der einzigen heimischen Walart
Deutschlands. Was bisher nur Tauchern vorbehalten war, macht der NABU
ab Anfang September für alle erlebbar. Erstmals kann jeder die
Geheimnisse und Schönheiten der Ostsee entdecken - ohne Flossen und
Schnorchel, von zu Hause oder unterwegs. Unter dem Namen "OstseeLIFE"
hat der NABU die deutschlandweit erste virtuelle Unterwasser-Realität
(VR) zu einem heimischen Meer geschaffen. Täuschend echt wird der
"Tauchgang" durch die Ostsee mit einer VR-Brille. Über eine innovative
Technik steuern Nutzer die virtuelle Unterwasserreise mit den eigenen
Augen.

Die 360-Grad-Realität lässt sich aber auch ohne VR-Brille am PC,
Tablet oder Smartphone entdecken. Einmal "abgetaucht", können per
Mausklick verschiedene Lebensräume angesteuert werden. Und dann ist
eine bekannte Stimme zu hören: Der deutsche Schauspieler Axel Prahl,
den die meisten als Kommissar Frank Thiel aus dem ARD-"Tatort Münster"
kennen, spricht über Kegelrobben und Seegraswiesen. Auch die
Schauspielerin Ulrike Knospe war dabei und erzählt spannende
Geschichten über die Bewohner der Ostsee.

Der NABU möchte mit "OstseeLIFE" dafür sensibilisieren, wie
vielfältig, aber auch wie gefährdet die faszinierende Meereswelt vor
unserer Haustür bereits ist. Überfischung, industrielle Nutzung,
intensiver Schiffsverkehr und die andauernde Verschmutzung bedrohen
die Tiere und Pflanzen der Ostsee.

Schwierige Bedingungen 

Zwei Wochen und 25 Tauchgänge brauchten die Filmemacher, um fünf
marine Lebensräume ins Bild setzen zu können. Mit dabei: die
Seegraswiese, Lunge und Kinderstube der Ostsee, das Millionen Jahre
alte Kreideriff vor Rügen oder alte Schiffswracks, die Dorschen und
Meeraalen eine neue Heimat geben. So entstand ein Kaleidoskop der
Ostsee mit einer Vielfalt, die ihr wohl nur wenige zutrauen. "Ich war
am Ende beeindruckt von der Artenvielfalt in der Ostsee. Wer wie ich
bis dato nur kristallklare Bedingungen gewohnt war, der staunt nach
den ersten Tauchgängen, bei denen wir teilweise nur drei Meter weite
Sicht hatten, wie viele Tiere man doch vor die Kamera bekommt", sagt
Holger Weber, der mit seinem Produktionsstudio Kubikfoto die VR-Welt
umgesetzt hat.

Viele Tauchgänge waren nötig, um Schritt für Schritt die
 Unterwasserwelt der Ostsee aufzunehmen.



40 Stunden auf dem Boot bei teilweise Sturm und Regen musste das Team
aushalten. Gleich der erste Tauchgang mit dem schweren 360-Grad-Stativ
endete bei Nullsicht, da sich durch ein Gewitter Kreideschleier
gebildet hatten. Trotzdem wurde das Team noch mit schönen Erlebnissen
belohnt: im dänischen Kleinen Belt trieben sie bei sehr ruhiger See
eine ganze Zeit zwischen einer Schule von Schweinswalen, die Heringe
jagten.

16 GoPro-Kameras und viel Geduld 

13 Personen haben insgesamt später daran gearbeitet, die Massen an
Daten aufzuarbeiten. "Für diese Form der VR-Welt gibt es noch keine
fertigen Tools, geschweige denn ein Baukastensystem, die unseren
Ansprüchen genügten, da mussten wir alles neu denken und entwickeln.
Virtuelle Realitäten stehen noch am Anfang und um die Ideen rund um
das Projekt zu verwirklichen, mussten wir viel erfinden, beginnend mit
der Kameratechnik bis zur Entwicklung der Programmierung", so Weber.
Um die 360-Grad-Aufnahmen zu erstellen, hat Holgers Team ein Stativ
mit 16 GoPro-Kameras gebaut. "So etwas gab es bislang nicht", sagt er.
Damit es trotz Strömung stabile Bilder gibt, mussten die Kameras
teilweise mit 15 Kilogramm Blei beschwert werden. "Ab einigen Metern
Tiefe und nur mäßiger Sicht fehlen unter Wasser die für das spätere
Stiching (aus 16 Kameraperspektiven muss eine werden) benötigten
Kontraste und Referenzpunkte", erklärt Weber. Hinzu kamen die
einzelnen Test-Tauchgänge. "Wir mussten 10 bis 15 pro Tag durchführen,
um nach geeigneten Orten zu suchen, die für das passende Thema und das
Rig - das ist die Basis, an der die 16 GoPros so montiert werden, dass
jeder Blickwinkel im Raum erfasst wird - geeignet sind", so Weber.
"Das trotz der anspruchsvollen Bedingungen, die uns die Ostsee anfangs
gestellt hat, am Ende ein solches Ergebnis herauskommt, hat uns alle
begeistert."

Mit 4K als hochauflösendem digitalen Videoformat und dem interaktiven
Zuschauererleben ist die "OstseeLIFE"-Welt bislang einmalig. Und auch
der Einsatz für den Naturschutz ist absolut neu. Außerdem kann
problemlos zwischen den Lebensräumen gewechselt werden. "Es handelt
sich dabei nicht um einen linearen Film, sondern die Welt reagiert auf
das Verhalten vom Nutzer", so Weber.


Technik

Die angewendete Technik heißt "Authentic Vr" und ähnelt modernen
Gaming-Technologien: Betrachter mit einer Vr-Brille können die
virtuelle Welt mit ihren Augen selbst steuern, diese reagiert wiederum
auf das Verhalten des Betrachters. Werden bestimmte Navigationspunkte
fixiert, erhält der "Taucher" Informationen rund um die Ostsee-Welt.

Und auch die Machart von OstseeLiFe ist besonders: im Unterschied zu
künstlichen Umgebungen besteht OstseeLiFe aus eigens gedrehten,
originalen 360-grad-Filmen. Eine einfache Vr-Brille für das Handy
bietet der NABU über seinen Shop unter www.NABU-shop.de an. Wer keine
Vr-Brille besitzt oder nutzen möchte, kann die virtuelle ostsee auch
auf dem Computer, Tablet oder Handy über 360-grad-Aufnahmen erleben.

Mit der Vr-Brille wird der Tauchgang täuschend echt. Jeder kommt den
seenelken ganz nah.


Neu

Ab September 2018 geht die Vr-Welt online und jeder kann sich selbst
ein Bild machen, welche Kostbarkeiten die Ostsee bietet und was sie
bedroht. Doch auch schon vor dem Start lohnt sich ein Blick auf die
OstseeLiFe-Seite. So befindet sich dort unter anderem ein
Making-off-Film zur Entstehung der VR-Welt. 

Abtauchen dann unter: www.NABU.de/ostsee-life

 * 
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FORSCHUNG/474: Zwischen Land und Meer - Salzwiesen sind ein extremer Lebensraum (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Sommer 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Zwischen Land und Meer

Salzwiesen sind ein extremer Lebensraum

von Bernd Pieper



Salzwiesen sind krautige Pflanzenlandschaften und eine in vielen
Jahren gewachsene natürliche Barriere zwischen Meer und Deich. Sie
entstehen, weil mit jeder Flut Schwebeteilchen ins ufernahe Watt
geschwemmt werden. Dabei sinkt feines Material ab und bildet mit der
Zeit eine Schlickschicht. Die wächst rund einen Zentimeter pro Jahr.
Wenn der Schlick nicht mehr von jedem Hochwasser überflutet wird,
siedelt sich der - übrigens essbare - Queller an, eine sogenannte
Pionierpflanze, der schon bald weitere Pflanzen folgen.

Im Verhältnis zur mittleren Hochwasserlinie bilden sich
unterschiedliche, ineinander übergehende Vegetationsflächen. In der
bis zu 700-mal pro Jahr überschwemmten Pionierzone gedeihen beinahe
ausschließlich Queller und Schlickgras. Für die untere Salzwiese, die
jährlich bis zu 300-mal unter Wasser steht, sind Andelgras,
Stranddreizack und Englisches Löffelkraut typisch. In der höchstens
70-mal pro Jahr überschwemmten oberen Salzwiese wachsen unter anderem
Rotschwingel, Strandwegerich und Tausendgüldenkraut.

Spezialisten 

Salzwiesen sind ein extremer Lebensraum. Da Salz in großen Mengen die
Aufnahme von ausreichend Flüssigkeit erschwert, haben die Pflanzen
Strategien zur Regulierung ihres Wasserhaushalts entwickelt. Der
Queller etwa verdünnt das aufgenommene Salz in seinen Zellen mit
Süßwasser, was zum namensgebenden Aufquellen der Pflanze führt. Da die
Pflanzen der Salzwiesen für ihren jeweiligen "Entsalzungsmechanismus"
viel Energie verbrauchen, wachsen sie recht langsam. Dafür müssen sie
in ihrer sehr speziellen Umgebung kaum Konkurrenz fürchten.

Für rund 50 Vogelarten, darunter Löffler, Ringelgans und Rotschenkel,
sind Salzwiesen ein unverzichtbarer Rast- und Brutplatz. Auch rund
1.650 Spinnen und Insekten sollen sich hier tummeln. So ganz genau
vermag das noch niemand zu sagen. Darunter finden sich echte Experten
wie der Prächtige Salzkäfer, der sich im oberen Bereich seiner
Wohnröhre einen kleinen Algenvorrat für schlechte Zeiten anlegt. Oder
die Gelbe Wiesenameise, die von den Ausscheidungen der Wurzellaus lebt
und sich daher im eigenen Nest eine Läusezucht hält.

Weltweit einzigartig 

In Niedersachsen gibt es rund 8.400 Hektar Salzwiesen. Auf
Salzwiesen-Erlebnispfaden wie in Neßmersiel oder Sehestedt lässt sich
dieser Lebensraum auf eigene Faust oder besser noch auf Exkursionen
entdecken. An der schleswig-holsteinischen Westküste bilden Salzwiesen
ein Saumbiotop von rund 13.410 Hektar und gelten aufgrund ihrer
Zusammensetzung und Ausdehnung als weltweit einzigartig. Eine
besonders große zusammenhängende Salzwiese befindet sich im
Naturschutzgebiet "Vorland-Sönke-Nissen-Koog und Hamburger Hallig",
das seit vielen Jahren vom NABU betreut wird.

Einst nahmen die Salzwiesen an der schleswig-holsteinischen
Nordseeküste sehr viel mehr Raum ein. Das änderte sich, als der Mensch
höher gelegene Bereiche eindeichte und das Land vor dem Deich durch
Schafe beweiden ließ. In den 1980er Jahren wurden rund 90 Prozent der
schleswig-holsteinischen Salzwiesen intensiv beweidet, was vielerorts
zu massiven Überweidungs- und Trittschäden führte. Die Folge waren
nicht nur ökologische Probleme, sondern auch eine massive
Einschränkung der ursprünglichen Küstenschutzfunktion. Diese Einsicht
führte zu einer Rücknahme der Beweidung und 1995 zur Entwicklung eines
"Vorlandmanagementkonzepts", mit dem die verbliebenen Salzwiesen
geschützt und neue hinzugewonnen werden sollten. Heute werden knapp 40
Prozent aller Salzwiesen in Schleswig-Holstein nicht mehr genutzt,
rund 20 Prozent werden extensiv beweidet.

Im Dienst der Wissenschaft  

An der Universität Hamburg wird eifrig zu Salzwiesen geforscht. Unter
anderem hat ein Team um die Biologin Stefanie Nolte im
Sönke-Nissen-Koog in Nordfriesland und dem Dieksanderkoog in
Dithmarschen 280 Teebeutel vergraben und nach drei Monaten wieder
ausgebuddelt. Mit dem Experiment wollen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler herausfinden, wie schnell bzw. langsam sich das
pflanzliche Substrat von Grünem und Rooibos-Tee zersetzt. Je länger
das in den kalten und feuchten Böden dauert, desto länger bleibt auch
das in den Pflanzen gespeicherte Kohlenstoffdioxid gebunden. Mit dem
Projekt Interface (Interaktion von Fischen, Pflanzen, Kohlenstoff und
Sediment) soll vor allem ermittelt werden, ob von dem gebundenen
Kohlenstoff auch die Fische in den Salzwasserprielen profitieren. Doch
auch in Sachen Klimaschutz haben die noch nicht vollständig
ausgewerteten Daten Relevanz, schließlich gilt das Marschland an der
Küste als ein wichtiger Kohlenstoffspeicher - effektiver als der
tropische Regenwald, sagt Antonia Anner, Biologin am Institut für
Angewandte Pflanzenökologie der Uni Hamburg: "Durch das Absterben der
Pflanzen und die Überflutungen wird dieser Kohlenstoff Teil des
marinen Nahrungsnetzes."

Die Pflanzen der Salzwiesen verbrauchen für ihren jeweiligen
 "Entsalzungsmechanismus" viel Energie und wachsen dadurch recht
 langsam.



In einem anderen, langfristig angelegten Experiment untersuchen die
Hamburger Biologinnen und Biologen, wie sich der globale
Temperaturanstieg auf Salzwiesen auswirkt. Dafür überspannten sie 27
Testflächen mit Kunststofffolie und werden dort bis zum Jahr 2022
jeweils von März bis September beobachten, welchen Einfluss die
Erwärmung auf die Entwicklung der Artenzusammensetzung in
verschiedenen Vegetationszonen, auf die Produktion und den Abbau von
Biomasse und die Kohlenstoffspeicherung im Boden hat. Zusätzlich
erwärmen Kabel im Boden drei Flächen um anderthalb Grad Celsius und
drei weitere um drei Grad Celsius. Ende 2018 werden erste Ergebnisse
erwartet.



Nicht nur an der Küste

tritt im Binnenland salzhaltiges Grundwasser an die Oberfläche, können
dort ebenfalls Salzwiesen entstehen. Solche Flächen, wie etwa
Marstall- und Luchwiesen bei Storkow (Brandenburg), kommen europaweit
allerdings nur sehr selten vor, in Deutschland vor allem in der Mitte
und im Norden. in Hessen gibt es rund 25 Hektar Salzwiesen, vor allem
in der Wetterau, wo bis ins 19. Jahrhundert noch Salz aus Solequellen
gewonnen wurde.

Der Queller als sogenannte Pionierpflanze, die Strandaster und die
Strand-Salzmelde als Vertreter der unterschiedlichen, ineinander
übergehenden Vegetationsflächen.


Tipp

• In Zusammenarbeit mit der Nationalparkverwaltung
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer hat der NABU 2017 die Broschüre
"Pflanzen der Salzwiese" herausgegeben. Darin werden die
wichtigsten 28 Pflanzen der Salzwiesen knapp und präzise beschrieben.
Die Broschüre gibt es unter anderem im NABU-Naturzentrum Katinger Watt
und über die NABU-Landesgeschäftsstelle in Neumünster (2,50 Euro plus
Versandkosten).

• Ebenfalls 2017 ist im Kieler Wachholtz-Verlag das Buch
"Küstenpflanzen an Nord- und Ostsee" von Rainer Borcherding und
Martin Stock (ISBN: 3529054917, 14,80 Euro) erschienen. Hier werden
die "Überlebenskünstler" und ihre Lebensräume auf 160 Seiten und mit
zahlreichen Fotos ausführlich vorgestellt.

 * 
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SCHÄDLING/007: Borkenkäfer setzen Fichten zu (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. September
2018

NABU: Borkenkäfer setzen Fichten zu

Miller: Waldumbau ist dringend notwendig - naturnahe Wälder sind
widerstandsfähiger



Berlin - In den vergangenen Wochen haben die Waldbrände in
Kiefernforsten für bundesweite Aufmerksamkeit gesorgt. In
Fichtenforsten ist derzeit eine Vermehrung von Borkenkäfern zu
beobachten, die zum Absterben von Fichten führt. Im Rahmen von
sogenannten Waldschutzmaßnahmen werden auch Pestizide zum Schutz des
Holzes und der angrenzenden Forste eingesetzt.

"Die Fichtenforste machen seit vielen Jahren sehr deutlich, wie
anfällig sie gegenüber extremen Wetterereignissen sind. Dürre und
Hitze haben in diesem Jahr auch den Borkenkäfer-Befall begünstigt, das
Insekt hatte bereits mit einem warmen April optimale Bedingungen. Auch
haben durch Stürme vorgeschädigte Wälder dem Borkenkäfer weniger
entgegenzusetzen", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.
Besonders betroffen von Borkenkäfermassenvermehrungen dürften
Bundesländer mit einem hohen Fichtenanteil sein. Dazu zählen Bayern,
Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Thüringen und Baden-Württemberg.

"Aus den Fehlern der vergangenen Jahrzehnte müssen wir schneller
lernen. Gerade im öffentlichen Wald dürfen wirtschaftliche Interessen
beim Waldbau nicht das Maß der Dinge sein. Es zeigt sich immer wieder -
 je naturnäher der Wald, desto weniger anfällig ist er gegen extreme
Wetterereignisse, die durch den Klimawandel immer häufiger auftreten",
so Miller weiter.

Die Fichte (Picea abies) gehört zum natürlichen Baumartenspektrum in
Deutschland. Allerdings käme sie von Natur aus in Deutschland nur in
den höheren Lagen der Mittelgebirge und in den Alpen vor. Auf Grund
der Nutzungsgeschichte der Wälder und den ökonomischen Interessen der
Forst- und Holzindustrie hat die Fichte heute immer noch einen Anteil
von 25 Prozent, mit abnehmender Tendenz.

Durch die Bildung von Harz können sich die Fichten gegen Borkenkäfer
wehren. Zur Harzbildung wird Wasser benötigt, welches momentan den
Bäumen aufgrund der anhaltenden Trockenheit nicht zu Verfügung steht.
Gleichzeitig profitieren die Borkenkäfer von den hohen Temperaturen
und können sich gut vermehren. Zur Bekämpfung der Borkenkäfer werden
auch Pestizide im Rahmen der sogenannten Polterspritzung, wobei im
Wald lagerndes, geerntetes Holz mit einem Insektizid behandelt wird,
eingesetzt.

"Wir können aber nicht über Jahre mit Gift gegen die Klimaveränderung
ankämpfen. Kurzfristige Lösungen sind nicht vorhanden. Mittel- bis
langfristig hilft nur der Waldumbau hin zu naturnahen Laub- und
Mischwäldern. Der Trend der Forstwirtschaft, Fichten durch Douglasien
und andere schnellwachsende Nadelbaumarten zu ersetzten, verhindert
die Entwicklung naturnaher Waldstrukturen und muss beendet werden",
fordert der NABU-Waldexperte Stefan Adler.



Mehr Infos: 

www.nabu.de/natur-und-landschaft/waelder/index.html?ref=nav

 * 
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AKTIONSTAGE/949: Österreich - Dokumentation und Sammeln von Müll in der Natur, 10.-16.9. (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 5. September 2018

GLOBAL 2000 ruft zu Dokumentation und Sammeln von Müll in der Natur
auf

Aktionswoche 10. bis 16. September zum "World Clean Up Day" und
Citizen Science-Initiative "DreckSpotz"



Anlässlich des 'World Clean Up Day' am 15. September ruft GLOBAL 2000
zu einer Aktionswoche gegen Müll in der Natur auf. Von 10. bis 16.
September soll aber Müll in der Natur nicht nur gesammelt, sondern vor
allem auch dokumentiert werden. Mit diesen Daten wird GLOBAL 2000 den
ersten Bericht über Müll in der Natur für Österreich veröffentlichen.

Herbstspaziergang und Citizen Science gegen gefährlichen Müll in
der Natur

Jedes Jahr findet der World Clean Up Day immer mehr TeilnehmerInnen,
die mittlerweile auch in Österreich zahlreich ausschwärmen, um gegen
die Verschmutzung in der Natur anzukämpfen. Seit dem ersten World
Clean Up Day haben bereits fast 20 Milllionen Menschen weltweit
teilgenommen und mitgeholfen, Müll dort zu beseitigen wo er nichts
verloren hat. Ein erholsamer und wohltuender Herbstspaziergang kann so
auch als aktiver Beitrag gegen die Vermüllung unserer Landschaften
beitragen. Müll stellt in unserer heimischen Natur leider ein Problem
dar, wie Johannes Frauscher, Projektkoordinator bei GLOBAL 2000,
erklärt: "Wildtiere können durch das Fressen von Abfällen qualvoll
ersticken oder sich an scharfen Kanten von Dosen oder zerbrochenem
Glas verletzen. Das führt oft dazu, dass sie zu einer leichten Beute
werden, weil sie sich nicht mehr ernähren können oder weil sich die
Wunden infizieren."

Plastik-Müll in der Natur: Gefährlich für Mensch und Tier

"Einmal in der Umwelt angekommen, zersetzt sich Plastik in immer
kleinere Teile." erläutert Johannes Frauscher weiter, "Bei diesen
Zersetzungsprozessen werden auch für den Menschen gefährliche
Schadstoffe wie Bisphenol A oder Phtalate freigesetzt, die sich in der
Umwelt anreichern und das Ökosystem empfindlich stören können."

Um langfristige Gegenmaßnahmen ergreifen zu können, muss aber vorher
ermittelt werden, wie viel Müll welcher Art wo genau in der Natur
liegt und noch gibt es keine exakten und verlässlichen Zahlen zum Müll
in der heimischen Natur. GLOBAL 2000 will hier nun, mit Hilfe der
Östereicherinnen und Österreicher, eine Situationsanalyse durchführen,
um anhand dessen besser gegen die Problematik vorgehen zu können. Mit
jedem Stück Müll, das engagierte Menschen im Rahmen der Aktionswoche
über die 'DreckSpotz'App online markieren, bekommt GLOBAL 2000 eine
bessere Datenbasis, um den Zustand und die Vermüllung unserer
heimischen Natur bewerten zu können.

Die Anwendung der Gratis-App 'DreckSpotz' ist sehr einfach: Wird Müll
vorgefunden, wird dieser mittels der App fotografiert, in eine
Kategorie eingeteilt (Plastik, Metall, etc) und automatisch via GPS
verortet. Diese Daten befüllen eine Datenbank, die als Grundlage für
die erste umfassende österreichische Bestandsaufnahme zu 'Müll in der
Natur' dient. Anschließend sollte der Müll dann natürlich fachgerecht
entsorgt werden.

GLOBAL 200 ruft nun speziell in der Aktionswoche von 10.-16. September
rund um den 'World Clean Up Day' dazu auf, einen Spaziergang zu
unternehmen und dabei die 'DreckSpotz'-App zu benutzen. So kann jede
und jeder Smart-Phone-BesitzerIn tatkräftig mithelfen, unsere
heimische Natur langfristig von Müll zu befreien und somit für uns
alle zu schützen. Die Veröffentlichung der Ergebnisse ist schon für
Oktober 2018 geplant.




Weitere Infos:

https://www.global2000.at/aktionswoche-muell-natur

Die DreckSpotz-App für Android: 

https://play.google.com/store/apps/details?id=com.spotteron.dreckspotz

Die DreckSpotz-App für Apple: 

https://itunes.apple.com/us/app/dreckspotz-global-2000/id1380882029?mt=8

 * 
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EUROPA/186: EEA-Signale 2018 - Umgang mit Wasser muss grundlegend verändert werden (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.09.2018 / Wasser & Meere

EEA-Signale 2018: Umgang mit Wasser muss grundlegend verändert
werden 



Wie kann die EU für künftige Generationen gesunde Flüsse, Seen,
Grundwasserressourcen und Meere sichern? Die Europäische Umweltagentur
(EEA) untersucht in ihrem traditionellen "Signale"-Bericht den Zustand
der europäischen Gewässer und zieht als Fazit: Wir müssen die Nutzung
und die Behandlung von Wasser grundlegend ändern.

Jährlich verbrauchten allein wirtschaftliche Aktivitäten in Europa
243.000 Kubikhektometer Wasser. Ein Kubikhektometer (hm3) entspricht
1.000.000.000 Liter bzw. einer Million Kubikmeter. Das genutzte Wasser
gelange zwar größtenteils wieder in den Wasserkreislauf, allerdings
oft in verschmutztem Zustand, teils mit gefährlichen Chemikalien.
Gleichzeitig sei der Zustand der europäischen Meere unter anderem
aufgrund des Klimawandels und der Überfischung dramatisch. Flüsse,
Seen und Feuchtgebiete litten unter überschüssigen Nährstoffen und
veränderten Lebensräumen. Chemische Verschmutzung beeinträchtige
sowohl die Süßwasser- als auch die Meeresumwelt, warnt die EEA.

Signale 2018 betrachtet Wasser als Teil der europäischen Wirtschaft
sowie als Heimat und lebenswichtige Ressource für Tiere und Pflanzen.
Der Bericht beleuchtet als Themenschwerpunkte auch Wasser in Städten,
Kunststoffabfälle und die Auswirkungen des Klimawandels. Zwei
Interviews zeigen Wege auf, wie mit den Risiken von zu viel Wasser in
den Niederlanden und zu wenig Wasser in Malta umgegangen werden kann.
Der letzte Artikel stellt verschiedene Politikmaßnahmen und Modelle
vor, um Wasserkörper und ihre Ressourcen über geopolitische Grenzen
hinweg zu steuern.

Die EU überprüft zurzeit ihre Wasserpolitik. Am 20. und 21. September
findet eine große EU-Wasserkonferenz in Wien [1] statt. Ende
September/Anfang Oktober soll es eine öffentliche Konsultation zur
Wasserrahmenrichtlinie geben. Zahlreiche Umweltverbände wollen sich
daran beteiligen und treten dafür ein, dass der strenge Schutz durch
die Richtlinie weitergeführt und eine ambitionierte Umsetzung der
Umweltvorgaben erfolgt (siehe Eckpunktepapier unten). [jg]



EEA Pressemitteilung

https://www.eea.europa.eu/highlights/water-in-europe-means-life

EEA-Signale 2018 (engl., PDF)

https://www.eea.europa.eu/highlights/water-in-europe-means-life/download.pdf

Gemeinsames Eckpunktepapier zur WRRL

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018-05-30_Eckpunkte_Umweltverbaende_WRRLFitnessCheck_kurz.pdf

[1] https://ec.europa.eu/info/events/eu-water-conference-2018_en

 * 
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AKTION/1446: Hanau - Interessantes Herbstprogramm des Umweltzentrums ab 9. September 20187


Interessantes Herbstprogramm des Umweltzentrums



Das städtische Umweltzentrum bietet ein interessantes Herbstprogramm.
Das beginnt am Sonntag, 9. September, von 14 bis 16.30 Uhr mit einer
Familien-Entdeckungstour mit Lupe und Rätseln bei den Wildpferden im
Naturschutzgebiet Campo Pond.

Am vierten Wochenende des Monats ist das Angebot dann geballt mit drei
unterschiedlichen Freizeitvergnügen. Eine Fledermaus-Expedition bei
den Wildpferden im Naturschutzgebiet Campo Pond beginnt am Freitag,
21. September, um 18.30 Uhr und endet um 20.30 Uhr. Eine
Fahrrad-Erlebnis-Tour durch Wilhelmsbad und Mittelbuchen für die ganze
Familie verläuft auf der Strecke des Grünen Rings am Samstag, 22.
September, von 15 bis 18 Uhr. Hierfür sollten die Teilnehmenden ein
Picknick mitbringen. "Kartoffeln ernten - wie zu Omas Zeiten!"
verspricht das Umweltzentrum am Sonntag, 23. September, von 15 bis 18
Uhr im Beet des eigenen Gartens am Philipp-August-Schleißner-Weg 2.
Dabei werden die Kartoffeln im Lagerfeuer geröstet, zudem wird
Kräuterquark für diese Mahlzeit zubereitet.

Erwachsene zahlen 9 Euro, Kinder 3 Euro und Familien 21 Euro. Für
Kinder gilt eine Altersuntergrenze von sechs Jahren. Für alle
Veranstaltungen ist eine Anmeldung unter 06181/3049148 oder
umweltzentrum@hanau.de notwendig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1209: Hanau - Foto-Workshops zur Industrie- und Maschinenfotografien am 22.9. und 4.11.


Foto-Workshops zur Industrie- und Maschinenfotografie 

Samstag, 22. September und Sonntag, 4. November im Museum Großauheim



Aufgrund der großen Nachfrage bieten die Städtischen Museen am
Samstag, 22. September 2018, sowie noch einmal am Sonntag, 4. November
2018, einen Foto-Workshop für Erwachsene zur Industrie- und
Maschinenfotografie im alten E-Werk des Museums Großauheim an. Der
Kurs beginnt um 11 Uhr und dauert drei Stunden. Fotobegeisterte haben
die Möglichkeit, sich von den Maschinen und der einzigartigen
Atmosphäre inspirieren zu lassen.

Unter Anleitung von Fotograf Detlef Sundermann erkunden die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit der Kamera die historische
Industrietechnik, unter Einbeziehung ungewöhnlicher Perspektiven und
geschickter Nutzung von Licht sowie mit packenden Aufnahmen von
Details. Abschließend gibt es eine Bildbesprechung mit Tipps zur
Nachbearbeitung.

Mitgebracht werden kann DSLR-, System-, Bridge- oder eine gehobene
Kompaktkamera, verschiedene Objektive, ggf. Blitz, Taschenlampe und
Stativ. Grundkenntnisse zur Fotografie werden vorausgesetzt.

Die Kosten betragen 15 Euro zuzüglich Museumseintritt. Aufgrund der
begrenzten Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse sun-info@t-online.de an. Weitere
Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter
www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim -Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1208: Herten - 2 Nähkurse, je 10 Termine ab 11. bzw. 13. September 2018


Nähkurse - Jetzt noch anmelden!



Ein Kleidungsstück selbst nähen, zum Beispiel für einen besonderen
Anlass? Oder vielleicht ein Lieblingsteil der Garderobe ändern? Das
Können Teilnehmerinnen und Teilnehmer in diesem Kurs. Zum ersten
Termin sollte folgendes Zubehör mitgebracht werden: Zuschneidepapier,
Bleistift, Schneiderkreide, Schere, Stecknadeln, Reihgarn, Nähgarn,
Maßband, Stoff und Schnittmuster. Auf Wunsch berät die Kursleiterin
auch zu Stoffart und -verbrauch und natürlich, welcher Schnitt als
Vorlage dienen könnte. Die Nähkurse richten sich sowohl an
Anfängerinnen und Anfänger als auch an Fortgeschrittene.

2752

Hannelore Krause

dienstags 19.15 - 21.30 Uhr

ab 11. September 2018

10 Termine (30 UStd)

CreativWerkstatt

70 Euro (erm. 49 Euro / HP 35 Euro)

2756

Hannelore Krause

donnerstags 19.15 - 21.30 Uhr

ab 13. September 2018

10 Termine (30 UStd)

CreativWerkstatt

70 Euro (erm. 49 Euro / HP 35 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

 Auskunft:

 VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 30. August 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MARKT/4148: Hanau - Traditioneller Flohmarkt im Fronhof am 8. September 2018


Traditioneller Flohmarkt im Fronhof



Es hat in der Brüder-Grimm-Stadt schon Tradition: in den Monaten April bis Oktober findet an jedem ersten Samstag im Monat der Flohmarkt der Stadt Hanau in unverwechselbaren Ambiente des Fronhofs statt. Am Samstag, 8. September, ist es wieder soweit - ausnahmsweise am 2. Samstag im Monat. In der Zeit von 7 bis 13 Uhr lässt sich hier wieder manche Rarität, Kurioses und/oder auch Nützliches erstehen.

Seit mehr als 20 Jahren werden hier Trödel und Gebrauchtwaren verkauft. Das Anbieten von Neuwaren und gewerbliche Anbieter sind nicht zugelassen. Dieser auf diese Weise bis heute klassische Flohmarkt in Verbindung mit dem Ambiente des Fronhofs erfreut sich deshalb bei Verkäufern als auch beim interessierten Publikum großer Beliebtheit.

Die begehrten Berechtigungsscheine für die Standplätze sind im 3. Stock des Ordnungsamtes (Steinheimer Straße) während der üblichen Öffnungszeiten (dienstags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12 Uhr sowie mittwochs zusätzlich von 14 Uhr bis 16.30 Uhr) erhältlich. Der Preis ist konstant geblieben und beträgt 10 Euro.

Weitere Informationen sind im Internet auch unter www.hanau.de zu finden.
 
 *
 
Quelle:
Pressemitteilung von Mittwoch, 5. September 2018 
Stadt Hanau
Pressestelle
Am Markt 14-18, 63450 Hanau
E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
 
veröffentlicht im Schattenblick zum 7. September 2018
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